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609. Sitzung

Bonn, den 16. Februar 1990

Beginn: 9.33 Uhr

Prisident Momper: Meine sehr geehrten Damen
und Herren! Ich erdffne die 609. Sitzung des Bundes-
rates.

Vor Eintritt in die Tagesordnung habe ich gemaf
§ 23 unserer Geschéftsordnung folgendes mitzutei-
len:

Der Priasident des Senats der Freien Hansestadt
Bremen hat mir mitgeteilt, daf Herr Senator Horst-
Werner Franke mit Ablauf des 6. Februar 1990 aus
dem Senat der Freien Hansestadt Bremen und damit
aus dem Bundesrat ausgeschieden ist. Herr Kollege
Franke hat dem Hause als stellvertretendes Mitglied
seit dem 3. November 1975 angehdrt. Er war damit
eines der dienstiltesten Mitglieder unseres Hauses.
Ich danke ihm fir seine Mitarbeit.

Mit Wirkung vom 7. Februar 1990 hat der Prasident
des Senats Frau Senatorin Sabine Uhl zum stellver-
tretenden Mitglied des Bundesrates berufen. Ich wiin-
sche ihr mit uns allen gemeinsam eine gute Zusam-
menarbeit.

Wir beginnen unsere Beratungen mit der Feststel-
lung der Tagesordnung. Sie liegt Ihnen in vorlaufiger
Form mit 90 Punkten vor.

Wir sind iibereingekommen, die Tagesordnungs-
punkte 1 und 90 einerseits sowie 17 bis 21 anderer-
seits gemeinsam aufzurufen. AuBerdem werden die
Punkte 13, 15, 22 und 76 von der Tagesordnung abge-
setzt.

Gibt es noch Wortmeldungen zur Tagesordnung? —
Dies sehe ich nicht. Dann ist sie so festgestellt.

Wir kommen dann zu den verbundenen Tagesord-
nungspunkten 1 und 90 — deutschlandpolitische Ent-
schlieBungen des Bundesrates. Zur gemeinsamen Be-
ratung rufe ich auf:

1. a) EntschlieBung des Bundesrates zur Deutsch-
landpolitik — Antrag der Lander Berlin,
Bremen, Nordrhein-Westfalen, Saarland
und Schleswig-Holstein — (Drucksache
723/89),

b} EntschlieBung des Bundesrates zur Entwick-
lung in Deutschland — Antrag der Lander
Baden-Wiirttemberg, Bayern, Hessen, Nie-

dersachsen und Rheinland-Pfalz — {Druck-
sache 726/89),

c) Entschliefung des Bundesrates zur Deutsch-
landpoltik — Antrag der Freien und Hanse-
stadt Hamburg — (Drucksache 737/89)

in Verbindung mit

90. EntschlieBung des Bundesrates zur Mitwir-
kung von Bundestag und Bundesrat armn Zusam-
menschlufi der beiden deutschen Staaten
— Antrag des Landes Nordrhein-Westfalen ge-
maB §36 Abs.2 GO BR — ({Drucksache
105/90).

Fiir die Aussprache liegt eine lange Rednerliste
vor.

Ich erteile Herrn Bundesminister Seiters aus dem
Bundeskanzleramt das Wort. Bitte schén, Herr Bun-
desminister!

Seiters, Bundesminister fiir besondere Aufgaben,
Chef des Bundeskanzleramtes: Herr Prasident! Meine
Damen und Herren! Der Bundeskanzler hat gestemn
vor dem Deutschen Bundestaqy tiber seine Gesprache
mit Generalsekretdr Gorbatschow und Minister-
prasident Modrow berichtet. Zwei Ministerprési-
denten und der Regierende Birgermeister von Berlin
haben an den Gesprdchen mit Ministerprasident
Modrow und seiner Delegation teilgenommen.

Der Bundeskanzler hat dabei festgestellt, dafl wir
noch nie, seit unser Land geteilt und seit unser Grund-
gesetz geschrieben wurde, unserem Ziel — Einheit
aller Deutschen in Freiheit — so nahe gewesen sind
wie heute. Dies und die fiir uns alle daraus erwach-
senden Aufgaben sind auch Gegenstand der gestri-
gen Besprechung des Bundeskanzlers mit den Regie-
rungschefs der Lander gewesen. Deswegen will ich
mich an dieser Stelle auf eine ganz knappe Einschét-
zung der Lage aus der Sicht der Bundesregierung
beschranken, verbunden mit einem kurzen Wort liber
das Verhdltnis von Bund und Lindern in dieser
Frage.

In dieser Woche, meine Damen und Herren, sind
drei wichtige Schritte getan worden:
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Erstens. Im Ergebnis der Gespriache des Bundes-
kanzlers in Moskau ist es zu der ausdriicklichen
Feststellung von Generalsekretdr Gorbatschow
gekommen — dies ist ein groBartiges Ergebnis; ich
zitiere —,

daB es jetzt zwischen der UdSSR, der Bundesre-
publik Deutschland und der DDR keine Mei-
nungsverschiedenheiten dariiber gibt, daf die
Deutschen selbst die Frage der Einheit der deut-
schen Nation lésen und selbst ihre Wahl treffen
miissen, in welchen staatlichen Formen, in wel-
chen Fristen, mit welchem Tempo und unter wel-
chen Bedingungen sie diese Einheit verwirkli-
chen werden.

Zweitens. Bei der Konferenz zwischen den Aulien-
ministern der Staaten der NATCO und des Warschauer
Paktes in Ottawa ist zwischen den beiden deutschen
Staaten und den Vier Machten, die besondere Rechte
und Verantwortlichkeit in bezug auf Berlin und
Deutschland als Ganzes haben, eine Vereinbarung
getroffen worden, nach der sich folgender Weg ab-
zeichnet: Nach den Wahlen am 18. Marz werden die
Bundesregierung und eine demokratisch legitimierte
Regierung der DDR iiber den Weg der Deutschen zu
ihrer Einheit sprechen. Wir Deutschen werden uns
dann mit den Amerikanern, den Briten, den Fran-
zosen und den Sowijets (iber die dufieren Aspekte der
Schaffung der deutschen Einheit, insbesondere der
Sicherheitsiragen, verstandigen. Auch dies ein be-
deutendes Ergebnis auf dem Weg zur deutschen Ein-
heit!

Drittens. Bei dem Besuch von Ministerprasident
Modrow und Mitgliedern seiner Regierung hat der
Bundeskanzler das Angebot unterbreitet, sofortige
Verhandlungen zur Schaffung einer Wahrungsunion
und Wirtschaftsgemeinschaft aufzunehmen. Wir ha-
ben uns darauf verstindigt, zu diesem Zweck eine
gemeinsame Kommission zu bilden, die unverziiglich
mit ihrer Arbeit beginnen soll. Beide Seiten haben ihre
Mitglieder in dieser Kommission bereits namentlich
benannt. Die Bundesregierung legt groBen Wert dar-
auf, daB diese Arbeit intensiv und ohne Zeitverzug
vorangeht.

Die Gesprache mit Ministerprasident Modrow und
den Mitgliedern seiner Regierung am Dienstag hier in
Bonn waren sachlich und offen. Sie sind besser ver-
laufen, als manche es im nachhinein wahrhaben wol-
len. Zwischenzeitlich mehren sich ja auch die Stim-
men in der DDR, die das Angebot der Bundesregie-
rung als Akt nationaler Solidaritit begreifen.

Es ware in der Tat weder hilfreich noch sinnvoll, die
Forderung nach globalen Transferleistungen in Hoéhe
von 15 Milliarden DM zu erfiillen. Damit wére der ver-
ninftigen Entwicklung einer leitsungsfdhigen Wirt-
schaft in der DDR und somit auch den Menschen dort
nicht gedient. DaB wir bereit sind, gezielt aus dem
Bundeshaushait schon jetzt dort zu helfen, wo es not-
wendig und sinnvoll ist, zeigt der Nachiragshaushalt,
der in dieser Woche im Kabinett verabschiedet wurde,
mit einem Betrag von iiber 5 Milliarden DM fir die
DDR: mit rund 400 Millionen DM fir medizinische
Gerate und Ausriistungen, mit einem ERP-Kreditpro-
gramm vor allem fir kleine und mittlere Unterneh-

men, mit Mafinahmen fir den Umweltschutz und fir
den Ausbau des Telefonnetzes.

Das von der Bundesregierung gemachte Angebot
ist jedoch sehr viel weitreichender, mutiger und im
Grunde die einzig effektive Lésung. Diese Entschei-
dung ist uns nicht leichtgefallen. Es ist ein mutiger
Schritt; aber er ist notwendig und richtig — auch und
gerade vor dem Hintergrund einer Verschlechterung
der wirtschaitlichen Lage in der DDR und eines an-
haltenden Zustroms von Ubersiedlern. Seit Jahresbe-
ginn sind rund 85 000 Ubersiedler gekommen. Es
kommt in dieser Lage entscheidend darauf an, durch
einen lingst lberfalligen, radikalen und raschen
Kurswechsel in der DDR den Menschen eine begnin-
dete Perspektive auf bessere Lebensbedingungen in
ihrer Heimat zu geben.

Wir sind bereit, bei diesem Kurswechsel zu helfen
und dabei unseren starksten wirtschaftlichen Aktiv-
posten, namlich die D-Mark, eine der stabilsten und
hértesten Wahrungen der Welt, in eine gemeinsame
Zukunft einzubringen. Es gibt kein starkeres Zeichen
unserer Solidaritat als dieses Angebot einer Wih-
rungsunion. Diese mufl allerdings unverzichtbar und
sofort von umiassenden marktwirtschaftlichen Refor-
men begleitet werden.

Es wére besser gewesen — die Bundesregierung hat
in ihren Gesprachen mit der DDR und in der Offent-
lichkeit wiederholt und nachdriicklich darauf hinge-
wiesen —, wenn marktwirtschaftliche Reformen in der
DDR schon stattgefunden hatten oder zumindest sehr
viel frither, griindlicher und umfassender angepackt
worden waren. Sie sind eine unerlafBliche Vorausset-
zung dafiir, daf eine Wahrungsreform ihren Zweck
erfiilit.

Dies immer wieder zu sagen, ist weder Schulmeiste-
rei noch Bevormundung, sondemn nur die Nennung
objektiver Tatsachen, die wir, wenn wir rediich Politik
betreiben wollen, sowohl den Menschen in der DDR
als auch unseren Mitbiirgern, um deren Steuergelder
es ja ebenfalls geht, immer wieder vor Augen flihren
miissen.

Leider ist auf diesem Gebiet viel wertvolle Zeit un-
wiederbringlich verloren. Ich sage dies auch ange-
sichts gestriger vollig abwegiger AuBerungen der
stellvertretenden Ministerprasidentin Christa Luft
{SED) und anderer Regierungsmitglieder, die die Ver-
antwortung fiir die katastrophale wirtschaftliche Ent-
wicklung der DDR und fiir die Halbherzigkeit tragen,
mit der die dringend notwendigen Wirtschaftsrefor-
men bisher angegangen wurden, Ich kann mich nur
iiber die Art und Weise wundern, in der verlangt wird,
daB 15 Milliarden DM jetzt einfach iiber den Tisch in
eine marode sozialistische Wirtschaft geschoben wer-
den. Ich weise die AuBerungen und Vorwiirfe der
Zogerlichkeit, die in diesem Zusammenhang der Bun-
desregierung gemacht wurden und gemacht werden,
nachdriicklich zuriick. Ich kann nur appellieren, jetzt
nicht weitere Zeit zu verlieren,

Beides, die Wirtschaftsreform und die Wahrungs-
union, muB zeitgleich und inhaltlich abgestimmt un-
verziiglich angegangen werden. Es geht um Gewer-
befreiheit, Eigentumsordnung, Wettbewerbsordnung,
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marktwirtschaftliches Preis- und Lohnsystem sowie
die Freiheit im AuBenhandel.

Wir wissen, daB diese Reformpolitik ebenfalls pa-
rallel sozial und dkologisch abgesichert werden mul.
Dies ist fiir die Bundesregierung von zentraler Bedeu-
tung. Nur mit einer sozialen Flankierung kann der
wirtschaftliche Neubeginn in der DDR erfolgreich sein
sowie die notwendige Zustimmung und Unterstiit-
zung der Menschen finden.

Wir haben hierzu unsere weitreichende Hilfe ange-
boten. Wir sind bereit, sofort beim Aufbau einer mo-
dernen Arbeits- und Sozialordnung mitzuwirken. Wir
bieten personelle und technische Hilfe an. Wir wissen
auch, dal dabei eine Anschubfinanzierung notwen-
dig werden wird. Es gibt Felder, wo die finanzielle
Hilfe der Bundesrepublik Deutschland sinnvoll ist,
wirkungsvoll ist und dringend gebraucht wird, anders
als bei den genannten Feldern, von denen die DDR
sagt, daB wir ihr jetzt mit einem entsprechenden Kre-
dit oder mit einer entsprechenden Zahlungsbilanz-
hilfe zur Seite springen sollen. Wir sind zu dem, was
ich gerade gesagt habe, bereit und auch in der
Lage.

Die Bundesregierung setzt bei dem Prozefl des Zu-
sammenwachsens der beiden deutschen Staaten in
Deutschland auf eine enge Zusammenarbeit von
Bund und Landern. Diesem Zweck dienen insheson-
dere die Gespriache der Regierungschefs von Bund
und Lindern und die vereinbarten standigen Gespra-
che der Chefs der Staats- und Senatskanzleien mit
dem Chef des Bundeskanzleramtes. Auch die Teil-
nahme des Ministerprasidenten des Freistaates Bay-
ern, des Ministerprasidenten von Nordrhein-Westfa-
len sowie: des Regierenden Biirgermeisters von Berlin
am Gesprach des Bundeskanzlers mit Ministerprasi-
dent Modrow belegen die Absicht der Bundesregie-
rung, die Lander in angemessener und umfassender
Weise zu beteiligen. Diese Beteiligung an den Ver-
handlungen mit der DDR ist auch durch die gestrige
Vereinbarung beim Gesprach des Bundeskanzlers
mit den Regierungschefs der Lander sichergestellt
worden.

Gerade angesichts der gestern erzielten bhreiten
Ubereinstimmung, was die Unterrichtung, die Konsul-
tation und die Beteiligung der Lander anbetrifft, ist
allerdings nach dem Sinn des Vorschlags zu fragen,
einen ,beratenden AusschuB” von Bundestag und
Bundesrat einzusetzen. Ein solches Gremium ist im
Grundgesetz nicht vorgesehen und héatte deshalb
keine verfassungsrechtliche Grundlage. Ich darf
daran erinnern, daB unsere Verfassung und die Ge-
schiftsordnungen der Verfassungsorgane detaillierte,
sorgsam abgewogene und effektive Regelungen tiber
die Beteiligung aller Verfassungsorgane an den anste-
henden politischen Entscheidungen enthalten. Sie
werden auch besonderen politischen Situationen ge-
recht.

Bundestag und Bundesrat haben in den vergange-
nen Wochen und Monaten wiederholt aktuell und
grundsétzlich tiber Fragen der Deutschlandpolitik de-
battiert. Die Ausschiisse beider Verfassungsorgane
haben jederzeit die Mbglichkeit, sich aktuell und im
Detail iiber anstehende Fragen zu informieren und zu
beraten. Uber GesetzgebungsmaBnahmen wird in

beiden Gesetzgebungsorganen zlgig und grindlich
beraten.

Die Bundesregierung ist davon iberzeugt, daB die
gestern vereinbarten pragmatischen Formen politi-
scher Konsultationen zwischen Bund und Landern
unter entsprechender Beteiligung der Lander den auf
uns zukommenden Herausforderungen und verfas-
sungspolitischen Entscheidungen sowie auch der Dy-
namik der Entwicklung gerecht werden.

Meine Damen und Herren, wir wissen, daB es bei
den Menschen in beiden Teilen Deutschlands Besorg-
nisse gibt. In der DDR geht es dabei um Arbeitsplatze,
um Ersparnissse und Wohnungen zu bezahlbaren
Mieten. Bei uns geht es um eine befiirchtete Uberla-
stung des ,sozialen Netzes”, um mdgliche Einbufen
beim Lebensstandard aufgrund von Hilfen an die DDR
und um die Stabilitdt der Wahrung. Wir kénnen die-
sen Besorgnissen mit guten Griinden begegnen. Ich
appelliere an uns alle, jeglichen Versuchen entgegen-
zutreten, in diesem Bereich Angste zu schiiren.

Die objektiven Voraussetzungen fiir die Lésung der
vor uns liegenden Aufgaben sind ausgesprochen gut.
Die wirtschaftlichen Daten bei uns sind ungewéhnlich
gunstig. Wir haben ein hohes Wirtschaftswachstum.
Die Zahl der Arbeitsplatze wachst. Der Handelsiiber-
schul liegt bei etwa 130 Milliarden DM. Es gibt eine
grofie Bereitschaft unserer Wirtschatft, sich in der DDR
Zu engagieren.

Durch die notwendigen Leistungen der Bundesre-
publik Deutschland an die DDR wird kein einziger
Blrger bei uns in seinen sozialen Rechten beeintrach-
tigt. Von dem dynamischen wirtschaftlichen Aufhol-
prozeB, den wir auf dem Gebiet der DDR durch den
Ubergang von der zentralen Planwirtschaft zur sozia-
len Marktwirtschaft erleben werden, werden alle pro-
fitieren: nicht nur die Biirger im anderen Teil Deutsch-
lands, sondern auch wir.

Meine Damen und Herren, der Bundeskanzler hat
gestern im Deutschen Bundestag das Leitwort der
kommenden Monate genannt: nationale Solidaritit.
Je starker die Gemeinsamkeit von Bund, Léndern und
Gemeinden ist, um so besser werden wir die vor uns
stehenden groBen Aufgaben losen.

Prisident Momper: Schénen Dank, Herr Bundesmi-
nister!

Das Wort hat nunmehr der Ministerprasident von
Nordrhein-Westfalen, Herr Dr. Rau. Bitte!

Dr. h. c. Rau (Nordrhein-Westfalen): Herr Prasident!
Meine Damen und Herren! Herr Bundesminister Sei-
ters hat dargestellt, was die Regierungschefs der Lan-
der gestern mit dem Bundeskanzler iiber die Art und
Weise verabredet haben, wie wir den Prozeli beglei-
ten wollen, der in diesen Monaten mit dramatischen
und sich oft hektisch verdndernden Situationen auf
uns zugekommen ist. Ich bin dankbar dafir, daB wir
uns verstindigt haben. Diese Verstdndigung, Herr
Bundesminister, an der Sie mitgewirkt haben, wird in
der Tat sicherstellen, daB die Exekutiven der Linder
informiert werden, mitwirken kénnen und an Ent-
scheidungsprozessen beteiligt werden. Dafiir herzli-
chen Dank!
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Nun haben Sie nach dem Sinn des Antrages gefragt,
den Nordrhein-Westfalen gestellt hat, und dann
— ohne die Antwort auf diese Frage abzuwarten —
erklart, dieser Antrag habe keinen Sinn. Das halte ich
fiir ein MiBverstdndnis, zumal es sich nach meiner
politischen Erfahrung immer als gut erwiesen hat, die
Antwort auf Fragen nicht gleich selber zu geben, weil
sonst der Dialogcharakter des Gesprachs reduziert
wird.

In der Sache alsoc mdchte ich Thnen sagen, warum
ich meine, daB ein solcher Ausschuff von Bundesrat
und Bundestag Sinn macht. Es gibt Gremien, in denen
wir im Verhalinis 11:11 zusammen- oder einander
gegeniibersitzen: elf Mitglieder des Bundestages, elf
Mitglieder des Bundesrates. Das gilt fiir den Vermitt-
lungsausschufl. Dieser Ausschul hat in den letzten
Jahren nicht mehr getagt. Aber es gab eine Reihe von
Jahren, in denen er in einer nur dem Zeitgeschichtler
einsichtigen Weise die innere Struktur der Bundesre-
publik mitbestimmt und mitgestaltet hat.

Dieser VermittlungsausschuB hat bei kleinen Fra-
gen und groBen Herausforderungen den Weqg zur Ge-
meinsamkeit erleichtert. Wir mochten, daB bei der
Herausforderung, die gréfer ist als jede zuvor in der
Geschichte der Bundesrepublik, Gelegenheit besteht,
Konsens auch zwischen den Legislativen zu errei-
chen. Ich glaube, daB Threr Ablehnung, Herr Bundes-
minister, die irrtiimliche Meinung zugrunde liegt, der
Bundesrat sei eine Art erweiterter Ministerprasiden-
tenkonferenz. Das ist nicht der Fall. Der Bundesrat ist
ein Organ des Bundes und kein Organ der Lander.
Und weil er ein Organ des Bundes ist, das an der
Gesetzgebung mitwirkt, darum mufl er nach meiner
Uberzeugung bei dem ProzeB mitwirken, der die Si-
tuation auf deutschem Boden wie keine andere politi-
sche Entscheidung als die verdndem wird, mit der wir
es jetzt zu tun haben.

Es gibt andere Bereiche, in denen wir uns im Ver-
haltnis 11: 11 treffen. Mit Zustimmung der Bundesre-
gierung und der Mehrheit des Bundestages haben Sie
vor einiger Zeit wegen einer anstehenden und im
Augenblick in der Durchfiihrung befindlichen — so
nennt man das wohl — Reform einen Ausschuff 11:11
gebildet. Ich meine den Infrastrukturrat der Post.
Wenn Sie dieses Verhiltnis dort brauchen, um wieviel
mehr brauchen Sie es bei der Frage, ob und wie
Deutschland wieder ein Ganzes wird? Macht IThnen
nicht dieses Beispiel deutlich, mit wie kleiner Miinze
Sie einen Antrag abweisen, liber den nachzudenken
sich lohnt?

Ich stehe noch ein wenig unter dem Eindruck des-
sen, wasich durch Rundfunk und Fernsehen — ich bin
selber nicht dabeigewesen — von der gestrigen De-
batte im Bundestag iiber die deutschlandpolitischen
Fragen mitbekommen habe. Ich finde die Art und
Weise, wie im Augenblick dariiber gestritten wird,
wer denn wohl in welchem MaBe an dem beteiligt sei,
was sich in der DDR vollzieht, sehr kleinkariert und
mies. Ich bin der Auffassung, daBl wir damit nur wenig
denen gerecht werden, die den Wandel wirklich zu-
stande gebracht haben, nédmlich den Menschen aus
den Kirchen, den Menschen aus den gesellschaftli-
chen Organisationen, den Menschen, die in der DDR

aus den Nischen herausgekommen sind. Sie haben (C)

ihn zustande gebracht, nicht die bundesdeutsche Poli-
tik, gleichgltig, welche.

Nun stehen wir vor der Frage: Wie soll denn ein von
vielen als illusionar beiseite geschobenes, ein von vie-
len als utopisch kaum mehr erhofftes und erwartetes
einiges Deutschland aussehen? Und wo finden wir
uns zusammen, um dariber nachzudenken? Unsere
Vater haben in Hemmenchiemsee zusammengesessen,
um das Grundgesetz zu entwickeln. Dieses Grundge-
setz ist zustande gekommen, weil die Ministerprasi-
dentenkonferenz einen solchen Auftrag gegeben
hatte. Einen Bundesrat gab es seinerzeit noch nicht,
einen Bundestag auch nicht. Es gab damals noch ge-
meinsame Ministerpriasidentenkonferenzen, Man
mubB sich das einmal in Erinnerung rufen! Es hat Kul-
tusministerkonferenzen gegeben. Bei einer saB nicht
nur Christine Teusch aus Nordrhein-Westfalen am
Tisch, sondern als sachsischer Kultusminister auch der
Vater des Mannes, der spater der dienstalteste Bremer
Kultusminister war: der Vater von Moritz Tape als
Kultusminister in einer gemeinsamen Kultusminister-
konferenz 1946.

Nun stehen wir, fast 45 Jahre danach, vor der Frage:
Welche Gestalt, welche innere Form soll dieses
— man sagt es kaum — neue Deutschland haben? Ich
bin der Meinung, man darf jetzt nicht fragen, wer wo
welche Gremien hat, sondern die Frage mul lauten:
Wie wirken alle zusammen? Unser Antrag ist ein An-
gebot des Bundesrates — wie ich hoffe, eines Tages
seiner Mehrheit —, uns zusammenzusetzen, uns zu-
sammenzufinden und z. B. iiber die Frage zu reden:
Wie kann denn in einerm einigen Deutschland wieder
politische Kraft ohne Machtkonzentration entstehen?
Wie kann Gewaltenteilung, wie eine innere Struktur
dieses Staates aussehen?

Sie haben recht: Die Wihrungsunlon mufl kommen.
Auch ich finde, sie muB schnell kommen. Nur: Die Art
und Weise, wie das bei uns manchmal gesagt wird,
scheint mir den Verdacht zu nidhren, als seien die
Menschen in der DDR im wesentlichen wegen der
West-Mark auf die StraBe gegangen. Das sind sie
nicht! Sie werden ohne diese D-Mark ihre wirtschaft-
liche Souveréanitét nicht zurickgewinnen. Sie sind auf
die Strafle gegangen, weil sie die Unmiindigkeit nicht
mehr ertragen konnten, weil sie Demokratie wollten.
Wenn wir etwas als Exportartikel bezeichnen wollten,
dann miiBte dies unser Verstindnis von einer freien
Gesellschaft, von einem demokratischen und sozia-
len Rechtsstaat sein, und nicht unsere Wahrung. Diese
kann das Instrument, sie kann das Transportmittel
sein. Aber in den letzten Wochen karmn hier eine Dis-
kussion auf, als ginge es bloBf darum.

Ich habe vom VermittlungsausschuBl gesprochen.
Ich kénnte von anderen Gremien berichten, in denen
wir im Verhaltnis 11:11 zusammensitzen. In diesem
Fall sind es Exekutivvertreter. Ich habe keine Sorge,
daB wir Defizite im Terminkalender haben werden.
Ich bin daven iiberzeugt: Gelegenheiten zu Sitzungen
wird es in hohem MabBe geben, auch zu Absprachen.
Nur: Das ist nicht der Gegenstand unseres Antrages.
Der Gegenstand dieses Antrages ist vielmehr die
Frage danach, ob wir das MaB der Herausforderung
erkennen, das in dem liegt, was jetzt vor uns steht. Das
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MaB der Herausforderung ist, daB wir ein einiges,
demokratisches, rechisstaatliches und soziales
Deutschland wollen, aber nicht in der Art einer Aus-
dehnung der Bundesrepublik auf das Gebiet der bis-
herigen DDR — so wenig, wie wir je das andere ge-
wollt haben: die Ausdehnung der DDR auf das Gebiet
der Bundesrepublik. Das ist kein dritter Weq, sondern
eine neue Chance.

Es stellt sich die Frage, ob wir diese neue Chance
erkennen und ob wir das wahrnehmen, was an Mdg-
lichkeiten neuer Entwicklungen auf der Basis unserer
Erfahrungen, auf der Basis dessen, was wir in der Ver-
fassungswirklichkeit der Bundesrepublik geleistet
und versdumt haben, auf uns zukommt.

Weil wir ohne Zégern unseren Weg gehen, aber
aufhéren miissen, ihn mit Hektik zu gehen, lautet der
Vorschlag Nordrhein-Westfalens, ein Gremium zu bil-
den, in dem Kooperation und Nachdenklichkeit nicht
als Kontrastprogramm zu den grofen Hammerschla-
gen der politischen Parteien, sondern als Mittel poli-
tischer Gestaltung genutzt werden.

Das, was wir gestern miteinander verabredet ha-
ben, ist gut und wird sich hoffentlich bewéhren. {Ther-
haupt gab esin den letzten Wochen und Monaten eine
Reihe von positiven Zeichen dafiir, daB sich die
deutschlandpolitischen Moglichkeiten, die wir wahr-
nehmen, nicht nach parteipelitischen Praferenzen sor-
tieren lassen. Die Diskussionen iiber die Artikel 23
Abs. 2 oder 146 des Grundgesetzes verlaufen quer
durch die Parteien. Die Frage, ob es einen dritten Weg
gibt — ich meine jetzt nicht den politischen dritten
Weg, hinsichtlich dessen manche die Sorge haben,
Eppelmann wolle ihn noch —, also die Frage, ob es
einen dritten verfassungsrechtlich zulassigen Weg
gibt, wird uns noch lange beschéitigen.

Wenn ich mir die Regierungserklirung ansehe, die
mein baden-wiirttembergischer Kollege Spéth in der
vergangenen Woche abgegeben hat, und diejenige,
die ich vorgestern in Diisseldorf vortragen konnte,
stelle ich in wichtigen Punkten weitgehende Uberein-
stimmung fest, ohne abgeschrieben zu haben, Herr
Kollege Spath.

{Heiterkeit)

— Wir haben uns in der vergangenen Woche bei an-
derer Gelegenheit gesehen. Ich habe nicht alles
Schwiibische erzahlt, was ich wuBte, einfach um ihn
zu schonen.

{Ermeute Heiterkeit)

Ich muB dazu gleich noch eine Geschichte erzahlen,
aber auBerhalb des Plenums.

{Heiterkeit)

Ich habe das gesagt, weil ich glaube, daB das nicht
nur etwas mit der personlichen Nihe von Regierungs-
chefs zu tun hat, die sich ja auch im Laufe der Zeit
jenseits parteipolitischer Unterschiede ergeben kann,
sondermn auch deshalb, weil ich glaube, daB darin
Chancen der Gemeinsamkeit liegen, die wir nutzen
soliten.

Di_e Art und Weise, Herr Kollege Seiters, mit der Sie
die AuBerungen von Frau Minister Luft zuriickgewie-
sen haben, hat mir, offen gesagt, nicht gefailen. Ich

teile nicht die Meinung von Frau Kollegin Luft. Ich
hatte es auch fiir falsch gehalten, wenn in der Bespre-
chung die geforderten 15 Milliarden DM gewisserma-
Ben einfach hiniibergeschoben worden waren. Das
konnte keiner erwarten, zumal dann nicht, wenn der
.Runde Tisch” vorher beschlieft, man wolle jetzt noch
keine Vereinbarung iiber die Wahrungsunion. Aber
etwas mehr Konkretion, etwas bessere materielle Vor-
bereitung, ein klareres Papier mit ein paar Hinweisen
hatte ich mir fir diesen Kreis schon gewiinscht, damit
man mit etwas hatte nach Hause gehen kénnen, wo-
mit man hatte arbeiten kénnen. Denn ganz unabhan-
gig davon, ob es die Opositionsparteien sind — in der
DDR stehen wir im Augenblick vor der Situation, daf
Oppositionsparteien in der vorldufigen Regierung sit-
zen — oder ob es die gegenwadrtig noch Regierenden
sind: Es gibt in der DDR ein Unbehagen gegeniiber
bundesdeutscher Politik, weil man den Eindruck hat,
daB man in der Spannbreite von Wortreichtum und
Handlungsarmut verkomme und da8 man den Weg
zum 18. Mérz und dariiber hinaus nicht finde. Denn
nach dem 18. Mirz sind harte Entscheidungen in der
DDR nétig.

Weil das so ist, darum glaube ich: Wir miissen dar-
auf achten, daB wir nicht bloB sagen, dies sei die
groBte Herausforderung der Nachkriegsgeschichte,
sondern daB wir uns auch fragen: Sind wir eigentlich
geriistet, sie zu bestehen? Daher stiinde es, meine ich,
allen Politikern gut an, sich nicht selber Zeugnisse
iiber das auszustellen, was sie zu leisten imstande
warern.

Bundestag und Bundesrat haben vier Jahrzehnte
lang diese Republik gestaltet. Sie haben das mit unter-
schiedlichen Mehrheitsverhiltnissen, in unterschied-
lichen Atmosphiren politischer Auseinandersetzung,
mit Turbulenzen und gelegentlich auch in gepflegter
Langeweile, aber mit groBem Erfolg getan.

Wir werden danach gefragt: ,Was bringen wir in
den GesprachsprozeB mit dem anderen deutschen
Staat ein?” Wie vermeiden wir den Eindruck, es gehe
bloB darum, daB er sich uns angleiche, ohne daB wir
mit unseren guten Erfahrungen zuriickhalten wollen,
die wir mit der Marktwirtschaft gemacht haben, ohne
dafB wir mit den guten Erfahrungen zuriickhalten wol-
len, die wir mit der Gewaltenteilung gemacht haben,
ohne all das, was alle Demokratien auszeichnet und
was die Menschen in der DDR dazu gefiihrt hat, da
auch sie Demokratie und keine Volksdemokratie wol-
len, die das Gegenteil einer Demokratie ist?

Hier stehen viele Fragen an, und es wird sich in den

nichsten Monaten erweisen: Die deutsche Frage ist
auch eine Frage der sozialen Gerechtigkeit in beiden
deutschen Staaten. Dabei miissen wir den Eindruck
abwehren, als seien diejenigen, die den ,aufrechten
Gang” geiibt haben und die ihn gegangen sind, als
dies noch lebensgefahrlich war, jetzt auf unsere Almo-
sen angewiesen,

Wir miissen auch darauf achten, daf es ein geord-
neter Wegq ist, daB der deutsche EinigungsprozeD ge-
lingt. Wir miissen darauf achten, dali wir jetzt nicht
bloB dariber reden, ob und wie viele Landervertreter
dabei sind, wenn die beiden deutschen Staaten mit
den Vier Machten dariiber reden, was sich sicher-
heitspolitisch ergibt, sondern daB wir trotz der augen-
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blicklichen Begrenzung unseres faszinierten Blicks
auf die deutsch-deutsche Situation nicht die europai-
sche Dimension vergessen. Diese europdische Di-
mension ist mehr als die Frage nach dem EG-Beitritt
der DDR oder ihres jetzigen Staatsgebietes. Es steht
auch die Frage an, wie sich Europa entwickelt und ob
wir unser Bild von Europa revidieren, das sehr oft
durch den Konsumverzicht an Informationen ein rei-
nes Westeuropabild geworden ist. Dabei fehlt es an
Gesprachsméglichkeiten, an denen alle Organe des
Bundes beteiligt sind.

Unterstellen wir einmal, daf die Bundesregierung
alles richtig macht, unterstellen wir einmal, dall der
Kanzler so gut ist, wie er behauptet zu sein, dann ist
das noch kein Grund, die Organe des Bundes aus dem
Gesprachsprozef herauszuhalten, der jetzt in Gang
kommen mub.

Darum bitte ich Sie herzlich und dringend, jetzt
nicht zu sagen: ,Gremien haben wir genug, wir tagen
ja schon immer, wir haben alles miteinander bespro-
chen.” — Nein, ein neuer deutscher Staat, der mehrist
als die Addition der beiden, der etwas anderes ist als
die Reduktion des einen vom anderen, ein ProzeD zur
Einheit, der neue Wege und nicht nur den der Entvél-
kerung der DDR weist, aber auch nicht den des Auf-
kaufs der DDR, ein solcher neuer Weq ist eine Heraus-
forderung, die Uber die Infrastrukturveranderung der
Post so weit hinausgeht wie das Unendliche iiber un-
seren Millimeterbegriff.

Darum bitte ich Sie: Nehmen Sie dieses Angebot
wahr! Denn das Ziel soll ein i6derales Deutschland

.sein, ein Bund deutscher Linder, wie immer dieser

dann heiBt, so wie die Bundesrepublik Deutschland
ein féderaler Staat und keine Republik mit Provinzen
ist. Das muB in der Wirklichkeit unseres Lebens wie-
der deutlich werden, und das kann deutlich werden,
wenn wir uns chne falsche Abgrenzungen bei uns
zusammensetzen und wenn wir Bundestag und Bun-
desrat jene Souveranitat geben — nicht jene Digni-
tat —, die ihnen von der Verfassungsgeschichte her
zukommnt.

Darum bitte ich: Stimmen Sie dem Antrag Nord-
rhein-Westfalens zu!

Président Momper: Schonen Dank, Herr Minister-
prasident!

Das Wort hat nun der Bayerische Ministerprasident,
Herr Dr. Streibl. — Bitte schén, Herr Dr. Streibl!

Dr. h.c. Streibl (Bayemrn): Herr Prasident! Meine sehr
geehrten Damen und Herren! Herr Kollege Rau, ich
stimme mit dem meisten, was Sie gesagt haben, voll
iiberein. Insbesondere mochte ich festhalten, daB
dazu iiber alle Parteien hinweqg das Ziel gehort, das
Sie zuletzt formuliert haben: wieder ein echtes fdde-
rales Deutschland und kein nationales Reich zu schaf-
fen, das zentralistisch bestimmt ist.

Uber den Weg dorthin gibt es verschiedene Mei-
nungen. Ich glaube, es ist uns gestern gelungen — wir
haben hieran iiber die Parteigrenzen hinweg alle
kréaftig mitgewirkt —, in einem Gespréch mit dem
Bundeskanzler und dem Bundesprasidenten eine be-
friedigende Ubereinstimmung iiber die Beteiligung
der Linder an diesem historischen ProzeB zu erzie-

len. Ich meine, damit ist ein Instrument geschaffen,
iber das die Lander ihre legitimen Belange in den
Verhandlungsprozefl einbringen kénnen.

Ich darf darauf hinweisen, dafl ich wohl einer der
ersten war, die darauf verwiesen haben, daf} sich die
Souverdnitat der Bundesrepublik auf die zunachst
entstandenen souverdnen und handlungsfdhigen
Lander griindet. Ich weise darauf hin: Bayern lat sich
als Hiter und Wéchter des Féderalismus von nieman-
dem Ubertreffen.

(Dr. h.c. Rau [Nordrhein-Westfalen]: Wir
versuchen es jetzt! — Heiterkeit)

— Herr Rauy, wir werden sehen, ob wir dazu ein neues
Gremium brauchen. Ich meine, man sollte diesen Pro-
zelB auch nicht zu sehr mit Gremien tberlasten. Wir
alle haben enge Kontakte nach driben: ortlich die
Kommunen, untereinander die Handelskammern.
Auf alien Ebenen in den Regionen und in den Landern
ist ein ProzeB im Gange. Vor allem gibt es den Bun-
desratsausschufi fiir Innerdeutsche Beziehungen, in
den auch die Interessen des Bundesrates im Rahmen
der deutschlandpolitischen Entscheidungen einge-
bracht werden kénnen. Ich bin sicher, daB der Vorsit-
zende, Kollege Spéath, die Méglichkeiten dieses Aus-
schusses voll ausschépfen wird. Ein dhnlicher Aus-
schuf besteht im Bundestag.

In der Tat ist die Frage: Brauchen wir ein solches
zusiatzliches Gremium, wie es bei harten Auseinan-
dersetzungen iber grundlegende Meinungsverschie-
denheiten im Gesetzgebungsgang der Vermittlungs-
ausschubf darstellt? Wir sollten uns das noch einmal
sehr genau iiberlegen. Ich bin prima facie der Mei-
nung: Es ist eigentlich nicht nétig. Wir sollten aber
dariiber diskutieren.

Meine Damen und Herren, ich bin mit meinem Vor-
redner absolut darin einig: Die Deutschen driben
selbst haben sich die Freiheit genommen. Es waren
nicht wir, die hier auf die Strafle gegangen sind. Mit
groBer Bewunderung haben wir diesen ProzeB ver-
folgt. Natiirlich gab es aber einige Voraussetzungen,
die schon etwas mit unserer Verfassung zu tun haben.
Unser Anteilim freien Westen an der Revolution in der
DDR, wenn man so sagen darf, war, daB hier das
Modell eines blithenden Staatswesens entstanden ist,
das im Osten eine starke Anziehungskraft ausloste
und Bewunderung fand. Ohne dieses Modell eines
freiheitlichen und sozialen Rechtsstaats vor Augen
hétte die Revolution drilben wohl keine Perspektive
gehabt.

Man kann der Bundesregierung dazu gratulieren,
daB sie durch ihre Politik und jetzt auch durch die
Absprachen mit Ost und West einen erheblichen Bei-
trag geleistet hat.

Die Bundesrepublik — das ist ein weiterer Grund —
war eingebettet in das westliche Biindnis, in die west-
liche Wertegemeinschaft und wirtschaftlich in die Eu-
ropdische Gemeinschaft. Es waren — das mochte ich
doch festhalten — die Standhaftigkeit und die Festig-
keit des Westens, die letztlich das Einlenken des
Osten bewirkt haben, und nicht Anbiederung oder
stdndiges Paktieren.

(©)
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Zur deutschen Frage hatte die Bundesrepublik
Deutschland eine klare Rechtsposition. Die Bayeri-
sche Staatsregierung hat um diese Rechtsposition bis
zum Bundesverfassungsgericht gekampft. Sie ist da-
fiir mit Begriffen wie ,Deutschtiimelei”, ,kalte Krie-
ger’, ,Wiedervereinigungstheoretiker” oft geschol-
ten worden. Das ist alles noch gar nicht so lange her.
Aber lassen wir das!

Wir haben um die elementaren Grundfragen der
Bundesrepublik Deutschland, um das Wiedervereini-
gungsgebot, um den demokratischen und sozialen
Rechtsstaat und um seine fdderalistische Struktur
stets gekampft. Ich sehe heute keine Veranlassung,
von einer guten Verfassung wie dem Grundgesetz,
das sich auch in schwierigen Zeiten bewahrt hat, von
uns aus einfach abzugehen.

Bayern hat sich immer als Hiiter des Foderalismus
verstanden und manche Fehlentwicklungen, vor al-
lem zentralistische Tendenzen, bedauert. Aber wir
stehen als Foderalisten zu diesem Grundgesetz.

Fiir die Einheit der Nation enthalt das Grundgesetz
selbst die notwendigen rechtlichen Mechanismen.
Nachdem jetzt absehbar ist, daB die Entwicklung
wohl sehr rasch fortschreiten wird, muB, glaube ich,
dieser vorgegebene Weg beschritten werden.

Nach meiner persénlichen Ansicht — ich wei}, wir
sind dariber unterschiedlicher Ansicht — wiare Arti-
kel 23 Satz 2 des Grundgesetzes der schnellste Weg,
um hier zum Ziel zu kommen. Was die Bevélkerung
driiben will, ist Schnelligkeit dieses Prozesses, wenn-
gleich ich festgestellt habe, daB man bei der gegen-
wirtigen Regierung der DDR ebensc wie beim ,Run-
den Tisch” die Dinge etwas gemadchlicher sieht und
sich auf einen langeren Zeitraum einrichten will. Wir
wollen sehen, ob das Volk, das sich die Freiheit ge-
nommen hat, nicht dariiber hinweggeht.

Noch wichtiger, meine ich, ist es, daBl das im Grund-
gesetz festgeschriebene und fiir eine fireiheitliche
Ordnung unverzichtbare Strukturelement des Fode-
ralismus auf dem Territorium der DDR in vollem Um-
fang moglichst bald verwirklicht wird. Das heiBt: Die
alten Liander Sachsen, Sachsen-Anhalt, Thiiringen,
Brandenburg und Mecklenburg missen wiederher-
gestellt werden. Foderalismus ist nun einmal Viel-
falt.

Ich weiB auch, daB die Alliierten damals dem Fode-
ralismus in der Bundesrepublik sicherlich nicht nur
aus Liebe zu uns Vorschub geleistet haben, sondemn
weil sie eben der Meinung waren, daf} ein zentraler
Mechanismus und Staat unter besserer Kontrolle sind,
wenn starke Linder vorhanden sind. Das kann man,
glaube ich, ruhig so sagen.

Aber es ist etwas anderes daraus geworden. Fode-
ralismus ist Vielfalt, bedeutet Machtverteilung,
schafft Biirgerndhe, garantiert dem einzelnen Biirger
ein groBtmogliches MaB an Freihelt und Mitsprache.
Féderalismus, zu dem ich auch die kommunale Selbst-
verwaltung rechne, um die es ja ebenfalls geht, gibt
unseren Landsleuten in der DDR alles, was sie bisher
entbehren muften. Féderalismus schaffte — auch das
war damals nicht absehbar — einen unglaublichen
Wohlstand.

Aus der Geschichte der Bundesrepublik wissen wir,
dal der Wettstreit der Lander um die beste wirtschaft-
liche und regionale Entwicklung allen Landern ge-
niitzt hat. Ich meine auch, eine séchsische Regierung
in Dresden oder eine bayerische in Minchen weill
besser, was fiir Sachsen oder fiir Bayern gut ist, als
eine Zentrale in Ost-Berlin oder auch in Bonn. Das
missen wir im iibrigen — und darauf missen wir ge-

. meinsam achten; ich bin froh, daB dieses deutsche

Problem jetzt dieses Erwachen mit sich gebracht
hat — besonders auch gegeniiber Briissel im Auge
behalten.

Ich denke, auf diesem Felde der Politik tragen die
Lander eine orgindre Verantwortung. Wir sind auch
bereit, dabei mitzuhelfen, daB in den wiedererstande-
nen Lindern in der DDR Verwaltungsstrukturen ge-
schaffen werden, die ein HéchstmaB an Freiheit,
Selbstbestimmung und wirtschaftlicher Entialtungs-
mdglichkeit garantieren. Dazu gehdéren die Einrich-
tung von Landtagen und Lénderregierungen, aber
z. B. auch — und das ist sehr wichtig — die kommu-
nale Selbstverwaltung.

Ich méchte mich beim Bundeskanzler dafir bedan-
ken, daB wir ohne grofle Schwierigkeiten zu dieser
guten Zusammenarbeit und zur Beteiligung der Lan-
der gekommen sind. Auch auf dem Boden der Bun-
desrepublik waren die Lander die ersten.

Die Bundesrepublik Deutschland hat auch keinen
AnlaB, ihr blilhendes Wirtschaftssystem, die soziale
Marktwirtschaft, in irgendeiner Weise in Frage zu
stellen. Es ware abwegig, jetzt, zu einem Zeitpunkt, in
dem die Wirtschaftskonjunktur besonders hervorra-
gend lauft, wegen der Zusammenfilhrung beider
deutscher Staaten irgendwelche Abstriche hiervon zu
machen. SchlieBlich erméglicht es das prosperierende
Wirtschaftssystem, ein ,soziales Netz* zu schaffen,
das seinesgleichen sucht und das dem System drilben
in jedem Fall iiberlegen ist. Ich meine, die Suche nach
dem ,dritten Weg* zwischen Kapitalismus und Sozia-
lismus ist iiberfliissig. Der ,dritte Weg" ist langst ge-
funden, namlich in der sozialen Marktwirtschaft.

Meine Damen und Herren, es gibt geniigend Ang-
ste in unserer Bevolkerung vor einer Verschlechte-
rung des Lebensstandards und vor unvorhersehbaren
Zahlungsverpflichtungen im Falle der Wiedervereini-
gung. Ich glaube, das sollten wir hier sehen. Schon
bisher gingen jahrlich Milliardenbetrdge in die DDR,
aber auch nach Berlin wegen dessen Insellage. Hier
wird es eine Neuordnung geben. Gerade daher haite
ich es fiir besonders wichtig, unserer Bevélkerung in
der Bundesrepublik Deutschland deutlich zu sagen:
. Wir gehen von unserem Wirtschaftssystem nicht ab.
Wir werden fiir eine stabile D-Mark kdmpfen.“ Das
Angebot der Bundesregierung, mit der DDR eine
Wirtschafts- und Wahrungsunion einzugehen, ist ein
kithner, ein mutiger Schritt — das méchte ich hier
noch einmal betonen —, den wir voll unterstiitzen.

Die dramatischen Aufldsungserscheinungen im an-
deren Teil Deutschlands und die Perspektivlosigkeit
driiben sowie die tiefe Resignation in weiten Teilen
der Bevilkerung, die in der Tat auf den Koffern sitzen,
verlangen rasch nach einem deutlichen, glaubwiirdi-
gen Zeichen.
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Ein Patentrezept fiir eine schnelle Verbesserung
des Wohlstandes in der DDR gibt es nicht. Aber es
wdre gut gewesen, wenn notwendige Verarbeiten hin
zur Marktwirtschaft geleistet worden waren. In die-
sem Fall, meine Damen und Herren, hitte hier ein
anderes Ergebnis erzielt werden kénnen.

DaB wir 15 Milliarden DM geben, nur um die maro-
den Staatsfinanzen drilben zu sanieren, kann doch
nicht der richtige Weg sein. Man hétte hier schneller
bestimmte Voraussetzungen schaffen kénnen. Ich war
mit einer groflen Delegation von sehr, sehr interessier-
ten und potenten Wirtschaftlern driben. Ich kann Ih-
nen sagen: Unsere Wirtschaft, das private Kapital ste-
hen ,Gewehr bei FuBl”. Ich mdchte hinzufiigen: Das
gilt nicht nur fir die Westdeutschen, sondern auch fir
die Japaner und die Amerikaner. Das ist in den letzten
Tagen sichtbar geworden. Wenn driiben deutlich
wird, daB sich das private Kapital engagiert, erst dann,
meine Damen und Herren, ist der Wettlauf gewon-
nen,

Wir kénnen nicht nur mit staatlichen Mitteln driiben
Sanierung betreiben. Das sollte einmal klargemacht
werden; denn ich hatte den Eindruck: Die Vorstellun-
gen am ,Runden Tisch” und auch in der Regierung
gehen noch in eine ganz andere Richtung. Ich nehme
das auch gar nicht iibel; denn wer zunédchst zwolf
Jahre im Nationalsozialismus und dann 45 Jahre im
sogenannten realen Sozialismus gelebt hat, der hat
nicht unsere Denkweise. Wir reden manchmal mit
gleichen Begriffen Uber véllig verschiedene Dinge.
Das ist Thnen sicherlich auch schon so ergangen.

Meine Damen und Herren, ich meine, die Einfiih-
rung der Deutschen Mark ist schon ein Symbol der
Freiheit, der Stabilitit und der wirtschaftlichen
Starke. Wer sich heute fragt, was den Menschen drii-
ben denn als Ideal geblieben ist, stellt fest: Ihre Ideale,
auch die inneren Werte sind zum groflen Teil durch
den Sozialismus einfach geschwunden. Wir miissen
ehrlich sagen: Sie schauen zunéchst einmal auf die
wirtschaftliche Lage hier bei uns. Ich meine, wir mis-
sen die Leute driben Uberzeugen. Daher ist dieser
Schritt am besten geeignet, Mut zu vermitteln, Ver-
trauen zu schaffen, so daB die Birger in ihrer Heimat
bleiben und ihre Heimat selber wiederaufbauen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Den Be-
fliirchtungen, die bei unserer Bevilkerung bestehen,
kann man, glaube ich, quten Gewissens entgegentre-
ten. Sicherlich ist die deutsche Einheit nicht zum Nuli-
tarif zu haben; das ist seibstverstandlich. Wir werden
ein nationales Solidarititsopfer bringen miissen.
Aber wir sollten uns auch dariber im klaren sein: Fir
jede Mark, die wir im Rahmen der Wirtschafts- und
Wihrungsunion in die Gesundung der Wirtschaft dri-
ben investieren, sparen wir mindestens eine Mark,
wenn nicht mehr, an Steuergeldern hier bei uns.

Ich will gar nicht auf die volkswirtschaftlichen Ko-
sten fiir die Unterbringung und die Eingliederung der
Ubersiedler hinweisen. Hier sind wir gestern einen
kleinen Schritt vorangekommen. Ich muB aber auch
sagen, daB wir Léndervertreter noch nicht ganz zufrie-
den sind. Deswegen haben wir in der Resolution zu
den 500 Millionen DM zundachst einmal das Wort ,ein-
malig* gestrichen. Ich darf darauf hinweisen, dafl wir

viele hundert Millionen Mark fiir Sammelunter-
kiinite, Eingliederungsbeihilfen usw. ausgeben. Wir
konnten damit die wirtschaftliche Lage der Menschen
driiben nachhaltig verbessern. Ich sehe einen Finanz-
spielraum bei den iber 4 Milliarden DM direkter
Transferleistungen, die wir geben. Die Lage Berlins
wird dann auch nicht mehr so sein, daB die bisherigen
Betrage in voller Héhe geleistet werden missen. Der
Finanzminister hat erkiart, daB uns alles, was mit der
deutschen Vereinigung zusarmmmenhénge, im ganzen
etwa 31,7 Milliarden DM — sofern ich die Zahl richtig
im Kopf habe — kosten werde. Dazu muB ich sagen,
daB eigentlich gute Ausgangspositionen vorhanden
sind.

Einen Gedanken sollten wir nicht aus dem Auge
verlieren: Das Territorium der heutigen DDR wird in-
nerhalb der EG zu den schwach entwickelten Regio-
nen gehoéren. Hier bauen wir auf die Solidaritat der
Partner in der EG. Die Bundesrepublik Deutschland
war immer sehr groBzigig, wenn es darum ging,
schwach entwickelte Strukturen in anderen Landern
— ich erinnere an Portugal, Spanien und andere Lan-
der — anzuerkennen. Wir erwarten, dal diese Hilfs-
programme in vollem Umfang auch auf das Gebiet der
heutigen DDR ausgedehnt werden. Prasident Delors
hat dies fir die Kommission dankenswerterweise be-
reits zugesagt, und wir sollten diese Chance ergrei-
fen.

Ein anderes Thema wiren — aber das gehdrt heute
nicht hierher; dariiber werden wir uns noch unterhal-
ten — die Kosten des Asylrechts im Zusammenhang
mit der Sozialhilfe. Wir werden von Bayern aus den
Versuch machen, Artikel 16 des Grundgesetzes zu
dndern; denn anders kommen wir wahrscheinlich der
Lésung dieses Problems nicht nédher. Wir wollen se-
hen, wie dann dariiber entschieden wird.

Neben der sozialen Marktwirtschaft ist das Wichtig-
ste der Foderalismus. Ich glaube, meine Damen und
Herren, wenn wir ein féderalistisches Deutschland
schafffen, wird sich sehr schnell herausstellen, da
dieses fiir unsere Nachbarn in Ost und West leichter
annehmbar und akzeptabel ist als ein zentral gesteu-
ertes Reich a la Bismarck oder a la Hitler,

Meine Damen und Herren, das Zusammenwachsen
Deutschlands braucht auch in Zukunft ein Uberzeu-
gendes sicherheitspolitisches Fundament — das ist
dargestellt worden —, soll es nicht zu einem Faktum
der Instabilitdt in Europa werden. Daher werden wir
die Bindung an die westliche Gemeinschaft auf kei-
nen Fall zu einem Zeitpunkt lockern, da unsere ostli-
chen Nachbarn die westlichen Vorstellungen von De-
mokratie und Marktwirtschaft aufgreifen und in den
gesamteuropaischen Wertekonsens zuriickkehren.

Ich verkenne nicht die sicherheitspolitischen Be-
dirfnisse der Sowjetunion. Was wir brauchen und was
in Ansdtzen geschaffen wird, ist ein europdisches Si-
cherheitssystem unter Einschlufl der USA und Kana-
das, das in Fortsetzung des KSZE-Prozesses Ver-
trauen in Europa schafft und ein allmahliches Zuriick-
drangen der Militarbiindnisse auf eine reine Verteidi-
gungsfunktion ermdglicht. Die Bundesregierung ist
hier auf einem hervorragenden Wegq.

Das Streben der Deutschen nach Wiedervereini-
gung richtet sich gegen niemanden. Wir wollen nur

{C

D



(A}

{B)

Bundesrat — 609. Sitzung — 16. Februar 1990 9

Dr. h.c. Streibl (Bayern}

das, was allen anderen zusteht, namlich das Selbstbe-
sttmmungsrecht.

Ich darf hier noch einmal sagen: Alles, was wir hier
vorbringen und an Vorschlagen machen, kann natiir-
lich nur ein Angebot an die Menschen sein. Entschei-
den werden die Biirger driiben selber.

Ich meine, die Bundesrepublik hat in ihrer 40jahri-
gen Geschichte bewiesen, daB sie keine feindlichen
und aggressiven Absichten gegen ihre Nachbarn hat.
Die Deutschen im Osten haben chne Gewalt ihre Frei-
heit erstritten. Wir haben Anspruch auf Verirauen.

Ich meine, noch nie war die Chance so grof, aus
Europa einen Kontinent der Freiheit, des Friedens,
der Zusammenarbeit und des Wohlstands zu machen.
In diesem geschundenen Jahrhundert mit zwei Welt-
kriegen, mit schwierigen Wiederaufbauzeiten kénnte
dieses Jahrzehnt das Jahrzehnt des gréSten Glicks
und Wohlstands, von Frieden und Freiheit werden.
Diese Chance haben wir vor uns. Wir haben die Hoff-
nung auf Freiheit und Frieden fiir alle V6lker Europas.
Der ProzeB der Wiedervereinigung beider deutscher
Staaten wird hierzu beitragen und wird hierzu eine
Orientierungslinie sein.

Prasident Momper: Schénen Dank, Herr Minister-
prasident!

Das Wort hat nunmehr der Ministerprasident von
Schleswig-Holstein, Herr Engholm. — Bitte, Sie ha-
ben das Wort!

Engholm (Schleswig-Holstein): Herr Prasident!
Meine Damen und Herren! Wir erleben und gestalten
gegenwaértig den wohl produktivsten und aufregend-
sten Prozef der neueren deutschen und europdischen
Geschichte, und wir haben, was noch vor Jahresfrist
niemand geglaubt und erhofft hat, die einmalige
Chance, das zu lberwinden, was zwei Weltkriege,
was auch Versailles und Jalta, was deutscher Natio-
nalismus und Chauvinismus an ZerreiBungen auf die-
sem Kontinent bewirkt haben.

Es wire wahrscheiniich besser gewesen, hatten wir
die Chance gehabt, den Weg zur deutschen Einheit
geplanter, gemesseneren Schrittes, bescnnener zu
gehen. Aber Erwartungen und Ereignisse, insheson-
dere in der DDR, bestimmen den Gang der Dinge.
Unsere Politik hat sich dem Tempo dieses Fortschritts
anzupassen, wenn wir nicht stindig Gefahr laufen
wollen, weit hinterherzulaufen.

Das heiBit, das Tempo der deutschen Politik wird
gegenwiértig vom Volk bestimmt, von jenem in der
DDR, und nicht von rationalen Planungen. Kiirzlich
schrieb eine Zeitung: ,Das Wort veraltet’ im Munde.”
Deshalb muB man sich gewaltig vorsehen, auch hier
im Bundesrat nichts zu sagen, was morgen total im
Orkus der Geschichte verschwunden sein wird.

Fiir uns ist es notig, trotz des Tempos, das gegen-
wartig vorgelegt wird, soweit wie mdglich einen kla-
ren Kopf zu behalten. Herz und Gefithl mdgen ein
guter Antriebsmotor sein; sie ersetzen aber den poli-
tischen Kopf als Ratgeber nicht. Ich will versuchen, in
diesem Sinne sieben kurze Bemerkungen zu dem zu
machen, was uns gegenwaértig — das gilt auch fir das

Verhdltnis der Linder zur Bundesregierung — be-
wegt.

Erstens. Wir taten sehr gut daran, jetzt nicht — auch
nicht durch Worte — den Prozef in der DDR zu desta-
bilisieren, sondern konkret, sichtbar und anfafbar zu
helfen. Die Einheit kommt! Das ist so sicher wie das
Amen in der Kirche. Aber sie kommt ebenso sicherlich
nicht in wenigen Wochen. Den Zeitraum der Uberwin-
dung dieser Zwischenzeit miissen wir mit Anstand fiil-
len. Wer heute im Kanzleramt durch diimmliche Au-
Berungen den Zusammenbruch der DDR beschwort,
der treibt noch mehr Menschen aus diesem Bereich in
die schon iberfiilllten Turnhallen von Bremen, von
Baden-Wirttemberg, von Hessen und Schleswig-Hol-
stein. Wenn er uns parallel dazu nicht das nétige Geld
gibt, dann brechen bei uns auch emotionale Damme
in der eigenen Bevélkerung, und dies wiederum de-
stabilisiert den ProzeB in ganz Deutschland und Eu-
ropa.

Das heifit, wir milssen Motivationen geben, Zei-
chen setzen fir das Verbleiben in der DDR, fiir den
Mut und die Lust, dort selbst etwas anzupacken. Dazu
mub ich sagen, Herr Minister: Das, was ich im Fern-
sehen gesehen habe, wie der Vertreter des ,Runden
Tisches" und die Regierung der DDR hier empfangen
und behandelt worden sind, hat mich, gelinde gesagt,
beschamt. Ich habe gestern in unserer Landesvertre-
tung mit einigen Selbstandigen aus der DDR zusam-
mengestanden und gesprochen, und diese empfan-
den das genauso — Leute, die mit der SED in ihrem
Leben nichts ,am Hut gehabt" haben. Sie erklérten:
«Herr Ministerprasident, bei uns kommen jetzt die
ersten Westdeutschen zu LPGs und fragen: Habt ihr
nicht minderwertiges Agrargelinde? Wir machen dar-
aus fiir euch einen schénen Golfplatz'.” Dann sagte
jemand: ,Nachdem ich erlebt habe, wie Herr Modrow
und die anderen hier behandelt worden sind, wird mir
allmahlich bewuBt, dall wir, wenn wir denen das Ge-
lande fiir einen Goliplatz verkaufen, morgen die Ball-
jungen sind.”

Wenn sich dieses Bewulitsein in der DDR breit-
macht, dann, fiitchte ich, wird der Strom der Ubersied-
ler nicht abreiBen. Es spricht deshalb alles dafiir,
heute in der DDR zu ,klotzen”. Ich bin froh, daf8 Herr
Murmann heute morgen oder gestern nachmittag ver-
sucht hat, mit verniinftigen Argumenten klarzuma-
chen, daB die DDR nicht kurz vor einem totalen Chaos
und Zusammenbruch steht.

Zweitens. Wir miissen sehr deutlich und sehr niich-
tern 6ffentlich feststellen: Wer aus der DDR, aber auch
aus anderen Landern Osteuropas jetzt noch zu uns in
die Bundesrepublik kommt, der mu8 sich deutlich sa-
gen lassen, daB er nicht mehr davon ausgehen darf,
hier als jemand empfangen zu werden, der unter poli-
tischen Repressionen gelitten hat. Wer heute kommt,
unterliegt nicht mehr — auch im Ansatz nicht — poli-
tischer Verfolgung. Das heifit, die Griinde fiir die Be-
vorzugung derjenigen, die friher aus Grinden der
politischen Repression zu uns gekommen sind, sind
inzwischen fortgefallen. Wer heute kommt, kommt
aus sozialen oder wirtschaftlichen Motiven. Das ist
weiterhin legitim. Er kann weiter kommen. Nur: Es
gibt nicht mehr das Vomanstellen in den langen
Warteschlangen der sozial Bedirftigen in der Bun-
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desrepublik Deutschland. Wir haben genug Men-
schen, die auf eine Wohnung, auf Arbeit warten. Wer
heute dazukommt, muB sich nach dem englischen
Prinzip hinten in der Warteschlange anstellen und
abwarten, ob er noch etwas bekommt. Es wird keine
Bevorzugung mehr geben, auler um den Preis, daB
unsere eigene Bevdlkerung uns den Riicken kehrt und
damit den Weg zur deutschen Einheit erschweren
wird.

Ich glaube, daB in diesem Zusammenhang das An-
gebot des Bundes, uns bei der Unterbringung der
Uber- und Aussiedler in der GroBenordnung von
0,5 Milliarden DM zu helfen, lieb gemeint ist, aber
materiell bei weitem nicht ausreicht. Wer die Lasten in
den Landern zusammenzahlt, die allein mit diesem
ProzeB verbunden sind, der wiinschte sich, der Bund
kdonnte uns noch ein gutes Stick weiter entgegen-
kommen.

Drittens. Es hat auch wenig Sinn, wenn wir uns ent-
scheiden, jetzt und léngerfristig zu helfen, daB wir
sagen, dies sei alles umsonst zu haben. Ich verstehe,
dab im bevorstehenden Wahlkampf alle politischen
Gruppierungen versuchen, dem Volk vorzumachen,
die DDR aufzuriisten werde zu Nullkonditionen zu
haben sein. Dies ist falsch. Wir werden, wenn wir der
DDR ,auf die Beine helfen* wollen, damit der Proze3
des Zusammenwachsens reibungslos funktioniert, na-
tiirlich investieren miissen.

Sosehr ich, Herr Ministerprésident Streibl, weif,
dab unglaublich viel privates Engagement diesen Pro-
zef} erleichtert: Das Dumme ist nur, die privaten Inve-
storen bauen nicht die StraBen, sie bauen nicht die
Kanile, sie bauen nicht die Eisenbahnen, sie kiim-
mern sich nicht um die Abwasserprobleme. Von daher
brauchen wir offentliche infrastrukturelle HilfsmaB-
nahmen, damit dort driiben in etwa das gedeihen
kann, was bei uns selbstverstandlich geworden ist.

Wenn dann gesagt wird, es sei kein Geld vorhan-
den, dann kann dariiber zu Recht gestritten werden.
Ich denke, es gibt auch im groBen Bundeshaushalt so
wie in den drmsten Landerhaushalten Moglichkeiten
der einen oder anderen Umstrukturierung.Es gibt die
Meéglichkeit, Titel zu kiirzen oder auf Projekte zu ver-
zichten, die nicht mehr in dieses Zeitalter passen. Ich
denke, das Thema ,Jager '90“, sinnvoll behandelit,
fithrt mittelfristig zu Einsparungen, die fiir andere,
sinnvollere Zwecke zur Verfliigung gestellt werden
koénnen.

Ich hahe gestern in der Runde der Ministerprasi-
denten beim Bundeskanzler vorgeschlagen — und
das ist als positiver Ansatz aufgenommen worden; ich
hoffe jedenfalls, dies richtig verstanden zu haben —,
innerhalb des ndchsten Jahres in den Lindern und
beim Bund keine neuen Leistungsgesetze mehr auf
den Weq zu bringen. Wenn wir jetzt — und sei es aus
politischen Grinden wegen bevorstehender
Wahlen — Leistungsgesetze verabschieden, wird die
Méglichkeit der Umverteilung zugunsten der DDR-
Modernisierung immer geringer. Also wére ich dafir,
dall Bund und Lander sagen: ,Fiir eine bestimmte
Pericde verzichten wir auf jedes neue Leistungsge-
setz.” Das miibite eigentlich auch den Christdemokra-
ten mit ihrer Philosophie der Eingrenzung des Staats-

korridors entgegenkommen, und es wirde uns be-
wegliche Masse zugunsten der DDR geben.

Viertens. Wenn man in diesen Tagen im Ausland ist,
etwa in Briissel, dann stellt man fest: Frither haben die
Deutschen dort bei den Kommissaren, bei der Kom-
mission Schlange gestanden; heute ist Ebbe. Deutsch-
land — so empfindet man es im Ausland — konzen-
triert sich gegenwartig ganz auf sich selbst. Es wire
gut, wenn wir gemeinschaftlich — Bund und L&n-
der — dem Anschein entgegentreten kénnten, als
ginge es hier um eine ausschlieBlich nationale Sache.
Das Zusammenwachsen der Deutschen ist ein Zusam-
menwachsen in Europa, und die Einheit der Deut-
schen vervollkommnet sich am solidesten in der Ein-
heit Europas. Wenn dieser ProzeB so verfolgt wird
— darin stimme ich dem Bayerischen Ministerprési-
denten zu —, kommt es darauf an, wie die Basis struk-
turiert ist. Und die Basis sind wir, die Lander, die gro-
Ben kulturellen Regionen. — Dazu gleich noch ein
Wort.

Ich habe zwar immer Schwierigkeiten mit dem
Journalisten Peter Boenisch gehabt; aber er hat vor
einiger Zeit ein hiibsches Wort geschrieben. Er hat
gesagt: ,Es geht nicht mehr darum zu sagen: Deutsch-
land, Deutschland iiber alles! Es geht umgekehrt
darum zu sagen: Deutschland, iibertreibe nicht!
Mach’ dich europdisch! LaB’ deine Nachbarn teilha-
ben!” — Von daher unterstiitze ich jede Anstrengung,
die die Bundesregierung macht, die europdischen
Partner in diesen ProzefB voll einzubeziehen, Wenn es
um private Engagements in der DDR geht, wire ich
dafiir, daB wir auch hier internationales privates In-
vestment in der DDR mit akquirieren, so wie das in
Ungarn und in Polen heute schon der Fall ist.

Funftens. Ich bin der sehr nachhaltigen Uberzeu-
gung, daB nach den Wahlen in der DDR die beiden
dann frei gewdhlten deutschen Parlamente und die
Regierungen eine absolut deutliche und fiir alle Zu-
kunft geltende Aussage dergestalt machen sollten,
dab weitere Gebietsanspriiche gegeniiber irgendei-
nem Dritten in Europa nicht bestehen. Dann wiirde
die endlose und furchtbare, fiir die Polen bedriik-
kende Debatte aufhdren, ob es nicht doch noch eine
Chance gibt, irgendwann die polnische Westgrenze
in Frage zu stellen. Wir werden den deutschen ProzeB
in Europa dann mit der gréftméglichen Zustimmung
vollenden, wenn deutlich wird: Wir wellen nichts
mehr von dem, was heute Polen ist.

Sechste Bemerkung. Ich bin, wie der Bayerische
Ministerprasident es soeben iiberzeugend zum Aus-
druck gebracht hat — ich will auch als Schleswig-
Holsteiner den Bayern in bezug auf féderalistische
Prinzipien in nichts nachstehen —, ein iiberzeugter
Anhanger dieses Prinzips. Ich muB dezent hinzufii-
gen: Ich bin es in meiner jetzigen Funktion und vorher
als Oppositionsfithrer noch stiarker geworden, als ich
es vorher als Minister auf der vergleichbaren Bank
dort driiben gewesen bin. Wenn man in der Regierung
sitzt — bei Herrn Méllemann sehen Sie es deutlicher
als damals bei mir —, neigt man dazu, ein biBchen zu
«grabschen”, was es noch zu ,grabschen” gibt. In den
Landern jedoch weill man, was. es heifit, wenn die
Zentrale versucht, einem die ohnehin schmaler ge-
wordenen Kompetenzen zu beschneiden.
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Ich pladiere also sehr nachhaltig fiir das, was Johan-
nes Rau gesagt hat: nicht nur die Ministerprisidenten
und die Linder, sondern auch diese Kammer, den
Bundesrat, mit dem Bundestag voll in den ProzeB der
Gestaltung des neuen Deutschlands einzubeziehen.
Dies sind zwei Institutionen, die nicht auBen vor ste-
hen diirfen und die nicht mit der Vertretung der Mini-
sterprasidenten identisch sind.

Gleichwohl bin ich der Auffassung — ich glaube,
diese Auffassung teilen Sie —, daB noch in diesem
Jahr, wenn die DDR den richtigen Schritt der Wieder-
herstellung der alten Landerstrukturen ginge, eine
Ministerprisidentenkonferenz mit 16 Teilnehmern
stattfinden kénnte. Das heiBit, die Ministerprasiden-
tenkonferenz der dann 16 deutschen Linder wire das
erste Stiick gesamtdeutschen ,Kitts”, das sichtbar
wiirde, und es kdnnte ohne Streit um ein Gesetz, chne
verfassungstheoretische und politische Streitigkeiten
zustande kommen.

Ich gebe meiner Uberzeugung Ausdruck, daB wir
das noch in diesem Jahr konkret erleben werden. Es
wird ein sichtbarer Vorbote dessen sein, was sich da-
nach in einer vermutlich doch lingeren Periode an-
schlieBen wird, abgesehen davon, daB sich in der doch
angeschlagenen DDR ein Stiickchen kultureller Iden-
titdt auch dadurch stérker bewirken 1a8t, da8 man die
alten Linderstrukturen wiederherstellt. Es gibt viele
Leute — ohne daB ich irgend jemandem im Siiden
oder in Berlin zu nahe treten will —, die sagen: ,Ei-
nem alten Schleswig-Holsteiner steht ein alter Meck-
lenburger letztlich noch néher als sein Kollege aus
dem Bayerischen Wald. * Ahnliches werden Sie unten
auf der ,Sudschiene” auch kennen. Darin driickt sich
ein Stiick regionaler kultureller Eigenarten aus, die
geschichtlich gewachsen sind und die wir nutzen soll-
ten.

SchlieBlich meine letzte Bemerkung! Ich meine, es
geht wie selten zuvor darum, in der Bundesrepublik,
wie es auch.in der DDR versucht wird, alle Kriifte zu
biindeln. Ich habe neulich einmal gehért, dall der
Kanzler sagte, wir gingen jetztin ,Schicksalswahlen”,
weil es darum gehe, dem Sozialismus eine allgemeine
Abstrafung zu erteilen. Ich finde, Wahlen sind
Wahlen; sie haben mit Schicksal wenig zu tun. Aber
wenn der Begriff ,Schicksal” iiberhaupt eine Rolle
spielt, dann in der heutigen Zeit. Wir leben sozusagen
in einer kurzen Schicksalsperiode.

Es wird darauf ankommen, mit wieviel Anstand wir
diese Periode bewaltigen. Es wiire fatal und unhisto-
risch, wenn wir diesen ProzeB mit Emotionalisierun-
gen begleiteten. Ich gebe zu, daB man auf allen Seiten
haufig ausrutscht. Aber was ich kiirzlich im Norden
der DDR vom CDU-Generalsekretar leider gehort
habe, das habe ich von keinem Ministerprasidenten,
ganz gleich, ob von CSU, CDU oder SPD, bei dortigen
Auftritten gehdrt. Es wére schén, wenn wir versuch-
ten, denen in der DDR nicht das beizubringen, was wir
40 Jahre in ,Hickehacke*-Wahlkampfen gelernt ha-
ben. Das werden sie selbst noch schnell genug ein-
iben; das miissen wir ihnen nicht vormachen.

Ich meine, wir sollten in dieser Periode versuchen,
alle unsere Kréfte trotz manchen inneren Streits zu
bindeln. Politik fiir ein neues Land der Deutschen

braucht, wie ich glaube, die besonnene Vernunft aller
und braucht so etwas wie eine stille Koalition der Ver-
nunft, die keine grofie, formalisierte sein muB. Hier
hatten wir, dem historischen Atem folgend, noch ein
biBchen Besseres zu leisten.

Prisident Momper: Schénen Dank, Herr Kollege!

Das Wort hat nunmehr der Hessische Ministerprési-
dent. — Bitte schén, Herr Dr. Wallmann!

Dr. Wallmann (Hessen): Herr Prisident! Meine Da-
men und Herren! Es ist sicherlich kein Zufall, daB wir
heute hier im Bundesrat, und zwar innerhalb nur we-
niger Wochen, abermals eine deutschlandpolitische
Debatte fihren. Es ist ja auch mehrfach zum Ausdruck
gebracht worden: Die Entwicklung der deutschen
Einheit ist eben nicht nur eine Angelegenheit des
Gesamtstaates Bundesrepublik Deutschland; sie ist
auch fiir die Linder von herausragender Bedeutung.
Deswegen miissen beim Aufbau eines neuen bundes-
staatlich organisierten Deutschlands die nationalen
Fragen unter Beachtung des féderativen Prinzips be-
handelt werden. Das ist nicht nur Verfassungsauftrag,
sondern auch ein Gebot politischer Vernunft.

Natirlich freuen wir uns mit unseren Landsleuten in
der DDR dartiber, daB Wirklichkeit geworden ist, was
bis vor kurzem noch undenkbar erschien, namlich
Reisefreiheit, Aufgabe des Machtmonopols der SED,
freie Wahlen am 18. Marz, der Wille zur sozialen
Marktwirtschaft, das Bekenntnis zur Einheit Deut-
schlands auch von der Regierung der DDR.

Aber, meine Damen und Herren, bei aller Freude
und bei aller Zuversicht, stehen wir natiirlich nicht vor
einem leichten Weg. Es ist richtig, was Sie, Herr Kol-
lege Rau, gesagt habern, namlich daB die Menschen
mit einem bewundernswerten Mut auf die StraBen
gegangen sind, um die Menschen- und die Freiheits-
rechte, um die Demokratie fiir sich zu erkampfen. Das
ist vollig richtig; gar kein Widerspruch! Aber, meine
Damen und Herren, wir miissen natiirlich auch zur
Kenntnis nehmen, daB sich die praktischen Probleme
nicht nur bei uns hier in der Bundesrepublik Deutsch-
land, sondern auch in der DDR heute neu darstellen.
Auch das ist ein Ergebnis der errungenen neuen Frei-
heiten.

Mir hat ein Wort von Herrn Engholm gut gefallen,
namlich ,besonnene Vernunft’. Auch ich stehe auf
dem Standpunkt, wir diirfen {iberhaupt nichts drama-
tisieren; aber wir diirfen auch nichts verharmlosen.
Verlangt sind Niichternheit und Abwégung, Zuver-
sicht. Wenn man niichtern zu analysieren versucht,
wenn man fragt: ,Was haben wir denn jetzt zu tun,
wir, die Lander, in dem Gesamtkonzert?", dann haben
wir zundchst einmal zur Kenntnis zu nehmen — die
Linder und die Gemeinden erleben das unmittel-
bar —, daB sich die Situation in der DDR rapide ver-
schlechtert. Noch immer verlassen Tausende taglich
den anderen Teil Deutschlands.

Die Geiahr einer Destabilisierung im Zentrum Eu-
ropas — auch dariiber ist schon gesprochen wor-
den — ist uniibersehbar. Das ist nicht nur eine Frage
fir uns Deutsche in beiden Teilen, sondem das ist
auch eine européische Frage; jedenfalls kann sie zu
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einer europdischen Frage werden. Deswegen kann
niemand an einer solchen Entwicklung ein Interesse
haben. Deshalb ist rasches Handeln erforderlich.
Aber ich fiige hinzu: Ubereiltes Handeln wére ver-
hangnisvoll.

Meine Damen und Herren, wir miissen also durch
unsere Hilfe dazu beitragen, unsere Landsleute davon
zu iiberzeugen, daf sie in einer, sagen wir, iberschau-
baren Zukunft in ihrer Heimat Lebenschancen und
Perspektiven haben, wie wir sie hier in der Bundesre-
publik vielleicht manchmal als zu selbstverstandlich
ansehen. In unseren Aussagen und in unseren Pro-
gnosen mussen wir dabei wahrhaftig sein. Um partei-
politischer Vorteile willen diirfen wir nicht unrealisti-
sche Erwartungen und Hoffnungen wecken. Veran-
derungen brauchen ihre Zeit. Wir dirfen nicht so tun,
als ware eine vollige Angleichung des Lebensstan-
dards im anderen Teil Deutschlands, also in der DDR,
an den hier bei uns in der Bundesrepublik Deutsch-
land in kiirzester Zeit méglich.

DaB wir heute tberhaupt in der Lage sind, iiber
UnterstiitzungsmabBnahmen fiir den anderen Teil
Deutschlands zu sprechen, verdanken wir der Arbeit,
dem Fleif}, der Leistung der Biirgerinnen und Birger
in der Bundesrepublik, der von Ludwig Erhard gegen
leidenschaftlichen Widerstand durchgesetzten sozia-
len Marktwirtschait, unserer demokratischen Staats-
ordnung, den sozialen Sicherungssystemen, der So-
zialpartnerschaft und schlieflich — das sollten wir
nicht vergessen — der westeuropaischen Entwick-
lung, die am Ende des Jahres 1992 zum EG-Binnen-
markt fithrt. Der 40jdhrige Erfolg der Bundesrepublik
Deutschland jenseits aller parteipolitischen Uberzeu-
gungen und Kontroversen — es ist ein Erfolg! — ist
eben kein Wunder, sondern hat konkrete Ursachen.
Umgekehrt: Die Ungeduld der Menschen, unserer
Landsleute in der DDR, ist verstandlich. Sie kniipfen
grofe Erwartungen an eine Wirtschaitsgemeinschaft,
an unser System der sozialen Sicherungen, an eine
Wihrungsunion. Aber nur die DDR — Herr Bundes-
minister Seiters hat zu Recht darauf hingewiesen —
kann dafiir die Voraussetzungen schaffen. Sie hat in
der Tat bereits wichtige Zeit verstreichen lassén,

Ich bin im November des vergangenen Jahres mit
Herm Modrow in Ost-Berlin zusammengetroffen. Ich
habe ihn in diesem Gespréach — wohl dem ersten, das
er mit einem Politiker aus der Bundesrepublik gefihrt
hat — darauf hingewiesen. Die Forderungen der
DDR-Regierung nach einem 15 Milliarden-Kredit
oder nach Soforthilfe zum jetzigen Zeitpunkt, unter
den bestehenden Bedingungen — meine Damen und
Herren, darin sollten wir doch eigentlich iibereinstim-
men —, sind unrealistisch, eben weil die erforderli-
chen strukturellen Verdnderungen und ibrigens
auch die erforderlichen rechtlichen Rahmenbedin-
gungen fiir Investitionen erst noch zu schaffen sind.
Sie sind ja noch nicht geschaffen worden.

Hier ist Giber die D-Mark, tiber ihre Stirke und tber
ihre Stabilitat, gesprochen worden. Diese Eigenschaf-
ten sind unbestreitbar. Trotzdem, meine Damen und
Herren, behaupte ich: Die Einfihrung der D-Mark in
der DDR allein kann die dort bestehenden schwerwie-
genden Probleme nicht lésen. Es ist richtig — ich sage
das noch einmal, Herr Kollege Rau —: Die Menschen

dort sind auf die Stralle gegangen, weil sie Menschen-
und Freiheitsrechte wollten, und sie haben ihr Ziel
erreicht, Wir sind es nicht gewesen; es waren unsere
Landsleute.

Aber die Probleme, die jetzt in der DDR wie auch bei
uns vorhanden sind — ich werde dazu noch wenige
Bemerkungen machen —, sind doch uniibersehbar.
Ich will nur wenige Beispiele nennen: Die Unterneh-
men drilben miissen sich dem Wettbewerb stellen;
das kénnen sie zur Zeit nicht. Privateigentum muB
eingefiihrt werden. Ich sage auch, was viele Politiker
verschweigen: Solange grofie Produktivitatsunter-
schiede bestehen, werden auch die Léhne unter-
schiedlich sein. Gewerbefreiheit und Frelgabe der
Preise sind ebenso erforderlich wie soziale Sicherun-
gen und Mithestimmung, die verwirklicht werden
miissen.

Alles das sind nur Beispiele. Die notwendigen An-
passungen werden Zeit in Anspruch nehmen. Das gilt
auch fiir die Einfilhrung neuwer Techniken. Ich denke
nur an den Umweltsektor als ein wichtiges Beispiel.
Die Lage der Umwelt in der DDR ist katastrophal. Wir
haben aillen Grund und jedes Interesse daran, dies zu
dndern. Trotzdem wird es — selbst bei grofitem
finanziellen Einsatz — nicht méglich sein, in kiirzester
Zeit modernste Umwelttechnik auf die vorhandenen
und oftmals doch maroden Anlagen z. B. von Braun-
kohlekraftwerken — ich sage es in Anfihrungszei-
chen — aufzupfropfen.

Wir haben bei uns mit der Nachriistung der Kraft-
werke eine wesentliche Verbesserung der Luftquali-
tat erreicht. Aber ich erinnere daran: Trotz ungleich
gunstigerer Voraussetzungen war das auch in der
Bundesrepublik nicht innerhalb weniger Monate
moéglich. Dieses gilt eben auch fir die DDR,

Ein Wort zur Situation hier bei uns in der Bundesre-
publik! Wir miissen zur Kenntnis nehmen, dafl es auch
hier Befirchtungen gibt. Fragen tauchen auf: Sind mit
der deutschen Einheit uniibersehbare Kosten fiir die
Biirger der Bundesrepublik Deutschland verbunden?
Konnte die Stabilitdt der D-Mark oder der Renten
gefdhrdet sein? Oder: Befinden wir uns in der Gefahr,
Abstriche an unserem Lebensstandard hinnehmen zu
miissen? — Ich warne davor, solche Angste und Be-
firchtungen einfach mit leichter Hand beiseite zu
schieben. Wir miissen dariiber mit unseren Mithiirge-
rinnen und Mitbiirgern schon ins Gesprach kommen.
Nur -~ genauso, wie es Herr Bundesminister Seiters
zum Ausdruck gebracht hat — warne ich davor, sich
mit dem Schiiren von Sozialdngsten den Blick fiir eine
verniinftige Lésung der deutschen Frage zu verstel-
len. Die deutsche Frage darf eben nicht auf Aspekte
des materiellen Wohlstands oder der Anspriiche an
das soziale Sicherungssystem verkirzt werden, ohne
dab diese Themen in irgendeiner Weise verharmlost
werden sollen.

Es ist richtig, die deutsche Frage ist vor allem eine
Frage der nationalen Solidaritit. Meine Damen und
Herren, wenn ich vorhin gesagt habe, der Wohlstand,
die Chancen, die soziale Absicherung in der Bundes-
republik Deutschland seien das Ergebnis einer Reihe
von Umstanden, vor allem des Fleifies und der Arbeit
unserer Mitbiirgerinnen und Mitbiirger, dann muB ich
hinzufiigen: Die Menschen in der DDR haben ge-
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nauso hart gearbeitet. Aber ein diktatorisches System
hat sie 40 Jahre lang um die Friichte ihrer Arbeit be-
trogen und ihnen jegliche Perspektive geraubt.

Noch einmal: Die Einheit Deutschlands gibt es ge-
wiB nicht zum Nulltarif. Aber es ist unverantwortlich,
den Bundesbirgern Schreckensvisionen zu vermit-
teln, was ihnen fiir die Einheit an Opfern abverlangt
wird. Dieses trifft nicht zu. Es gilt vielmehr, niichtern
zu bilanzieren.

Die Nettoneuverschuldung ist so niedrig wie seit
vielen Jahren nicht mehr. Nicht trotz, sondern wegen
massiver Steuersenkungen haben wir ein anhalten-
des Wirtschaftswachstum mit erheblichen Steuer-
mehreinnahmen, iibrigens auf allen Ebenen. ich erin-
nere mich an manche Prognosen, die wir gehort haben
und die nicht eingetreten sind. Ich halte es deswegen
fiir vollig falsch, im Zusammenhang mit der deutschen
Einheit jetzt an Steuererhhungen oder Erganzungs-
abgaben zu denken. Sie sind nach meiner Uberzeu-
gung ein untaugliches Mittel. Im Ubrigen werden
viele Kosten, die mit der Teilung Deutschlands zusam-
menhéngen, entfallen. Einsparungen hier werden un-
sere Dispositionsmoglichkeiten erweitern. Ubrigens
werden auch die Erfolge der Abriistungsgespriche
— sie zeichnen sich ab — nicht ohne Auswirkungen
auf die Etatgestaltung bleiben. )

Es kommen also groBe Herausforderungen auf uns
zu, aber zugleich unerhérte Chancen. Wir haben Pro-
bleme zu bewiltigen, ganz gewi}; sie liegen in der
Natur der Sache. Wer etwas anderes angenommen
hat, hat sich selber etwas vorgegaukelt. Zum Schiiren
von Angsten gibt es keinen AnlaB.

Jetzt sind wir also alle gefordert: Stidte und Ge-
meinden, Landkreise, Bund und Lander. Ich begriBe
es ausdriicklich — das ist schon gesagt worden —, daB
der Bundeskanzler in dem gestrigen Gesprach mit
den Reglerungschefs der Lander uns nicht nur eine
umgehende Unterrichtung iber alle geplanten Vor-
haben und eine Beteiliqung an- den Verhandlungen,
sondern auch eine feste Kooperation in allen Berei-
chen zugesagt hat.

Man kann iiber das streiten, meine Damen und Her-
ren, was der Kollege Rau vorgeschlagen hat, dariber,
ob es einen solchen gemeinsamen Ausschull geben
soll. Eines, meine Damen und Herren, muf} dabei na-
tiirlich gesagt werden: Die Rechte des Organs Bun-
desrat der Bundesrepublik Deutschland werden in
keinem Fall reduziert oder geschmaélert. Ich weil jetzt
nicht, welcher Kollege das hier schon zum Ausdruck
gebracht hat: Der Bundesratist ein Verfassungsorgan,
die Konferenz der Ministerprisidenten natirlich
nicht. Beides, glaube ich, ist notwendig. Auf der einen
Seite stehen der Bundesrat und sein Innerdeutscher
AusschuB unter seinem Vorsitzenden, Hermn Kollegen
Spath. Das ist die verfassungsrechtliche Seite, die
sachlich ganz gewiB von groBer Bedeutung ist. Wir
Ministerprasidenten sollten uns jetzt besondes auch
um diese Arbeit personlich kiimmern. Gleichzeitig ist
die Mitwirkung der Lander iiber ihre Ministerprasi-
denten unverzichtbar. Ich glaube, die Vereinbarun-
gen mit dem Bundeskanzler, die wir gestern getroffen
haben, sind gut. Ich habe mich dariiber gefreut, daB
das auch von Hermn Kollegen Rau ausdriicklich ge-
wiirdigt worden ist.

Meine Damen und Herren, wir haben also unseren
Beitrag zu leisten. Wir werden die kiinftigen Lander in
der DDR sozusagen gedanklich schon einzuschlieSen
haben. Wir miissen nun selber etwas tun. Nehmen Sie
es mir bitte nicht iibel, meine Damen und Herren,
wenn ich sage, bei mancher Rede, die hier gehalten
worden ist, habe ich mich gefragt: Und wie sieht die
praktische Konsequenz aus? Ich glaube, ich darf das
als Regierungschef des Landes Hessen sagen; denn
Hessen hat sich dieser Aufgabe als erstes Bundesland
gestellt. Wir haben ein ,Aktionsprogramm Hessen-
Thiiringen® beschlossen. Wir helfen unseren Nach-
barn im Gesundheitswesen, bei Umweltschutz, Ver-
kehr, Denkmal- und Bautenerhaltung. Wir férdemn
kleine Unternehmen driiben in Thiringen. Wir helfen
ihnen mit Darlehen, im Einzelfall bis zu 20 000 DM. Im
Rahmen des hessischen Aktionsprogramms steht iiber
fiinf Jahre eine Viertelmilliarde Mark fir unmittelbare
Leistungen zur Verfuigung.

Was die Frage angeht, die hier gestellt worden ist,
wer das denn eigentlich mache — ich glaube, Herr
Kollege Engholm ist es gewesen, der sie gestellt
hat —, so sage ich: Bei der offentlichen verkehrlichen
Infrastruktur z. B., natiirlich nicht bei der privaten —
damit haben Sie véllig recht —, sind wir gefragt. Ich
sage schlicht und einfach: Am 20. Dezember hatten
wir bereits 4 Millionen DM auf seiten der DDR, also
Thiiringens, in den Ausbau von StraBen im Zusam-
menhang mit den Grenzibergingen investiert —
nicht etwa nur beschlossen; diesen Betrag hatten wir
bereits investiert. Eine Viertelmilliarde Mark genau
fiir die Zwecke, von denen hier die Rede war!

Hier hat das Gesundheitswesen fiir uns eine vorran-
gige Bedeutung, weil wir es erlebt haben, wie die
medizinische Versorgung, die Klinikversorgung, dri-
ben ist. Sie ist schlimm, sie ist erschiitternd.

Zweitens geht es auch um andere Bereiche, vor
allem um kleine Unternehmen. Mein Kollege Dr. Ger-
hardt hat, wiahrend Sie, Herr Kollege Engholm, spra-
chen, gesagt: ,Das mit dem ,Runden Tisch' ist fiir uns
natirlich unverzichtbar. Wir geben keine Mittel, ohne
daB der ,Runde Tisch' jeweils zugestimmt hat." Aber
auch hier sage ich: Wir miissen die Dinge realistisch,
niichtern sehen. Auch die Reform- und Oppositions-
gruppen sind natiirlich bis zur Stunde noch nicht de-
mokratisch legitimiert. Wir bewegen uns hier sozusa-
gen permanent mit irgendwelchen Hilfen, damit uns
keiner vorwerfen kann, wir hatten das, was sozusagen
an moglicher Zustimmung und Legitimation in Be-
tracht kommt, auBen vor gelassen. Der Kollege
Dr. Gerhardt will z, B. in Grofiburschla und in Erlan-
gen Sanierungen vornehmen, in zwei besonders be-
troffenen bedeéutsamen Stadtteilen mit Altbausub-
stanz. Er kann es bis zur Stunde nicht. Warum nicht?
Weil Streit am ,Runden Tisch” stattfindet, weil man
sich dariiber nicht verstdndigen kann.

Wir geben eine weitere Viertelmilliarde Mark, und
zwar als Biirgschaft, fiir Investitionen in Thiiringen,
also insgesamt 500 Millionen DM. Das ist mehr, als
alle zehn Bundeslander bis jetzt zusammen leisten.
Wir geben auBerdem 250 Millionen DM Kreditrah-
men fir Polen — noch einmal eine Viertelmilliarde
Mark.
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Ich nehme das auf, was hier in diesem Zusammen-
hang ebenfalls gesagt worden ist, meine Damen und
Herren: Esist gerade um der deutschen Einheit willen
erforderlich, daB jetzt auch unsere europdische Ver-
antwortung erkennbar bleibt, damit dort nicht die
Vorstellung aufkommt, wir kiimmerten uns nur noch
um uns selbst. — Nein, ich glaube, wir sind gut bera-
ten, wenn wir uns in einer solchen Weise engagie-
Ten.

Meine Damen und Herren, wir sind uns wohl be-
wufit, daB wir damit nur einen geringen Teil der Pro-
bleme l6sen kénnen. Aber es geht jetzt eben darum,
zu helfen, ,humanitire Initlalzindungen” zu geben.
Wenn nur das gelingt, haben wir einen sicherlich
nicht bedeutsamen, aber immerhin unseren Beitrag
geleistet.

Die Frage ist auch gewesen: Sind wir noch in der
Situation von Herrenchiemsee? Kénnen wir noch auf
die Konferenz der Ministerprasidenten damals zu-
riickblenden, als es die Bundesrepublik noch nicht
gab? Ich denke, wir kénnen nicht nahtlos daran an-
kniipfen; aber wir diirfen nicht vergessen: Juni 1947
fand die letzte gemeinsame Konferenz aller deutscher
Ministerprisidenten statt. In seiner Erdffnungsrede
sagte der Bayerische Ministerprésident Hans Ehard
— Zitat —:

Alle deutschen Lander sollen untrennbar verbun-
den sein, und gemeinsam wollen wir den Weg
bauen fur eine bessere Zukunft des einen deut-
schen Volkes.

Jetzt geht es darum, daBl wir diese Verpilichtung ein-
lésen. Platzlich sind wir dazu imstande.

Aber wir wissen auch: Die deutsche Frage steht
nicht jenseits von Geographie und Geschichte. Sie ist
tmmer auch eine europidische Frage gewesen. Des-
wegen wollen wir die Einheit nicht gegen, sondem
mit und in Europa erreichen. Durch den immer enge-
ren Zusammenschluf in der EG und durch den gleich-
zeitigen tiefgreifenden Wandel im Osten verdndert
sich die politische Landschaft Europas von Tag zu
Tag.

Die Entscheidung fiir den Westen, die die Bundes-
republik Deutschland getroffen hatte, die untrennbar
mit dem Namen Konrad Adenauer verbunden ist,
war im iibrigen nicht nur eine Entscheidung, die sich
an militirischen Erwédgungen orientierte. Adenauer
wubBte vielmehr, daB der verhangnisvolle politische
Sonderwegq, der in der Isolierung Deutschlands en-
dete, tiefere Ursachen hatte. Der politische Anschluf
an westliche Demokratie und Zivilisation setzte die
Uberwindung jener typischen intellektuellen deut-
schen Besonderheit voraus, die sich in ,machtge-
schiitzter Innerlichkeit”, um es mit Thomas Mann zu
sagen, oder in jenen Unterscheidungen zwischen Ge-
meinschaft und Gesellschaft, Kultur und Zivilisation
ausdriickte.

Dahinter aber verbarg sich eine antiaufkldrerische
Haltung, die von Kro ck o w in seinem jiingsten Buch
LDie Deutschen in ihrem Jahrhundert” als ,Konterre-
volution gegen die Moderne" bezeichnet hat. Es war
letztlich diese Geisteshaltung, die zur Uberhéhung
des Staates und als Folge der unterbliebenen geisti-

gen Emanzipation des Biirgertums notwendig dazu
fiihrte, daB auch die politische unterblieb,

Dieser Aspekt der Adenauerschen Entscheidung
fur den Westen ist bis jetzt viel zuwenig gewiirdigt
worden. Und in diesem Zusammenhang ist sie weit
iiber ihre sicherheitspolitische Bedeutung hinaus die
entscheidende historische Leistung Adenauers. Ich
flige hinzu: Gerade unter diesem Gesichtspunkt ist
die Zugehdrigkeit zur NATO, bis es zu einem gesamt-
europdischen Sicherheitssystem kommt, unverzicht-
bar.

Dies bedarf einer Anmerkung, und deswegen habe
ich soeben auf diese tiefere Begriindung der Adenau-
erschen Politik hingewiesen. Es bedarf einer wichti-
gen Anmerkung; denn diese grundlegende Entschei-
dung fiir die Bundesrepublik hat ihre genauso bedeu-
tende Entsprechung seit November des vergangenen
Jahres in der DDR.

Ich will das abschlieBend mit wenigen Bemerkun-
gen darlegen. Die friedlichen Demonstrationen haben
zu Recht Beachtung und unsere grofite Bewunderung
hervorgerufen. Aber, meine Damen und Herren, darin
driickt sich noch mehr als groBer Mut aus. Mit der Tat
der bekennenden Demonstrationen gegen Willkiir
und Unrecht bekannten sich die Menschen namlich
zugleich unter Gefahr fir Leib und Leben zu jenen
aufklirerischen Prinzipien, wie sie sich in der ameri-
kanischen Verfassung oder in den Schriften Imma-
nuel Kants eindrucksvoll manifestieren.

In dieser grundlegenden Frage haben die Men-
schen in der DDR — allerdings unter ungleich schwie-
rigeren Bedingungen — wie die Bundesrepublik, wie
wir, entschieden und eine eindrucksvolle Antwort ge-
geben. Diese hat natiirlich zunéchst zu den grundle-
genden, fiir uns und jedermann erkennbaren Veran-
derungen in der DDR gefiihrt. Aber ich behaupte: Sie
ist mehr; denn sie wird fiir das Selbstverstandnis des
vereinigten Deutschlands in der Zukunft, seine
Glaubwiirdigkeit in Europa und seine demokratische
Ausgestaltung von nicht abzuschétzender, ja, ich
wage zu sagen, entscheidender Bedeutung sein.

Prisident Momper: Danke schin, Herr Kollege
Dr. Wallmann!

Das Wort hat nun Birgermeister Wedemeier (Bre-
men). — Bitte schén, Herr Kollege!

Wedemeier {Bremen): Herr Priasident! Meine Da-
men und Herren! Lassen Sie mich zunachst ein Wort
zum Modrow-Besuch sagen. Herr Bundesminister,
auch ich war uber das Ergebnis sehr enttduscht. Mir
kam es zeitweise vor, als handele es sich um einen gut
inszenierten ,Gang nach Canossa“, immer wiederholt
vor den Kameras und vor der Presse. Ich weib nicht, ob
wir das nétig haben. Die bedingungslose Kapitulation
des Systems ist ohnehin unterschrieben. Ich denke, es
ware eher darauf angekommen, dafiir zu sorgen, dall
den Menschen driiben Hoffnung gegeben wird. Ich
meine, daB sich mit dem Ergebnis dieses Besuchs die-
jenigen, die driiben auf gepackten Koffern sitzen
— wie das hier einige Male gesagt worden ist — und
sich noch nicht entschieden haben, ob sie heriiber-
kommen sollen oder nicht, nunmehr eine Fahrkarte
kaufen werden.
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Es kommt nicht darauf an, 10 oder 15 Milliarden
D-Mark hintberzuschieben, ohne zu wissen, was da-
mit gemacht wird. Es ist doch eine Unterstellung,
wenn gemeint wird, dies sei gefordert worden. Es
kommt darauf an, in den Feldermn, in denen man helfen
kann, ochne daB zuvor driilben eine neue Regierung
gewahlt worden ist, etwas zu tun. Ich denke an die
Verkehrsinfrastruktur; ich denke an das Gesund-
heitswesen, Dabei wird darauf verwiesen, daB Stédte
und Gemeinden Gber Partnerschaften driiben vieles
tun. Das ist richtig. Dabei meine ich allerdings, Herr
Wallmann, daB wir uns jetzt nicht gegenseitig vor-
rechnen sollten, was wir driben tun. Ich nehme gern
zur Kenntnis, dal Hessen allein mehr tut als alle ande-
ren Lander zusammen. Ich nehme auch zur Kenntnis,
dal Hessen dazu in der Lage ist, wir jedoch nicht.
Jeder so, wie er kann!

Aber zuriick zu dem Besuch! — Ich denke, daB da-
bei mehr hitte herauskommen kénnen: im Gesund-
heitswesen, in der Infrastruktur, ob StraBe oder
Schiene, um drniben ein Zeichen zu setzen. Das ist
aber nicht geschehen.

Wir werden es jetzt erleben — das zeigte sich in den
letzten Tagen; ich sage das auch als Burgermeister
einer Kommune —, dafl immer mehr an unsere Taren
klopfen. Wir sind mittlerweile in einer Situation, in der
wir die Aufnahmelager und Herrm Waffenschmidt bit-
ten miissen — das haben wir heute morgen getan —,
keine Aus- und Ubersiedler mehr nach Bremen zu
schicken. Wir kénnen keine mehr aufnehmen. Wir
haben darum gebeten, dies zunédchst fiir eine Woche
so zu handhaben. Aber ich kann mir vorstellen, daB
wir auch in einer Woche werden sagen miissen: ,Es
gibt keine Méglichkeiten mehr.*

Sie dirfen nicht vergessen, daB in der Bevdlkerung
die Akzeptanz schwindet, z. B. die Akzeptanz der Be-
schlagnahme von Turnhallen. In der Bevdilkerung
wird realisiert, daB ein VerdrangungsprozeB bei der
Wohnungssuche, ein Verdrangungsprozell bei der
Arheitsplatzsuche stattfindet, jedenfalls dort, wo wir
schwierige Arbeitsmarktverhdlinisse haben. Lang-
zeitarbeitslose haben kaum noch eine Chance, auch
wenn sie durch die Bundesanstalt fiir Arbeit qualifi-
ziert worden sind. Das alles spielt offenbar keine
Rolle.

Ich bin auch dafiir, daB das Notauinahmeveriahren
schnellstens beendet wird. Die Bedingungen sind
nicht mehr so, wie sie einmal waren. Es ist richtig —
darin schlieBe ich mich dem Kollegen Engholm an —:
Jeder muf sich in die Schlange stellen. Wenn wir nun
nicht schon sofort helfen wollen — dort, wo wir es
auch kénnten —, sollten wir wenigstens dafiir sorgen,
dafl die Kommunen nicht weiter belastet werden, in-
dem immer neue Ubersiedler und Aussiedler zuge-
wiesen werden,

Wer Deutscher ist und umziehen will, ist herzlich
dazu eingeladen, muB sich aber selbst die Bedingun-
gen dafir schaffen wie jeder andere auch. In unserer
Stadt gibt es 7 000 Einheimische, die eine Wohnung
suchen, die nicht mehr einsehen, warum sie zuriick-
gestellt werden sollen. Dies wird Auswirkungen ha-
ben, wenn wir hier nicht schnellstens Abhilfe schaf-
fen. Das Wohnungsbauprogramm des Bundes ist auch
nicht etwas, was uns entscheidend hilft. Wenn wir also

nicht schnellstens fiir Abhilfe sorgen, werden wir das
alle gemeinsam noch bereuen. Niemand sollte glau-
ben, er kénne parteipolitisches Kapital daraus schla-
gen, daB er nichts unternimmt und durch Nichthan-
deln und durch Reden immer weiter dafir sorgt, dal
die Menschen in die Bundesrepublik kommen, weil
sie keine anderen Madglichkeiten mehr sehen.

Ich bin im itbrigen der Meinung, Herr Wallmann,
daB man nicht so tun sollte, als habe der Bundeshiirger
mit den Kosten, die bei der Vereinigung der beiden
deutschen Staaten auf uns zukommen, nichts zu tun.
Wer heute sagt, es werde keine Steuererhéhungen
geben, wer heute sagt, es werde keine Erganzungs-
abgabe geben, wer heute sagt, es werde keine Erho-
hung der Mehrwertsteuer geben, der kann nur darauf
setzen oder hoffen, dafl die Bevélkerung leicht ver-
geBlich ist. Ich glaube nicht, dal das so sein wird, Wir
kommen chne eine Belastung des einzelnen mit dem
Problem nicht klar, es sei denn, die Bundesregierung
wollte sich in einer Art und Weise verschulden, wie
wir das alle wahrscheinlich nicht mittragen und billi-
gen konnten. Ich glaube auch, daB die Bereitschaft in
der Bevdlkerung vorhanden ist, Lasten zu iiberneh-
mern.

ich mochte noch ein Wort zu dem fdderativen
Staatsaufbau sagen, weil ich — Herr Seiters weil
das - gestern nicht ganz zufrieden aus der Runde mit
unserem Bundeskanzler herausgekommen bin. Ich
stimme dem Bayerischen Ministerprdsidenten darin
zu, daB die Sicherheit fiir unsere Nachbarn in Europa
vom foderativen System entscheidend abhéingt; je-
denfalls wird das dort so gesehen. Unser Staatsaufbau
nach dem zweiten Weltkrieg ist vom Parlamentari-
schen Rat nicht umsonst beschlossen worden. Unsere
Foderation beriicksichtigt die Interessen wunserer
Nachbarn und ist im iibrigen das konsequente Ergeb-
nis der deutschen Geschichte. Alle anderen Versuche
— Zentralstaat — in der deutschen Geschichte waren
zum Nachteil Europas und der Welt. Deshalb ist die
Foéderation die einzige Staatsform, die den europdi-
schen Nachbarn, aber auch anderen weit dariiber hin-
aus die Sicherheit gibt, das kein zentralistisch gelenk-
ter deutscher Staat noch einmal zu dem fiihrt, was
Europa schon einmal iiberzogen hat. Insofern muB
man die Sorgen der Nachbarn ernst nehmen.

Das heift aber auch, daB man nicht jetzt schon zen-
tralistisch handeln und so tun sollte, als gabe es nur
den Zentralstaat. Es gibt ihn nicht nur. Die Vereini-
gung der beiden deutschen Staaten ist auch eine Her-
ausforderung fiir die Linder. Ich denke, die Lénder
miissen ihre Rechte wahmehmen, ja, sie missen die
Chance nutzen, sie wieder zu starken. Ich rede nicht
allein iiber den Bundesrat; ich rede {iber die Lander,
die vor dem Grundgesetz bestanden haben. Das
kommt mir in der Diskussion zu kurz.

Ich denke, daB wir auch den Liandern, die sich in der
DDR neu entwickeln werden, die dort wieder entste-
hen werden, keinen Gefallen tun, wenn wir das, was
zu bereden ist, dem Zentralstaat, der Regierung in
Bonn allein {iberlassen und uns nicht einmischen. Die
Stellung der Linder in der DDR werden wir nur star-
ken, wenn wir selber genug Mut haben, unsere ei-
gene Position zu starken, wenn wir selber nicht bereit

sind, die Landerinteressen auf dem Scheiterhaufen
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der parteipolitischen Machtinteressen zu opfern. ich
denke, daritber miissen wir noch einmal nachden-
ken.

Wenn ich iiber die Lander der DDR spreche, willich
auch meine Sorge zum Ausdruck bringen, daf es bei
dem Ganzen hier — wie es sich liest, wie man es hort
und sehen kann; nicht hier im Bundesrat — mehr um
eine AnschluBdiskussion als um eine Diskussion iber
die Vereinigung zweier Staaten oder die Erweiterung
der Bundesrepublik Deutschland geht. Ich erwarte
also, daB die Linder bei dem, was nun bhesprochen
wird, nicht ausgegrenzt werden, insbesondere wenn
es um die Staatsform geht. Daran sind alle Lander zu
beteiligen. Dies halte ich fiir ein wichtiges Signal an
die Lander, die in der Deutschen Demokratischen Re-
publik entstehen.

Ich glaube, daB die Lander in der Bundesrepublik
Deutschland, besonders kleine Lander, insbesondere
die Stadtstaaten, nach der Vereinigung der beiden
deutschen Staaten in einer neuen Republik, die wir
anstreben, eine véllig neue Perspektive vor sich ha-
ben. Zu den alten Lindern Bayern und Bremen — dies
darf ich hier einmal sagen — kommen einige Lander
mit ahnlich langer Tradition hinzu. Wir, die schon
immer da waren, die Stadtstaaten, werden vollig
neue, auch 6konomische Chancen haben. Wir haben
keinen Grund, uns zu verstecken. Unsere Selbstan-
digkeit wird in einem vereinigten Deutschland ge-
starkt und nicht geschwécht werden. Diese Chance
soliten wir in der kiinftigen Bundesrepublik Deutsch-
land und in Europa nutzen.

Bremen ist entschlossen, dies zu tun. Wir kénnen
dabei auch an das ankniipfen, was der Bundeskanzler
neulich bei einer Veranstaltung in Bremen, die sich
,Eiswette* nennt, gesagt hat, namlich dab er groBe
Chancen gerade fir die Stadtstaaten, auf die man
auch in einem 16-Linder-Bundesstaat nicht verzich-
ten sollte, sehe. Insofern gibt es keinen AnlaB fiir eine
Lindemeugliederungsdiskussion. Vielmehr gibt es
allen AnlaB, daritber zu reden, wie wir nun die finf
Linder der DDR integrieren wollen, und zwar so, daB
sie auch ihre eigenen Chancen wahrnehmen.

Ich méchte ein Letztes sagen. Hier ist viel ber die
ersten Demonstrationen in Leipzig geredet worden.
Die Menschen in der DDR haben ihr Schicksal selber
in die Hand genommen. Alle haben das gelobt. Nun
machte ich wieder an den Anfang meiner Rede, an
den Modrow-Besuch, ankniipfen. Die Menschen, die
in Leipzig und anderswo erzwungen haben, daB es
Veranderungen gibt, haben sich, denke ich — hier bin
ich ganz sicher —, unter dem, was mit ihrem Staat
passieren soll, etwas ganz anderes vorgestellt als das,
was wir ihnen jetzt aufzwingen wollen. Ich denke,
wenn man sie fiir die Entwicklung in der DDR in
Anspruch nimmt, dann sollte man auch dariiber nach-
denken, was sie eigentlich gewollt haben. Sie haben
ihre eigene Identitit. Sie haben nicht den schlichten
Anschlufl gewollt. Darauf sollten wir mehr als bisher
Riicksicht nehmen.

Prasident Momper: Danke schon, Herr Kollege We-
demeier!

Das Wort hat nun der baden-wiirttembergische Mi-
nisterprasident Dr. Spath. — Bitte schon, Herr Kol-
lege!

Dr. h. c. Spith (Baden-Wiirttemberg): Herr Prasi-
dent! Meine Damen und Herren! Wenn ich die erste
Debatte hier im Hause iiber dieses Thema mit der
heutigen vergleiche, dann ist das Gefiihl, daB die
Sonntage eben doch wesentlich seltener sind als die
Werktage, zwar eine bittere Erkentnis; aber sie gilt
fiir alle Bereiche des Lebens, auch fiir die praktische
Politik. Wenn wir heute alle noch einmal die Erinne-
rung an den Freiheitswillen der Menschen in der DDR
beschwéren, der sich Bahn gebrochen hat — ich will
durchaus an das anschlieBen, was der Kollege Rau
hier eingangs dazu gesagt hat —, dann dirfen wir
natiirlich nicht ausweichen, indem wir uns gegensei-
tig dazu auffordern, doch die grofen Chancen zu nut-
zen, im zweiten Teil aber die Risiken und Probleme
beschreiben, die uns betreffen.

Jetzt sind wir beim zweiten Teil, namlich bei der
Werktagsarbeit, und stellen fest, daB alles, nicht nur
das, was sich die Menschen in Leipzig, sondern auch
das, was wir uns selber in der Debatte hier im Novem-
ber oder Dezember vorgestellt haben, einfach uber-
holt ist, Nun ist es die verdammte Pflicht und Schul-
digkeit von Politikern, niichtern und klar zu analysie-
ren, mit welchen Problemen praktischer Art wir uns
auseinandersetzen miissen und wie wir sie l6sen wol-
len.

Ich will mit meinem Beitrag eigentlich nur versu-
chen, unter diesem Aspekt ein paar Diskussions-
punkte zu durchleuchten und zusammenzufassen.

Wir sind alle davon ausgegangen, daf sich folgen-
der ProzeB abspielt. Die DDR hat erklart: ,Wir wollen
einen neuen Staat aufbauen, und wir wiinschen eure
nachbarschaftliche Hilfe.* Wir waren alle darauf ein-
gerichtet, daB sich jetzt in einer gewissen Ruhe — wie
Ruhe nach Revolutionen sein kann — die freien Krafte
zusammenfinden und in der DDR eine Struktur auf-
bauen, wobei wir natiirlich mithelfen. Die Begeiste-
rung bei den Landern war grof, die Begeisterung bei
den Gemeinden war groB, die Begeisterung in der
ganzen Bundesrepublik, beim Mittelstand, bei den
Unternehmen war groB. Alle haben gesagt: ,Wir wol-
len helfen.” Driiben jedoch hiefy es: ,Lafit uns unseren
eigenen Weg gehen.” Wir alle haben vorsichtig ge-
sagt: ,Jetzt tut bitte eines nicht, namlich protzen, in-
dem ihr sagt, ihr wiitet, wo es langgeht. LaBt uns mal
ran! Dann lauft das schon.* — Dies war da und dort die
Ausgangslage im November und Dezember.

Wer im Dezember in Dresden mit Leuten gespro-
chen hat — ich erinnere mich an ein Gesprach, eine
Diskussion mit dem Oberbiirgermeister auf dem Strie-
zelmarkt —, der hat eine véllig andere Atmosphare
eingefangen — Herr Kollege Voscherau wird mir das
bestitigen — als die Atmosphdre, die wir gegenwartig
einfangen.

Jetzt muB man natiirlich auch die ganz reale Le-
benssituation der Freiheitsliebenden driiben sehen.
Diese — wollen wir dies den Menschen denn iibelneh-
men? — ist so, daB sich mit ihren Freiheitshoffnungen
auch die Hoffnung verbindet, persdnliche Freiheit
realisieren zu konnen. Dabei sagt natiirlich mancher
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driiben: ,Also, das mit der grofien Freiheit ist zwar
prima. Wir wissen jetzt, daB wir eine Demokratie, ein
Vielparteiensystem, eine neue Volkskammer und
neue Parteien kriegen. Aber was ist mit mir?”

Nun sollten wir die Sache nicht iiberhéhen, wenn
die Menschen driben selber sie nicht mehr iberhd-
hen, weil sie namlich schlicht sagen: ,Jetzt geht esum
die ganz einfachen Bediirfnisse.” Kollege Wedemeier
hat von dem Problem der Sozialeinrichtungen, Kran-
kenhduser, Schulen gesprochen. Ich stimme [hnen zu:
In diesen Bereichen miissen wir Gewaltiges tun. Aber
wenn die Bundesregierung jetzt sagte: ,Wir geben
euch pauschal 2 Milliarden DM fiir Krankenhduser”,
wiirde das — darin werden Sie mir sicherlich recht
geben, Herr Kollege Wedemeier — an dem Problem
der Ubersiedler, an der Grundsatzfrage, das wir jetzt
beantworten miissen, nichts dndern. Die Leute wiir-
den lediglich sagen: ,Gut, jetzt wird eben ein Kran-
kenhaus umgebaut.”

Wir haben — ich spreche hier wieder den Hambur-
ger Kollegen an, weil wir uns dabei begegnen — be-
geistert Uberlegungen angestellt, wie wir beim Aus-
bau Dresdens helfen kénnten. Das finden die Leute
ganz prima. Aber vorher haben sie noch eine Menge
Fragen. Sie wiirden es alle schén finden, wenn die
alten Stadte wiederaufgebaut wiirden, die Stadisante-
rung voranginge, die Umweltschutzmafinahmen jetzt
durchgreifen wiirden. Aber irgendwie sagen sie:
LFreunde, ilr tut so, als ob ihr uns jetzt erklaren woll-
tet, wie schén die Zukunft aussehen soll. Wie ist es
denn ganz konkret? Wann sehe ich die erste D-Mark,
mit der ich etwas kaufen kann? Es hilft mir iiberhaupt
nichts, wenn ich von dem traume, was alles in Dres-
den, in Leipzig, in Magdeburg passiert. Aber verflixt
nochmal: Die Versorgungslage wird schlechter, die
Arbeitsmoral schwindet, in den Betrieben geht es
drunter und drilber, die Verwaltung riickt ab, eine
neue Struktur ist nicht zu erkennen; das Ganze steuert
einem Chaos zu.” Das ist es, was die Leute driiben
empfinden.

Deshalb ist es natiirlich falsch, wenn wir sagen, die
DDR sei wirtschaftlich am Ende. Inzwischen weil je-
der — zumindest in der DDR weiB es jeder, mit ganz
wenigen Ausnahmen; das sind Leute, die noch das
Prinzip ,Hoffnung" vor das Prinzip ,Realitdt” set-
zen —, daB es mit der Wirtschaft, der Arbeit und den
Funktionen in der DDR so nicht weitergehen kann
und daB sich die entscheidende Frage stellt: Was kén-
nen wir denn tun, urn dort weiterzuhelfen? Deshalb ist
meine Bitte, daB wir diese Diskussion in zwei Richtun-
gen nicht unbeschrankt fortsetzen, weil wir damit
wiederum nur Angste und Neid schiiren.

Das betrifft erstens die Frage der Aufnahmeseite.
Machen wir uns doch nichts vor: Die Frage, ob die
Leute weggehen, entscheidet sich ausschlieBlich drii-
ben und nicht hier! Wenn wir den Leuten erklaren:
. Wer hier ankommt, wird sofort zum Brandenburger
Tor transportiert, und thm wird gesagt: ,Dort dritben
ist deine Heimat!'", geht er durchs Brandenburger
Tor, kommt von der anderen Seite aus wieder herein,
und dann 16st er die ndchste Fahrkarte.

Wenn wir die Turnhallen schlieBen, geht er in Bre-
men zum Biirgermeister ins Rathaus und fragt: ,Woist
meine Ohdachlosenunterkunft? Ich hab’ darauf doch

einen Anspruch” — so weit sind die Gesetze be-
kannt —; ,ich hab' Anspruch auf Sozialhilfe, und ich
hab’ Anspruch auf Obdachlosenhilfe.* Wir haben
diese Gesetze eingefithrt und sind stolz darauf. Wir
haben den Deutschen gesagt: ,.lhr werdet nicht an-
ders behandelt.” Jetzt miissen wir aufpassen, daB wir
keinen Wettbewerb veranstalten, wie wir die Leute
ganz schnell wieder hiniiberschieben kénnen. -- Das
funktioniert nicht.

Mit mir konnen Sie iiber die Modalitat der Notaui-
nahme reden. Ich bin mit den Rednern einer Meinung,
die gesagt haben: ,Den Vertreibungsdruck gibt es
nicht mehr. Wir miissen unsere ganze Gesetzesstruk-
tur andern, weil wir vor einer véllig neuen Situation
stehen.” — Aber bis wann werden wir das alles abge-
wickelt haben? Bei unserem funktionierenden Ge-
setzgebungs- und Administrationssystem mdchte ich
einmal sehen, wie lange wir brauchen, bis wir alle
Vertriebenengesetze angepaft, die notwendigen in-
ternationalen Regelungen getroffen und in Karlsruhe
alle Prozesse ausgefochten haben. Dazu kann ich nur
sagen: Wer darauf hofft, der ist genauso illusionar wie
viele, die driilben davon ausgehen, es kdnne hich-
stens noch ein halbes Jahr dauvern, und dann habe
man villig gleiche Verhaltnisse wie in der Bundesre-
publik: vom Einkommen bis zur Konsumsituation und
zur Vermogensbildung.

Deshalb miissen wir jetzt aufpassen. Ich sage das
ganz bewuBt als jemand, der sich selber dariiber im
unklaren ist, ob die Turnhallenaufnahme richtig ist
oder nicht. Aber jeder, mit dem ich dariiber rede —
das gilt auch fir meine Fachleute —, sagt: ,Was wol-
len Sie denn machen?”

Der Unterschied zwischen Bremen und Stuttgart
bzw. Dresden und Stuttgart liegt in folgendem. Bei
uns kann ich jemanden fragen; ,Warum bleibst du
eigentlich nicht in Bremen? Du hast hier doch den
gleichen Anspruch auf Sozialhilfe und Unterkunft wie
in Stuttgart.” — Jemand in Dresden aber hat nichts.
Daher sagt er: ,Mein Gott, dann gehe ich doch lieber
als Obdachloser nach Stuttgart oder nach Bremen. Bei
den Anspriichen, die ich dort geltend machen kann,
ist das fir mich eine andere Situation.”

Deshalb miissen wir aufpassen, dafl wir jetzt nichtin
einen parteipolitischen Wettbewerb geraten. Ich sage
das mit groBem Nachdruck, indem ich erklare: Ich bin
mir selbst nicht sicher, ob das jetzige Verfahren okay
ist oder ob es ein besseres gibt. Ich sage nur: Die Hoff-
nung, daf die Menschen, wenn die Turnhallenaui-
nahme abgeschafft wird, driiben bleiben, ist die
groBte Musion des Jahrhunderts, weil die Leute nach
ihren Bedingungen entscheiden, ob sie gehen oder
nicht.

{Zuruf Frau Dr. Ridiger [Bremen])

— Die Erwartungshaltung driiben ist abgebaut, Frau
Kollegin! Die Menschen wissen inzwischen, daB es
kein Vergniigen ist, in einer 300-Mann-Turnhalle zu
ibernachten. DaB sich dort Aggressionen entwik-
keln -- sie lesen unsere Zeitungen und sehen unsere
Fernsehberichte —, ist ganz klar. Das weil man dri-
ben auch. Trotzdem: Wenn sich nichts andert, wird
man sagen: ,Ich werd' mit dem schon fertig.” Vor
allem junge Leute werden das sagen.
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Die gréBere Gefahr ist nicht nur die Unterbringung
in einer Turnhalle, sondern dal die Leute still und
leise in Etappen heriiberkommen. Wer Weihnachten
hier war, hat sich haufig in hiesigen Betrieben schon
einmal umgesehen. Die Leistungselite weiB ganz ge-
nau, dabB sie bei uns relativ schnell eine Wohnung
bekommt, und zwar nicht durch das Wohnungsamt,
sondern weil sich Industriebetriebe, die Fithrungs-
kréfte suchen, sehr schnell um freie Wohnungen be-
werben. Die dritte Aussiedlerwelle sieht dann so aus:
In der Ausgabe Jena des ,Neuen Deutschland” sucht
Zeiss aus Oberkochem Fachleute und bietet zugleich
Werkswohnungen an. Dann geht alles so weiter wie
bisher.

Deshalb miissen wir aufpassen, daB wir uns hier
jetzt nicht die Frage der Notaufnahme um die Ohren
schlagen, als ob dies die entscheidende Frage ware.
Ich verstehe alle Sorgen, auch die der Kollegen. Bei
mir in Stuttgart findet die gieiche Turnhallendiskus-
sion wie in Bremen statt. [ch nehme diese Diskussion
iiberhaupt nicht leicht; ich sage nur: Das ist nicht der
entscheidende Gesichtspunkt.

Der zweite Gesichtspunkt ist: Wir bringen auch
keine Bewegung in den Ablauf, wenn wir unseren
Leuten jetzt zu deutlich Opfer, die sie bringen missen,
schildern. Lieber Herr Kollege Wedemeier, auch hier
bin ich wieder nicht so optimistisch wie Sie. Sie glau-
ben, daB die Menschen bei uns hereit seien, goBe
finanzielle Opfer zu bringen. Dieselben Menschen,
die jetzt schon davor Angst haben, daB kiinftig in der
Wohnungsliste einer vor ihnen rangiert, werden bei
der Ankiindigung von Steuererhéhungen und Sozial-
beitragserhdhungen mit keiner anderen Miene rea-
gieren als bei anderen Notstanden. Sie werden nam-
lich sagen: ,Erst komme ich, und dann kommen
jene.”

Ich wiirde also davor warnen zu glauben, daB die
Begeisterung fir Steuererhéhungen und Mehrbela-
stungen in der Bundesrepublik im Rahmen der Soli-
daritéit grenzenlos wére. Deshalb meine ich auch, wir
miissen aufpassen. Opfer werden wir bringen missen.
Aber ich warne davor, jetzt im Vorstadium eine wei-
tere Diskussion zu erdffnen, namlich auch unsere
Leute vollends verrickt zu machen, indem wir taglich
schildern, was jetzt alles auf uns zukommt, was fast
nicht tragbar ist. Bis zur Destabilisierung der D-Mark
wird diskutiert. Das Ergebnis ist: Die Menschen be-
kommen driben Angst, sie bekommen hiiben Angst;
und Menschen in Angst reagieren immer falsch.

Wenn wir als Politiker eine Aufgabe haben, dann ist
es ganz einfach diejenige, den Menschen zu erklédren,
was wir fir eine Perspektive haben und wo wir glau-
ben, dafl wir weiterkommen, auch wenn wir Zweifel
haben und hinzufiigen, wir wiiten nicht sicher, ob all
das funktioniere, was wir uns vorstellten.

Ich sehe im Grunde drei Elemente. Das erste ist der
internationale Prozef. Ich glaube, hier hat sich groBe
Ubereinstimmung auf allen Seiten eingestellt, nam-
lich: Wir wollen nicht zurick zu den fritheren Natio-
nalstaaten, sondern wir wollen gemeinsam gute Deut-
sche in Europa sein. Wie die Europder, die Alliierten
und im KSZE-ProzeDB unsere Partner akzeptieren, dall
den Deutschen nicht verweigert werden kann, wieder
zusammenzugehen, so miissen wir akzeptieren, dafl

es eine deutsche Lésung nur im europaischen Prozef
gibt; daB die vielen Probleme, die wir lésen miissen,
auch nach einer Vereinigung nicht nationale Pro-
bleme in Europa sind: vom Umweltschutz {iber die
groBen Herausforderungen der Sicherheit, der Stahbi-
litat, der Wissenschaft. Dies alles bleibt eine europii-
sche Dimension. Wir sollten gerade unseren Nach-
barn in Ost und West versichern, wenn sie es zulassen,
daB die beiden deutschen Staaten in Freiheit zusam-
menkommen, daB niemand zu erwarten braucht, wir
wiirden noch irgendwelche Anspriiche stellen, son-
dern eigentlich bedanken wir uns bei all denen, die
uns als Nachbarn und Partner zutrauen, da wir gute
Européder und gute Deutsche sind und daB wir keine
weiteren Anspriiche erheben. Das alles gehért fiir
mich selbstverstindlich zusammen,

Dieser ProzeB kann viel Zeit kosten, er kann schnell
gehen. Wir konnen das heute ilberhaupt noch nicht
abschitzen. Wir haben uns bisher in bezug auf alle
Zeitrdume getduscht. Deshalb warne ich und rate zu
groBer Vorsicht. Die Entwicklung kann sehr schnelle
Lisungen bringen; sie kann aber auch sehrlange dau-
ern.

Aber eines wissen wir sicher: Dieser Proze mufl
von anderen Prozessen abgespalten werden, die wir
schnell regeln kénnen und bei denen internabionale
Fragen keine Rolle spielen. Deshalb sollten wir den
Fortgang dieses Prozesses nicht unter Zeitdruck be-
treiben; so schnell wie méglich, aber nicht unter Zeit-
druck. Das heiBt, dabei miissen souverdne Staaten
zusammenwirken. Wir sollten uns nicht unter Zeit-
druck setzen, der uns spéter in Schwierigkeiten
bringt. Ich sehe hier keinen Zeitdruck; ich sagte es.
Ich komme gleich zu dem, was driiben unter Zeit-
druck verstanden wird.

Wir kénnen unabhangig davon alle Strukturen viel
kompatibler machen als bisher, und zwar bei freier
Entscheidung der DDR. Auch das will ich noch einmal
klar sagen. Wir miissen dabei jedoch aufpassen, daf
wir nicht sagen: ,So mubBt ihr das machen.” Ich
komme noch auf das zurick, wo wir deswegen etwas
sagen miissen, weil unsere Interessen betroffen
sind.

Aber was spricht denn beispielsweise dagegen, daB
aus der freigewéhlten Volkskammer und dem Bun-
destag eine Art deutscher Parlamentskonferenz ent-
steht? Diese kdnnte beide Parlamente umfassen, ware
dann aber wahrscheinlich zu groB. Sie kdnnte Aus-
schiisse umfassen, stindige Ausschisse, Sachaus-
schiisse oder dhnliches. Dann kdnnten sich doch die
beiden deutschen Staaten auf Parlamentsebene kon-
sultieren, z. B. Umweltschutzgesetze miteinander er-
ortern. Sie kénnten kompatible Systeme so einrichten,
dalB die Gesetzgebung auf beiden Seiten eines Tages
zusammenpaft. Das kdnnte lber Jahre hinweg so
praktiziert werden.

Wir kénnten eine deutsche Landerkonferenz ein-
richten, sobald sich die Linder in der DDR, was sich
abzeichnet, gebildet haben. Nehmen wir einmal an,
es wiirden sich finf Lander bilden. Was wiirde denn
dagegen sprechen, daf wir eine Konsultationskonfe-
renz als deutsche Linderkammer einberufen, beste-
hend aus dem Bundesrat und einer entsprechenden
Einrichtung als zweiter Kammer der DDR? Dort kénn-
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ten wir konsultativ zusammenarbeiten und damit
auch Anndherungsprozesse einleiten. Dieser Prozefl
konnte, auch wenn er lange dauert, weil internatio-
nale Fragen nicht so schnell gelést werden kénnen, in
aller Ruhe entwickelt werden.

Aus den beiden Regierungen kénnte eine deutsche
Regierungskonferenz einberufen werden. In deren
Rahmen kénnten Fachminister und Ausschisse bera-
ten. Das heiBt, wir konnten mit der Konsultation, wenn
der internationale ProzeB uns dazu zwingt, viel Zeit
aufzubringen, in der Zwischenzeit, chne daf} das je-
manden stort, im Grunde konféderative Strukturen
schaffen. Dabei wiirde sich vieles von dem ergeben,
wovon hier immer wieder gesprochen wurde, namlich
das Gefiihl der Gemeinsamkeit und der Partner-
schait.

In nichtparlamentarischen Bereichen ware alles
moglich. Man kdnnte eine deutsche Ministerprasi-
dentenkonferenz einberufen, sobald drilben Lander
gebildet und Ministerprasidenten gewéhlt sind. Was
spricht dagegen, die deutsche Ministerprasidenten-
konferenz wieder zu aktivieren? Wir miissen auch
jetzt einstimmige Beschliisse fassen; anders kommen
unter elf Kollegen keine Beschliisse zustande. Warum
bieten wir nicht an, die deutsche Ministerprdsidenten-
konferenz sofort wieder einzurichten, wenn die Lan-
der driiben entstanden sind?

Man kénnte gemeinsam einen deutschen Gemein-
detag und einen deutschen Stadtetag, das Deutsche
Rote Kreuz, deutsche Gewerkschaften und anderes
schaffen. Ich sage das auch deshalb, weil wir die posi-
tiven Perspektiven dessen zeigen sollten, was wir so-
fort anpacken konnen. Das wiirde viel mehr Hoffnung
wecken, als wenn wir den Leuten dauernd erzdhlen,
vor welch ungeheuren Problemen wir da und dort
stiinden und dafl das Ganze eigentlich furchtbar ge-
féhrlich sei.

Jetzt kommt der dritte Komplex, und das ist die
Wirtschait. Dazu habe ich mir mit einer Erklarung
ziemlich viel Kritik eingehandelt. Inzwischen ist diese
Kritik nicht mehr so groB, weil viele sachverstandige
Vertreter der DDR jedem in der Offentlichkeit erkli-
ren: , Wir haben mit unserem Wirtschaftssystem kapi-
tuliert. " Ich muB nun ganz schlicht und einfach sagen:
In der DDR finden Sie niemanden mehr, der nicht die
Kapitulation des Planwirtschaitssystems bestétigte.
Selbst hartgesottene SED-Funktionare rdumen das
heute ein.

Interessant ist folgendes. Nehmen Sie einmal die
Entwicklung des Themas ,soziale Marktwirtschaft”.
Driiben kann es sich niemand mehr leisten, sich nicht
zur sozialen Marktwirtschaft zu bekennen, selbst
wenn er nicht weifl, was das ist.

(Heiterkeit)

Das heiBt doch ganz deutlich, eines ist geschehen: Die
Leute wollen unser Wirtschafts- und Wahrungssy-
stem haben, und zwar aus ganz einfachen Griinden.
Man braucht kein Zauberer oder Prophet zu sein,
wenn man wissen méchte, warum sie es haben wol-
len.

Jetzt will ich sagen, warum ich der Meinung bin,
dab es fiir die Bundesregierung oder die Bundesrepu-
blik {iberhaupt keinen anderen Weg gibt, als mog-

lichst schnell ein Paket zu erarbeiten, das nach dem
18. Marz annehmbar ist. Mich hétte es nicht gestort,
wenn die Ubergangsregierung den Mut gehabt hitte,
zur Volkskammer zu gehen und zu erkldaren: ,Macht
das mal einstweilen; die neue Regierung kann das ja
wieder andern.”

Es gibt keine Wahrungsunion ohne eine Wirt-
schaftsgemeinschaft. Es gibt keine Entwicklung in der
DDR, ohne daB dort ein Paket von Gesetzen, welche
die Funktion von Wahrung und Wirtschaft regeln,
pauschal verabschiedet wird.

Ich warmne vor einem: Der nachste Schock kommt
am 18. Mdrz. Stellen Sie sich doch einmal die neue
Volkskammer vor! Sie kann politisch so gut zusam-
mengesetzt sein, wie sie will. Wir haben mit unserem
eingespielten Gesetzgebungsapparat und unserer
eingespielten Administration acht Jahre gebraucht,
um das Gesetzespaket fiir eine soziale Marktwirt-
schaft stimmig aufzubauen, Uber die wir jeden Tag
streiten. Wir werden auch in Zukunft immer dariiber
streiten miissen, ob dieser soziale Aspekt, dieser Lei-
stungsaspekt oder jener Okologieaspekt in Ordnung
ist.

Jetzt stellen Sie sich einmal vor, was sich driben
abspielt, wenn man dort im Marz damit beginnt, eine
Verfassung, die Linder, eine Kommunalverfassung
und Hunderte von Gesetzen, die alle kompatibel sein
miissen, als Spielregeln zu entwickeln!

Wir sagen: Erforderlich ist eine Wirtschaftsreform.
Konnen Sie sich vorstellen, wie dort vor der Sommer-
pause der parlamentarische ProzeB ablaufen wird, um
die Wahrungsunion einfithren zu kénnen, weil die
Wirtschaftsreform den notwendigen Stand erreicht
hat? Es gibt im Grunde nur eine Ldsung. Deshalb sage
ich: Das ist keine Einmischung., Wenn die DDR er-
klart: ,Wir wollen selbstdndig bleiben; uns interes-
siert nichts anderes”, dann haben wir nicht das Recht,
uns einzumischen. Dann reden wir iiber Nachbhar-
schaftshilfe. Anders ist es, wenn die DDR sagt: ,Wir
verlangen die deutsche Einheit, und wir brauchen
eine Wahrungs- und Wirtschaftseinheit mit einer sta-
bilen, sofort konvertierbaren Wahrung." Ich sage Ih-
nen: Das ist die Bedingung fiir Investitionen aus dem
Westen.

Wir erleben jetzt schon den beginnenden Frust. Fir-
menvertreter aus Baden-Wiirttemberqg, Hessen, Bre-
men, Hamburg, von wo auch immer, rennen alle dort-
hin — das ist ja in Ordnung — und kommen frustriert
zuriick. Sie alle finden Partner und diskutieren furcht-
bar viel. An dem Tag aber, wo sie fragen: ,Wo bauen
wir die Fabrik, wann ziehen wir ein, wann machen wir
den Vertrag?“, kommt die groBe Pause. Ohne Spielre-
geln gibt es keine Investitionen.

Wenn in der DDR im nachsten Jahr nicht 60, 70 oder
80 Milliarden DM, beginnend in diesem Jahr, in die
Wirtschaft investiert werden, kénnen Infrastrukturhil-
fen am Fliefband — jeden Monat 2 Milliarden DM —
gegeben werden; sie gehen unter. Das brauche ich
doch hier niemandem zu erklédren! Wenn keine priva-
ten Investiionen getédtigt werden, ist Infrastruktur-
hilfe im Grunde nichts anderes als ein Scheinge-
schait.

<
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Also miissen wir doch sagen: ,Entscheidet euch!
Wir wollen euch nicht belehren. Aber ihr miifit euch
fiir das eine oder das andere entscheiden. Thr kénnt
nicht die D-Mark haben wollen und von uns verlan-
gen, dafl wir autonom Verantwortung fur diese Wah-
rung libernehmen, ochne daB ihr die gleichen Spielre-
geln einfiithrt, die bei uns die Stabilitat der Wahrung
garantieren.” Das ware doch eine Ilusion!

Man kann nicht sagen: ,Wir schaffen die Wah-
rungsunion, wenn ihr ein paar Eigentumsgesetze
macht.” Das muB doch alles zusammenpassen! Dazu
gehort das GmbH-Recht, das Aktienrecht, die Be-
triebsverfassung, die Gewerkschaften. Dabei muB all
das, was unser kompliziertes System und was die Ord-
nungspoltik ausmacht, die das Ganze am Laufen
halt, funktionieren! Sonst wird das nichts.

Ich sage dies deshalb so beschwérend, weil ich den
Eindruck habe: Dort herrschen noch groBe lusionen.
Diese miissen wir ehrlicherweise beseitigen, weil wir
sonst die Menschen beliigen und bei ihnen den Ein-
druck erwecken, wir wiirden ithnen zu Bedingungen
helfen, zu denen wir ihnen nicht helfen kénnen.

Wir miissen unseren Leuten sagen — deshalb ist mir
das so wichtig —, dall die Sache dann auch funktio-
niert, obwohl damit Risiken fir uns verbunden sind.
Ich sage das auch auf die Gefahr hin, dal mich viele
Fachleute kritisieren. Wir miissen aufpassen, daf
diese jetzt in greBen Konferenzen nicht alles zerreden
und erkldren, wo die Risiken und Probleme sind, son-
dern wir miissen im Grunde politisch die Verantwor-
tung dafiir iibernehmen, daB so, wie ich es geschildert
habe, verfahren wird. Dann wird dies auch funktionie-
ren.

Wenn wir die Gréenordnungen betrachten, kén-
nen wir unseren Leuten bestitigen, daB das im
Grunde nicht ,schiefgehen” kann, wenn sie so ver-
fahren. Wir reden iber 16 Milliarden Ostmark Geld-
umlauf in der ganzen DDR. Das entspricht etwa, ein
biBchen hochgerechnet, dem Bundesbankgewinn ei-
nes Jahres.

Als es vor drei Jahren wegen der Dollar-Abwertung
plotzlich keinen Bundesbankgewinn gab, hat sich
dariber in dieser Republik niemand groB aufgeregt —
auBer ein paar Politikern, die wulliten, daB das Geld
fehlen wiirde. Nach 14 Tagen war das aber kein
Thema mehr. Bei einem Umtausch von 1:1 ist noch
nicht gesagt, daB die 16 Milliarden verloren waren.
Niemand kann mir erklaren, daB wir dieses Problem
wiahrungspolitisch nicht lésen kénnten und warum
dies zu einer Destabilisierung der D-Mark fiihren
kénnte,

Ich will nur zwei Zahlen dagegen setzen. 1988 be-
trug die private Vermdégenshildung, das Sparkapital,
in der Bundesrepublik 80 Milliarden DM. Das ge-
samte Sparkapital in der DDR betragt rund 160 Mil-
liarden. Wenn dem Volk schon alles gehért, brauchen
wir jetzt nur mit der Verteilung zu beginnen.

(Heiterkeit)

Es gibt sehr viele Grundstiicke und groBe Verma-
gen. Diese konnten in Fonds eingebracht und alle
Beteiligungen im Westen in D-Mark umgewandelt
werden. Eines Tages miifiten an Sparguthaben dann
mehr D-Mark als Ostmark vorhanden sein. Die Um-

wandlung ist eine rein technische Frage. Man kénnte
den Leuten auch Wohnungen geben.

Herr Modrow hat zu Recht gesagt: ,Das Vermdgen
der DDR betragt 1,2 Billionen." Dagegen stehen
160 Milliarden Sparkapital. Und wir wollen unseren
Leuten jetzt einreden, daB das System der D-Mark
zusammenbrechen konnte!

Unsere Unternehmen besitzen zur Zeit mehr als
1 Billion DM Startkapital und Wertpapiervermégen
fir Investitionen. Im letzten Jahr sind in der Bundes-
republik von der Industrie 360¢ Milliarden DM inve-
stiert worden. Wenn davon nur 20 % in den nachsten
Jahren in die DDR gehen, ergeben sich in fiinf Jahren
350 Milliarden DM an Investitionen. Das ist fast der
Betrag, den alle vorrechnen, um die Leute hier zu
erschrecken.

Ich will damit sagen: Wir miissen den Leuten auf
beiden Seiten schlicht und einfach Mut machen. Sie
waren begeistert am Brandenburger Tor, haben sich
umarmt und eine Menge getrunken. Aber jetzt laufen
sie schon wochenlang mit einem ,Kater” herum.

(Heiterkeit)

Wir missen ihnen sagen, daB wir es packen und wie
wir es packen wollen. Wenn die Menschen driiben
hoéren, daB sie zwar sofort D-Mark vom Lebensstan-
dard her, aber zunachst nur den halben Lohn bekom-
men — mit Steigerungsraten von 10 % oder 15 %; sol-
che Steigerungen kénnen sie erwarten, wenn die Pri-
vatindustrie investiert —, wird die Grenze erreicht
sein, dal sie sagen: ,.Jetzt beweqt sich etwas.” Wenn
sie dann die gemeinsamen Sitzungen statt der Strei-
tigkeiten im Wahlkampf beobachten und sehen, daB
die Ministerprasidenten beisammen sitzen und Parla-
mentskonferenzen stattfinden, die einmal hier und
einmal dort tagen, haben die Leute plétzlich das Emp-
finden: Jetzt kommt Hoffnung auf; nun brauchen wir
vielleicht nur noch eine Durststrecke zu iiberstehen.

Wenn dann ein Handwerker das gebrauchte Auto
seines Kollegen aus Stuttgart oder Hannover mit-
bringt, wird man dritben sagen: ,Donnerwetter, es
bewegt sich etwas!”

(Zuruf: Und ob es sich bewegt! — Heiter-
keit)

— Richtig! Denn sehr oft stellen sie fest, daB sich vieles
bei Autos, Maschinen und Geréten, was sich bewegen
sollte, nicht bewegt.

(Erneute Heiterkeit)

Ich habe den Eindruck, die Menschen warten nur
darauf, daf in dieser Richtung Stimmung aufkommt.
Wir stehen vor einer gefdhrlichen Situation, die uns
viel abverlangt. Entweder wird die Stimmung auf bei-
den Seiten positiv — dann ergibt sich der Wille, da8 es
jetzt vorangeht —, oder sie wird zunehmend negativ,
namlich driiben Resignation und bei uns Sozialneid.
Im letzteren Fall steht zu erwarten, daf nur noch der-
jenige Stimmen bekommt, der im Grunde neue Ab-
grenzungsstrategien entwickelt. Ich sage offen: Dies
ist meine groBe Sorge.

Wir haben uber vierzig Jahre lang unter Berufung
auf die Prdambel des Grundgesetzes fiir die Wie-
dervereinigung gekédmpft. Nun aber sind wir er-
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schrocken, daB sie kommen wird, und bemihen uns
darum, das Problem ausreichend zu analysieren und
zu beschreiben. Driiben kann keine Hoffnung auf-
kommen, wenn wir mit unserer freiheitlichen Uber-
zeugung nichts Besseres zu tun haben, als die Pro-
bleme ununterbrochen zu iiberdrehen. Deshalb wird
man sagen: ,So toll kann es mit deren SelbstbewuBt-
sein in der Freiheit nicht sein.”

Lassen Sie mich zum Schlub einige Worte zur Frage
der Linderbeteiligung sagen. Dariiber kann man sehr
verschiedener Meinung sein. Eines ist sicher: Keiner
von uns wird bezweifeln, daB unsere bundesstaatliche
Struktur ein groBer Vorteil ist, an deren Anfang die
Lander standen.

Wir haben zwei Phasen zu unterscheiden. Die erste
dauert so lange, wie die Bundesregierung mit der
DDR-Regierung verhandelt. In dieser Phase geht es
nicht um Artikel 146 des Grundgesetzes, eine neue
Veriassung zu schaffen. Wenn dieser Zustand eintritt,
miissen vollig andere Spielregeln auch fiir die Rolle
der Lander vereinbart werden. Bis dahin halte ich es
fir richtig, daB die Bundesregierung den Léndern an-
bietet: ,Ihr kénnt auch an allen Verhandlungen — mit
Ausnahme derjenigen iiber die Spezialthemen ,Wih-
rungsunion’ und, was verstandlich ist, Ainternationale
Beziehungen' — beteiligen.” Wir haben uns gestern
dariiber geeinigt, da8 der Vorsitzende der Minister-
prédsidentenkonferenz und sein Stellvertreter treuhén-
derisch fir die Lander an den Verhandlungen teilneh-
men.

Ich bin vollig iiberrascht, welche Bedeutung der
Innerdeutsche AusschuBi des Bundesrates jetzt be-
kommen wird.

(Heiterkeit)

Als ich den Vorsitz in diesem Ausschul turnusgemas
ibemahm, habe ich diese Aufgabe als eine meiner
ruhigsten Aufgaben angesehen. Traditionell war das
iiber vierzig Jahre lang auch der Fall. Es war immer
schwierig, einen Sitzungstermin festzulegen. Jetzt
wird dieser Ausschufl méglicherweise eine gewaltige
Bedeutung erlangen.

Wir sollten aber auch hier nicht kleinmiitig sein. Ich
mochte davor warnen, jetzt eine groBe Diskussion
iber die Rolle der Lander zu fithren. Das Selbstbe-
wubtsein des Landes Baden-Wiirttemberg, eines jun-
gen Landes, und meines reichen aus, um sagen zu
koénnen: Die Mehrheiten, die die Bundesregierung fiir
die bevorstehenden Vertrdge braucht, kann sie nur
mit dem Bundesrat gewinnen. Deshalb wird sie gut
beraten sein, den Bundesrat intensiv auf dem Stand
der Dinge zu halten und mit ihm so zusammenzuar-
beiten, daB die Gesetzgebung in beiden Kammern
funktioniert. Deshalb habe ich keine Sorge, daB die
Bundesregierung nicht mit uns zusammenarbeiten
wird.

Die Ministerprasidentenkonferenz ist ein dubBerst
selbstbewubtes Organ. Deshalb bin ich sehr erschrok-
ken dariiber, daB gerade der Vorsitzende dieser Kon-
ferenz, mein verehrter Kollege Johannes Rau, vollig
abweichend von seiner sonstigen Art, als Lénderchef
aufzutreten, gewissermaBen von bangen Sorgen er-
fiillt ist. Das bin ich von thm iiberhaupt nicht gewohnt.

Er wollte sowieso mit mir noch ein Treffen vereinba-
ren. Dabei werde ich ihm Trost zusprechen.

Ich glaube, die Kombination ,Beteiligung der Mini-
sterprasidentenkonferenz und des Bundesrates” ist so
lange ausreichend und richtig, sclange zwei deutsche
Staaten miteinander verhandeln. Wiarde der Fall ein-
treten, daB sich die Staaten gewissermalen auf eine
neue Grundgesetzebene einigen — ich will nicht Gber
den Artikel 23 Abs. 2 und iber sonstige verfassungs-
rechtliche Ideen philosophieren —, daB sich die Bun-
desregierung aufldosen miBte, um in einer neuen
Struktur eines deutschen Staates aufzugehen, wire
fur mich — ich glaube, das gilt fir alle Kollegen —
keine andere Struktur als die einer Bundesstaatlich-
keit denkbar. Dann miiBten die Lander ihre Aufgaben
wieder wie zu Anfang wahrnehmen.

Eines jedoch wird wahrscheinlich nicht méglich
sein -- das bedaure ich trotz der Wahrungsprobleme
zutiefst —, dafl namlich die Bundesbank nicht mehr
auf die Bank Deutscher Lander zuriickgefithrt werden
kann. Das zeigt meinen Optimismus, weil ich an ihre
Gewinne auch in der Zukunft glaube.

(Heiterkeit)

Président Momper: Schonen Dank, Herr Kollege!

Das Wort hat nunmehr der Erste Birgermeister
Dr. Voscherau. — Bitte schén, Herr Kollege Vosche-
rau!

Dr. Vascherau (Hamburg): Herr Prasident! Meine
Damen und Herren! Herr Kollege Spath hat mich fir
unsere gemeinsamen intensiven Bemithungen um das
Land Sachsen und die Stadt Dresden mehrfach in
Anspruch genommen. Das, lieber Herr Spéth, be-
weist: Wenn man die Sachsen frei entscheiden lieB,
wublten sie schon immer das Beste von allem zu neh-
men — das schwébische Geld und das hamburgische
Know-how.

(Heiterkeit)

Wir fithlen uns natiirlich insofern viel intensiver legi-
timiert, dort zusammenzuarbeiten, als der groBe Sied-
lungsraum von Sachsen iiber Sachsen-Anhalt, die
Niederelbe und Hamburg bis nach Essex und Wessex
reicht. Daher liegen wir mitten darin, und Sie, Herr
Kollege Spath, liegen weitab.

(Erneute Heiterkeit)

Meine Damen und Herren, die unermefiliche
Freude, die alle Deutschen in Ost und West in den
ersten Wochen empfunden haben, ist inzwischen dem
Alltag gewichen. Angesichts alltdglicher Sorgen mi-
schen sich neue Tone in die Diskussion. Wir auf der
Seite der Bundesrepublik haben inshesondere Anlaf
— das gilt vor allem fir die groBen Stédte —, sorgen-
voll auf die konkreten Arbeits- und Lebensverhélt-
nisse der Aus- und Ubersiedler, die immer noch in
groBer Zahl zu uns heriiberkommen, zu blicken. Wir
stellen fest, daBl unsere kommunalen Mdoglichkeiten,
mit diesem Problem unter menschenwiirdigen Um-
stinden umzugehen, erfolgreich mit ihm fertig zu
werden, dramatisch zuriickgehen. Wir stellen auch
fest, daB die Linder und Gemeinden bisher die we-
sentlichen Lasten dieser Lawine getragen haben.
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Deswegen sage ich in aller Klarheit: Die Aus- und
Ubersiedier waren uns immer willkommen. Trotzdem
kann es so micht weitergehen. Ich appelliere nach-
driicklich an unsere Landsleute in der DDR: Bleiben
Sie in Threr Heimat, und bringen Sie sich in den Prozel
des demokratischen und wirtschaftlichen Aufbaus
dort ein! Es ist nicht in Ordnung, nach vierzig Jahren
auf den letzten Rest plstzlich noch wegzulaufen, son-
dern jetzt miissen wir alle gemeinsam die Lebens- und
Arbeitsverhiltnisse in der DDR in Ordnung bringen
und deren Attraktivitat erhéhen.

Trotzdem ist es auch wahr, daB zu Beginn dieses
Prozesses die Zahl der friedlichen demokratischen
Demonstranten in Leipzig, in Dresden, in Berlin, in
Wismar die Geschwindigkeit des Prozesses bestimmt
hat. So gibt jetzt die tagliche Ubersiedlerzahl Aus-
kunit iiber den Druck und die Geschwindigkeit des
Prozesses, der sich immer noch beschieunigt. Die Er-
eignisse iberstiirzen sich.

Dabei diirfen wir Deutsche in der Bundesrepublik,
denke ich, nicht kleinmiitig reagieren, sondern wir
miissen stets bedenken, daB die Deutschen in der
DDR, die 57 Jahre lang — das ist sogar fir ein einzel-
nes Menschenleben, fiir das Leben eines in der DDR
altgewordenen Deutschen sehr viel — auf der Schat-
tenseite der deutschen Geschichte leben mubten,
wahrend wir, jedenfalls seit 1949, auf der Sonnenseite
der deutschen Nachkriegsgeschichte gelebt haben,
diejenigen, die nicht ganz ohne Grund uns gegentiber
klagen, sie hatten wohi den Krieg allein verloren, die-
jenigen, die jetzt sagen, nun wiirden sie zum dritten-
mal in diesem Jahrhundert ,verkauft” — so der sach-
sische Landesbischof He mp elam 13. Februar dieses
Jahres, also vor drei Tagen —, Anspruch auf unsere
Solidaritit, unsere Kooperation, unsere Hilfsbereit-
schait und unsere Nichteinmischung haben.

An dieser Stelle, meine Damen und Herren, zeigt
sich auch die moralische Kategorie dieser Diskussion.
Daran halte ich mit Nachdruck fest.

Der deutsche Beitrag zur westeuropéischen Inte-
gration der letzten Jahrzehnte allerdings konnte jetzt,
da sich die historische Perspektive einer gesamteuro-
paischen Einigung stellt, darin bestehen, Zégerlich-
keiten zu iiberwinden und die deutsch-deutsche Ent-
wicklung als eine Ursache dafir zu seizen, daB der
europaische EinigungsprozeB beschleunigt werden
kann. Zwar mag dies mit historisch begriindeten Ang-
sten, Befiirchtungen, Ressentiments unserer europdi-
schen Nachbarvélker uns Deutschen gegeniber zu-
sammenhéingen. Aber ware es nicht doch auch ein
Akt historischer Umkehr, wenn sich die schreckliche
europiische Geschichte dieses Jahrhunderts, die wir
Deutsche allein verschuldet haben, jetzt dahin aus-
wirkte, daB der europaische EinigungsprozeB erleich-
tert und beschleunigt werden kénnte?

Meine Damen und Herren, die gesicherten Gren-
zen aller europaischen Volker, die gesicherte Grenze
des polnischen Voikes entlang Oder und Neifle mis-
sen fiir uns alle in der DDR und in der Bundesrepublik
unumstdBlich sein. Sonst 1aBt sich keine europdische
und auch keine deutsche Einigung bewerkstelligen.

Was wir jetzt brauchen, sind nicht viele Worte, son-
dern Taten. Die Realitit geht dahin, meine Damen

und Herren, daB die Linder und Gemeinden — die
vielen, vielen deutschen Stidte und Gemeinden, aber
auch die Lander, die in bilaterale Kooperationen ein-
getreten sind — konkrete Taten zuwege gebracht ha-
ben. Der Attentismus hingegen, der sich sowohl in
Berlin als auch in Bornin iiber Monate gehalten hat, hat
verhindert, daB sofort Zuversicht unter den Burgerin-
nen und Biirgern der DDR entstanden ist.

Lieber Herr Bundesminister Seiters, ich stimme Ih-
nen vollig darin zu, daB die wertvolle und unwieder-
bringliche Zeit, die die Regierung der DDR seit No-
vember bei der Herstellung von tragféhigen Rahmen-
bedingungen vertan hat, natiirlich ein Hindernis war,
das auf unserer Seite in der Privatwirtschaft wie auch
in der Politik zu Verzogerungen gefiihrt hat. Es ist so,
daB diese Verzégerungen auf der Seite der DDR end-
lich beendet werden missen.

Aber die Wahrheit ist auch, daB wir mehr hatten tun
kénnen. Es hitte sehr wohl und sehr schnell zu mehr
Zuversicht gefiihrt, wenn wir unsere Zogerlichkeit
iiberwunden hatten und z. B. als allerersten unschatz-
baren Schritt deutsch-deutscher Gemeinsamkeit die
deutsche Bahnunion wiederhergestellt héitten. Dann
hatte unter dem gemeinsamen Dach von Bundesbahn
und Reichsbahn schon im Herbst, schon im November
und Dezember, jedenfalls jetzt, in jeder Gemeinde, in
jeder Stadt der DDR zwar nur mit einem Symbol be-
gonnen werden kénnen; aber ein solches Symbolistin
der Wirtschaftspsychologie wichtig. Es wére ein Sym-
bol gewesen, beispielsweise die Bahnhofe in ihrem
schrecklichen, verrotteten Zustand baulich zu sanie-
ren. Die Leute hitten in allen Stéadten und Gemeinden
gesagt: ,Donnerwetter, es geht wirklich los*, und sie
wiaren geblieben.

Das mubB jetzt geschehen. Wir brauchen die Bahn-
union, wir brauchen die Postunion, wir brauchen die
Waihrungsunion und wir brauchen die Wirtschaitsge-
meinschait, die Karl Schiller gemeinsam mit mir ge-
geniiber Herrn Modrow schon am 5. Januar vorge-
schlagen hat. Damals stieB sein Vorschlag in Berlin
auf Reserve und Zuriickhaltung. Daran sehen wir tat-
sichlich — Sie haben recht —, wie unglaublich
schnell sich diese Entwicklung in der DDR vollzogen
hat. Als der Dresdner Oberbiirgermeister und ich ge-
meinsam mit der Hamburger Wirtschaft am 9. Januar
in einer gemeinsam vereinbarten Erklarung als Ziel
fir die DDR eine Okologisch orientierte soziale
Marktwirtschaft formulierten, war dies in der DDR
innenpolitisch damals noch eine Kampfansage aus
Sachsen an die Regierungsstrukturen in Berlin, insbe-
sondere an die von Thnen schon erwéhnte stellvertre-
tende Ministerprasidentin Frau Professor Luft. Daran
sieht man wirklich die dramatische Geschwindigkeit
der Veranderung.

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich auf die
Frage der Wiederhersteilung der abgeschnittenen
Ost/West-Infrastrukturen zuriickkommen, die hier
schon von einigen meiner Vorredner erwahnt worden
sind. Wir haben uns hier nach 40 Jahren intensiven
wirtschaftlichen Erfolgs, nach Wiederherstellung der
durch die Kriegsereignisse zerstorten Infrastrukturen
bei der Bundesbahn, die vielleicht das wichtigste Ele-
ment der Wiederherstellung von Ost/West-Strukturen
sein wird, daran gewdhnt, betriebswirtschaftlich zu



{A)

(B)

Bundesrat — 60Y. Sitzung — 16. Februar 1990 23

Dr. Voscherau (Hamburg)

rechnen, alle neuen Investitionen darauf abzuklopfen,
ob sie sich rechnen.

Das ist fiir die Bundesrepublik inzwischen richtig.
Ich muf aber mit groBem Nachdruck Wert auf die
Aussage legen, daB dies fir die Wiederherstellung der
Ost/West-Infrastrukturen der Bahn nicht die richtige
Sichtweise wire, sondern wir haben im Hinblick auf
die einheitlichen Lebensverhiltnisse jetzt die Ver-
pflichtung, aile diese abgeschnittenen Schienenwege
wieder zusammenzufithren und sie heutigen, moder-
nen Leistungssstandards anzupassen. Dabei kann
nicht auf die Betriebswirtschaft gesehen werden, son-
dern das hat etwas zu tun mit der deutschen Einheit,
mit der Einheitlichkeit der Lebensverhéltnisse, mit
unseren historischen Verpiflichtungen gegeniiber den
Menschen in der DDR und tbrigens auch gegeniiber
den Menschen in Polen und der CSSR, die auf die
Wiederherstellung solcher leistungsfahiger Ost/West-
Strukturen, solcher Transitstrukturen ebenfalls ange-
wiesen sind. Deswegen appelliere ich an alle, jeden-
falls im Hinblick auf die Bahn betriebswirtschaftliche
Kategorien Qst-West sofort ad acta zu legen. Dort mu8
auch ,geklotzt” werden.

Meine Damen und Herren, wenn man die DDR mit
wachen Augen betrachtet — ihre Stidte, ihre Woh-
nungen, ihre Infrastruktur, ihre Industrie und den in
schrecklicher Weise fast gdnzlich fehlenden Umwelt-
schutz —, dann weill man, daB lber alle privatwirt-
schaftlichen Investitionen, iiber alle Wachstumschan-
cen, die sich daraus ergeben, hinaus, ein riesiger Berg
staatlicher Investitionsnotwendigkeiten auf uns zu-
kommt. Diese Notwendigkeiten miissen alle abgear-
beitet werden. Das wird sicherlich ein Jahrzehnt oder
langer dauern. Wir miissen aber schon heute ehrliche
Finanzierungsaussagen machen. Dies muB vor der
Bundestagswahl geschehen. Diese gesamte Entwick-
lung darf nicht zum Objekt des Wahljahres in der Bun-
desrepublik gemacht werden.

Ich halte an den Vorschlagen fest, die ich schon im
Dezember und im Januar gemacht habe. Es war ein
Fehler, das Steuersenkungsprogramm 1990 durchzu-
fithren. Wir sollten gemeinsam den Mut haben, einen
befristeten Spitzensteuerzuschlag fir die deutsch-
deutsche Entwicklung, fiir die deutsche Einheit zu
erheben. Wir sollten dariber hinaus einen Schritt tun,
der im Hinblick auf die westeuropaische Integration
und Harmonisierung ochnehin erforderlich werden
wird. Wir sollten jetzt so schnell wie moglich wegen
der deutschen Einheit die Mehrwertsteuer erhéhen
und das Volumen daraus fiir diese historischen Aufga-
ben nutzen. Denn niemand sollte sich der {llusion hin-
geben, es kénne lediglich um eine Neuverteilung des
Steueraufkommens in der Bundesrepublik, wie es
jetzt ist, gehen.

Wenn man diese Vorschlage macht, dann kann man
den Biirgerinnen und Biirgern der Bundesrepublik
auch klipp und klar vorrechnen, daB dies nicht zu
einer qualitativen Verschlechterung ihres eigenen Le-
bensstandards fithren wird. Im Gegenteil! Dies kann
finanziert werden, ohne dab die kleinen Leute, die
Arbeitnehmerinnen und die Arbeitnehmer der Bun-
desrepublik, Angst um ihren Lebensstandard zu ha-
ben brauchen.

Da wir in der Bundesrepublik — einer meiner Vor-
redner hat das ebenfalls erwédhnt — durch die deut-
sche Teilung begriindete Regionaliérderungen ha-
ben, deren Berechtigung und Begriindung in den
nachsten Jahren schrittweise an Tragfahigkeit verlie-
ren werden, erschlieft sich auch dort eine Finanzie-
rungsquelle. Es ist erforderlich, staatlicherseits regio-
nale Wetthewerbsverzerrungen abzubauen.

Meine Damen und Herren, fiir das Land Hamburg
gestatten Sie mir zum SchluB eine Bemerkung, die
sich auf die Wirtschaftsregion der Elbe bezieht —
eine Wirtschaftsregion, die jahrzehntelang zerschnit-
ten war und die sich von Prag an der Moldau dber
Hamburg an der Elbe bis nach Cuxhaven an der Nord-
see erstreckt, eine Wirtschaftsregion, zu der wir an der
Niederelbe immer gehért haben und die 26 km ostlich
Hamburgs von uns abgeschnitten worden war.

Hamburg hat sich dessenungeachtet trotz dieser
Randlage in vier Jahrzehnten {iber alle Erwartungen
gut ,geschlagen” und seine wirtschaftliche Starke be-
hauptet. Gleichwohl werden Sie es gerade uns im
Norden an der Grenze zur DDR, an der Elbe, nicht
verargen, wenn wir immer wieder darauf hinweisen
miissen, daB unser Hinterland elbaufwarts, in dieser
Region der Elbe, gelegen hat und jetzt wieder mit uns
zusammenwachst. An der Ostseekiiste, in Mecklen-
burg, wo die Menschen das niederdeutsche ,Platt*
ahnlich wie man es in Hamburg oder auch in Bremen
spricht, ist fiir uns Heimat, niederdeutsche Heimat: fiir
die Hamburger, die Schleswig-Holsteiner und sicher-
lich auch die Nordniedersachsen. Deswegen liegt uns
so sehr und ganz besonders daran, daB dieser ProzeB
storungsirei und fruchtbar verlauft: {iber die Grenzen
der Parteien hinweg, ohne Eifersiichteleien auf unse-
rer Seite, vor allem aber auch ohne Panikmache und
Schiirung von sozialen Angsten auf der Seite der Bun-
desrepublik.

Wir haben eine hohe, eine historische, eine morali-
sche Verantwortung. Wenn wir alle gemeinsam
— Bund, Lander und Gemeinden — an einem Strang
ziehen kénnen, als ware es nicht das Jahr des Bundes-
tagswahlkampfes 1990, dann, denke ich, werden wir
dieser historischen Verpflichtung im Interesse der
Menschen in Ost und in West sowie in ganz Europa
gerecht werden kénnen.

Prasident Momper: Danke schon, Herr Kollege Vo-
scherau!

Das Wort hat nunmehr Bundesminister Seiters
{Bundeskanzleramt). — Bitte schén, Herr Kollege Sei-
ters!

Seiters, Bundesminister fiir besondere Aufgaben,
Chef des Bundeskanzleramtes: Herr Prasident! Meine
Damen und Herren! Gestatten Sie mir nur eine ganz
kurze Erwiderung auf einiges, was hier gesagt wor-
den ist!

Ich begriiBe natiirlich die Ubereinstimmung, die es
bei der positiven Beurteilung der Gesprache von
Ottawa und Moskau ganz offensichtlich gibt. Wenn
ich aus der offiziellen Mitteilung von Moskau den Satz
zitiere: ,Die Begegnung zwischen Gorbatschow und
Bundeskanzler Kohl verlief in einer Atmosphére des
bereits frither erzieiten tiefen gegenseitigen Ver-
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standnisses und Vertrauens sowohl in politischer als
auch personlicher Hinsicht”, dann deshalb, weil dies
aus sowjetischer Sicht auch eine Bewertung der Poli-
tik der Bundesregierung gegeniiber der DDR dar-
stellt, von der ich sage, daB sie eine Politik des Augen-
mafes und der Behutsamkeit ist.

Ich habe auch keinen Widerspruch zu der Notwen-
digkeit und der Richtigkeit des Angebots der Wih-
rungsunion sowie dazu gehort, daB wirtschaftliche
Reformen in der DDR die Voraussetzung fur eine
wirtschaftliche Gesundung sind. Unterschiedliche
Beurteilungen gibt es in der Frage, was die Bundesre-
gierung im Augenblick an finanziellen Hilfen iiber
den Bundeshaushalt leistet.

Ich habe wirklich sehr gut zugehort. Ich bitte aber
auch, daB wir uns gegenseitig zuhoren und nicht an-
einander vorbeireden. Denn ich kann @berhaupt nicht
den Satz akzeptieren, die Bundesregierung wolle
nicht helfen oder wolle nicht handeln.

Die Diskussion, die hier stattgefunden hat, war im
iibrigen auch nicht sehr konkret, wenn ich das einmal
sagen darf. Was finanzielle Leistungen anbetrifft,
habe ich nicht gehért — wenn ich einmal von dem
Stichwort ,Bahnunion®, das Herr Voscherau in die
Diskussion eingebracht hat, absehe —, angefangen
von Herrn Rau bis zu den anderen Rednern, wie hoch
sich denn die Summen beziffern soliten.

Mir liegt daran, doch noch einmal darauf hinzuwei-
sen, daB wir sehr schnell gehandelt haben. Wir haben
uns schon im letzten Jahr im Bereich des Umwelt-
schutzes auf eine Summe von immerhin 900 Millionen
DM in drei Jahren festgelegt. Wer die Experten fragt,
der weiB, daB dann die Antwort lautet: ,Mehr ist
wahrscheinlich jetzt sehr schnell auch nicht umzuset-
zen.* Wir haben die Postpauschale auf 300 Millionen
DM jahrlich erhdht und haben uns damit fiir einen
Zeitraum von zehn Jahren mit immerhin 3 Milliarden
DM zum Ausbau des Fernsprechnetzes gebunden.
Wir haben 2,1 Milliarden DM fiir den Reisedevisen-
Fonds eingesetzt. Wir haben jetzt im Nachtragshaus-
halt zusatzlich 2 Milliarden DM fiir globale Vorsorge
vorgesehen, Wir haben sofort medizinische Hilfe fiir
die DDR angeboten und auch geleistet. Wir haben
dafiir jetzt im Nachtragshaushalt noch einmal fast
400 Millionen DM eingesetzt.

Ich kénnte diese Liste fortsetzen — bis hin zu den
von uns sehr ziigig betriebenen Verhandlungen, die
uns am Ende auch in eine MilliardengréBenordnung
bringen werden, was den Ausbau der Fernverkehrs-
strafien zwischen Berlin und Hannover anbetrifft.

DaB in diesem Zusammenhang auch noch andere
Dinge anstehen, wie die Nahrungsmittelhilfe fir die
Sowjetunion oder die Verhandlungen, die wir mit
Polen und Ruménien gefiihrt haben, will ich nur am
Rande erwihnen. SchlieBlich will ich auch die
400 Millionen DM zusétzlich fiir Berlin erwahnen.
Herr Regierender Bilrgermeister, wenn ich unser Ge-
sprach gestern richtig vorstanden habe, dann war die-
ser Betrag aus Berliner Sicht ja wohl als Vorwarnung
zu sehen, was méglicherweise bei Fintritt bestimmter
Ereignisse noch zusatzlich auf den Bund zukommen
koénnte.

Alles in allern: Im Haushalt 1990 stehen 31,7 Milli-
arden DM im Zusammenhang mit der DDR, und im
Nachtragshaushalt finden sich jetzt 5 Milliarden DM
an direkten Hilfen. Man kann dariiber streiten, obh das
ausreicht, ob das ergéanzt, aufgestockt oder erhoht
werden muB. Aber man sollte bitte nicht sagen: ,Die
Bundesregierung handelt nicht, oder sie will nicht hel-
fen.”

Lassen Sie mich auch eine Bemerkung zu der Be-
wertung des Modrow-Besuches in Bonn und der Be-
handlung von Vertretern des ,Runden Tisches" durch
einige Redner machen! Ich habe in den vergangenen
Wochen und Monaten wirklich viele Gesprache in der
DDR und hier gefithrt. Ich habe auch mit Veriretern
des ,Runden Tisches” in Ost-Berlin gesprochen. Sie
waren zu der Zeit bei mir, als der Bundeskanzler das
Vier-Augen-Gesprach mit Ministerprasident Modrow
fishrte. Ich war auch bei den anderen Gesprachen
dabei. Ich weiB, daB Ministerprasident Modrow in der
Pressekonferenz gesagt hat, es seien konstruktive Ge-
sprache gewesen. Ich finde, man kann doch nicht sa-
gen, man sei beschamt uber die Behandlung der Re-
gierungsdelegation, und dies davon abhdngig ma-
chen, daB es unterschiedliche Beurteilungen dariiber
gibt, was jetzt eigentlich das beste in Sachen Hilfe und
Solidaritdt sei.

Ich habe abends im Fernsehen Gelegenheit gehabt,
mit einer Reihe von DDR-Vertretern zu diskutieren.
Ich weiB nur, daB sich an jenem Abend der Vertreter
des ,Neuen Forums", der Vertreter des «Demokrati-
schen Aufbruchs”, der Vertreter der FDP und der Ver-
treter der ,Deutschen Sozialen Union” sehr positiv zu
dem Angebot der Bundesregierung in Sachen Wah-
rungsunion eingelassen haben. Gestern und heute
haben sich auch einige Gruppierungen gemeldet und
erklart, die Realisierung dieser auBergewdhnlichen
politischen Entscheidung konne endlich das Signal
sein, das die Menschen davon abhalten werde, in den
Westen zu gehen; die Wahrungsunion und die Ver-
wirklichung der rechtlichen Voraussetzungen fiir die
soziale Marktwirtschaft bildeten das Fundament fiir
eine tasche wirtschaftliche Gesundung und Siche-
rung des Sozialsystems im anderen Teil Deut-
schlands.

Lassen Sie mich auch noch sagen — das ist iber-
haupt nicht abwertend gemeint —: Wir miissen nur
wissen, wer sich kritisch dufiert. Wer sich von den Ver-
treternn des ,Runden Tisches" am stirksten kritisch
geauflert hat, das waren natiirlich dieselben, die am
_Runden Tisch” die Entscheidung herbeigefiihrt ha-
ben, SPD, CDU/CSU, FDP und andere sollten keinen
Wahlkampf in der DDR machen. Das waren diesel-
ben, die diesen Punkt bei den Gesprachen zwischen
dem Bundeskanzler und Herrn Modrow in der Regie-
rungsdelegation am hartesten kritisiert haben. Ich
wiederhole, daB ich das nicht abwertend sage; aber
wir missen natiirlich wissen, ob wir uns in der politi-
schen Argumentation das eine Mal auf diese Gruppen
berufen wollen und das andere Mal nicht.

Letzte Bemerkung: Destabilisierung und Stabilisie-
rung! Vertreter des ,Runden Tisches" hatten uns ein
Papier iiberreicht, in dem auf der ersten Seite stand, es
gebe eine rasche Destabilisierung in der DDR. Ich
kann mich an Regierungserklarungen von Minister-
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prasident Modrow erinnern, wo das eigentlich noch
sehr viel harter formuliert wurde, sowie an andere
Aussagen auch.

Die Destabilisierung in der DDR ist von niemandem
hier in der Bundesrepublik Deutschland verursacht
worden, sondern nach der Aufbruchstimmung im De-
zember gab es in der DDR leider — ich glaube, wir
sind uns in der Beurteilung einig — eine unsigliche
Diskussion tiber den Staatssicherheitsdienst. Es gab
nur halbherzige Schritte zu Wirtschaftsreformen, und
es gab einen ersten Gesetzentwurf zu den Wahlen,
der bei den Oppositionsgruppen auf helle Empérung
gestoBen ist. Das hat zu einer zusitzlichen Verunsi-
cherung gefiihrt.

im Grunde — wenn ich das alles einmal recht be-
denke, was in den letzten Monaten geschehen ist,
angefangen von den Flachtlingsdramen bis heute —
ist es tief bedauerlich und schade, daB die Haltung der
DDR-Fithrung eigentlich immer, gezielt auf aktuelle
Ereignisse, zu kurz, zu halbherzig und zu spit war. Sie
mubte ihre Positionen immer wieder korrigieren, an-
gefangen bei der Flichtlingsirage iiber anderes, z. B.
das Wahlgesetz, bis heute.

Ich frage mich eigentlich, welche Wirkung es wohl
gehabt hatte, wenn die Vertreter der DDR-Regierung
und des ,Runden Tisches” aus der Besprechung hin-
ausgegangen waren, um gemeinsam mit uns der eige-
nen Bevolkerung ein Signal zu geben: Das ist es im
Grunde, was wir jetzt brauchen, so schnell wie mog-
lich die D-Mark, die hirteste und stabilste Wiahrung
der Welt! Ich glaube, daB das die Wirkung gehabt
hatte, die wir gemeinsam erzielen wollten und ge-
braucht hétten, ndmlich: Leute, bleibt zu Hause! DDR
und Bundesrepublik Deutschland arbeiten gemein-
sam, offensiv, mit ganzer Kraft und in volliger Scolida-
ritat, auch unter Inkaufnahme eigener Risiken hier bei
uns an der Besserung der wirtschaftlichen und mate-
riellen Lage. '

Ich hoife, daB es noch nicht zu spat ist. Ich sage fiir
die Bundesregierung — ich kniipfe an das letzte Wort
von Hermm Voscherau an, weil auch ich damit meine
Rede geschlossen hatte —, und ich denke, daB wir uns
darin wohl einig sind: Wir sind an einer Destabilisie-
rung in der DDR nicht interessiert, sondern an einer
Stabilisierung, und wir sollten gemeinsam alles tun,
die richtigen Signale zu setzen und diese Solidaritit
als Botschaft von uns offensiv in die DDR zu sen-
den.

Prasident Momper: Schénen Dank, Herr Bundesmi-
nister! — Meine Damen und Herren, weitere Wort-
meldungen liegen mir nicht vor.

Den EntschlieBungsantrag Nordrhein-Westfalens
unter Punkt 90 der Tagesordnung weise ich dem Aus-
schuB fiir Innerdeutsche Beziehungen zur weiteren
Beratung zu.

Zu den EntschlieBungsanirdgen unter Punkt 1 der
Tagesordnung darf ich folgendes feststellen:

Die ausfiihrliche Aussprache heute und in der letz-
ten Plenarsitzung am 21. Dezember 1989 sowie die
Beratungen im AusschuB fir Innerdeutsche Bezie-
hungen haben die prinzipielle Ubereinstimmung der

im Bundesrat vertretenen Lander zur Deutschlandpo-
litik verdeutlicht. Dieses Ergebnis steht fest, ohne daf
es dazu noch eines Beschlusses bedarf. Auch darin
sind wir uns einig — wie die Vorerérterungen ergeben
haben.

Damit entfallt eine Abstimmung Giber die vorliegen-
den Antrége in den Drucksachen 723/89, 726/89,
726/1/89, 737/89 und 737/1/89. Wir alle sind weiterhin
aufgefordert, in den Landern und hier im Bundesrat
mit allen Kréaiten dazu beizutragen, die groBen Aufga-
ben mit AugenmaB und Mut zu lsen — durch prak-
tische Schritte in der Politik.

Meine Damen und Herren, ich rufe sodann den Ta-
gesordnungspunkt 2 auf:

Zweites Gesetz zur Anderung des Milchaufga-
bevergiitungsgesetzes (Drucksache 43/90).

Wird dazu das Wort gewiinscht? — Es gibt Erkla-
rungen zu Protokoll *), und zwar von Parlamentari-
schem Staatssekretir Gallus (Bundesernahrungsmi-
nisterium), von Herrn Minister Dr. Eyrich (Baden-
Wiirttemberg) und Herrn Minister Einert (Nordrhein-
Westfalen).

Dann kommen wir zur Abstimmung. Der Agraraus-
schufl und der FinanzausschuB haben empfohlen, wie
aus Drucksache 43/1/90 ersichtlich, den Vermitt-
lungsausschufl anzurufen.

Wer fiir die Anrufung ist, den bitte ich um das Hand-
Zeichen. — Das reicht nicht; dies ist die Minderheit.

Damit hat der Bundesrat beschlossen, den Vermitt-
lungsausschuB nicht anzurufen.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 3 auf:

- a} Gesetz zur Verbesserung der Rahmenbedin-
gungen der Finanzmaérkte {(Finanzmarktiorde-
rungsgesetz) (Drucksache 45/90, zu Drucksa-
che 45/90),

b) Entwurf eines Gesetzes zur Anderung des Ge-
setzes iber Kapitalanlagegesellschaften —
Antrag des Landes Niedersachsen — (Drucksa-
che 199/88). '

Die Tagesordnungspunkte 3a) und 3b) rufe ich we-
gen des Sachzusammenhangs zur gemeinsamen Be-
ratung auf.

Das Wort wird gewiinscht, und zwar von Herrn
Staatsminister Dr. Gerhardt.

{Zuruf Dr. Gerhardt [Hessen)])

— Es wird nicht gewtiinscht? — Um so besser! Zu Pro-
tokoll? * *}

Wortmeldungen dazu? — Alle zu Protokoll! Sie nik-
ken; es geht voran. Auch Herr Staatsminister Dr. Sta-
venhagen und Ministerin Frau Tidick geben ihre
Wortmeldungen zu Protokoll " " *). Sehr gut!

Wir kommen zur Abstimmung und beginnen mit
derjenigen zu Tagesordnungspunkt 3 a), d. h. zum Fi-

*) Anlagen 1 bis 3
"*} Anlage 4
"*") Anlagen 5 und 6
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nanzmarktforderungsgesetz. Hierzu empfehlen die
Ausschiisse dem Gesetz zuzustimmen,

Wer dieser Empfehlung folgt, den bitte ich nunmehr
um das Handzeichen. — Das ist die Mehrheit,
Danke.

Der Bundesrat hat demgemal beschlossen, dem
Gesetz gemaB Artikel 105 Abs. 3 des Grundgesetzes
zuzustimmen.

Wir kommen jetzt zur Abstimmung iber Tagesord-
nungspunkt 3 b), d. h. zu dem Gesetzesanirag des
Landes Niedersachsen, betreffend die Kapitalanlage-
sellschaften. Dazu liegen die Empfehlungen der Aus-
schiisse in Drucksache 81/90 vor.

In der AusschuBldrucksache rufe ich zur Abstim-
mung auf:

Ziffern 1 und 2! Dariiber kann gemeinsam abge-
stimmt werden.

Wer dern seine Zustimmung zu geben wiinscht, den
bitte ich um das Handzeichen. — Das ist die Mehrheit.
Danke schén.

Der Bundesrat hat demgemaB zu dem Gesetzesan-
trag des Landes Niedersachsen den zuvor festgestell-
ten Beschlufi gefaft.

Dann rufe ich zur gemeinsamen Abstimmung nach
§ 29 Abs. 2 der Geschéftsordnung die in dem Um-
druck 1/90*)} zusammengefaliten Beratungsgegen-
stdnde auf. Es sind die Tagesordnungspunkte:

4 bis 7, 9, 10, 31, 34, 39 bis 50, 54 bis 57, 60 bis
68, 70 bis 73, 75, 77 und 83 bis 88

Das schafft!
(Heiterkeit)

Wer den Empfiehlungen der Ausschiisse folgen
méchte, den bitte ich um das Handzeichen. — Das war
die Mehrheit.

Zu Tagesordnungspunkt 41 gibt Herr Staatsmini-
ster Dr. Gerhardt (Hessen) eine Erklarung zu Proto-
koll **). — Danke schén.

Dann rufe ich den Tagesordnungspunkt 8 auf:

Erstes Gesetz zur Anderung des Chemikalien-
geselzes (Drucksache 44/90, zu Drucksache
44/90).

Wortmeldungen? — Dazu haben die Herren Sena-
tor Gobrecht (Hamburg) und Parlamentarischer
Staatssekretdar Griiner aus dem Umweltministerium
Erklarungen zu Protokoll ***) gegeben, so dafi wir
zur Abstimmung kommen kénnen.

Die Empfehlungen der Ausschiisse liegen in Druck-
sache 44/1/90 vor.

Da die Anrufung des Vermittlungsausschusses aus
mehreren Griinden empfohlen wird, ist zunachst all-

"} Anlage 7
**JAnlage 8
***) Anlagen  und 10

gemein festzustellen, ob eine Mehrheit fiir die Anru-

fung des Vermittlungsausschusses vorhanden ist.

Wer also allgemein fir die Anrufung des Vermitt-
lungsausschusses ist, den bitte ich nunmehr um das
Handzeichen. — Danke schén. Das war eine Minder-
heit.

Damit entfallt eine Abstimmung iiber die einzelnen
Anrufungsbegehren.

Nunmehr ist dariiber zu befinden, ob dem Gesetz
gemdaB Artikel 84 Abs. 1 des Grundgesetzes zuge-
stimmt wird. Wer stimmt dem Gesetz zu? Bitte das
Handzeichen! — Danke. Das ist die Mehrheit. Dann
ist soc beschlossen.

Dann rufe ich Tagesordnungspunkt 11 auf:

Entwurf fiir ein Gesetz zur Neuregelung des
Auslinderrechts (Drucksache 11/90).

Dazu haben wir Wortmeldungen, und zwar zu-
nachst von Herrn Dr. Schduble, dem Bundesminister
des Innem.

Dr. Schiuble, Bundesminister des Innern: Herr Pra-
sident! Meine Damen und Herren! Die Neuregelung
des Auslanderrechts gehort zu den wichtigsten innen-
politischen Vorhaben dieser Legislaturperiode.

Wie die viereinhalb Millionen Ausldnder hier leben,
welchen Rechtsstatus sie haben, wie Deutsche und
Auslander miteinander auskommen, ist von funda-
mentaler Bedeutung fir den inneren Frieden und da-
mit die innere Stabilitdt unseres Landes. Dies gilt um
so mehr in einer Zeit tiefgreifender Veranderungen.

Der innere Frieden, die Stabilitat und eine intakte
freiheitliche Ordnung bei uns sind jetzt besonders
wichtig. Dazu gehort, daB die Auslander, die bei uns
leben, unter berechenbaren und sicheren Verhaltnis-
sen leben und daB das Verhaltnis zwischen uns und
unseren ausldndischen Mithiirgern von gefestigter
Partnerschaft gekennzeichnet ist.

Die Bundesrepublik Deutschland ist ein ausldinder-
freundliches Land, und sie muB es bleiben. Kein ande-
res Land in Europa hat so viele Nachbarn wie wir, und
kein anderes Land ist so auf seine Nachbam angewie-
sen, aus Griinden unserer Geographie und Ge-
schichte ebenso wie aufgrund der Abhangigkeit unse-
rer Wirtschaft vom Export und aufgrund unserer natio-
nalen Anliegen.

Wir haben uns vor 40 Jahren entschieden, gute und
friedliche Nachbam, zuverldssige Partner und
Freunde zu sein, und wir miissen dies deutlich doku-
mentieren in einer Zeit, da sich die politische Archi-
tektur Europas wandelt. Der vorliegende Entwurf zur
Neuregelung des Auslindergesetzes will dazu einen
Beitrag leisten.

Aber, meine Damen und Herren, es geniigt nicht,
Ausldnderfreundlichkeit nur zu postulieren. Wer in
guter Absicht das Falsche tut, erreicht das Gegenteil.
Man muB die Verhiltnisse so gestalten, daB Auslan-
derfreundlichkeit auf Dauer erhalten bleiben kann.

Dazu diirfen wir die Auinahmebereitschaft unserer
Biirger und die Integrationsiihigkeit unserer Gesell-
schait fiir Menschen aus anderen Landemn nicht dber-
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fordern. Sie hat Grenzen, und wir miissen diese Gren-
zen respektieren.

GewiB haben wir iiber die letzten 30 Jahre ein Mal
an Neben- und Miteinander zwischen Deutschen und
Ausldandern erreicht, ein MaB an Weltofienheit, das
man sich in den 50er und 60er Jahren vielleicht noch
nicht vorstellen konnte. Aber solche gewandelten
Verhéltnisse miissen wachsen; man kann sie nicht
dekretieren. Die Neuregelung des Ausldnderrechts
muB deshalb den Wunsch nach Weltoffenheit und die
berechtigten Interessen der bei uns lebenden Ausldn-
der mit der Integrationsfahigkeit und -bereitschaft un-
serer Bevilkerung in ein ausgewogenes Verhiltnis
bringen.

Dazu sind zwei Ziele entscheidend: zum einen die
Sicherung und Férderung der Integration der recht-
maBig zugewanderten Auslander, die auf Dauer im
Bundesgebiet bleiben wollen und dirfen, und zum
anderen die Begrenzung des Zuzugs weiterer Auslan-
der aus den nicht der EG angehérenden Staaten.
Beide Ziele gehéren zusammen. Wir werden unseren
ausldndischen Mithiirgern nur dann auf Dauer ein
Leben bei uns unter verninftigen und angemessenen
Verhiéltnissen garantieren kénnen, wenn wir zugleich
den Zuzug begrenzen. Der vorliegende Entwurf will
beiden Zielen dienen.

Die zum iberwiegenden Teil seit mehr als zehn
Jahren hier lebenden ausldndischen Arbeitnehmer
und ihre Familien sollen klare Lebensperspektiven
erhalten. Sie sollten Rechtsanspriiche und klare
rechtliche Positionen fiir ihr Leben in der Bundesre-
publik Deutschland haben.

Es mag sein, daB die Regelungen des Entwurfs des-
wegen kompliziert erscheinen. Aber wer justitiable
Anspriche gewéahrt — wie wir es in weiten Teilen als
einzige in Europa tun wollen —, der mubB sich praziser
fassen als derjenige, der sich auf Generalklauseln mit
weitem Ermessen fir den Rechtsanwender be-
schrankt. SchlieBlich ist seit den 6Qer Jahren gefordert
worden, die beiden Ermessenstatbestinde des gelten-
den Auslandergesetzes durch prazisere Regelungen
Zu ersetzen.

Mit dieser bewuBten Entscheidung fiir klare Nor-
men bei der Neuregelung soll die Unibersichtlichkeit
beseitigt werden, die sich durch die Ermessensspiel-
rdume im derzeit geltenden Auslindergesetz von
1965 herausgebildet haben.

Erstmalig legen wir den Anwerbestopp, der 1973
beschlossen worden ist, im Gesetz fest, und wir schaf-
fen klare Voraussetzungen fiir Abschiebung und Aus-
weisung.

Integration auf der einen Seite und Zuzugshegren-
zung auf der anderen Seite stehen im Konflikt bei der
Frage des Familiennachzugs. Spéatestens seit der
zweiten Halfte der 70er Jahre ist dieses Spannungs-
verhdltnis als Problem bekannt und im Streit, chne
daB bis heute Greifbares bewegt worden ware. Wir
haben jetzt eine Lésung gefunden, die den auslandi-
schen Arbeitnehmern gerecht wird und die zugleich
das AuBerste dessen enthilt, was noch méglich ist,
wenn nicht das Ziel der Zuzugsbegrenzung gefahrdet
werden soll.

Diese Zuzugsbegrenzug ist auch aus anderem
Grund notwendig. Die Européaische Gemeinschatft, ja,
die ganze westliche Welt sind Ziel einer internationa-
len Wanderungsbewegung aus den armeren Staaten
unserer Erde. Uns trifft sie dber das in unserem
Grundgesetz verankerte Recht auf Asyl in besonderer
Weise. Einer Zahl von {iber 120 000 Asyslbewerbern
im vergangenen Jahr steht eine Anerkennungsquote
von gerade 5% gegeniiber.

Wir konnen die Probleme, die diese Wanderungs-
bewequng ausltsen, nicht dadurch bekampfen, dal
wir alle Menschen, die auf der Welt Not leiden, hier
bei uns in Deutschland und Europa aufnehmen. Wir
miissen die Hilfe in den Landern der Dritten Welt ver-
starken. Wir wirden sonst die Stabilitdt gefahrden,
die wir brauchen, um diese Hilfe in der Dritten Welt
wirksam leisten zu konnen.

Wir wollen aber unser Land nicht als eine Festung
ausbauen. Wir wollen ein Europa der offenen Gren-
zen. Deshalb miissen unsere politischen Anstrengun-
gen darauf zielen , rasch Klarheit zu schaffen, wer von
den Asylbewerbern bleiben darf und wer nicht.

Herr Priasident, ich mdchte an dieser Stelle den Bun-
deslindern ausdriicklich dafir danken, daf} sie den
Gedanken der Beschleunigung aufgenommen und
tatkraftig mit umgesetzt haben. Nur gemeinsam kén-
nen Bund, Lander und Gemeinden die Probleme 16-
sen, die sich aus der Zuwanderung nicht asylberech-
tigter Asylbewerber ergeben. Hier tatkréftig zusam-
menzuwirken, ist mein Verstandnis von kooperati-
vem Foderalismus.

Wir sind hier auf einem guten Weg. Wir sehen be-
reits Erfolge des neuen Verfahrens der engeren Ver-
kniipfung von Auflenstellen des Bundesamtes mit
zentralen Auslinderbehérden der Lander. Die Ver-
waltungsverfahren fir einige Hauptherkunftsldnder
sind von 13 Monaten auf vier bis sechs Wochen ver-
kiirzt worden. Wenn es uns gelingt, die Verfahrens-
dauer insgesamt zu verklrzen, dann haben wir auch
die Méglichkeit, das Arbeitsauinahmeverbot zu lok-
kern, woflir unser Gesetzentwurf die Voraussetzun-
gen schaffen will.

Das schwierigste Problem fiir die Verwaltungspra-
xis der Lander ist im Zusammenhang mit den Asylbe-
werbern die Entscheidung, ob sie als De-facto-Fliicht-
linge bleiben diirfen oder ob sie das Bundesgebiet
wieder zu verlassen haben. Der Gesetzentwurf 145t
die Lander mit diesem Problem nicht allein. Er will
vielmehr fiir den Bund die rechtliche und damit auch
die politische Mitverantwortung fiir diese im Einzel-
fall besonders schwierigen Entscheidungen iiberneh-
men.

Den Ausldndemn der zweiten und dritten Genera-
tion wollen wir das Angebot fiir erleichterte Einbiirge-
rung machen. Auch dies dient, verbunden mit einer
groBziigigen Rickkehrregelung, der Integration und
der besseren Lebensperspektiven.

Zugleich machen wir damit auch klar, daB der ein-
zige Weg zur villigen rechilichen Gleichstellung mit
Deutschen die Einbiirgerung ist. Wir halten daran fest,
daB das Wahlrecht mit der Staatsbiirgerschaft un-
trennbar verknipit bleibt. Der Weg zum Wahlrecht
fihrt nur diber die Einbiirgerung. Alles andere wiirde
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Stabilitdt und Auslanderfreundlichkeit im Ergebnis
schaden und nicht férdern.

Der vorliegende Gesetzentwurf ist der erste, der
nach langjahriger Diskussion den schwierigen Aus-
gleich zwischen den verschiedenen Erfordernissen
verninftiger Ausldnderpolitik herstellt. Mit klaren ge-
setzlichen Vorgaben fiir Aufenthaltsrechte, Familien-
nachzug, Einbiirgerung einerseits und fir Zuzugs-
begrenzung, Ausweisung und Abschiebung anderer-
seits wird er — dessen bin ich sicher — mehr Klarheit
und Gerechtigkeit auf dem wichtigen Gebiet der Aus-
landerpolitik in einer enger zusammenwachsenden
Welt schaffen.

Die 11. Legislaturperiode des Deutschen Bundesta-
ges neigt sich ihrem Ende entgegen. Deshalb war die
Bundesregierung darauf angewiesen, diesen Gesetz-
entwurf dem Bundesrat als besonders eilbediiritig
zuzuleiten. Ich weil — und bitte ausdriicklich um
Nachsicht —, daBl damit auch die Beratungen im Bun-
desrat unter besoenderem Zeitdruck stehen. Aber fir
keinen der Beteiligten ist die Materie neu.

Die Neuregelung des Auslandergesetzes ist ein be-
deutsames Vorhaben fiir den inneren Frieden in unse-
rem Land. Es kann und sollte gerade in einer Zeit, in
der die Verdnderungen in Deutschland und Europa
bei den bei uns lebenden Auslindern auch Angste
auslésen koénnten, noch in dieser Legislaturperiode
verabschiedet werden: im Interesse von Frieden und
Stabilitat, im Interesse eines guten und partnerschaft-
lichen Miteinanders von Deutschen und Auslan-
dern.

Prasident Momper: Danke schon, Herr Bundesmi-
nister!

Das Wort hat nunmehr Herr Minister Schlee (Ba-
den-Wirttemberg). —Bitte, Herr Kollege!

Schlee (Baden-Wirttemberg): Herr Prasident!
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Das Land
Baden-Wiirttemberg fiithlt sich in der Auslénderpolitik
seit Mitte der 70er Jahre dem Grundsatz verpflichtet:
schon lange bei uns lebende Auslénder integrieren —
welteren Auslinderzuzug begrenzen. Die Novellie-
rung des Auslandergesetzes darf nach unserer Auffas-
sung nicht dazu fihren, dall diese grundsatzliche Li-
nie in der Ausldnderpolitik aufgegeben wird.

Baden-Wiirttemberg halt daher die auslanderpoliti-
schen Positionen, die im Gesetzentwurf der SPD-Bun-
destagsfraktion ihren Niederschlag finden, fiir im An-
satz verfehlt und fiir in thren Auswirkungen schédlich.
Dasselbe gilt fiir die mit den Stimmen der SPD-regier-
ten Lander beschlossenen Ausschufiempiehlungen.

Wer die Integration der schon lange bei uns leben-
den Auslander will — ich meine vor allem die in den
60er Jahren angeworbenen Arbeitnehmer und ihre
Familien —, der darf heute nicht einer grofiziigigen
Einwanderungspolitik das Wort reden.

Die Integrationsfahigkeit unserer Gesellschaft ist
nicht begrenzt. Zunédchst miissen wir uns umn die Aus-
lander klimmern, die schen lange bei uns sind und die
sich auch integrieren wollen. Offen sind wir natiirlich
fur EG-Auslinder, die bei uns Freiziigigkeit genie-
Ben. Erinnern will ich auch daran — das hat in der
Debatte heute eine groBe Rolle gespielt —, dafl wir in

diesen Monaten zusdalzlich Hunderttausende wvon
deutschen Aus- und Ubersiedlern aufnehmen wollen
und miissen.

Es hat daher nichts mit Ausldnderfeindlichkeit zu
tun, wenn wir den weiteren Zuzug von Auslandern
begrenzen wollen. Es geht uns darum, eine Steue-
rungsmoglichkeit fiir den Zuzug von Auslandern zu
behalten, die nicht EG-Biirger sind.

Dieser Steuerungsmdglichkeit begeben sich die
SPD-regierten Lénder mit ihren Vorschlagen. Wir be-
griflen daher ausdricklich, daff der Entwurf der Bun-
desregierung zur Neuregelung des Ausldnderrechts
am Anwerbestopp festhalt und dies, Herr Bundesmi-
nister Dr. Schiuble, im Gesetz auch so statuiert.

Baden-Wirttembeg hélt den integrationspoliti-
schen Teil des Gesetzentwurfs der Bundesregierung
grundsatzlich fir richtig. Es ist ein nicht von der Hand
zu weisender Fortschritt, daB lange hier lebende Aus-
linder kiinftig an klare Bedingungen gekniipfte
Rechtsanspriiche erhalten sollen. Sie sind nicht mehr
an einem ausldnderbehérdlichen Ermessen ausge-
richtet und davon abhédngig. Faktisch aber — auch
das soll bei dieser Gelegenheit gesagt werden — ha-
ben die Lander das auslanderbehordliche Ermessen
schon in der Vergangenheit so weit gebunden, daB
lange bei uns lebende Auslander eine weitgehende
Rechtssicherheit genossen.

Baden-Wirttemberq ist allerdings der Auffassung,
daB der Gesetzentwurf der Bundesregierung noch
verbesserungsfahig ist, lieber Herr Dr. Schauble, und
zwar im Hinblick auf eine effektive Begrenzung des
weiteren Auslinderzuzugs. Eine bessere Lisung
kénnte ich mir z. B. vorstellen:

— beim zu groBzigigen Familiennachzug zu aus-
landischen Studenten und Auszubildenden sowie zu
De-facto-Fliichtlingen;

— bei der zu weitgehenden Anrechnung des Asyl-
verfahrens fir die Aufenthaltsverfestigung von De-
facto-Flichtlingen und

— bei der zu langfristigen Einrdumung der Wieder-
kehroption.

Gewiinscht hatte Baden-Wirttemberg auch Ver-
besserungen bei der Ausweisung und Abschiebung
straffdlliger Auslinder und Asylbewerber. Der Ent-
whurf der Bundesregierung ist hier von einer zu groBen
Nachsicht gegeniiber strafrechtlichen Verfehlungen
von Auslandern gepragt.

Weiter méchte Baden-Wiirttemberg erreichen, daB
fridher als bisher Abschiebungshait gegen abgelehnte
Asylbewerber angecrdnet werden kann, die ihrer
Ausreisepflicht nicht pilichtgemaB nachgekommen
sind. Wir brauchen endlich handhabbare Vorschrif-
ten, um dem Untertauchen abgelehnter Asylbewerber
wirkungsvoll begegnen zu kénnen. Ich habe kein
Verstandnis dafiir, wenn einerseits die Lander richti-
gerweise gedrangt werden, abzuschieben, anderer-
seits aber handhabbare Rechtsvorschriften, u. a. auch
in diesem Punkt, lieber Herr Dr. Schéuble, von der
Bundesregierung uns nicht gewéhrt werden.

In Baden-Witrttemberg sind innerhalb von nicht
einmal fiinf Monaten weit, weit mehr als tausend zur
Abschiebung anstehende Asylbewerber unterge-
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taucht. Ich glaube, daB diese Zahl die ganze Dimen-
sion des Problems deutlich macht

Fiir verfehlt hilt Baden-Wiirttemberg schlieBlich
die Lockerung des Arbeitsverbotes fiir Asylbewer-
ber. Wir lehnen daher die Vorschlage der SPD-regier-
ten Lander fiir einen vélligen Wegfall des Arbeitsver-
bots ab. Dies gilt ebenfalls fiir die Vorschlage Bayerns,
die einen teilweisen Wegfall des Arbeitsverbots zum
Ziel haben.

Auch der Entwurf des Bundes, der die Saisonarbeit
fir Asylbewerber ermdglichen will, geht uns zu weit,
Wir halten das Arbeitsverbot weiterhin fiir ein taugli-
ches Mittel, den Zustrom von wirtschaftlich motivier-
ten Asylbewerbern einzuddmmen. Jede Offnung ei-
nes Ventils beim Arbeitsverbot erhéht den Sog auf
Wirtschaftsfliichtlinge. Die Linie Baden-Wiirttem-
bergs heilit daher weiterhin: Wir miissen die materiel-
len Anreize fiir eine Asylantragstellung minimieren.
Daher: Kirzung der Sozialhilfe und Eréffnung von
Arbeitsméglichkeiten nur im gemeinniitzigen Be-
reich.

Baden-Wiirttemberg wird dem Gesetzenwurf der
Bundesregierung unbeschadet der dargelegten Be-
denken zustimmen, um den Konsens iiber eine Neu-
regelung des Auslanderrechts nicht zu gefdhrden. Wir
werden allerdings die Auswirkungen des Gesetzes in
der Praxis sorgfaltig beobachten und behalten uns zu
gegebener Zeit die notwendigen Initiativen zur Kor-
rektur unerwiinschter Folgewirkungen dieses Geset-
Zes Vor.

Prisident Momper: Schénen Dank, Herr Kollege!

Das Wort hat nunmehr Frau Senatorin Klein {Ber-
linj.

Frau Klein (Berlin): Herr Prisident! Meine Herren,
meine Damen! Der von der Bundesregierung vorge-
legte Gesetzentwurf zur Neuregelung des Ausléander-
rechts stellt nach unserer Auffassung eine doppelte
Zumutung dar: einmal von seinem Inhalt her, aber
auch in bezug auf die Art und Weise, in der nunmehr
als eilbediirftig deklariert wird, was von der Bundes-
regierung seit sage und schreibe sieben Jahren ver-
saumt und auf die lange Bank geschoben wird. Bereits
in seiner ersten Regierungserklirung hatte Bundes-
kanzler Kohl ein neues Auslindergesetz in Aussicht
gestellt. Nunmehr soll, nachdem beinahe zwei volle
Legislaturperioden vergangen sind, ein Gesetz im Ga-
lopp durchgepeitscht werden, das die Lebensum-
stainde von Millionen hier lebender Auslinder
grundlegend beeinfluBit.

Diese Menschen haben zum wirtschaftlichen Wohl-
stand unserer Republik beigetragen. Thr Anspruch auf
einen fairen Umgang mit ihren Sorgen und Problemen
wird vereitelt, wenn sich der Gesetzgeber nunmehr
derart unter Zugzwang setzen laBt und die Kritik so-
wie die Bedenken, die von allen — aber wirklich allen
— Seiten gegentiber der Novellierung gedufiert wer-
den, unberiicksichtigt 1aft. Die Bundesbeauftragte
Frau Funke, die Auslinderbeauftragten etlicher
Bundeslander, das Bundesministerium fiir Arbeit und
Sozialordnung, viele kirchliche und karitative Organi-
sationen, der Bundesvorstand des DGB, eine Reihe
von Experten, Anwaltsorganisationen und Biirger-

rechtsvereinen haben diesen Gesetzentwurf einhellig
stark kritisiert,

Ohne Ubertreibung kann nach unserer Auffassung
festgestellt werden, daB das Entsetzen eigentlich all-
gemein ist bei den Menschen, die sich beruflich oder
auch ehrenamtlich mit der Auslanderarbeit befas-
sen.

Die in der Gewerkschaft OTV organisierten Rich-
ter und Staatsanwilte halten in ihrer Stellungnahme
zu diesem Gesetzentwurf das Folgende fest — ich zi-
tiere —:

Die Gegenséatze zwischen Deutschen und Aus-
léndern werden nicht {iberwunden, sondern ver-
tieft. Im Vergleich zum bisherigen Rechtszustand
tritt eine massive Verschlechterung in vielerlei
Hinsicht ein, ohne daB eine rechtpolitische Not-
wendigkeit belegt wird. Dem vorgelegten Ent-
wurf mangelt es ersichtlich an einer serigsen Tat-
sachenforschung. Eine genaue Kenntnis der
Sachverhalte und der Zahlenverhéltnisse wiirde
der teilweise vorherrschenden Hysterie in der
Auslanderpolitik von vornherein den Boden ent-
ziehen.

Der Entwurf verspricht zwar — das hat Herr
Dr. Schauble hier soeben wiederholt —, er wolle die
Integration der hier lebenden Auslinder verbessern
und denen, die neu zu uns kommen, schneller Klarheit
verschaffen, ob sie bleiben kénnen oder nicht. Er stellt
den Anspruch, ,weltotfen” und ,liberal” zu sein. Au-
Berdem will er zur Rechtsklarheit beitragen. Keinem
dieser Anspriiche jedoch kann er nach unserer Auffas-
sung genigen. Er bleibt inhaltlich hinter allen Erwar-
tungen zuriick. Von der Systematik her gilt fiir ihn
das, was vom Bundesministerium fiir Arbeit und So-
zialordnung zu dem Referentenentwurf gesagt
wurde, ndmlich — das zitiere ich hier auch noch ein-
mal —, daB er ,aufgrund seiner verwirrenden Syste-
matik mit vielen Quer- und Riickverweisungen sowie
einer Anzahl von Rechtsverordnungsermachtigun-
gen, deren Inhalt noch ausfiillungsbediirftiq ist, selbst
rechtskundigen Lesern und Auslegern nicht verstand-
lich* sei.

Der Entwurf blaht das bisherige Auslandergesetz
von 55 auf 102 Paragraphen auf. Er findet eine Viel-
zahl neuer Aufenthaltstitel, anstatt den bereits beste-
henden Dschungel der Begriffe in diesem Rechtsfeld
durchschaubar zu machen. Selbst fiir Experten ist er
schwer verstehbar und zu durchschauen. Die Aus-
linderinnen und Auslinder werden diesem Gewirr
hilflos gegeniiberstehen. Man wird und darf doch ei-
gentlich verlangen, daB ein Gesetz wenigstens die
Chance bietet, von dem betroffenen Personenkreis
verstanden zu werden.

Die versprochene Rechissicherheit und Statussi-
cherheit fiir die auslandischen Mitbiirger wiirde zu-
nachst einmal Klarheit und auch Verstindlchkeit der
Begriffe und der Systematik voraussetzen. Von der
Fille der zu kritisierenden Einzelregelungen will ich
hier vielleicht nur einige wichtige aufgreifen:

Statt endlich auch mit der Lebensliige ein Stiick auf-
zurdumen, die Bundesrepublik Deutschland sei kein
Einwanderungsland — was sie faktisch jedoch seit
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20 Jahren ist —, schafft der Entwurf sogar die Még-
lichkeit — das wurde soeben hier schon einmal er-
wihnt —, das sogenannte Rotationsprinzip fir aus-
landische Arbeitnehmer einzufithren. Menschen wer-
den einseitig auf den Faktor Arbeitskraft" reduziert.
Man will fiir die Zeiten, in denen wieder Bedari an
zusatzlichen auslandischen Arbeitnehmern entstehen
konnte, Vorsorge treffen. Der Bundesminister soll
nach den §§ 10 und 28 durch Rechtsverordnung die
Bedingungen eines befristeten Aufenthalts regeln
kénnen. Bisher kam das Rotationsprinzip — das
méchte ich hier einmal in aller Deutlichkeit sagen —
eigentlich nur in der Propaganda der Republikaner als
Forderung vor.

gchlieBlich begegnet die fehlende Konkretisierung
von Art, Inhalt und AusmaB der zu erlassenden Ver-
ordnung aus unserer Sicht erheblichen verfassungs-
rechtlichen Bedenken, Eine derart wichtige Frage
und eine derart wichtige Entscheidung sollten nach
unserer Auffassung dem Parlament vorbehalten blei-
ben.

Die versprochene Erleichterung der Einbiirgerun-
gen wird nach diesem Gesetz ebenfalls nicht statifin-
den, solange sich die Bundesregierung weigert, eine
Mehrstaatlichkeit von Auslandern anzuerkennen.
Die Auslinderbeauftragten der Bundeslander stimm-
ten in ihrer Kritik vollig darin {iberein, daB diese ge-
setzlichen Regelungen eher eine Erschwerung denn
eine Erleichterung der Einbiirgerung mit sich brach-
ten.

Unertraglich ist es, daB nach diesem Geseiz an den
verschiedensten Stellen ein nachtraglicher Verlust
bereits erworbener Aufenthaltstitel eintreten kann
(§§ 17, 18, 20, 24, 46). Sowohl Wohnungsnot als auch
Sozialhilfebezug gefahrden die Aufenthaltssicherheit
von Auslandern, die selbst Opfer dieser von ithnen
nicht verschuldeten Notlagen sind. Nach wie vor wird
{iber allen das Damoklesschwert der Ausweisung
schweben, die selbst bei Bagatelldelikten verhangt
werden kann. Selbst die Begehung von Ordnungs-
widrigkeiten soll ausreichend sein, ebenso wie der
VerstoB gegen behdrdliche Entscheidungen. Dies
halten wir fiir humanitar unertraglich, ebenso die
Méglichkeit, selbst hier geborene Jugendliche und
Heranwachsende auszuweisen.

Als vordemokratisch bezeichnen wir es auf der an-
deren Seite, wie auch weiterhin Ausldnderinnen und
Auslandem z. B. die politische Betitigung untersagt
werden soll, wenn sogenannte Interessen der Bundes-
republik Deutschland gefahrdet sind. Das Ausldn-
derinnen und Auslander aliein aufgrund ihres ,Nicht-
deutschseins* nach wie vor als Storpotential im Sinne
des Polizeirechts begriffen werden, zeigt dbrigens
nicht zuletzt ihre vollstandige Herausnahme aus dem
fiir Deutsche geltenden Datenschutz. Nach dem vor-
liegenden Entwurf sind eine lickenlose Erfassung al-
ler Lebensbereiche und die Weitergabe der so gewon-
nenen Daten von Auslandern vorgesehen.

Fiir restlos unertraglich schlieBlich halten wir es,
wie die Novelle die bisher schon praktizierte Aussper-
rung von Fliichtlingen vervollkommnet. Der Zwang
zu PaB, Aufenthaltserlaubnis sowie vorab erteiltem
Visum wird auf Kinder unter 16 Jahren ausgedehnt.
Eines der reichsten Lander der Welt kann offenbar

nicht damit leben, daf Eltern in beschrankter Zahl (©)

ihre Kinder in die Bundesrepublik schicken, um sie
2. B. vor einem sinnlosen Sterben wie im Golfkrieg zu
retten. Ein sogenanntes Schlupfloch wird gestopft,
und ein weiteres Stiick Resthumanitat geopfert.

Zugleich wird der Schutz vor Abschiebung in einen
Staat, in dem Leib, Leben oder Freiheit bedroht sind,
ausgehdhit, indem der bisherige § 14 des Auslinder-
gesetzes gestrichen wird. Zu Recht hat der Fliicht-
lingskommissar der Vereinten Nationen darauf hin-
gewiesen, daB damit die Bundesrepublik zum einzi-
gen Unterzeichnerstaat der Cenier Konvention wird,
der diese Konvention nicht als innerstaatliches Recht
praktiziert.

Die Duidung von Fliichtlingsgruppen aus bestimm-
ten Landern aus humanitaren Gritnden soll vom Ein-
vernehmen mit dem Bundesminister des Innern ab-
hangig gemacht werden. Den Landern wird damit die
Maglichkeit genommen, eigenstandig humanitire
Aufenthaltsbeiugnisse zu erteilen. Diese Regelung
richtet sich nach unserer Auffassung nicht zuletzt z. B.
gegen den Versuch des Landes Berlin, eine humani-
tare Flichtlingspolitik zu betreiben und den soge-
nannten De-facto-Flichtlingen endlich einen ange-
messenen Aufenthaltsstatus Zu gewéhren.

Mit dem Kniippel der Bundeseinheitlichkeit wer-
den die Lander zu Erfillungsgehilfen der konkreten
Auslanderpolitik des Bundes gemacht, Dies verstoBt
selbstverstandlich gegen den Grundsatz der Lander-
exekutive des Artikels 83 unseres Grundgesetzes und
sollte gerade vom Bundesrat nicht hingenommen wer-
den. Es muB nach unserer Auffassung weiterhin fur
die einzelnen Lander moglich sein, sachgerechte und
angemessene Einzelentscheidungen zu treffen. Dies
will der Entwuf an vielen Stellen verbauen und un-
moglich machen.

AbschlieBend ist festzustellen, daf hier eigentlich
kein neues Auslandergesetz vorgelegt wird. Der Ent-
wurf der Bundesregierung transportiert vielmehr
samtliche Mangel des bisherigen Ausléndergesetzes
und figt diesen sogar noch neue Tatbestande
hinzu.

Der Entwurf stehe in der Tradition der Auslinder-
polizelverordnung aus dem Jahre 1938, wurde gele-
gentlich behauptet. Er formuliert nach unserer Auffas-
sung nach wie vor im wesentlichen ein Gesetz zur
Uberwachung, zur Reglementierung und Disziplinie-
rung von Auslandern. Dies liegt, meine Damen und
Herren, weder im Interesse unserer auslandischen
Mitbiirger noch im Interesse der deutschen Bevélke-
rung, des deutschen Bevélkerungsteils.

Ein Auslandergesetz, das tatsachlich erstmalig den
hier lebenden Auslanderinnen und Auslandern eine
sichere Perspektive, ein angstireies Leben und eine
reale Integration ermdglicht, mildte erst noch ge-
schrieben werden oder zumindest mit vielen guten
Anderungsantragen versehen werden.

Gerade jetzt, in der Situation eines Umbruchs, wie
wir ihn vorfinden, gerade angesichts der Angste, die
der deutsch-deutsche Vereinigungsprozel bei diesen
Menschen ausloste, miissen nunmehr deutliche Si-
gnale zur Beruhigung auch nach innen und nicht nur
gegeniiber den europaischen Nachbarn ausgehen.
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Der vorgelegte Entwurf in dieser Form beinhaltet
nach unserer Auffassung das Gegenteil. Deshalb muB
gerade in dieser Umbruchsituation iiberlegt werden,
ob wir jetzt wirklich lieber eine Novellierung oder
aber diesen Angriff auf das Menschenbild unserer
humanitidren Verfassung hinnehmen. — Ich danke
Ihnen.

Prisident Momper: Schonen Dank, Frau Kollegin!

Frau Senatorin Dr. Riidiger (Bremen) und Herr Mi-
nister Einert (Nordrhein-Westfalen) haben ihre Bei-
trage zu Protokoll *) gegeben, wofiir wir danken.

Sodann kommen wir zur Abstimmung. Dazu liegen
umfangreiche Empfehlungen der Ausschiisse in
Drucksache 11/1/90 sowie zwdlf Landesantrige in
den Drucksachen 11/2 bis 13/90 vor.

Wir beginnen mit den AusschuBempfehlungen. Ich
rufe auf:

Ziffern 1 und 2! Handzeichen bitte! — So beschlos-
sen,

Ziffer 3! - Mehrheit: so beschlossen.
Ziffer 4! — Ebenfalls Mehrheit; so beschlossen.

Wir kommen nun zu einer ganzen Reihe von Emp-
fehlungen, bei denen Einverstandnis besteht, dal sie
wegen ihres konzeptionellen Zusammenhangs zu-
sammen aufgerufen werden koénnen. Es handelt sich
um folgende Ziffern: 5, 7 bis 11, 15 bis 21, 23 bis 25, 31,
34, 36, 38, 44, 46, 48 bis 50, 59 bis 63, 66 und 67, 79, 81,
84, 85, 89.

Wer stimmt diesen Ziffern zu? — Das reicht nicht;
Minderheit,

Wir fahren fort mit Ziffer 6 der AusschuBempfehlun-
gen. Dazu bitte das Handzeichen! — So beschlos-
sen.

Nun zum Antrag von Rheinland-Pfalz in Drucksa-
che 11/10/90. Wer ist bitte dafiir? — Das reicht nicht;
Minderheit.

Ziffer 12 der AusschuBempfehlungen! — Mehr-
heit.

Ziffer 13! — Minderheit.
Ziifer 14! — Minderheit.
Ziffer 22! — Mehrheit.
Ziffer 26! — Mehrheit.

Wir kommen jetzt zurn Antrag Hamburgs in Druck-
sache 11/6/90. Bei Annahme entfallt Ziffer 27.

Wer ist fiir den Antrag Hamburgs? — Minderheit.
Ziffer 27! — Mehrheit.
Ziffer 28! — Mehrheit.
Ziffer 29! — Mehrheit.
Ziffer 30! — Mehrheit.

Dann zum Antrag von Nordrhein-Westfalen in
Drucksache 11/12/90. Bitte das Handzeichen! — Min-
derheit.

*} Anlagen 11 und 12

Ziffer 32 der AusschuBempfehlungen! — Mehr-
heit.

Ziffer 33! — Mehrheit.
Ziffer 35! — Mehrheit.
Ziffer 37! — Mehrheit.
Ziffer 39! — Mehrheit.
Ziffer 40! — Minderheit.

Nun zum Antrag von Baden-Wirttemberg in
Drucksache 11/2/90, bei dessen Annahme Ziffer 41
entfalit!

Wer ist fir den Antrag von Baden-Wiirttemberg! —
Minderheit.

Dann steht Ziffer 41 zur Abstimmung. Wer ist dafiir?
— Das ist die Mehrheit. Das ist so beschlossen.

Ziffern 42 und 43! — Mehrheit.

Dann zum Antrag Hamburgs in Drucksache
11/7/90! Das Handzeichen bitte! — Das reicht nicht;
Minderheit.

Ziffer 45! — Mehrheit.
Ziffer 47! — Mehrheit.

Wir kommen zu den Ziffern 51 und 52 sowie zum
Antrag Hamburgs in Drucksache 11/8/90.

Ich beginne mit Ziffer 52 der AusschuBempfehlun-
gen. Wer stimmt Ziffer 52 zu? — Minderheit.

Dann zu Ziffer 51! Bei Annahme entféllt der Antrag
Hamburgs.

Wer stimmt Ziffer 51 zu? — Minderheit.

Nunmehr der Antrag Hamburgs in Drucksache
11/8/90! Wer dem zustimmt, den bitte ich um das
Handzeichen. — Minderheit.

Ziffer 53! — Minderheit.
Ziffern 54 bis 56! — Mehrheit.
Ziffer 57! — Mehrheit.

Ziffer 58! — Mehrheit.

Ziffer 64! — Mehrheit.

Ziffer 65! — Mehrheit.

Ziffer 68! — Mehrheit.

Ziffer 69! — Mehrheit.

Ziffer 70! — Mehrheit.

Ziffer 71! — Mehrheit.

Nun zum Antrag von Baden-Wirttemberg in
Drucksache 11/3/90! Bei Annahme entfallen die Zif-
fern 72 und 76.

Wer ist fiir den Antrag von Baden-Wiirttemberg? —
Minderheit.

Sodann kommt Ziffer 72 der AusschuBempfehlun-
gen! Wer ist dafiir? — Mehrheit.

Ziffer 73! — Mehrheit.
Ziffer 74! — Mehrheit.
Ziffer 75! — Mehrheit.
Ziffer 76! — Mehrheit.
Ziffer 77! — Mehrheit.
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Ziffer 78! — Mehrheit.

Ziffer 79! — Mehrheit.
Ziffer 80! — Mehrheit.
Ziffer 82! — Mehrheit.
Ziffer 83! — Mehrheit.
Ziffer 861 — Mehrheit. — Haben Sie Zweifel?

Ich frage noch einmal: Wer ist fiir Ziffer 867 — Das
ist die Minderheit. Ich bitte um Entschuldigung.

Nun zu den Ziffern 87 und 88 und zu den Antragen
von Baden-Wiirttemberg in den Drucksachen 11/4
und 5/90. Bei Annahme von Ziffer 87 entfallen Zif-
fer 88 und die Antrige von Baden-Wiirttemberg.

Wer ist fiir die Ziffern 877 — Minderheit.
Dann zu den Antragen von Baden-Wirttemberg!

Wer ist fiir den Antraqg in Drucksache 11/4/907 —
Baden-Wiirtternberg allein; das reicht nicht.

Wer ist fiir den Antrag in Drucksache 11/5/90¢ —
Minderheit.

Zuriick zu den AusschuBlempfehlungen!
Ziffer 88! — Minderheit.
Ziffer 90! — Mehrheit.

Antrag von Rheinland-Pfalz in Drucksache
11/11/90! Wer ist dafur? — Das reicht nicht; Minder-
heit.

Ziffer 91! Wer ist dafiir? — Das reicht nicht.

Dann kommt der Antrag von Nordrhein-Westfalen
in Drucksache 11/13/90! — Minderheit.

Ziffer 92! — Mehrheit.
Ziffern 93 bis 96! — Mehrheit.

Zu Ziffer 97 Absatz 1 liegt ein Antrag Hamburgs in
Drucksache 11/9/90 vor. Der Antrag entfallt bei An-
nahme der AusschuBempfehlung.

Wer ist fiir die AusschuBempfehlung Ziffer 97 Ab-
satz 1?7 — Das ist die Minderheit.

Wer ist dann fiir den Antrag Hamburgs? — Das
reicht auch nicht; das ist die Minderheit.

Dann kommen wir zu Ziffer 97 Absatz 2| — Minder-
heit.

Ziffern 98 bis 100! — Mehrheit.

Danach hat der Bundesrat beschlossen, zu dem Ge-
setzentwurf gemaf Artikel 76 Abs. 2 des Grundgeset-
zes, wie soeben festgelegt, Stellung zu nehmen.

Wir kommen zu Punkt 12 der Tagesordnung:

Entwurf eines Gesetzes zur Anderung des Bun-
dessozialhilfegesetzes — Antrag des Landes
Baden-Wiirttemberg — {Drucksache 1/89).

Wortmeldungen dazu liegen nicht vor.

Die an der Beratung der Vorlage beteiligten Aus-
schiisse empfehlen dem Bundesrat, den Gesetzent-
wurf beim Deutschen Bundestag nicht einzubrin-
gen.

Nach unserer Geschiftsordnung stelle ich die Ab-
stimmungsfrage positiv.

Wer also den Gesetzentwurf beim Deutschen Bun-
destag einzubringen wiinscht, den bitte ich um das
Handzeichen. — Das reicht nicht; Minderheit.

Damit hat der Bundesrat beschlossen, den Gesetz-
entwurfi beim Deutschen Bundestag nicht einzu-
bringen.

Wir stimmen jetzt noch tiber die Begriindung fiir die
Nichteinbringung ab. Wer stimmt der Begriindung
des Rechtsausschusses zu? Das miiBte jetzt logischer-
weise die Mehrheit sein. — Ja, jetzt ist sie es.

Damit ist die Begriindung angenommen.

Ich rufe Punkt 14 der Tagesordnung auf:

Entschliefung des Bundesrates zur Harmoni-
sierung des Asylrechts auf europdischer
Ebene — Antrag des Landes Baden-Wiirttem-
berg — (Drucksache 586/88).

Dazu hat der Herr Minister Schlee das Wort.

(Schlee [Baden-Wiirttemberg]: Ich gebe
meine Rede zu Protokoll *)!}

— Wir bedanken uns.

Dann kommen wir zur Abstimmung. Dazu liegen
die Empfehlungen der Ausschiisse in Drucksache
84/90 sowie ein Antrag von Baden-Wiirttemberg in
Drucksache 84/1/90 vor.

Wir kénnen iber den Anderungsantrag und die
Frage der Annahme der Entschliefung zusammen ab-
stimmen.

Wer dafiir ist, die Entschliefung in der Fassung des
Anderungsanirags in Drucksache 84/1/90 anzuneh-
men, den bitte ich nunmehr um das Handzeichen. —
Das ist die Minderheit.

Dann hat der Bundesrat beschlossen die Entschlie-
Bung nicht anzunehmen. :

Ich rufe Tagesordnungspunkt 16 auf:

a) Entwurf eines Gesetzes zur Erweiterung des
Zeugnisverweigerungsrechtes fiir Mitarbei-
ter/-innen von Presse und Rundfunk und des
entsprechenden Beschlagnahmeverbotes auf
selbst erarbeitetes Material — Antrag der Lan-
der Hamburg und Saarland — (Drucksache
479/89),

b) Entwurf eines Gesetzes zur Einfiihrung eines
Zeugnisverweigerungsrechts fiir Mitarbeiter/
-innen von Presse und Rundfunk fiir selbst er-
arbeitetes Material und eines entsprechenden
Beschlagnahmeverbots — § 53 Abs.1 Nr. 5
StPO — Antrag der Lander Berlin und Bre-
men — (Drucksache 486/89).

Wird das Wort hierzu gewlnscht? — Ich denke, das
ist nicht der Fall.

Dann kommen wir zur Abstimmung. Die Aus-
schiisse empiehlen zu beiden Gesetzesantrigen, den
Gesetzentwurf gem&B Artikel 76 Abs. 1 des Grundge-
setzes in der aus Drucksache 479/1/89 ersichtlichen
Fassung beim Deutschen Bundestag einzubringen.

‘) Anlage 13
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Wer stimmt dieser Empfehlung zu? — Das reicht;
dies ist die Mehrheit. Das ist so beschlossen.

Wegen des Sachzusammenhangs rufe ich die
Punkte 17 bis 21 zur gemeinsamen Beratung auf:

17. a) Entwurf eines Gesetzes zur Einfiihrung ei-
nes Zeugnisverwelgerungsrechts fiir Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter von staatli-
chen oder staatlich anerkannten Drogenbe-
ratungsstellen — Antrag des Saarlandes
gemalB § 36 Abs. 2 GO BR — (Drucksache
733/89),

b) Entwurf eines Gesetzes zur Einfithrung el-
nes Zeugnisverweigerungsrechts fir Mit-
arbeiter/innen anerkannter Beratungsstel-
len fiir Suchtiragen — Antrag der Freien
und Hansestadt Hamburg gemafi §36
Abs. 2 GO BR - (Drucksache 56/90)

in Verbindung mit den Punkten

18. a) Entwurf eines Gesetzes zur Anderung des
Betiubungsmittelgesetzes — Antrag der
Freien und Hansestadt Hamburg gemaB
§ 36 Abs. 2 GO BR — (Drucksache 57/90),

b) EntschlieBung des Bundesrates, mit der die
Bundesregierung aufgefordert wird, durch
Erganzung der Betdubungsmittel-Ver-
schreibungsverordnung vom 16. Dezember
1681 (BGBL. I 5.1427%) zusétzliche Kontroll-
und AufsichtsmaBnahmen zur Gewdhrlei-
stung geordneter Substitutionsbehandlung
zu schaffen — Antrag der Freien und Han-
sestadt Hamburg gemédB §36 Abs. 2
GO BR — (Drucksache 58/90),

19. a) Entwurf eines Gesetzes zur Bekampfung
des illegalen Rauschgiithandels — Antrag
des Freistaates Bayern gemdl § 36 Abs. 2
GO BR — (Drucksache 74/90),

b) EntschlieBung des Bundesrates zum Auf-
spiiren von Vermdgenswerten aus illega-
lem Drogenhandel — Antrag des Freistaa-
tes Bayern geméaB § 36 Abs. 2 GO BR —
(Drucksache 75/90),

20. Entwurf eines Ersten Gesetzes zur Bekamp-
fung der organisierten Kriminalitit — Antrag
des Landes Baden-Wirttemberg gemab § 36
Abs. 2 GO BR — (Drucksache 83/90)

und

21. Entwurf eines . . . Strafrechtsdnderungsgeset-
zes — Erweiterter Verfall — (. .. StrAndG)
{Drucksache 16/90).

Dazu wird zahlreich das Wort gewtiinscht. Zunachst
erhilt Herr Minister Dr. Eyrich (Baden-Wirttemberg)
das Wort.

(Dr. Eyrich [Baden-Wiirttemberg]: Ich gebe
zu Protokoll *), Herr Préasident!)

— Sehr praktisch! Schénen Dank, Herr Kollege!

*] Anlage 14

Sodann hat Biirgermeister Dr. Voscherau (Ham-
burg) das Wort,

(Dr. Voscherau [Hamburg]: Zu Protokoll )}
— der ebenfalls zu Protokoll gibt. Schénen Dank!

Dann gehe ich davon aus, dafl Minister Dr. Walter,
Staatssekretir Sauter und vielleicht auch Herr Parla-
mentarischer Staatssekretar Dr.Jahn (Bundesmini-
sterium der Justiz) ihre Reden zu Protokoll * *) geben.
— Das ist der Fall. Ich bedanke mich.

Zunachst weise ich zur weiteren Beratung die bei-
den Gesetzesantrage unter Tagesordnungspunkt 17
dem Rechtsausschufi — federfilhrend —, dem Aus-
schuf fiir Jugend, Famille und Gesundheit und dem
AusschuB fiir Innere Angelegenheiten, den Gesetzes-
antrag und den EntschlieBungsantrag unter Tages-
ordnungspunkt 18 dem Ausschu# fir Jugend, Fami-
lie und Gesundheit — federfihrend —, dem Finanz-
ausschuB, dern Ausschu$ fiir Innere Angelegenheiten
und dem RechtsausschuBb — der zweite Teil des Ver-
bes, namlich ,zu*, kommt ganz hinten —, den Geset-
zesantrag und den EntschlieBungsantrag unter Ta-
gesordnungspunkt 19 dem Rechisausschui — feder-
fithrend —, dem FinanzausschuBl, dem AusschuB fiir
Jugend, Familie und Gesundheit und dem AusschuB
fiir Innere Angelegenheiten sowie den Gesetzesan-
trag unter Tagesordnungspunkt 20 dem Rechtsaus-
schul — federfiihrend —, dem Ausschuf fiir Jugend,
Familie und Gesundheit und dem Ausschuf fiir In-
nere Angelegenheiten zu. — Ich werde darauf hinge-
wiesen, daB das Wort ,zu*” ganz oben auf dem Sprech-
zettel stand. Man hat offenbar einen zu langen
Atem.

Wir kommen jetzt zur Abstimmung iber Punkt 21
der Tagesordnung. Hierzu liegen Ihnen die Empfeh-
lungen der Ausschiisse in Drucksache 16/1/90 und
Zwel Antrage des Freistaates Bayern in Drucksachen
16/2 und 3/90 vor.

Ich rufe auf: Ziffer 1 der Ausschuempfehlungen. -
Wer die Zustimmung zu geben wiinscht, den bitte ich
um das Handzeichen. — Das ist die Minderheit.

Wir kommen zu den Antrdgen des Freistaates Bay-
ern. Wer stimmt dem Antrag in Drucksache 16/2/90
zu? — Das ist wiederum die Minderheit.

Wer ist fiir den Antrag in Drucksache 16/3/907 -
Das ist ebenfalls die Minderheit.

Zurick zu den AusschuBempfehlungen: Ziffern 2
und 3! — Mehrheit.

Ziffer 41 — Mehrheit.

Damit hat der Bundesrat gemaB Artikel 76 Abs. 2
des Grundgesetzes zu dem Gesetzentwurf die soeben
angenommene Stellungnahme beschlossen.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 23 auf:

Entwurf eines Gesetzes zur Verbesserung der
Rechtsstellung des Kunden beim AbschluBl von

*) Anlage 15
**) Anlagen 11 bis 18
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Versicherungsvertragen — Antrag des Landes
Nordrhein-Westfalen gemaf § 36 Abs. 2 GO BR
— (Drucksache 61/90).

Diesem Gesetzesantrag ist inzwischen die Freie
und Hansestadt Hamburg als Mitantragsteller — bes-
ser gesagt: Mitantragstellerin; denn es geht ja um die
Hansestadt Hamburg — beigetreten.

Wird das Wort gewiinscht? — Dazu gibt Herr Mini-
ster Einert (Nordrhein-Westfalen) fir Minister
Dr. Krumsiek eine Erkldrung zu Protokoll®, was wir
mit Dankbarkeit entgegennehmen.

Zur weiteren Beratung weise ich den Gesetzesan-
trag dem RechtsausschuB — federfiihrend — und dem
WirtschaftsausschuB zu.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 24 auf:

a) Entwurf eines Gesetzes zur Anderung des Ab-
wasserabgabengesetzes — Antrag der Freien
und Hansestadt Hamburg gemdB § 36 Abs. 2
GO BR — (Drucksache 85/90),

b) EntschlieBung des Bundesrates zur Bildung ei-
nes Sondervermdgens des Bundes zur Unter-
stiitzung des Gewadsserschutzes in der Deut-
schen Demokratischen Republik — Antrag der
Freien und Hansestadt Hamburg gemaB § 36
Abs. 2 GO BR — (Drucksache 86/90).

Beide Vorlagen sind Antrage der Freien und Han-
sestadt Hamburg.

Erklirungen zu Protokoll**) geben dankenswer-
terweise Senator Gobrecht (Hamburg) sowie Herr
Parlamentarischer Staatssekretir Griiner {Bundes-
ministerium fiir Umwelt, Naturschutz und Reaktorsi-
cherheit} ab. — Weitere Wortmeldungen sehe ich
nicht.

Dann weise ich die Verlagen den Ausschiissen zu,
und zwar den Gesetzesantrag dem Umweltausschuf}
— federfithrend — sowie dem Finanzausschuf, dem
Ausschufl fiir Innerdeutsche Beziehungen, dem In-
nenausschuB und dem Rechtsausschufl.

Der EntschiieBungsantrag geht an den Umweltaus-
schuflh — federfiihrend — sowie an den Finanzaus-
schuB, den AusschuB fiir Innerdeutsche Beziehungen
und den RechtsausschuB.

Ich rufe Tagesordnungpunkt 25 auf:

EntschlieBung des Bundesrates zur Familien-
politik — Antrag des Landes Baden-Wirttem-
berg — (Drucksache 706/89).

Dazu hat Staatssekretdr Sauter (Bayern) seine Er-
kldrung dankenswerterweise zu Protokoll ** *) gege-
ben. — Wortmeldungen gibt es dariiber hinaus
nicht.

Die Empfehlungen der Ausschiisse liegen Ihnen in
Drucksache 706/1/89 vor. Es liegen ferner Landeran-
trage in den Drucksachen 706/2 bis 706/4/89 vor.

‘) Anlage 19
**) Anlagen 20 und 21
"**) Anlage 22

Ich rufe zunachst in den AusschuBempiehlungen
die Ziffer 1 auf, und zwar zusammen mit dem 4-L&an-
der-Antrag in Drucksache 706/3/89. Wer stimmt dem
zu? — Das reicht nicht; denn das ist eine Minder-
heit.

Dann lasse ich jetzt iiber den Antrag Baden-Wiirt-
tembergs in Drucksache 706/2/89 abstimmen. Es ist
darum gebeten worden, iber die A.nderungen zu den
Abschnitten IV und V getrennt abzustimmen.

Ich rufe daher in dem Antrag Baden-Wiirttembergs
zunidchst die Anderung in Abschnitt [V auf. Wer
stimmt zu? — Das ist die Mehrheit.

Jetzt Anderung im Antrag Baden-Wiirttembergs zu
Abschnitt V. Wer stimmt dem zu? — Das ist auch die
Mehrheit.

Wir stimmen jetzt liber den Antrag Hessens in
Drucksache 706/4/89 ab. Wer stimmt dem zu? — Hes-
sen ganz allein; aber sonst ist es eine Minderheit.

Ich komme zur SchluBabstimmung. Wer die Ent-
schliefung nach MalBgabe der vorhergehenden Ah-
stimmungen fassen will, den bitte ich um das Hand-
zeichen. — Hessen stimmt dennoch zu. Das ist die
Mehrheit.

Damit ist die Entschliefung entsprechend ange-
nommen.

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 26:

Entschliefung des Bundesrates zum Verschnitt
von Weinen aus mehreren Landern der Euro-
pédischen Gemeinschaft — Antrag des Landes
Rheinland-Pfalz — (Drucksache 716/89).

Wortmeldungen liegen nicht vor,

Die Empfehlungen der Ausschiisse sind aus der
Drucksache 716/1/89 ersichtlich.

Ich rufe hierin zunachst die Ziffer 2 auf. Wer stimmt
zu? — Das ist die Mehrheit.

Damit hat der Bundesrat beschlossen, die Ent-
schlieBung, wie soeben festgelegt, anzunehmen.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 27 auf:

EntschlieBung des Bundesrates zur Novellie-
rung des Energlewirtschaftsgesetzes — An-
trag der Freien und Hansestadt Hamburg —
(Drucksache 186/87).

Herr Staatsminister Professor Hill (Rheinland-
Pfalz}, Herr Senator Gobrecht (Hamburg), Minister
Einert (Nordrhein-Westfalen) und Herr Staatsmini-
ster Dr. Stavenhagen (Bundeskanzleramt) fiir Hermn
Parlamentarischen Staatssekretdr Beckmann (Bun-
desministerium fiir Wirtschaft) haben Erklirungen zu
Protokoll *) gegeben. -

Dann kommen wir zur Abstimmung. Der Wirt-
schaftsausschufl und der AusschuB fir Umwelt, Na-
turschutz und Reaktorsicherheit empfehlen in Druck-
sache 88/90, die EntschlieBung unverdndert zu fas-
Semn.

Wer stimmt diesem Vorschlag zu? — Das ist eine
Minderheit.

Damit hat der Bundesrat die EntschlieBung nicht
gefait.

") Anlagen 23 bis 26
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A) Ich rufe Tagesordnungspunkt 28 auf:

EntschlieBung des Bundesrates zur Novellie-
rung der Warmeschutzverordnung und der
Heizungsanlagen-Verordnung sowie zur For-
derung energiesparender Mafinahmen im
baulichen Bereich als Beitrag zur Verminde-
rung des anthropogenen Treibhauseffekts
-~ Antrag des Landes Baden-Wirttemberg —
(Drucksache 635/89).

Wie ich sehe, wird dazu das Wort nicht ge-
wiinscht.

Wir kommen zur Abstimmung. Hierzu liegen Thnen
vor: die AusschuBempfehlungen in Drucksache
635/1/89 sowie ein Antrag des Landes Niedersachsen
in Drucksache 635/2/89.

Wir beginnen mit den AusschuBempfehlungen.
Ziffern 1 bis 6 gemeinsam! — Mehrheit.

Ziffer 7! — Mehrheit.

Ziffer 8! — Mehrheit.

Damit entfallt Ziffer 9.

Ziffer 10! — Minderheit.

Ziffer 11! — Mehrheit.

Ziffer 12! — Mehrheit.

Damit entfallt Ziffer 13.

Ziffer 14! — Mehrheit.

Wir kommen zum Antrag Niedersachsens in Druck-
sache 635/2/89, bei dessen Annahme die Ziffern 15
bis 19 der Ausschulempfehlungen entfallen. Wer ist
fir diesen Antrag? — Minderheit.

Zuriick zu den AusschuBempfehlungen!
Ziffer 15! — Mehrheit.

Ziffer 16! — Mehrheit.

Damit entfallt Ziffer 17.

Ziffer 18! — Mehrheit.

Ziffer 19! — Mehrhaeit.

Ziffer 20! — Mehrheit.

Ziffer 21! — Mehrheit.

Wir kommen zur SchluBabstimmung. Wer der Ent-
schlieBung gemdf der vorangegangenen Abstim-
mung zustimmt, den bitte ich um das Handzeichen. —
Mehrheit.

Damit hat der Bundesrat die EntschlieBung ge-
falit.

fB}

Ich rufe Tagesordnungspunkt 29 auf:

EntschlieBung des Bundesrates zur Kontrolle
des Einflusses von Banken und Versicherun-
gen — Antrag des Landes Rheinland-Pfalz ge-
mad §36 Abs.2 GO BR — (Drucksache
62/90).

Dazu hat Herr Staatsminister Hill (Rheinland-Pfalz)
eine Erklirung zu Protokoll *) gegeben.

*} Anlage 27

Ich weise die EntschlieBung, da ich keine weiteren
Wortmeldungen sehe, zur weiteren Beratung dem
WirtschaftsausschuB — federfithrend — und dem Fi-
nanzausschufi zu.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 30 auf:

Entwurf eines Gesetzes itber Wasser- und Bo-
denverbande {Wasserverbandsgesetz — WVG)
(Drucksache 17/90).

Dazu wird das Wort nicht gewiinscht.

Die Empfehlungen der Ausschiisse liegen Ihnen in
Drucksache 17/1/90 vor.

Ziffer 1! Bitte Handzeichen! — Mehrheit.
Ziffer 2! — Mehrheit.

Ziffern 3 bis 21! — Mehrheit.

Ziffer 22! — Mehrheit.

Damit entfallt Ziffer 23.

Ziffern 24 bis 26! — Mehrheit.
Ziffer 27! — Mehrheit.

Ziffer 28! — Mehrheit.

Ziffer 29 Buchstabe al — Mehrheit.
Ziffer 29 Buchstabe b! — Mehrheit.
Ziffern 30 bis 33! — Mehrheit.

Danach hat der Bundesrat zu dem Gesetzentwurf
gemadlB Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes, wie so-
eben festgelegt, Stellung genommen.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 32 auf:

a) Entwuri eines Gesetzes iiber den Auswartigen
Dienst (GAD) (Drucksache 18/90, zu Drucksa-
che 18/90),

b) Entwurf eines dienst- und besoldungsrechtli-
chen Begleitgesetzes zum Gesetz iiber den
Auswiértigen Dienst (Begleitgesetz Auswarti-
ger Dienst — BGAD) (Drucksache 15/90, zu
Drucksache 15/90).

Wortmeldungen liegen dazu nicht vor.

Wir kommen zur Abstimmung, und zwar zunéchst
zu Punkt 32 a), dem Entwurf eines Gesetzes iiber den
Auswartigen Dienst.

Die Empfehlungen der Ausschiisse sind aus Druck-
sache 18/1/90 ersichtlich.

Wer stimmt den Ziffern 1 und 2 zu? — Das ist die
Mehrheit.

Danach hat der Bundesrat zu dem Gesetzentwurf
gemah Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes, wie so-
eben beschlossen, Stellung genomen.

Wir kommen zur Abstimmung zu Punkt 32b, dem
Begleitgesetz. Die Empfehlungen der Ausschiisse
sind aus Drucksache 15/1/90 ersichtlich.

Ich rufe auf:

Ziffer 1! — Mehrheit.
Ziffer 2! — Mehrheit.
Ziffer 3! — Mehrheit.
Ziffer 4! — Mehrheit.

(<)
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Danach hat der Bundesrat zu dem Gesetzentwurf
gemaB Artikel 76 Abs. 2 des Grundgeselzes, wie so-
eben beschlossen, Stellung genommen.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 33 auf:

a) Entwurf eines Fiinften Gesetzes zur Anderung
besoldungsrechtlicher Vorschrifien (Drucksa-
che 13/90},

b) Entwurf eines . . . Gesetzes zur Anderung des
Bundesbhesoldungsgesetzes — Antrag des
Landes Nordrhein-Westfalen — (Drucksache
510/89).

Eine Erklirung zu Protokoll * gibt Herr Parlamen-
tarischer Staatssekretir Dr. Waifenschmidt (Bundes-
ministerium des Innern). Weitere Wortmeldungen
sehe ich nicht.

Wir kommen zur Abstimmung, und zwar zunéchst
zu Punkt 33 a), dem Gesetzentwurf der Bundesregie-
rung. Hierzu liegen vor: die Empfehlungen der Aus-
schiisse in Drucksache 13/1/90 sowie vier Landesan-
trage in den Drucksachen 13/2 bis 5/90.

Wir beginnen mit dem Antrag von Schleswig-Hol-
stein in Drucksache 13/3/90. Bei Annahme entfallen
alle anderen Antrige und die AusschuBempfehlun-
gen. Wer ist fir den Antrag von Schleswig-Holstein?
— Das reicht leider nicht. Es hétte uns viel Arbeit
erspart; aber das ist eine Minderheit.

Wir kommen dann zu den AusschuBlempfehlungen.
Ich rufe auf:

Ziffer 1! — Mehrheit.
Ziffer 2! — Mehrheit.

Bei Annahme von Ziffer 3 entfallt der Antrag Bay-
erns in Drucksache 13/2/90,

Wer ist fiir Ziffer 37 — Das ist die Mehrheit.
Damit ist der Antrag Bayerns erledigt.

Bei Annahme von Ziffer 4 entfallen die Ziffern 5
und 6 sowie der Antrag von Nordrhein-Westfalen in
Drucksache 13/5/90.

Wer ist fiir Ziffer 4 der Ausschlufempfehlungen? —
Das reicht nicht; Minderheit.

Ziffer 5| — Mehrheit.
Ziffer 6! — Minderheit.

Antrag von Nordrhein-Westfalen in Drucksache

13/5/90! — Minderheit.

Ziffer 7 der Ausschufempfehlungen! — Das reicht
nicht; Minderheit.

Ziffer 8! — Das reicht; beschlossen.
Ziffer 9! — Mehrheit.

Ziffer 10! — Mehrheit.

Ziffer 11! — Mehrheit.

Damit entfalit Ziffer 12.

Ziffer 13! — Minderheit.

Ziffer 14! — Mehrheit.

Ziffer 15! — Mehrheit.

*) Anlage 28

Ziffer 161 — Mehrheit.
Ziffer 17! — Mehrheit.

Antrag von Rheinland-Pfalz in Drucksache 13/4/90!
— Minderheit.

Ziffer 18! — Mehrheit.

Ziffer 19] — Mehrheit.

Damit sind die Ziffern 20 und 21 erledigt.
Ziffer 22! — Mehrheit.

Ziffer 23! — Minderheit

Ziffer 24! — Mehrheit.

Bei Ziffer 25 ist um satzweise Abstimmung gebeten
worden.

Wer ist fiir Satz 1! — Mehrheit.
Wer ist fiir Satz 2? - Minderheit.
Danach hat der Bundesrat zu dem Gesetzentwurf

gemal Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes, wie so-
eben beschlossen, Stellung genommen.

Wir kommen dann zur Abstimmung zu Punkt 33 b),
dem Gesetzesantrag von Nordrhein-Westfalen.
Hierzu empfehlen die Ausschiisse den Gesetzentwuri
fiir erledigt zu erklaren. — Es widerspricht niemand,
dann ist das so beschlossen.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 35 auf:

Vierte Verordnung zur Anderung der Er-
schwerniszulagenverordnung (Drucksache
740/89 [neu}).

Wortmeldungen liegen nicht vor.

Dann kommen wir zur Abstimmung. Dazu liegen
vor: die Empfehlungen der Ausschiisse in Drucksache
740/1/89 sowie der Antrag Schleswig-Holsteins in
Drucksache 740/2/89.

Wir beginnen mit dem Antrag des Landes Schles-
wig-Holstein. Wer stimmt dem zu? — Das ist eine Min-
derheit.

Dann kommen wir zu den AusschuBempfehiun-
gen.

Ziffer 1! — Mehrheit.
Ziffer 2! — Mehrheit.
Ziffer 3! — Mehrheit.
Ziffer 4! — Mehrheit.
Ziffer 5! — Mehrheit.
Ziffer 6] — Mehrheit.

Dann hat der Bundesrat der Verordnung gemaB
Artikel 80 Abs. 2 des Grundgesetzes mit der sceben
heschlossenen Mafigabe zugestimmt.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 36 auf:

Entwurf eines Gesetzes zur Neufassung des
Bundesumzugskostengesetzes und zur Ande-
rung sonstiger umzugskostenrechtlicher und
reisekostenrechtlicher Vorschriften (Drucksa-
che 14/90).

Keine Wortmeldungen!

Die Empfehlungen der Ausschiisse sind aus Druck-
sache 14/1/90 ersichtlich.

(D)
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néchst iiber den Entwurf eines Rentenanpassungsge-
setzes, Punkt 37 a) der Tagesordnung. Die beteiligten
Ausschiisse empfehlen, gegen den Gesetzentwurf
keine Einwendungen zu erheben.

Wer dieser Empfehlung folgen will, den bitte ich um
das Handzeichen. — Das ist die Mehrheit.

Damit hat der Bundesrat beschlossen, gegen den
Gesetzentwuri keine Einwendungen zu erheben.

Wir kommen nun zur Abstimmung tber den Ren-
tenanpassungsbericht und das Gutachten des Sozial-
beirates, Punkt 37b) der Tagesordnung. — Dazu emp-
fehlen die beteiligten Ausschiisse Kenntnisnahme.

Wer dieser Empfehlung folgen will, den bitte ich um
das Handzeichen. — Mehrheit.

Damit hat der Bundesrat beschlossen, von dem Be-
richt und dem Gutachten Kenninis zu nehmen.,

Punkt 38 der Tagesordnung:

Entwurf eines Gesetzes zur Erleichterung des
Wohnungsbaus im Planungs- und Baurecht so-
wie zur Anderung mietrechtlicher Vorschriften
(Wohnungsbau-Erleichterungsgesetz — Wo-
BauErlG —) (Drucksache 20/90)

Eine Erklirung zu Protokoll * *) gibt Herr Staatsse-
kreildr Sauter (Bayern}. — Danke schin.

Dann kommen wir zur Abstimmung. Dazu liegen
vor: die Empfehlungen der Ausschiisse in Drucksache

*) Anlage 29
**) Anlage 30

che 20/5/90.

Wir kommen dann zum Antrag Niedersachsens in
Drucksache 20/8/90. Wer ist dafiir? — Das miifite eine
Mehrheit sein; es ist auch eine. Das ergibt sich aus der
Logik.

Ziffer 8 der AusschuBlempfehlungen! — Mehrheit.

Antrag Bayerns in Drucksache 20/6/90! — Minder-
heit.

Antrag Bayerns in Drucksache 20/7/90! — Minder-
heit.

Ziffer 9 der AusschuBempfehlungen! — Mehrheit.
Zitfer 10! — Mehrheit.
Ziffer 111 — Mehrheit.
Ziffer 12! — Mehrheit.
Ziffer 13! — Mehrheit.
Ziffer 14! — Mehrheit,
Ziffer 15! — Minderheit.
Ziffer 16! — Mehrheit.
Ziffer 17! — Mehrheit.
Ziffer 18! — Mehrheit.
Ziffer 19! — Mehrheit.
Ziffer 20! — Mehrheit.
Ziffer 21! — Mehrheit.
Ziffer 22! — Mehrheit.

: Prasident Momper
(A) Wer stimmt Ziffer 1 zu? — Das ist die Mehrheit. 20/1/90 sowie sieben Landesantrdge in den Drucksa- (C)
Damit hat der Bundesrat zu dem Gesetzentwurf ge- chen 20/2 bis 8/90.
maB Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes, wie soeben Wir beginnen mit Ziffer 1 der Ausschuflempfehlun-
beschlossen, Stellung genommen. gen. Bei Annahme entfallt der Antrag Bayerns in
Drucksache 20/2/90.
Punkt 37: Wer ist fur Ziffer 1?7 — Minderheit.
a) Entwurf eines Gesetzes lber die Anpassung Dann kommt der Antrag Bayerns in Drucksache
der Renten der gesetzlichen Rentenversiche- 20/2/90, Wer ist fiir diesen Antrag? — Mehrheit.
rung und der Geldleistungen der gesetzlichen . .
Unfallversicherung im Jahre 1990 {Drucksache Ziffer 2 der AusschuBempfehlungen! — Mehrheit.
1/90), Ziffer 31 — Mehrheit.
b} Bericht der Bundesregierung tber die gesetzli- Nun zum Antrag Bayerns in Drucksache 20/3/90.
chen Rentenversicherungen, inshesondere Bei Annahme entfillt Ziffer 41 — Mehrheit
iiber deren Finanzlage in den kiinftigen 15 Ka- '
lenderjahren, gemaB §§ 1273 und 579 der Damit ist Ziffer 4 erledigt.
Reichsversicherungsordnung, § 50 des Ange- Wir kommen zu Ziffer 5. — Mehrheit
stelltenversicherungsgesetzes und § 71 des ) '
Reichsknappschaftsgesetzes  (Rentenanpas- Ziffer 6! — Mehrheit.
sungsbericht 1989) Wir kommen dann zu Ziffer 7, den Antrigen Bay-
Gutachten des Sozialbeirats zur Anpassung erns in den Drucksachen 20/4 und 5/90¢ sowie dem
der Renten der gesetzlichen Rentenversiche- Antrag Niedersachsens in Drucksache 20/8/90. Zif-
rung zum 1. Juli 1990 und zu den Vorausbe- fer 7, die Antrige Bayerns und der Antrag Nieder-
rechnungen der Bundesregierung iiber die Ent- sachsens schlieBen sich gegenseitig aus.
wicklung der Finanzlage der Rentenversiche- . . e )
rung (Drucksache 725/89) Wir beginnen — wie ilblich — mit den Ausschufi-
empfehlungen.
Dazu hat Herr Parlamentarischer Staatssekretar i ) ; ) )
Jagoda (Bundesministerium fiir Arbeit und Sozialord- Ziffer 7! Wer ist dafir? — Minderheit.
nung) eine Erklirung zu Protokoll”) gegeben. — Es Nun zum Antrag Bayerns in Drucksache 20/4/90!
gibt keine weiteren Wortmeldungen. Minderheit.
Dann kommen wir zur Abstimmung, und zwar zu- Damit entfallt auch der Antrag Bayerns in Drucksa-
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Prasident Momper

Danach hat der Bundesrat zu dem Gesetzentwurf
gemal Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes, wie so-
eben beschlossen, Stellung genommen.

Hierzu ist von Herrn Minister Einert (Nordrhein-
Westfalen) eine Erkldarung zu Protokoll ') gegeben
worden.

Ich bitte Herrn Kollegen Jiirgens, den Vorsitz zu
ibernehmen.

(Vorsitz: Amtierender Prasident Jirgens)

Amtierender Prisident Jiirgens: Punkt 51:

EntschlieBung des Bundesrates zur ,Gemein-
schaftscharta der Regionalisierung” des Euro-
paischen Parlaments — Antrag des Landes
Nordrhein-Westfalen — (Drucksache 279/89)

Erklirungen zu Protokoll * *) geben Herr Minister
Einert (Nordrhein-Westfalen), Herr Minister Dr. Ey-
rich (Baden-Wiirttemberg) und Herr Minister Jirgens
(Niedersachsen). — Weitere Wortmeldungen liegen
nicht vor.

Ihnen liegen vor: die AusschuBSempfehlungen in
Drucksache 279/1/89, ein Antrag Bayerns in Drucksa-
che 279/2/89, ein Antrag Hessens in Drucksache
279/3/89 und in Drucksache 279/4/89 ein Vertagungs-
antrag Niedersachsens.

Wir stimmen zunachst iber den Antrag Niedersach-
sens ab, die Beratungen zu vertagen. Ich bitte um das
Handzeichen. — Minderheit.

Wir beginnen mit der Abstimrmung uUber die Aus-
schuBlempfehlungen.

Ziffern 1 bis 5 gemeinsam! Bitte Handzeichen! —
Das ist die Mehrheit. '

Ziffer 6] — Mehrheit.
Ziffer 7! — Mehrheit.
Ziffern 8 und 9 gemeinsam! — Mehrheit.

Wir kommen jetzt zu dem Antrag Hessens in Druck-
sache 279/3/89, die Ziffer 4 Buchstabe f zu streichen.
Wer ist dafiir? — Minderheit.

Wer ist fir Ziffer 10?7 — Mehrheit.
Ziffern 11 bis 14 gemeinsam! — Mehrheit.
Ziffer 15! — Mehrheit.

Ich rufe jetzt den Antrag Bayerns in Drucksache
279/2/89 auf. Wer ist dafiir? — Mehrheit.

Wer ist fiir die Ziffern 16 und 17 der AusschuBemp-
fehlungen? — Mehrheit.

Es ist eine SchluBabstimmung gewiinscht worden.
Waer ist fiir die Entschliefung in der soeben beschlos-
senen Passung? Ich bitte um das Handzeichen. — Das
ist die Mehrheit. Es ist so beschlossen.

Ich rufe Punkt 52 auf:

Vorschlag fir eine Richtlinie des Rates tiber
eine zweite allgemeine Regelung zur Anerken-
nung beruflicher Befdhigungsnachweise in Er-

*) Anlage 31
**}) Anlagen 32 bis 34

ganzung zur Richtlinie 89/48/EWG (Drucksa-
che 484/89).

Die Empfehlungen der Ausschiisse liegen [hnen in
Drucksache 484/3/89 vor.

Ich rufe Ziffer 1 auf und bitte um das Handzeichen.
— Mehrheit.

Ziffer 2! — Mehrheit.
Ziffern 3 bis 10 gemeinsam! — Mehrheit.
Ziffer 11! — Mehrheit.

Der Bundesrat hat entsprechend Stellung genom-
men.

(Einert [Nordrhein-Westfalen): Herr Prasi-
dent, ich bitte darum, daB Sie dem Publikum
jeweils das Ergebnis der Abstimmung mittei-
lenl Das wire hilfreich! — Frau Dr. Riidiger
[Bremen]: Ja! — Zuruf Dr. Eyrich [Baden-
Wiirttemberg}])

- Ich habe es genauso eilig wie Sie, Herr Eyrich.

Punkt 53:

Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates
iber das Statut der Europiischen Aktienge-
sellschaft

Vorschlag fir eine Richtlinie des Rates zur Er-
ganzung des Statuts der Europdischen Aktien-
gesellschaft hinsichtlich der Stellung der Ar-
beitnehmer (Drucksache 488/89)

Die Empfehlungen der Ausschiisse liegen Ihnen in
Drucksache 488/1/89 vor. AuBerdem liegt Ihnen in
Drucksache 488/2/89 ein Antrag Hessens vor. Wir be-
ginnen mit den Ausschullempfehlungen.

Ziffern 1 bis 7 gemeinsam! Ich bitte um das Hand-
zeichen. — Das ist die Mehrheit.

Ziffer 8! — Mehrheit.

Ziffern 9 und 10 gemeinsam! — Mehrheit.
Ziffer 11! — Mehrheit.

Damit entfallt Ziffer 12.

Ziffern 13 bis 16 gemeinsam! — Mehrheit.
Ziffer 171 — Mehrheit.

Ziffer 18] — Mehrheit.

Ich rufe jetzt den Antrag Hessens in Drucksache
4B8/2/89 auf. Wer ist dafiir? — Mehrheit.

Der Bundesrat hat dementsprechend Stellung ge-

nommen.

Ich rufe Punkt 58 auf *}):

Vorschlag fiir eine Richtlinie des Rates iiber die
zivilrechtliche Haftung fir die durch Abfille
verursachten Schiden (Drucksache 528/89).

Eine Erkldrung zu Protokoll **) gibt Ministerin
Frau Tidick (Schleswig-Holstein). — Weitere Wort-
meldungen gibt es nicht. -

Die Empfehlungen der Ausschiisse liegen Thnen in
Drucksache 528/1/89 vor.

") Siehe auch S. 41A
“*) Anlage 35

(D}
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Amtierender Président Jirgens

Wir stimmen zundchst (iber die Punkte ab, zu denen
Einzelabstimmung erforderlich ist. Die restlichen
Punkte rufe ich anschlieBend in einer Sammelabstim-
mung gemeinsam auf.

Ich bitte um das Handzeichen fiir Ziffer 1. — Das ist
die Mehrheit.

Damit entfallt Ziffer 2.
Ziffer 4! — Mehrheit.

Zu Ziffer 9 ist getrennte Abstimmung nach den ein-
zelnen Abschnitten gewiinscht worden.

Ich rufe auf: Ziffer 9 Absatz 1! — Das ist die Minder-
heit.

Wer ist fiir den ersten Spiegelstrich? Ich bitte um das
Handzeichen. — Minderheit.

Bitte Handzeichen fiir den zweiten Spiegelstrich! —
Das ist auch eine Minderheit.

Es bleibt iiber den dritten Spiegelstrich abzustim-
men. Wer ist dafiir? — Minderheit.

Meine Damen und Herren, ich lasse jetzt iiber Zif-
fer 11 abstimmen. Ich bitte um das Handzeichen. —
Das ist die Mehrheit.

Ziffer 14! — Mehrheit.
Ziffer 39! — Mehrheit.

Ich rufe jetzt alle Ziffern auf, die noch nicht durch
Einzelabsimmung erledigt sind, und bitte um Ihr
Handzeichen. — Das ist die Mehrheit.

Der Bundesrat hat entsprechend Stellung genom-
men.

Ich rufe Punkt 59 auf:

Vorschlag fiir eine Richtlinie des Rates uber die
Behandlung kommunaler Abwasser (Drucksa-
che 698/89}.

Wortmeldungen liegen nicht vor.

Zur Abstimmung liegen Thnen die Empfehlungen
der Ausschisse in Drucksache 698/1/89 sowie ein An-
trag Niedersachsens in Drucksache 698/2/89 vor.

Wir beginnen mit den AusschuBempfehlungen:
Ziffern 1 bis 3 gemeinsam! — Mehrheit.

Ziffer 4! — Mehrheit.

Ziffern 5 und 6 gemeinsam! — Mehrheit.

Ziffer 7! — Mehrheit.

Ziffern 8 his 15 gemeinsam! — Mehrheit.

Wir kommen jetzt zu dem Antrag Niedersachsensin
Drucksache 698/2/89. Wer ist dafiir? — Mehrheit.

Ich rufe Ziffer 16 der AusschuBempfehlungen auf,
zunachst ohne Klammerzusatz. Ich bitte um das Hand-
zeichen., — Das ist die Mehrheit.

Wer ist fir den Klammerzusatz? — Mehrheit.

Es bleibt noch iiber Ziffer 17 abzustimmen. Ich bitte
um das Handzeichen. — Das ist auch die Mehrheit.

Der Bundesrat hat dementsprechend beschlossen.

Wir kommen zu Punkt 69:

Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates
liber Wild- und Kaninchenfleisch {Drucksache
669/89).

Es gibt keine Wortmeldungen, meine Damen und
Herren.

Die Empfehlungen der Ausschiisse liegen Ihnen in
Drucksache 669/1/89 vor.

Ich bitte um das Handzeichen fir die Ziffern 1 bis 12
gemeinsam, — Das ist die Mehrheit.

Ziffer 13 bitte! — Mehrheit.
Damit entfallt Ziffer 14.
Ziffern 15 bis 20 gemeinsam! — Mehrheit.

Dann hat der Bundesrat entsprechend Stellung ge-
nommen.

Ich rufe Punkt 74 auf:

Verordnung iiber unwirtschaitliche Arzneimit-
tel in der gesetzlichen Krankenversicherung
(Drucksache 666/89).

Eine Erklirung zu Protokoll *) gibt Herr Staatsse-
kretdr Jagoda {Bundesministerium fiir Arbeit und So-
zialordnung). — Weitere Wortmeldungen liegen nicht
Vor.

Zur Abstimmung liegen Ihnen die AusschuBemp-
fehlungen und ein Antrag Hessens in der Drucksache
666/5/89 vor. Die Antrdge Baden-Wiirttembergs und
Niedersachsens in den Drucksachen 666/2/89 bis
666/4/89 sind zurickgezogen worden.

Zum Abstimmungsverfahren weise ich darauf hin,
dal iiber die AusschuBempfehlung, der Verordnung
nicht zuzustimmen, nach unserer Geschéaftsordnung
bei der Abstimmung uber die Erteilung der Zustim-
mung mitentschieden wird.

Zur Abstimmung rufe ich in den AusschuBempfeh-
lungen die Ziffer 2 auf. Ich bitte um das Handzeichen.
— Das ist die Mehrheit.

Jetzt die Ziffer 3! — Mehrheit.

Wir kommen zur Schlulabstimmung. Wer der Ver-
ordnung nach MaBgabe der soeben gefaBten Be-
schliisse zustimmen will, den bitte ich um das Hand-
zeichen. — Das ist die Mehrheit.

Damit hat der Bundesrat der Verordnung nach
Mafigabe der vorangegangenen Beschliisse zuge-
stimmt.

Wir haben noch iiber zwei EntschlieBungen zu ent-
scheiden. Ich bitte um das Handzeichen fiir den An-
trag Hessens in der Drucksache 666/5/89! — Das ist
eine Minderheit.

Dann bitte ich um das Handzeichen fur die Ziffer 5
der AusschuBempfehlungen. — Das ist die Mehr-
heit.

Damit hat der Bundesrat entsprechend beschlos-
sen.

Ich rufe Punkt 78 auf:

Zehnte Verordnung zur Anderung der Wein-
Verordnung {Drucksache 21/90).

Wortmeldungen liegen nicht vor.

Die Empfehlungen der Ausschiisse sind aus der
Drucksache 21/1/90 ersichtlich. Es liegt ferner ein An-

*) Anlage 36

()

(D)
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Amtierender Prisident Jirgens

trag Nordrhein-Westfalens in Drucksache 21/2/90
vor.

Ich rufe zunéchst den Antrag Nordrhein-Westialens
in Drucksache 21/2/90 auf. Wer stimmt dem zu? —
Mehrheit.

Wir stimmen jetzt {iber Ziffer 1 der AusschuBemp-
fehlungen vorbehaltlich der SchluBabstimmung ab.
Wer stimmt zu? — Mehrheit.

Jetzt die SchluBabstimmung! Wer stimmt der Ver-
ordnung nach MaBgabe der vorhergehenden Abstim-
mungen zu? Bitte Handzeichen! — Mehrheit,

Damit hat der Bundesrat der Verordnung entspre-
chend zugestimmt.

Ich rufe Punkt 79 auf:

Vierte Verordnung zur Anderung der Pilanzen-
schutzmlttel-Hﬁchstmengenverordnung
(Drucksache 736/89, zu Drucksache 736/89).

Wortmeldungen liegen nicht vor.

Die Empfehlungen der Ausschiisse sind aus der
Drucksache 736/1/89 ersichtlich. Es liegt ferner ein
Antrag Hamburgs in Drucksache 736/2/89 vor.

Ich rufe zunéchst Ziffer 1 der Ausschulempfehiun-
gen auf. Ich bitte um das Handzeichen. — Das ist eine
Minderheit.

Jetzt der Antrag Hamburgs in Drucksache
736/2/89! Wer stimmt zu? — Minderheit.

Jetzt Ziffer 2 der AusschuBempfehlungen! Hand-
zeichen bitte! — Minderheit.

Nun die SchluBabstimmung! Wer stimmt der Ver-
ordnung nach MaBgabe der vorhergehenden Abstim-
mungen zu? Ich bitte um das Handzeichen. — Das ist
die Mehrheit.

Damit hat der Bundesrat der Verordnung entspre-
chend zugestimmt,

Ich rufe Punkt 80 der Tagesordnung auf:

Verordnung zur Einrichtung eines Strah-
lenschutzregisters (Strahlenschutzregisterver-
ordnung) (Drucksache 724/89). .

Eine Erklirung zu Protokoll *) gibt Herr Parlamen-
tarischer Staatssekretir Griiner vom Bundesministe-
rium fiir Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit.
— Wortmeldungen liegen nicht vor.

Wir kommen zur Abstimmung. Die Empfehiungen
der Ausschiisse liegen in Drucksache 724/1/89 vor.

Ich rufe auf:

Ziffer 1!Ich bitte um das Handzeichen. — Dasist die
Mehrheit.

Ziffer 2! — Mehrheit.
Ziffer 31 — Mehrheit.

Damit hat der Bundesrat der Verardnung entspre-
chend zugestimmt,

*) Anlage 37

Ich rufe Punkt 81 auf:

Allgemeine Verwaltungsvorschrift zu § 62
Abs. 2 Strahlenschutzverordnung [AVV-
StrahlenpaB) (Drucksache 742/89).

Auch hierzu hat Herr Parlamentarischer Staatsse-
kretir Griner (Bundesminister fir Umwelt, Natur-
schutz und Reaktorsicherheit) seine Rede zu Proto-
koll ) gegeben. Danke schén! — Weitere Wortmel-
dungen liegen nicht vor.

Wir kommen zur Abstimmung. Die Empfehlungen
der Ausschiisse liegen in Drucksache 742/1/89 vor.

Ich rufe auf:

Ziffer 11Ich bhitte um das Handzeichen. — Dasist die
Mehrheit,

Ziffer 2! — Mehrheit.
Ziffer 3! — Mehrheit.

Damit hat der Bundesrat der allgemeinen Verwal-
tungsvorschrift entsprechend zugestimmt.

Ich rufe jetzt Punkt 82 auf:

Allgemeine Verwaltungsvorschrift zu § 45
Strahlenschutzverordnung: Ermittlung der
Strahlenexposition durch die Ableitung radio-
aktiver Stoffe aus kerntechnischen Anlagen
oder Einrichtungen (Drucksache 74 1/89).

Auch zu diesem Punkt hat Herr Parlamentarischer
Staatssekretar Griiner (Bundesministerium fir Um-
welt, Naturschutz und Reaktorsicherheit) seine Rede
zu Protokoll " *) gegeben. — Weitere Wortmeldungen
liegen mir nicht vor.

Wir kommen zur Abstimmung. Die Empfehlungen
der Ausschiisse liegen in Drucksache 741/1/89 vor.

Wir stimmen zunichst iiber die Anderungsempfeh-
lungen und dann in einer SchluBabstimmung iiber die
Zustimmung zu der Verwaltungsvorschrift ab,

Ich rufe auf:

Ziffer 1] Ich bitte um das Handzeichen. — Dasist die
Mehrheit.

Ziffer 2! — Mehrheit.
Ziffer 31 — Mehrheit.

Es folgt die SchluBabstimmung. Wer der Verwal-
tungsvorschrift gemas Artikel 84 Abs. 2 des Grundge-
setzes nach Mafigabe der soeben gefaBten Beschlisse
zustimmen méchte, den bitte ich um das Handzei-
chen. — Das ist die Mehrheit. Es ist so beschlossen,

Ich rufe Punkt 89 auf:

Umbenennung eines Ausschusses [Drucksache
94/90).

Das Présidium hat sich der Anregung des Ausschus-
ses fir Jugend, Familie und Gesundheit angeschlos-
sen, den AusschuB in , AusschuB fiir Jugend, Familie,
Frauen und Gesundheit* umzubenennen. Ein ent-
sprechender Antrag liegt Thnen in Drucksache 94/90
vor.

*) Aniage 38
"*} Anlage 38
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Amtierender Prasident Jirgens

Wer zuzustimmen wiinscht, den bitte ich um ein
Handzeichen. — Das war die Mehrheit,

Meine Damen und Herren, damit ist die Umbenen-
nung einstimmig beschlossen.

Meine Damen und Herren, ich muB noch einmal
Punkt 58 aufrufen. Dort ist die Ziffer 37 der Ausschuf3-
empfehlungen in einer Sammelabstimmung aufgeru-
fen worden. Wir miissen dariiber jetzt noch einmat
einzeln abstimmen.

Wer der Ziffer 37 zustimmt, den bitte ich um das
Handzeichen. — Das ist eine Minderheit.

Dann mub ich auch {ber Ziffer 38 noch einmal ab-
stimmen lassen. Ich bitte um Ihr Handzeichen. — Das
ist die Mehrheit.

Ich bedanke mich, meine Damen und Herren, und
komme jetzt zum letzten Punkt der heutigen Tages-
ordnung. Hier ist mir aufgeschrieben worden:

.Meine Damen und Herren, damit haben wir die
Tagesordnung der heutigen Sitzung abgewickelt.”

(Heiterkeit)

Die néchste Sitzung des Bundesrates berufe ich ein
auf Freitag, den 16. Méarz 1990, 9.30 Uhr.

Die Sitzung ist geschlossen.

(SchluB: 13.57 Uhr)

Beschliisse im vereinfachten Verfahren (§ 35 GO BR)

Einhundertzehnte Verordnung zur Anderung der Eintuhrliste
— Anlage zum AuBenwirtschaftsgesetz — (Drucksache 25/90)

Beschlufi: Von einer Stellungnahme wird abgesehen

Feststellung gemdB § 34 GO BR

Einspriiche gegen den Bericht Uber die 608. Sitzung
sind nicht eingelegt worden. Damit gilt der Bericht
gemaB § 34 GO BR als genehmigt.

{©
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Anlage 1
Erklarung

von Parl. Staatssekretar Gallus (BML)
zu Punkt 2 der Tagesordnung

Die Bundesregierung begriift den auf Initiative der
Regierungsfraktionen zustande gekommenen Ge-
setzesbeschluB. Sie halt das Zweite Gesetz zur Ande-
rung des Milchauigabevergiitungsgesetzes fiir den
richtigen Weg zur Lésung eines drangenden Pro-
blems, und zwar eines Problems sowohl fiir die Milch-
erzeuger als auch fiir die 6ffentliche Hand.

Es geht um die Weiterentwicklung der Garantie-
mengenregelung Milch und die Beseitigung des soge-
nannten Bauchladens, der durch die Zuteilung einzel-
betrieblicher Referenzmengen iiber die nationale Ga-
rantiemenge hinaus entstanden ist.

Die Garantiemengenregelung Milch hat sich be-
wahrt, Die Interventionsbestiande in der EG sind ab-
gebaut; die Haushaltsbelastung der EG durch den
Milchsektor ist rucklaufig; die Einkommenslage der
Milcherzeugerbetriebe hat sich verbessert.

Unabhangig davon werden die Vorschriften der Ga-
rantiemengenregelung in zunehmendem Mabe von
den Milcherzeugern als zu starr empfunden. Kritik
wird daran geiibt, daB ein Ausgleich von Unter- und
Uberlieferung bisher nicht méglich ist und damit jahr-
lich ca. 300 000 bis 400 000 t Unterlieferung nicht ge-
nutzt werden konnen. Ferner wenden vor allem
jingere Landwirte ein, daB die Moglichkeiten zur
Quotenaufstockung beschrankt sind und der Struk-
turwandel gebremst wird.

Die erforderliche Flexibilisierung der Garantiemen-
genregelung scheiterte bisher bekanntlich am soge-
nannten Bauchladen, also den iiber die nationale Ga-
rantiemenge hinaus verteilten Referenzmengen. Ob-
wohl die Bundesregierung groBe Anstrengungen un-
ternommen hat, um den ,Bauchladen" abzubauen,
vor allem durch

— frithere Milchrentenaktionen,
— Abziige bei Quoteniibertragungen und

— Verwendung einer kiirzlich vom EG-Ministerrat
beschlossenen Quotenaufstockung um 1%,

wird der Quoteniiberhang zum 1. April 1990 noch
rund 400 000 t betragen.

In jingster Zeit hat sich in bezug auf den vollstan-
digen Abbau des Uberhangs eine neue Situation erge-
ben:

Nach einer Entscheidung der EG-Kommission mub
die Bundesrepublik Deutschland wegen des ,Bauch-
ladens* Anlastungsbetrdge, d. h. Strafgelder, in Héhe
von mehreren hundert Millionen DM abfithren. Die
Kommission hat jedoch angeboten, dall der Teil der
Anlastungsbetrage, der sich aus dem Quoteniiber-
hang allein ergibt, fiir eine Herauskaufaktion zur Ver-
fiigung gestellt wird. Strikte Bedingung fir diese Zu-
sage ist, daB der ,Bauchladen” bis zum 1. April 1991
vollstandig abgebaut ist. AuBerdem hat sich die Kom-
mission bereit erklart, nach Abbau des Quotentber-

hangs auf weitere Anlastungen, auch fur zuricklie-
gende, noch nicht abgerechnete Quotenjahre, zu ver-
zichten.

Unter diesen Umsténden bestehen die Notwendig-
keit und die groBe Chance, den Rest-,Bauchladen”
durch eine einmalige, abschlieBende Scnderaktion
aus der Welt zu schaffen. Der vorliegende Gesetzes-
beschlubf ist nach Auffassung der Bundesregierung
der richtige Weg. Er sieht vor, eine Vergutung fir die
Aufgabe von Quoten zu gewdhren, d. h. eine Vergii-
tung als Gegenleistung fir die Verpflichtung des
Landwirts, die Milcherzeugung im Umfang der aufge-
gebenen Milchmenge einzustellen. Die Vergiitung
soll attraktiv und nach Antragsfristen gestaffelt sein:

— Vergitung von 1,60 DM/kg bei Antragen, die bis
zum 31. August 1990 eingehen,

— Vergutung von 1,10 DM/kg bei Antragen, die vom
1. September 1990 bis 31. Dezember 1990 einge-
hen.

Wichtig ist: Die Teilnahme der Milcherzeuger an
der Sonderaktion ist freiwillig. Mit ihr sollen ein-
schneidendere Mafnahmen zum Abbau des Uber-
hangs, wie z. B. eine obligatorische Quotenkiirzung,
vermieden werden. Die Sonderaktion eréffnet den
Landwirten ein Hochstmall an Freiwilligkeit. Der
Landwirt kann selbst entscheiden, ob, in welchem
Umfang und zu welchen Konditionen er sich betei-

ligt.

Die Einwande, die vom AgrarausschuBl und dem
FinanzausschuBl des Bundesrates gegen die Heraus-
kaufaktion erhoben werden, sind nach Ansicht der
Bundesregierung unbegriindet. Es ist zwar richtig,
daB die vorgesehene Vergiitung von 1,60 DM und
spéter 1,10 DM ein attraktives Angebot ist, von der
MaBnahme Gebrauch zu machen. Es ist aber nicht zu
befiirchten, daB dies in benachteiligten Gebieten un-
verhéltnisméBig stark erfolgt. Denn die Erfahrungen,
die wir aufgrund der bisherigen Milchrentenakticnen
haben, zeigt, daB die Teilnahme an der Aktion in etwa
dem Milchaufkommen der jeweiligen Region ent-
spricht. Auch die Bundesregierung méchte keinen un-
verhdltnismaBigen Abzug von Milchquoten aus be-
nachteiligten Gebieten. Dies wird durch das vorlie-
gende Gesetz voraussichtlich auch nicht geschehen.

AgrarausschuB und Finanzausschuf des Bundesra-
tes meinen mehrheitlich ferner, daf die Herauskauf-
aktion in der Offentlichkeit und der Gbrigen Landwirt-
schaft auf Unverstdndnis stoBen wird. Dem ist aber zu
entgegnen, daB die Milchwirtschaft bereits erhebliche
Einschnitte hinter sich hat und das jetzt erfolgende
staatliche Angebot erforderlich ist, um auf freiwilliger
Basis die eingangs genannten Probleme lésen zu kén-
nen.

Die Bundesregierung bittet den Bundesrat, von der
Anrufung des Vermittlungsausschusses abzusehen,
damit das Gesetz umgehend in Kraft treten kann. Wir
bendtigen die uns von der EG-Kommission bis zum
1. April des folgenden Jahres gesetzte Frist, damit die
in Betracht kommenden Milcherzeuger Klarheit ha-
ben und ihre betrieblichen Dispositionen treffen kén-

<
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(A} nemn, um auf freiwilliger Grundlage ihren Beitrag zum

{B)

Abbau des ,Bauchladens" zu leisten.

Anlage 2
Erkliarung

von Minister Dr. Eyrich (Baden-Wiirttemberg}
zu Punkt 2 der Tagesordnung

Das Land Baden-Wiirttemberg stimmt der von der
Bundesregierung und dem Bundestag vorgeschlage-
nen Lésung zum Abbau der iiberzeichneten Milchre-
ferenzmengen nur unter Zuriickstellung erheblicher
Bedenken zu.

Das Land Baden-Wiirttemberg spricht dabei die Er-
wartung aus, daB sich die Bundesregierung beim Auf-
kauf von Milchreferenzmengen um regionale Ausge-
wogenheit innerhalb der Bundesrepublik Deutsch-
land bemiiht. Das Land geht weiter davon aus, daB
nach der Aufkaufaktion eine Flexibilisierung der
Milchreferenzmengen erfolgt und eine regionale
Quotenregelung, iiber die bei Agrarministerkonferen-
zen wiederholt gesprochen wurde, eingefiihrt wird.

Baden-Wiirttemberg hat immer fiir eine regional
ausgewogene Losung pladiert, die wie folgt héatte aus-
sehen kénnen:

Abzug von 2% Milchreferenzmenge bei allen Er-
zeugern unter Gewédhrung einer fiinfjdhrigen Aus-
gleichszahlung von 30 Pfennig pro Liter. Dies hatte
insgesamt nicht mehr gekostet als die jetzt vorgese-
hene Lésung.

Das Land bittet die Bundesregierung darum, bei der
Aufkaufaktion zu beriicksichtigen, da Futterflachen
in den benachteiligten Gebieten, bei denen es sich in
der Regel um Dauergriinland handelt, nur zu verpach-
ten sind und damit auch landschaftspflegerisch ge-
nutzt werden konnen, wenn mit diesen Flachen
Milchquoten auf die kiinftigen Bewirtschafter iberge-
hen kénnen.

Der Aufkauf von sogenannten Luftquoten, die als
Haértefalle zugeteilt wurden, aber nicht produziert
werden, wird erneut eine recht unerfreuliche, aber
berechtigte Diskussion auslosen.

Trotz dieser Vorbehalte stimmt das Land Baden-
Wiirttemberg der vorgelegten Lésung zu, um die not-
wendige Entlastung des Milchmarktes auch auf die-
sem Wege zu erreichen.

Anlage 3
Erkldarung

von Minister Einert (Nordrhein-Westfalen)
zu Punkt 2 der Tagesordnung

Eine Lésung des als ,Bauchladen” bezeichneten
Problems zuviel verteilter Milchreferenzmengen ist
iiberfallig. Bereits im Mérz 1988 hatte der Bundesmi-
nister fir Erndhrung, Landwirtschaft und Forsten ei-
nen Vorschlag unterbreitet, den I'Jberhang an Milch-
referenzmengen durch lineare Kiirzung aller einzel-
betrieblichen Quoten in Verbindung mit einem Ein-
kommensausgleich abzubauen. Der Vorschlag wurde

zuriickgezogen, weil ein grofies Land seine Zustim-
mung verweigerte,

Der Aufschub einer Lésung des ,Bauchladen”-Pro-
blems hat dazu gefihrt,

— dab die Bundesrepublik im Haushaltsjahr 1989
rickwirkend filr das Milchwirtschaftsjahr 1986/87 als
Anlastung einen Betrag von 367 Millionen DM an den
EG-Haushalt entrichten mubBte,

— dafl die Milcherzeuger der Bundesrepublik in
den Jahren 1988 bis 1990 auf zusatzliche Milcherlose
in der GroBenordnung von 900 bis 1 100 Millionen DM
verzichten miissen, weil durch die Existenz des
.Bauchladens* eine Verrechnung von Unter- und
Uberlieferungen untersagt ist.

Mit dem vorliegenden Milchaufgabevergiitungsge-
setz wird die Erwartung verbunden, daB der Uber-
hang von 400 000 t Milch im Rahmen eines freiwilli-
gen Herauskaufs durch eine Vergiitung von 1,60 DM
bzw. 1,10 DM je kg Milch bis zum 31. Méarz 1991 ab-
gebaut werden kann. Der Agrar- und der Finanzaus-
schuB des Bundesrates haben mit Mehrheit empfoh-
len, diesen Weg nicht zu gehen und den Vermitt-
lungsausschuf anzurufen. Der Uberhang sollte viel-
mehr bereits zum 1. April 1990 durch gestaffelte Ab-
ziige bei Gewahrung eines Einkommensausgleichs
fiir die betroffenen Milcherzeuger abgebaut wer-
den.

Nur durch eine schnelle Losung des ,Bauchladen”-
Problems kann das ab 1987 aufgelaufene Anlastungs-
risiko von weit iiber 1 Milliarde DM beseitigt werden.
Auch fir die Milcherzeuger wiirde durch klare Ent-
scheidungen zum jetzigen Zeitpunkt Sicherheit ge-
schaffen. Der vomn Deutschen Bundestag vorgeschla-
gene Weg beinhaltet namlich fir die Landwirtschaft
das Risiko, daf} bei einem Fehlschlag der freiwilligen
Herauskaufaktion zum 1. April 1991 doch noch eine
obligatorische Kiarzung der -einzelbetrieblichen
Milchquoten vorgenommen werden mubB.

Aus der Sicht der Lander ist die vorgeschlagene
Herauskaufaktion auch deshalb abzulehnen, weil ein
uberproportionaler Abzug von Milchquoten aus den
benachteiligten Gebieten zu erwarten ist. Die ge-
meinsame Politik von Bund und Landern, die benach-
teiligten Gebiete mit einem Mittelaufwand fiir die
Ausgleichszulage von nahezu 800 Millionen DM pro
Jahr zu stdrken, wiirde dadurch in unvertretbarer
Weise unterlaufen.

Anlage 4
Erkldrung

von Minister Dr. Gerhardt (Hessen)
zu Punkt 3 a) der Tagesordnung

Das Gesetz zur Verbesserung der Rahmenbedin-
gungen der Finanzmdirkte, iber das wir heute ab-
schlieBend zu entscheiden haben, ist flir Hessen nicht
nur wegen seiner Bedeutung fiir den Banken- und
Borsenplatz Frankfurt am Main von besonderem In-
teresse. Vielmehr méchte ich auch deswegen auf ei-
nige Aspekte der Entstehungsgeschichte der Vorlage
eingehen, weil sie zum Teil auf einen hessischen Ge-
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setzesantrag vom Dezember 1988 zuriickgeht. Dieser
hatte zum Ziel, die Borsenumsatzsteuer bereits zum
1. Juli 1989 abzuschaffen.

Die Griinde fiir eine Abschaffung dieser Steuerart
— Wettbewerbsverzerrungen zwischen verschiede-
nen europdischen Finanzpldtzen, Systembriche im
Steuerrecht, Diskriminierung des Wertpapierhandels
sowie ein erheblicher Verwaltungsaufwand bei Fi-
nanzbehdrden und Kreditinstituten — lagen schon
seit langem auf der Hand; man konnte sie bereits im
Gutachten der Steuerreformkommission aus dem
Jahre 1971 detailliert nachlesen. Daher schien uns
— nach Verbesserung der finanzpolitischen Rahmen-
daten — Ende 1988 ein schnelles Handeln ebenso ge-
boten wie erfolgversprechend.

Um so enttduschender fiel aus hessischer Sicht das
Ergebnis der Beratungen im Bundesrat am 10. Marz
1989 aus. Das Hinausschieben des Inkrafttretenster-
mins auf den 1. Januar 1993 mochte zwar fiskalischen
Belangen des Bundeshaushalts Rechnung tragen; zu-
kunftsweisend fiir unsere Banken- und Borsenplatze
war diese Entscheidung hingegen nicht.

Daher hat Hessen die Beratungen des Gesetzent-
wurfs des Bundesrates in den Ausschiissen des Deut-
schen Bundestages mit gewissen Hoffnungen auf
Nachbesserung verfolgt und letztlich mit Genugtuung
festgestellt, daB sich der Zeitpunkt des Inkraftiretens
im Verlaufe der Sachdiskussion mehr und mehr der
urspriinglichen hessischen Konzeption anndherte.
Wenn wir nach alledem heute einem Gesetz zustim-
men, das die Abschaffung der Bérsenumsatzsteuer
zum 1. Januar 1991 ermdglicht, so stimmen wir einem
auf besserer Einsicht beruhenden KompromiB zwi-
schen Bundestag, Bundesrat und Bundesregierung
zu. In diesem Zusammenhang ist insbesondere den
Abgeordneten des Deutschen Bundestages zu dan-
ken; denn das Gesetz in seiner jetzigen Fassung ist
geeignet, eine positive Signalwirkung fiir den Finanz-
platz Deutschland im allgemeinen und fiir Standort-
entscheidungen im Wertpapierhandel im besonderen
Zu erzeugen.

Anlage 5
Erkldarung

von Staatsminister Dr. Stavenhagen (BK)
zu Punkt 3 der Tagesordnung

Fir Herrn Parlamentarischen Staatssekretar Dr.
Voss (BMF) gebe ich folgende Erkldrung zu Proto-
koll;

Mit dem Finanzmarktiérderungsgesetz soll ein
substantieller Beitrag zur Starkung des Finanzplatzes
Deutschland geleistet werden. Der Gesetzentwurf
sieht eine betréchtliche Ausdehnung der Geschéfts-
moglichkeiten der deutschen Investmentgesellschaf-
ten und die Abschaffung der Borsenumsatzsteuer, der
Gesellschaftsteuer und der Wechselsteuer vor. Mit der
Verbesserung der investmentrechtlichen und steuer-
rechtlichen Rahmenbedingungen reagiert die Bun-
desrepublik Deutschland auf den verstarkten interna-
tionalen Wettbewerb, dem unser Finanzplatz infolge
der Globalisierung der Wertpapiergeschafte und

durch den entstehenden Europédischen Binnenmarkt
ausgesetzt ist.

Fir das Investmentgeschaft geht es nicht nur um
eine Ausdehnung der Geschéaftsméglichkeiten fiir die
deutschen Investmentgesellschaften, sondern auch
um die Verwirklichung eines wichtigen Segments des
Eurcpéischen Binnenmarktes. Aufgrund der Umset-
zung der EG-Richtlinie Giber gemeinsame Anlagen in
Wertpapiervermdégen in das Gesetz iiber Kapitalanla-
gegesellschaften und das Auslandsinvestmentgesetz
kénnen deutsche Investmentgesellschaften zukiinftig
auf der Basis der Herkunftslandskontrolle Anteile an
Wertpapierfonds in anderen EG-Lindern vertreiben,
ebenso wie Investmentgesellschaften aus anderen
EG-Landern dies bei uns tun kdnnen.

Bei der Umsetzung der EG-Richtlinie ist darauf ge-
achtet worden, daB die zugelassenen Anlagemdoglich-
keiten soweit wie méglich ausgeschopft werden. Da-
mit werden die Wetthewerbschancen fur die deut-
schen Wertpapierfonds gewahrt. Hierdurch ergeben
sich fir sie wichtige neue Anlageinstrumente, inshe-
sondere Schuldscheindarlehen, auslandische Neu-
emissionen und in bestimmtem Umfang Geldmarkt-
papiere, Optionsgeschéfte und Finanzterminkon-
trakte. Die deutschen Wertpapierfonds werden sich
damit in beachtlichem Umfang am Handel der gerade
erdffneten Deutschen Terminbdérse beteiligen kon-
nen, um den Wertpapierbestand gegen Kursverluste
abzusichern oder Gewinnchancen zu nutzen.

Bei den Beratungen iiber das Finanzmarktférde-
rungsgesetz ist diskutiert worden, ob auch Geld-
marktfonds zugelassen werden sollen. Die geld- und
kapitalmarktpolitischen Bedenken der Deutschen
Bundesbank haben im Ergebis dazu beigetragen, die-
sen Schritt jetzt nicht zu vollziehen. Die Bundesregie-
rung wird deshalb — in Ubereinstimmung mit der
EntschlieBung des Bundestages — priifen, ob Geld-
marktfonds zum 1. Januar 1993 eingefiihrt werden
sollen. Dariiber hinaus untersucht sie im Rahmen ei-
ner umfassenden Bestandsaufnahme der Starken und
Schwéchen des Finanzplatzes Deutschland, ob Hand-
lungsbedarf fiir die Sicherung der Zukunft unserer
Finanzmérkte besteht. Sie milit dieser Priifung erheb-
liche Bedeutung zu.

Mit der Abschaffung der Kapitalverkehrsteuern
und der Wechselsteuer setzen die Bundesregierung
und die Koalitionsfraktionen ein deutliches Zeichen
fur ihren Willen, den Finanzplatz Deutschland im in-
ternationalen Wetthewerb noch attraktiver zu ma-
chen. Zugleich leisten wir damit einen spiirbaren Bei-
trag zur Steuervereinfachung.

Die Borsenumsatzsteuer ist aus dem Reichsstempel-
gesetz von 1881 hervorgegangen. Sie belastet den
Handel mit Schuldverschreibungen und Dividenden-
werten in der Bundesrepublik Deutschland und be-
wirkt damit eine Tendenz zur Verlagerung des Han-
dels mit Wertpapieren ins Ausland. Dort gibt es viel-
fach keine Borsenumsatzsteuer; wo dies doch der Fall
ist, bestehen zum Teil umfangreiche Befreiungstatbe-
stinde. Mit der Abschaffung der deutschen Borsen-
umsatzsteuer beseitigen wir daher einen gravieren-
den Wettbewerbsnachteil fiir unseren Finanzplatz.
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Die Gesellschaftsteuer besteht seit 1922. Sie bela-
stet die Zufithrung von Kapital an Kapitalgesellschaf-
ten aller Rechtsformen. Ich verspreche mir von ihrem
Wegfall eine deutliche Verbesserung der Eigenkapi-
talausstattung deutscher Kapitalgesellschaften. Sie
wird nicht linger gegeniiber den Personengesell-
schaften benachteiligt. Der Fortfall der Gesellschaft-
steuer wird zum Riickgang der hohen Fremdfinanzie-
rungsquote deutscher Unternehmen beitragen.

Mit der MaBnahme leisten wir auch einen wichtigen
Beitrag zur Starkung mittelstandischer Betriebe und
zur Erleichterung des Figenkapitalzuflusses aus dem
Ausland.

Die Wechselsteuer ist die Alteste der drei Steuern;
ihre Wurzeln reichen bis ins 17. Jahrhundert. Der mit
ihr verbundene hohe Verwaltungsaufwand steht in
keinem verniinftigen Verhaltnis mehr zu dem Steuer-
aufkommen. Sie belastet einseitig eine bestimmte
Form der Kreditaufnahme. Ihre Abschaffung entlastet
vorrangig die mittelstindische Wirtschaft, die sich in
besonderem MaBe auch heute noch des Inlandwech-
sels als Finanzierungsinstrument bedient.

Fiir den Bundesfinanzminister war der Verzicht auf
laufende Steuereinnahmen von rund 1,5 Milliarden
DM jahrlich neben den Belastungen des Haushaltes
durch die Steuerreform 1990 eine nicht leichte Ent-
scheidung. Ich bitte Sie deswegen auch um Verstand-
nis dafir, daB die Abschaffung dieser drei Steuern
zeitlich gestaffelt werden muBte: Abschaffung der
Bérsenumsatzsteuer zum 1. Januar 1991, Abschaf-
fung der Gesellschaftsteuer und Wechselsteuer zum
1. Januar 1992.

Die Abschaffung aller drei Steuern ist zugleich ein
entschlossener Beitrag zur Steuervereinfachung. Die
Lander werden mittelfristig in einem schwierigen
Sonderbereich der Besteuerung von Aufgaben entla-
stet. Nach Ablauf der Ubergangszeit kénnen voraus-
sichtlich iiber 300 Mitarbeiter der Landesfinanzver-
waltungen mit anderen Aufgaben betraut werden.
Die gleichlaufenden Entlastungseffekte fur Kreditin-
stitute und Wirtschaftsunternehmen sind eher noch
héher zu veranschiagen.

Ich bitte Sie deshalb um Zustimmung zu dem Ge-
setz in der vom Deutschen Bundestag am 25. Januar
1990 angenommenen Fassung.

Anlage 6
Erklarung

von Ministerin Tidick (Schleswig-Holstein)
zu Punki 3 a) der Tagesordnung

Das Land Schleswig-Holstein begmifit grundséatz-
lich die mit dem GesetzesbeschluB verfolgten Ziele,
den Finanzplatz Bundesrepublik Deutschland zu
stirken, die Wettbewerbsfahigkeit der deutschen In-
vestitionsfonds zu sichern und mit der Abschaffung
der Verkehrsteuern einen Beitrag zur Verwaltungs-
vereinfachung zu leisten.

Mit der Abschaffung der Bérsenumsatzsteuer, der
Gesellschaftsteuer und der Wechselsteuer verzichtet
der Bund jedoch auf Steuereinnahmen in Hhe von
brutto jahrlich 1,5 Milliarden DM.

Vor dem Hintergrund der umwaélzenden Verande-
rungen in den deutsch-deutschen Beziehungen und
des daraus erwachsenden Finanzbedarfs von Bund,
Landern und Gemeinden in einer GréBenordnung, die
heute nicht abschétzbar ist, ist zum gegenwartigen
Zeitpunkt ein Verzicht auf eine Steuerquelle in der
vorbezeichneten Gréfenordnung haushaltspolitisch
nicht zu verantworten. Das gilt aus Landersicht um so
mehr, als die Bundesregierung mit den Landern Ge-
sprache mit dem Ziel fithren will, den Finanzbedarf
des Bundes durch eine Neuverteilung der Umsatz-
steuer zu Lasten der Lander zu decken.

Das Land Schleswig-Holstein sieht sich daher ange-
sichts der zu erwartenden Anforderungen an die of-
fentlichen Haushalte nichtin der Lage, dem Gesetzes-
beschluf zum gegenwértigen Zeitpunkt zuzustim-
men,

Anlage 7
Umdruck Nr. 1/90

Zu den folgenden Punkten der Tagesordnung der
609. Sitzung des Bundesrates empfehlen die Aus-
schiisse dem Bundesrat:

L.

Zu den Gesetzen einen Antrag auf Anruiung des
Vermittlungsausschusses nicht zu stellen:

Punkt 4

Gesetz zur Errichtung einer Stiftung ,Haus der
Geschichte der Bundesrepublik Deutschland*
(Drucksache 38/90)

Punkt 5

Gesetz zur Stirkung des Schutzes des geistigen
Eigentums und zur Bekdmpiung der Produkt-
piraterie (PrPG) (Drucksache 39/90, zu Drucksa-
che 39/90)

Punkt 6

Gesetz zur Anderung des Birgerlichen Gesetz-
buchs und anderer Gesetze (Drucksache 40/90)

1I.

Den Gesetzen zuzustimmen:

Punkt 7

Erstes Gesetz zur Anderung des Gesetzes zur
Durchfiihrung der Richtlinie des Rates der Euro-
paischen Gemeinschaften vom 22. Marz 1977 zur
Erleichterung der tatsdchlichen Ausiibung des
freien Dienstleistungsverkehrs der Rechtsan-
walte (Drucksache 41/90)

Punkt 9

Gesetz zu dem Abkemmen vom 8. Dezember
1987 zwischen der Bundesrepublik Deutschland
und der Arabischen Republik Agypten zur Ver-
meidung der Doppelbesteuerung auf dem Ge-

<
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(A} biet der Steuern vom Einkommen und vom Vermégen
{Drucksache 42/90)

(B)

III.

Festzustellen, dafl das Gesetz der Zustimmung des
Bundesrates bedarf, und ihm zuzustimmen:

Punkt 10

Gesetz zu dem Ubereinkommen vom 26. Okto-
ber 1979 tber den physischen Schutz von
Kernmaterial (Drucksache 47/90, Drucksache
47/1/90)

IvV.

Zu den Gesetzentwiirien die in der jeweiligen
Empiehlungsdrucksache wiedergegebene Stellung-
nahme abzugeben:

Punkt 31

Entwurf eines Ersten Gesetzes zur Anderung des
Tierseuchengesetzes (Drucksache 4/90, Druck-
sache 4/1/90)

Punkt 40

Entwurf eines Gesetzes zu dem Europdischen
Ubereinkommen vom 13. November 1987 zum
Schutz von Heimtieren (Drucksache 5/90, Druck-
sache 5/1/90)

V.

Gegen die Gesetzentwiirfe keine Einwendungen
zu erheben:

Punkt 34

Entwurf eines Vierten Gesetzes zur Anderung
des Bundesbesoldungsgesetzes (Einfiihrung ei-
ner Flugsicherungszulage) (Drucksache 12/90)

Punkt 39

Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Anderung
der Wirtschaftspriiferordnung (Drucksache
10/90)

Punkt 41

Entwurf eines Gesetzes zu dem Européischen
Ubereinkommen vom 18. Méarz 1986 zum Schutz
der fur Versuche und andere wissenschaftliche
Zwecke verwendeten Wirbeltiere (Drucksache
6/90)

Punkt 42

Entwurf eines Gesetzes zu dem Abkommen vom
29. August 1989 zwischen der Bundesrepublik
Deutschland und den Verelnigten Staaten von
Amerika zur Vermeidung der Doppelbesteue-
rung und zur Verhinderung der Steuerverkiir-
zung auf dem Gebiet der Steuern vom Einkom-
men und vom Vermdgen und einiger anderer
Steuern {Drucksache 9/90)

Punkt 43

Entwurf eines Gesetzes zu dem Protokoll vom
17. Oktober 1989 zu dem Abkommen vom
11. August 1971 zwischen der Bundesrepublik
Deutschland und der Schwelzerischen Eidgenos-
senschaft zur Vermeidung der Doppelbesteue-
rung auf dem Gebiete der Steuern vom Einkom-
men und vom Vermdgen in der Fassung des Pro-
tokolls vom 30. November 1978 (Drucksache
8/90)

Punkt 44

Entwurf eines Gesetzes zu dem Abkommen vom
18. Oktober 1989 zwischen der Bundesrepublik
Deutschland und der Italtenischen Republik zur
Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem
Gebiet der Steuern vom Einkommen und vom
Vermdgen und zur Verhinderung der Steuerver-
kitrzung (Drucksache 7/90)

Punkt 45

Entwurf eines Gesetzes zu dem Zusatzabkom-
men vom 28. September 1989 zur Anderung des
Abkommens vom 21. Juli 1959 zwischen der Bun-
desrepublik Deutschland und der Franzésischen
Republik zur Vermeidung der Doppelbesteue-
rung und iiber gegenseitige Amts- und Rechts-
hilfe auf dem Gebiete der Steuern vom Einkom-
men und vom Vermdgen sowie der Gewerbe-
steuern und der Grundsteuern in der Fassung des
Revisionsprotokolls vom 9. Juni 1969 (Druck-
sache 19/90)

Punkt 46

Entwurf eines Gesetzes zu dem Protokoll vom
31. Oktober 1988 zu dem Ubereinkommen von
1979 tdber weitrdumige grenziberschreitende
Luftverunreinigung hetreffend die Bekdmpfung
von Emissionen von Stickstoffoxiden oder ihres
grenzilberschreitenden Flusses (Drucksache
2/90)

Punkt 47

Entwurf eines Gesetzes zu der Anderung vom
19. Januar 1989 des Ubereinkommens vom
3. September 1976 iber die Internationale See-
funksatelliten-Organisation (INMARSAT-Uber-
einkommen) (Drucksache 3/90)

VL

Entlastung zu erteilen und die unter Buchstabe B
der zitierten Empiehlungsdrucksache angefiihrte
EntschlieBung anzunehmen:

Punkt 48

Entlastung der Bundesregierung wegen der
Haushaltsrechnung und Vermégensrechnung
des Bundes fiir das Haushaltsjahr 1987 {Jahres-
rechnung 1987) (Drucksache 619/88, Drucksache
552/89, Drucksache 552/1/89)

(D
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meinschaft zu- und abwandern, und der Verord-
nung (EWG) Nr. 574/72 tber die Durchfithrung
der Verordnung (EWG} Nr. 1408/71 (Drucksache
472/89, Drucksache 472/1/89)

Punkt 55

Entwurf einer EntschlieBung des Rates zur Ver-
besserung von Pravention und Behandlung aku-
ter Vergiftungen beim Menschen (Drucksache
688/89, Drucksache 688/1/89)

Punkt 56

Memorandum der Kommission der Europédischen
Gemeinschaften an den Rat tiber die Anwendung
der Wettbewerhsregeln auf den Luftverkehr

Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur
Anderung der Verordnung (EWG) Nr. 3975/87
iiber die Einzelheiten der Anwendung der Wett-
bewerbsregeln auf Luftiahrtunternehmen.

Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur
Anderung der Verordnung (EWG) Nr. 3976/87
zur Anwendung von Artikel 85 Absatz 3 des Ver-
trages auf bestimmte Gruppen von Vereinbarun-
gen und aufeinander abgestimmten Verhaltens-
weisen im Luftverkehr

Vorschlag einer Verordnung {EWG) des Rates zur
Anwendung von Artikel 85 Absatz 3 des Vertra-
ges auf bestimmte Gruppen von Vereinbarungen
und aufeinander abgestimmten Verhaltenswei-
sen im Luftverkehr (Drucksache 525/89, Druck-
sache 525/1/89)

Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates
iber den Schutz von Tieren beim Transport
(Drucksache 589/89, Drucksache 589/1/89)

Punkt 62

Vorschlag fir eine Entscheidung des Rates iber
die Schutzregelung im Veterinarbereich im Rah-
men des Binnenmarktes (Drucksache 643/89,
Drucksache 643/1/89}

Punkt 63

Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates mit
Gesundheitsvorschriften fiir die Gewinnung und
Vermarktung von zum Verzehr bestimmten aus-
gelassenen tierischen Fetten, Grieben und Ne-
benerzeugnissen des Ausschmelzens (Druck-
sache 651/89, Drucksache 651/1/89)

Punkt 64

Vorschlag fir eine Richtlinie des Rates zur Ande-
rung der Richtlinie 88/407/EWG zur Festlegung
der tierseuchenrechtlichen Anforderungem an
den innergemeinschaftlichen Handelsverkehr
mit gefrorenem Samen von Rindern und an des-
sen Einfuhr (Drucksache 652/83, Drucksache
652/1/89)

Punkt 65

Vorschlag fiir eine Entscheidung des Rates iiber
eine finanzielle Mafnahme der Gemeinschaft zur
Tilgung der Brucellose der Schafe und Ziegen
(Drucksache 653/89, Drucksache 653/1/89)

VII. Punkt 57 <y
Kenntnis zu nehmen: Mitteilung der Kommission der Europaischen Ge-
meinschaften Uber die Weiterentwicklung der
Punkt 49 Zivilluftfahrt in der Gemeinschaft
. Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates
Bericht des Bundesschuldenausschusses iber .. .
seine Tatigkeit sowie die Verwaltung der Bun- tber Tarlfe im Fluglinienverkehr
desschuld im Jahre 1988 (Drucksache 550/89) Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates
iiber den Zugang von Luftverkehrsunternehmen
VIII zu Strecken des innergemeinschattlichen Flugli-
’ nienverkehrs und iiber die Aufteilung der Kapa-
Entlastung zu erteilen: zititen fir die Personenbefdrderung zwischen
Luftverkehrsunternehmen im Fluglinienverkehr
Punkt 50 zwischen Mitgliedstaaten
. " Vorschlag einer Verordnung {EWG) des Rates zur
Rechnungslegung iiber das Sondervermdégen des 5
Bundes ,,Ausgle?chsionds zur Sicheruglg des Anderung der Verordnung (EWG) Nr. 3976/87
Steinkohleneinsatzes* — Wirtschaftsjahr 1988 — zur Anwendung von Artikel 85 Absatz 3 des Ver-
(Drucksache 745/89) trages auf bespmmte Gruppe_-n von Vereinbarun-
gen und aufeinander abgestimmten Verhaltens-
weisen im Luftverkehr (Drucksache 534/89,
IX. Drucksache 534/1/89)
Zu den Vorlagen die Stellungnahme abzugeben
oder ihnen nach MaBgabe der Empfehlungen zuzu- Punkt 60
stimmen, die in der jeweils zitierten Emptehlungs- Vorschlag fiir eine Richtlinie des Rates zur zehn-
drucksache wiedergegeben sind: ten Anderung der Richtlinie 76/769/EWG zur An-
gleichung der Rechts- und Verwaltungsvorschrif-
Punkt 54 ten der Mitgliedstaaten fiir Beschrankungen des
: Inverkehrbringens und der Verwendung gewis-
\A{;ﬁﬁﬁg e&f\fxﬁﬁﬁ? ((E‘\//vvg)) dlsli.R?;?)zf};l 1r ser gefdhrlicher Stoffe und Zubereitungen
zur Anwendung der Systeme der sozlalen Sicher- (Drucksache 705/89, Drucksache 705/1/89)
heit auf Arbeitnehmer und Selbstiindige sowie Punkt 61
deren Familienangehdrige, die innerhalb der Ge- D)
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Punkt 66

Vorschlag einer Verordnung {(EWG) des Rates
zur Regelung tierseuchenrechtlicher Fragen bei
der Vermarktung von Nagetieren in der Ge-
meinschaft (Drucksache 654/89, Drucksache
654/1/89)

Punkt 67

Vorschlag fiir eine Entscheidung des Rates iiber
eine finanzielle Mafinahme der Gemeinschaft zur
Tilgung der infektiGsen hdmatopoetischen Ne-
krose der Salmoniden in der Gemeinschaft
(Drucksache 663/89, Drucksache 663/1/89)

Punkt 68

Vorschlag fiir eine Richtlinie des Rates zur Ande-
rung der Richtlinie 85/511/EWG zur Einfiihrung
von Mafinahmen der Gemeinschaft zur Bekamp-
fung der Maul- und Klauenseuche {Drucksache
664/89, Drucksache 664/1/89)

Punkt 70

Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur
Festiequng der viehseuchenrechtlichen Vor-
schriften fir den innergemeinschaftlichen Han-
del mit Equiden und fiir ihre Einfuhr aus Drittlan-
dern

Vorschlag einer Verordnung {EWG) des Rates zur
Festlegung der Herziichterischen und genealogi-
schen Vorschriften fir den innergemeinschaftli-
chen Handel mit Equiden

Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates
iuber den innergemeinschaftlichen Handel mit
Sportpferden (Drucksache 670/89, Drucksache
670/1/89)

Punkt 71

Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates
itber die Veterinarbedingungen fiir den innerge-
meinschaftlichen Handel mit frischem Fleisch
von Gefliigel und Zuchtfederwild und fiir die
Einfuhr dieses Fleisches aus Drittlandern (Druck-
sache 671/89, Drucksache 671/1/89)

Punkt 72

Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates mit
velerindrrechtlichen Vorschriften fiir die Beseiti-
gung, Verarbeitung und Vermarktung von Herl-
schen Abfillen sowie zum Schutz von Futtermit-
teln gegen Krankheitserreger (Drucksache
672/89, Drucksache 672/1/89)

Punkt 73

Vorschlag fir eine Richtlinie des Rates iiber die
Zulassung reinrassiger Zuchtschweine zur
Zucht

Voarschlag fiir eine Richtlinie des Rates iiber die
Zulassung hybrider Zuchischweine zur Zucht
(Drucksache 667/89, Drucksache 667/1/89}

Punkt 75

Vierte Verordnung zur Anderung der Geréte-
sicherheits-Priifstellenverordnung (Drucksache
719/89, zu Drucksache 719/89, Drucksache
719/1/89) '

Punkt 83

Vierte Verordnung zur Anderung von Rechtsvor-
schriften zum Giiterkraftverkehr (Drucksache
714/89, Drucksache 714/1/89)

Punkt 86

Allgemeine Verwaltungsvorschriften zur Ande-
rung der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zur
Beobachtung, Sammiung und Auswertung von
Arzneimittelrisiken (Stufenplan) nach § 63 des
Arzneimittelgesetzes (AMG) (Drucksache 22/90,
Drucksache 22/1/90)

X.

Den Vorlagen ohne Anderung zuzustimmen:

Punkt 77

Vierte Verordnung zur Anderung der Lebensmit-
tel-Kennzeichnungsverordnung {Drucksache
739/89)

Punkt 85

Zweite Verordnung zur Anderung der Verord-
nung zur Gleichstellung von Priiffungszeugnis-
sen der Staatlichen Glasfachschule Rheinbach
mit den Zeugnissen iiber das Bestehen der Gesel-
lenpriifung in handwerklichen Ausbildungsberu-
fen (Drucksache 691/89)

XL

Der Verordnung zuzustimmen und die unter Buch-
stabe B der zitierten Empiehlungsdrucksache ange-
fiihrte EntschlieBung anzunehmen:

Punkt 84

Gebihrenordnung fiir Amtshandlungen im ent-
geltlichen oder geschéaftsméBigen Personenver-
kehr mit Kraftfahrzeugen (Drucksache 23/906, zu
Drucksache 23/90, Drucksache 23/1/90)

XIL

Entsprechend dem Vorschlag zu heschliefien:

Punkt 87

Vorschlag fir die Berufung eines Mitglieds und
eines stellvertretenden Mitglieds des Stiftungsra-
tes der Heirnkehrerstiftung — Stiftung fiir ehe-
malige Kriegsgefangene — {Drucksache 657/89,
Drucksache 657/1/89)

XIIL.

Zu den Veriahren, die ln_der zitlerten Drucksache
bezeichnet sind, von einer Aufierung und einem Bei-
tritt abzusehen:
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Punkt 88

Veriahren vor dem Bundesveriassungsgericht
(Drucksache 82/90)

Anlage 8
Erklirung

von Minister Dr. Gerhardt (Hessen)
zu Punkt 41 der Tagesordnung

Die Hessische Landesregierung erklért, daf sie dem
Ratifizierungsgesetz zustimmt, weil ein sieben Jahre
wahrendes Ringen um einen besseren Tierschutz in
Europa im Interesse des fortschreitenden europai-
schen Einigungsprozesses jetzt keinen Riickschlag er-
leiden darf. Die Ratifizierung des Abkommens darf
jedoch kein AnlaB sein, nicht auf eine Fortschreibung
der Konvention hinzuwirken mit dem Ziel, zu einer
stetigen Einschrankung der Zahl der Tierversuche
und zu einer schrittweisen Verbesserung der Haltung
dieser Tiere zu gelangen.

Die Hessische Landesregierung bittet deshalb die
Bundesregierung, alsbald in den entsprechenden eu-
ropéischen Einrichtungen in dieser Richtung initiativ
zu werden. Die Hessische Landesregierung schlagt
vor, daB als erster Schritt bei Rat und Kormmission der
Europdischen Gemeinschaft Standige Ausschiisse
«lierschutz* gebildet werden. Den Landern wire
dann die Gelegenheit gegeben, in diesen Beratungs-
gremien im Rahmen des Verfahrens nach Artikel 2
des Gesetzes zur Einheitlichen Europiischen Akte
mitzuwirken.

Dariiber hinaus bittet die Hessische Landesregie-
rung die Bundesregierung, auf eine finanzielle Betei-
ligung der Europaischen Gemeinschaft an dem Pro-
jekt ZEBET hinzuwirken, daB der Erforschung und
der Ausweitung des Einsatzes von versuchstierfreien
Untersuchungsmethoden dient. Diese Bitte steht in
Ubereinstimmung mit der Zielsetzung des europai-
schen Ubereinkomrnens zum Schutz der fir Versuche
und andere wissenschaftliche Zwecke verwendeten
Wirbeltiere, wie sie in der Prdambel zum Ausdruck
gebracht ist.

Anlage 9
Erkldrung

von Senator Gobrecht (Hamburg)
zu Punkt 8 der Tagesordnung

Die vom Bundestag beschlossenen Anderungen zur
Novelle des Chemikaliengesetzes sind in weiten Tei-
len héchst unzureichend. Die Anderungsvorschlige
dieses Hauses sind nur gut zur Halfte Gbemmommen
worden. Von 77 Antrdgen hat sich der Bundestag nur
36 zu eigen gemacht, 16 wurden mit MaBgaben, 25
gar nicht ibernommen.

Ein wesentlicher Konstruktionsfehler bleibt nach
wie vor das Fehlen eines Zulassungsverfahrens, Das
Chemikaliengesetz begniigt sich weiterhin mit An-
meldungs-, Einstufungs- und Kennzeichnungspflich-
ten, wobei die Méglichkeiten der Anmeldestelle, das
Inverkehrbringen von Stoffen oder Zubereitungen zu

untersagen, ausgesprochen dirftig bleiben. Den ver-
bleibenden Einwirkungsméglichkeiten sind zudem
enge Grenzen gesetzt; denn fiir die Erteilung von
Bedingungen oder Auflagen muB zunéchst die Hiirde
der Verdachtsschwelle genommen werden. AufBer-
dem geradt die staatliche Seite durch die 45-Tage-
Bestatigungsfrist oft genug in Zugzwang. Leider
konnten sich hierzu nicht einmal im Bundesrat Veran-
derungsvorschlage durchsetzen lassen.

Die Bundesregierung mufl mit der EG verhandeln,
um ein Zulassungsverfahren bei ihr abzusichern. An-
gesichts der staatlichen Verantwortung fiir das Inver-
kehrbringen von Chemikalien sollte die Novelle zum
Chemikaliengesetz dann wenigstens bei den Pflich-
ten der Einfiihrer und Hersteller sowie den ordnungs-
rechtlichen Moéglichkeiten einen Ausgleich erbrin-
gen. Aber auch dieses ist mit dem uns vorliegenden
Anderungsgesetz nicht geschehen. Aufgrund der um-
weltpolitischen Reichweite der Materie ist fir Ham-
burg die Einberufung des Vermittlungsausschusses
daher dringend erforderlich.

Zur Begrindung unseres Antrages méchte ich ein
paar wesentliche Punkte nennen: Um einen wirksa-
men Schutz des Verbrauchers vor gefdhrlichen Stof-
fen zu gewdhrleisten, sind bei den Voraussetzungen
fir Ausnahmen von der Anmeldepflicht in § 5§ auch
die Erzeugnisse zu berlicksichtigen. Es darf nicht sein,
daB wahrend des Erforschungs- oder Erprobungszeit-
raurnes gefahrliche Stoffe als Bestandteil oder in Form
von Erzeugnissen an andere abgegeben werden kén-
nen. Hier wiare ein offenes Tor zur Umgehung der
Prifpflichten! Wichtigistim Rahmen des § 5 auch eine
Verscharfung der behérdlichen Untersagungsbefug-
nis fiir die Abgabe von Stoffen als Bestandteil oder in
Form eines Erzeugnisses nach AbschiuB der Erfor-
schung und Erprobung. Die beabsichtigte Erlaubnis
mit Verbotsvorbehalt schafit fiir die Verwender zu-
nachst einen erlaubnisfreien Betatigungsraum. Dage-
gen gebietet das Vorsorgeprinzip vor dem Hinter-
grund der potentiellen Gefahrlichkeit von Substanzen
zumindestens die Verankerung eines praventiven
Verbots mit Erlaubnisvorbehalt. Damit erhalten die
Behérden die Méglichkeit einer generellen Vorprii-
fung.

Ein weiteres gravierendes Defizit birgt die neufor-
mulierte Fassung des § 19. Die Gewéhileistung eines
effektiven Arbeitsschutzes macht es erforderlich, die
Verordnungserméchtigung auch auf das bei der Bio-
und Gentechnik anfallende gefdhrliche biologische
Material zu erstrecken. Hier wiirde ansonsten eine
Regelungsliicke entstehen, die angesichts der rasan-
ten Entwicklung in diesem Bereich mit einem effekti-
ven Schutz der Arbeitnehmer nicht mehr vereinbar
wire. Die Bundesregierung hat zwar zugesagt zu pri-
fen, ob ein Regelungsbedarf besteht; aber die Schaf-
fung eines addquaten Schutzes in einem vertretbaren
Zeitrahmen ist bislang nicht in Sicht.

Mangelhaft ist auch der zeitliche Rahmen fiir die
behordliche Anordnungsbefugnis der Lander bei Ge-
fahrverdacht in § 23 geregelt. Es ist meines Erachtens
notwendig, die Verbotsfrist von drei auf sechs Monate
auszudehnen, da sich gezeigt hat, daB der bisherige
Zeitrahmen von drei Monaten fiir eine ausreichende
Klarung der Verdachtsmomente haufig nicht aus-
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reicht, geschweige denn, fur die Schaffung einer Ver-
botsregelung.

Lassen Sie mich abschlieBend zu einem der strittig-
sten Punkte des Chemikaliengesetzes kommen: der
Behandlung von Altstoffen. Die bisherige Heraus-
nahme von der Anmeldepflicht ist unter gesundheits-
und umweltpolitischen Gesichtspunkten in keiner
Weise mehr hinnehmbar. Das einseitige Abstellen auf
wirtschaftspolitische Erwagungen muf} beendet wer-
den! Durch diese weitmaschige Liicke im Netz fiel die
Schadstoffprominenz mit Stoffen wie Formaldehyd,
PCB, PER oder FECKW gleich reihenweise. Hier ist die
Einfilhrung einer direkten gesetzlichen Mitteilungs-
pflicht unumgénglich. Der jetzt eingeschlagene Weg
mit einer Verordnungsermachtiqung in § 16c bedeu-
tet letztlich nur ein weiteres Hinauszégern dringend
gebotenen staatlichen Handelns. Ich ernnere nur
daran, daB die Bundesregierung es in neuneinhalb
Jahren nicht fertiggebrachthat, auf der Grundlage des
alten § 4 Abs. 6 eine einzige Rechtsverordnung zu er-
lassen. Die mit der neuen Regelung beabsichtigte Ko-
operation mit der Chemischen industrie deutet vor
dem Hintergrund der Erfahrungen mit PET-Verpak-
kungen und FCKW auf eine nicht sehr ausgepragte
umweltpolitische Lernfahigkeit hin. Es bleibt zudem
unergriindlich, wieso der Industrie unterstellt wird,
daB sie fortan freiwillig ausreichend Mitteilungen lie-
fert, wo schon jetzt 90 % der Unterlagen im ordnungs-
rechtlich geregelten Vorlageverfahren bei der Anmel-
dung neuer Stoffe liickenhaft sind.

Hamburg bleibt daher bei dem Vorschlag, Herstel-
lern und Einfiihrern eine bis zum 1. Juli 1991 zu erfal-
lende Anmeldepflicht fiir Altstoffe aufzuerlegen. Da-
bei ist zu bedenken, daB die Betreffenden seit neun-
einhalb Jahren damit rechnen muBten, Angaben tiber
diese Stoffe zu machen. Bis zum 1. Juli 1991 bleiben
dann gut zwei weitere Jahre Ubergangsfrist. Die Men-
genschwelle ist dabei auf eine Tonne entsprechend
der Anforderung fiir neue Stoffe zu senken, da nichts
fiir eine geringere Gefahrlichkeit Aalterer Stoffe
spricht.

Die genannten Punkte zeigen deutlich den erhebli-
chen Nachbesserungsbedarf an der Novelle zum Che-
mikaliengesetz auf. Die Einberufung des Vermitt-
lungsausschusses ist angesichts der Bedeutung dieses
Gesetzes dringend geboten. Hierfiir erbitte ich [hre
Unterstitzung.

Anlage 10
Erklarung

von Parl. Staatssekretar Griiner (BMU)
zu Punkt 8 der Tagesordnung

Mit dem heute im zweiten Durchgang zur Beratung
anstehenden Ersten Gesetz zur Anderung des Chemi-
kaliengesetzes steht ein wesentlicher Baustein des
Gesamtkonzepts der Bundesregierung zur vorsorgen-
den Beherrschung der Gesundheits- und Umweltrisi-
ken unserer Industriegesellschaft kurz vor dem Ab-
schluB. Eine Reihe anderer Bausteine konnte mit Threr
Hilfe bereits erfolgreich vollendet werden. Ich erin-
nere nur an die Stérfallverordnung von 1988, das
UVP-Gesetz, das Ende letzten Jahres Ihre Zustim-

mung gefunden hat, sowie an das Verbot von Pen-
tachlorphenol ebenfalls vor wenigen Monaten.

Die von der Bundesregierung im April 1989 be-
schlossene Novellierung des Chemikaliengesetzes
konnte dank Ihrer Stellungnahme vom Juni letzten
Jahres noch in zahlreichen Punkten verbessert wer-
den. Als Beispiel méchte ich nur Thren Vorschlag zur
einheitlichen Umsetzung der Vorschriften tber die
gute Laborpraxis fir alle Chemikalien, also ein-
schlieBlich der Arznei- und Pflanzenschutzmittel,
nennen, der Eingang in den GesetzesbeschluB des
Bundestages gefunden hat. Dies fithrt nicht nur zu der
gewiinschten Harmonisierung des Chemikalien-
rechts, sondern wird auch den Vollzug des Gesetzes
erheblich vereinfachen.

Insgesamt ist die von der Bundesregierung vorge-
schlagene weitgehende Neukonzeption des Chemi-
kaliengesetzes von 1980 jedoch in ihren wesentlichen
Strukturen nicht nur von Ihnen, sondern auch vom
Deutschen Bundestag unverandert akzeptiert wor-
den.

An die wichtigsten Elemente der Novelle mochte
ich daher nur kurz erinnern:

1. Die Eingriffsschwelle fiir Verbote und Beschran-
kungen wird erheblich gesenkt.

Chemikalien kénnen kiinftig bereits dann verboten
werden, wenn ein wissenschaftlich begriindeter Ver-
dacht auf ihre Gefahrlichkeit besteht. Nach bisheri-
gem Recht miissen dafiir tatsdchliche Anhaltspunkte
vorliegen. Kiinftig wird auch eine Regelung im Hin-
blick auf weniger gefahrliche Stoffe moglich sein. Fer-
ner kénnen demnachst auch Stoffe, die nicht selbst,
sondern deren Umwandlungsprodukte gefdhrlich
sind, verboten werden. Von dieser Méglichkeit wer-
den wir in Kiirze durch eine Verbotsverordnung far
polybromierte Flammschutzmittel Gebrauch machen,
die bei Brianden gefahrliche Dioxine und Furane frei-
setzen konnen.

2. Der Chemischen Industrie werden umfangreiche
neue Stoffpriifungen und Mitteilungspflichten aufer-
legt.

So miissen bei neuen Stoffen bereits ab einer Her-
stellungsmenge von 100 kg jahrlich — stait wie bisher
von einer Tonne — grundlegende Priifungen iber die
Gesundheits- und Umweltgefihrlichkeit eines Stoffes
durchgefithrt werden. Erstmals werden aus Griinden
des Arbeitsschutzes, aber auch des allgemeinen Ge-
sundheits- und Umweltschutzes, innerbetriebliche
Zwischenprodukte in die Priif- und Mitteilungspilich-
ten einbezogen. Dies ist EG-weit chne Beispiel.

3. Zur Effektuierung der Arbeit der Giftinforma-
tions- und Behandlungszentren der Lander werden
angesichts von jéhrlich ca. 200 000 zu behandelnden
Vergiftungsfillen neue Informationsstrange gesetz-
lich eingefiihrt. So miissen die Hersteller und Impor-
teure von besonders gefdhrlichen Zubereitungen, also
z.B. von bestimmten Klebern, Reinigungsmitteln,
Farben, Lacken oder Abbeizmitteln, Angaben tber
die Zusammensetzung ihrer Produkte und Empfeh-
lungen iiber SofortmaBnahmen bei Unféllen dem
Bundesgesundheitsamt mitteilen. Dieses hat seiner-
seits die Giftinformations- und Behandlungszentren
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versorgen. Gleichzeitig werden die Arzte, die Vergif-
tungsfélle behandeln, dazu verpflichtet, ihre Erkennt-
nisse ebenfalls dem Bundesgesundheitsamt zu mel-
den. Dadurch werden die gesetzlichen Voraussetzun-
gen zum Aufbau eines umfassenden Vorsorgesystems
fir die Behandlung von Vergiftungsfallen geschaf-
fen.

4. Einer Verbesserung des Verbraucherschutzes
dient die Moglichkeit, auch Erzeugnisse zu kenn-
zeichnen, die bestimmte geféhrliche Stoffe enthalten
oder auch nicht enthalten, um das Kaufverhalten be-
einflussen zu kénnen. Dabei ist es sowohl moglich,
vorzuschreiben, daB ein Produkt z.B. positiv als
JFCKW-frei* als auch negativ, namlich daB es FCKW
enthalt, zu kennzeichnen ist. Von dieser Méglichkeit
wird erstmals in der FCKW-Verbotsverordnung Ge-
brauch gemacht werden, die sich zur Zeit in der Res-
sortabstimmung befindet.

5. Auch der Arbeitsschutz wird erheblich verbes-
sert. So kann u. a. kiunftig vorgeschrieben werden,
daB Asbestsanierungen nur von staatlich anerkannten
Betrieben durchgefiihrt werden dirfen, um Billigan-
gebote zu Lasten der Gesundheit von Arbeitnehmern
zu verhindern.

6. SchlieBlich wird auch dem Tierschutz durch die
Verpflichtung zur Anwendung von anerkannten Al-
ternativmethoden und der Zwangsverwertung von
bereits vorliegenden Prifnachweisen eines anderen
Rechnung getragen.

7. Vor allem leistet das Gesetz auch einen wesentli-
chen Beitrag zur Lésung des FCKW-Problems. So ent-
halt es die Ermachtigung, VerstoBe gegen die bereits
bestehende EG-FCKW-Verordnung mit einem BuB-
geld zu belegen und rechtswidrige FCKW-Produktio-
nen einzuziehen. Ferner werden die Rechtsgrundla-
gen fiir ein umfassendes nationales FCKW-Verbot
verbessert. Der bereits vorgelegte Entwurf einer na-
tionalen FCKW-Verordnung stiitzt sich daher bereits
auf das neue Gesetz. Damit wird das bisherige Gesetz
zu einem umfassenden Chemikalienvorsorgegesetz
ausgebaut.

Mit der Empfehlung des Umweltausschusses, die
mit der Mehrheit der SPD-gefithrten Lander gefafit
worden ist, soll dagegen der Anschein erweckt wer-
den, daB noch wesentliche Verbesserungen des Ge-
setzes moglich und zwingend notwendig seien. Dies
ist nicht der Fall. Die Anrufung des Vermittlungsaus-
schusses gefahrdet daher vor allem das rechtzeitige
Inkrafttreten derjenigen Teile des Gesetzes, die einen
Beitrag zur Lésung des FCKW-Problems leisten und
daher unmittelbar nach Verkindung des Gesetzes in
Kraft treten sollen.

Die Bundesregierung hat zu den Antragen, die die
Anrufung des Vermittlungsausschusses rechtfertigen
sollen, bereits mehrfach ihre Auffassung entweder
unmittelbar bei den Beratungen im Bundesrat oder in
ihrer GegenauBerung zur Stellungnahme des Bundes-
rates vom 2. Juni 1989 bzw. bei den Beratungen im
Bundestag dargelegt. Denn es handelt sich um keine
neuen Erkenntnisse der SPD-gefiihrten Lander, son-
dern urn Punkte, die alle bereits Gegenstand ausfiihr-
licher Erérterungen waren und denen die Bundesre-
gierung aus EG-rechtlichen oder sonstigen sachlichen

Erwiédgungen nicht zustimmen konnte und die daher
auch keine Mehrheit im Bundestag gefunden ha-
ben.

Damit hier nicht der Eindruck entsteht, die Bundes-
regierung verschliefe sich Verbesserungen der Che-
mikaliensicherheit, méchte ich Ihnen kurz einige
Griinde aufzeigen, die die Haltung der Bundesregie-
rung bestimmt haben. Diese belegen zum Teil exem-
plarisch, daB die SPD-gefiihrten Lander chne Sach-
kenntnis im Wahljahr vordergrindige Ziele verfolgen.
Damit wird der frithere Konsens in dieser schwierigen
Materie — 1980 ist das Chemikaliengesetz noch ein-
stimmig vom Deutschen Bundestag mit Zustimmung
des Bundesrates beschlossen worden — aufgege-
ben.

Die Antrage zur Angabe der Analyseverfahren und
zur Vorlage eines Priafnachweises tber die Umwelt-
gefihrlichkeit bei der Entsorgung sind zwar populdr,
aber EG-widrig. Denn die Anmeldung neuer Stoffe ist
in der EG voll harmonisiert.

Der Antrag, eine unmittelbare Mitteilungspflicht fur
alte Stoffe einzufiihren, ist eher ein Beleg fiir ein hier
nicht angebrachtes biirokratisches Staatsverstdndnis,
das sich gerade in Osteuropa in seiner Uberspitzung
als ein tragischer Irrtum erwiesen hat, denn fiir eine
problemorientierte Vorgehensweise. Die Bundesre-
gierung halt daher an einer engen Zusammenarbeit
der auf diesem Gebiet knappen personellen Ressour-
cen von Industrie, Wissenschaft und Staat im Rahmen
ihrer Altstoffkonzeption fest.

Das Gesetz sichert diese Konzeption nunmehr
durch Abschaffung der bisherigen unzulanglichen
Regelung und der Einfiigung einer neuen praktika-
blen Erméachtigungsvorschrift rechtlich ab, die es er-
laubt, das Altstoffproblem gegebenenfalls auch in ai-
leiniger staatlicher Regie zu lésen. Das ist eine sinn-
volle Ausgestaltung des Prinzips der Subsidiaritat
staatlichen Handelns.

Auf die anderen Antrige brauche ich nicht weiter
einzugehen. Die ablehnende Auffassung bzw. die al-
ternativen Losungsvorschliage der Bundesregierung
hierzu sind bekannt.

Nur die dem Antrag zur Anderung des § 22 zugrun-
deliegende Behauptung, den Landern werde das fir
den Vollzug erforderliche Stoffwissen iiber Zwischen-
produkten und die Zubereitungen nicht zur Verfii-
gung gestellt, modchte ich noch ausdriickiich zuriick-
weisen.

Die Neuregelung iiber innerbetriebliche Zwischen-
produkte ist aus Griinden des Arbeitsschutzes und des
anlagenbezogenen Gesundheits- und Umweltschut-
zes neu eingefithrt worden. Daher sieht das Gesetz
insoweit vor, daB die erforderlichen Stoffinformatio-
nen dem Land zur Verfiigung zu stellen sind, in dem
der Stoff hergestellt wird oder werden soll. Das schitzt
zugleich die anderen Lander vor Datenfriedhéfen.

Im iibrigen hat die Anmeldestelle die fiir den Voll-
zug des Gesetzes zustdndigen Landesbehorden kiini-
tig tiber alle Erkenntnisse zu unterrichten, die fur die
Wahrnehmung dieser Aufgabe erforderlich sind. Dies
gilt auch fiir Erkenntnisse, die aufgrund der Neurege-
lung iiber Zubereitungen anfallen, wenn die Bundes-
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regierung von dieser Verordnungserméachtigung Ge-
brauch macht. Auch insoweit besteht daher kein An-
laB, eine Gesetzesanderung zu verlangen. Aufierdem
schafit die Novelle nicht nur durch die vorgenannie
Bestimmung, sondern auch durch eine weitere Ergan-
zung iiber die Datenweitergabe im Wege der Amts-
hilfe die rechtlichen Grundlagen fir einen wesentlich
verbesserten InformationsfluB von der Anmeldestelle
und den Bewertungsstellen des Bundes zu den Lan-
dern.

Auch dies sollten die SPD-gefithrten Lander zur
Kenntnis nehmen, stait den Eindruck zu erwecken,
den Landern wiirden fiir ihre Aufgaben wichtige In-
formationen vorenthalten.

Es besteht daher kein AnlaB, dieses Reformwerk zu
behindern und den Vermittlungsausschul anzuru-
fen.

Ich bitte um Ihre Zustimmung.

Anlage 11
Erklirung

von Senatorin Rildiger (Bremen)
zu Punkt 11 der Tagesordnung

Es gibt keinen Zweifel an der Notwendigkeit, das
Auslidnderrecht zu reformieren. Ein ubersichtliches
Gesetz mubB formuliert werden, um die Rechtslage, die
sich aus einem veralteten Gesetz, einem Wust von
Verordnungen und Vereinbarungen sowie immer
wieder modifizierter Rechtsprechung ergibt, fiir Be-
troffene und Fachleute wieder handhabbar zu ma-
chen. Ziel eines neuen Auslindergesetzes mub sein,
eine liberale und weltoffene Politik gegeniiber Men-
schen anderer ethnischer und kultureller Herkunit zu
verwirklichen.

Diesen Erwartungen wird der vorliegende Entwurf
in keiner Weise gerecht. Im Gegenteil, der Geist des
Gesetzentwurfs ist eher von einer Stimmung der Ab-
wehr gepragt. Das Ziel der Integration der hier seit
Jahren lebenden ausldndischen Bevolkerung, das die
Bundesregierung fiir ihren Gesetzentwurf reklamiert,
hilt den konkreten rechtlichen Tatbestanden, die das
Gesetz zu schaffen beabsichtigt, nicht stand.

Das Land Bremen kann einem neugefafiten Auslan-
dergesetz im Bundesrat aber nur zustimmen, wenn an
dem vorliegenden Entwurf gravierende Verbesserun-
gen vorgenommen werden.

In folgenden Bereichen sieht Bremen Schwer-
punkte seiner Kritik, in denen Anderungen Voraus-
setzung fiir unsere Zustimmung sind:

Der von der Bundesregierung vorgelegte Gesetz-
entwurf ist schon in seiner Grundstruktur bedenklich,
zu umfangreich, zu kompliziert. Zu viele neue Begriffe
verwirren sogar die Fachleute. Erheblich sind auch
die Mingel im Bereich Datenschutz.

Halbherzig und wenig iliberzeugend ist auch die
Art, wie die Bundesregierung mit der berechtigten
Forderung der Betroffenen und der Fachleute nach
Rechtsanspriichen als Ersatz fir die derzeitigen Er-
messensregelungen umgeht. Zwar werden Rechtsan-

spriiche gewéahrt, die Anforderungen an den Erwerb
dieser Rechtspositionen jedoch so hochgeschraubt,
daB die Anspriiche ins Leere laufen werden.

Wenn fiir die Aufenthaltsverfestigung und den Fa-
miliennachzug der quadratmetergenaue Nachweis
,ausreichenden Wohnraums" gefordert wird, bereitet
die konkrete Auslequng dieses Begriffes schon Juri-
sten Schwierigkeiten. Noch groBere Schwiengkeiten
werden viele Auslinder mit der Erfullung dieser
Wohnraumvoraussetzung haben. Insofern erweist
sich die Regierungsvorlage als familienfeindlich.

Uberhaupt zeigt sich der Regierungsentwurf im Be-
reich der Familienpolitik als Rickschritt gegeniiber
der in Bremen geltenden Rechtslage. Bremen erlaubt
etwa den Kindernachzug bis zum 18, Lebensjahr; der
Entwurf beschrdnkt den Kindernachzug auf ein
Hachstalter von 16 Lebensjahren. Damit wird auch
hier die Hoffnung auf Weiterentwicklungen durch
den Gesetzentwurf zerstért. Familienfeindlich ist auch
die Vorschrift, daB der Nachzug von Kindern auf die
Fille beschrankt wird, in denen beide Elternteile in
der Bundesrepublik leben. Diese Vorschrift geht an
der gesellschaftlichen Realitat vorbei. Zu fordern ist
ein Familiennachzug auch dann, wenn nur ein Eltern-
teil hier lebt.

Als frauenfeindliche Regelung wird sich in der Zu-
kunft erweisen, daB Ehegatten nicht von vornherein
ein eigenstandiges Aufenthaltsrecht in der Bundesre-
publik zugestanden bekommen. Das trifft natirlich
vor allem nachgezogene Ehefrauen. Dieser Personen-
kreis muB damit rechnen, daf ein Jahr nach dem To-
desfall des Gatten oder der Scheidung der Aufenthalt
in der Bundesrepublik beendet werden kann.

Vollig unzureichend sind im Entwurf der Bundesre-
gierung datenschutzrechtliche Regelungen. So ist die
Beschreibung ,die mit der Ausfithrung dieses Geset-
zes betrauten Behorden* mit dem Grundrecht der in-
formationellen Selbstbestimmung nicht vereinbar.
Alle Behérden kénnten nach dem Regierungsentwurf
alle Daten aller Betroffenen speichern, sammeln oder
weitergeben. Zur Reduzierung dieser zu weiten Rege-
lung mu8 eine ausdrickliche abschlieBende Regelung
dariiber, welche Behérden mit der Ausfihrung des
Gesetzes betraut sind, geschaffen werden.

Bremen wird seine Zustimmung zum Auslanderge-
setz von nachhaltigen Nachbesserungen in dem dar-
gestellten Umfang abhédngig machen.

Anlage 12
Erklirung

von Minister Einert (Nordrhein-Westfalen)
zu Punkt 11 der Tagesordnung

Das veraltete und den heutigen Anforderungen
nicht mehr gerecht werdende Auslinderrecht aus
dem Jahre 1965 bedarf schon seit Jahren dringend der
Neuordnung. Die Bundesregierung hat trotz unseres
Driangens diese wichtige innenpolitische Aufgabe lei-
der immer wieder vor sich hergeschoben.

Die Auslander, die wir aus wirtschaftlichen Griin-
den in unser Land geholt haben, haben ein Anrecht
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fiir diese Ausldnder, von denen iber 60 % bereits seit
mehr als zehn Jahren in der Bundesrepublik leben,
hitie langst ein konstruktives und ziigiges Handeln
der Bundesregierung eriordert.

Nach jahrelangem Hinauszdgern und immer neuen
Ankiundigungen liegt uns nun endlich ein Gesetzent-
wurf zur Neuregelung des Auslanderrechts vor. Ich
bedaure es auBerordentlich, dafl im Hinblick auf die
Bedeutung der zu regelnden Materie und die Komple-
xitat der Probleme das Gesetzgebungsverfahren nun-
mehr in einer solchen Hetze durchgefiithrt werden
mul, um noch in dieser Legislaturperiode des Bundes-
tages zu einer Neuregelung zu kommen.

Der vorliegende Entwurf der Bundesregierung be-
darf einiger allgemeiner Anmerkungen. Festzustellen
ist, daB er die dringend regelungsbediirftigen Sach-
verhalte aufgreift und hierfir Regelungsansatze an-
bietet. Er greift vor allem diejenigen Probleme aulf, die
in den letzten Jahren durch die seinerzeitige Anwer-
bung von Arbeitnehmern und die immer drickender
werdende Flichtlingsproblematik entstanden sind.
So sieht er insbesondere fiir den Familiennachzug, das
Wiederkehr- und Bleiberecht fiir jugendliche Auslan-
der und das eigenstandige Aufenthaltsrecht der Ehe-
gatten gesetzliche Regelungen vor; die Einbiirgerung
soll erleichtert und ein asylunabhéngiges Aufent-
haltsrecht fiir Flichtlinge gewdhrt werden. Ebenso
wird die rechtspolitische Entwicklung der letzten
Jahre im Datenschutz durch bereichsspezifische Vor-
schriften nachvoellzogen.

Die im Gesetzentwurf von der Bundesregierung
aufgegriffenen Probleme werden allerdings nicht be-
friedigend geldst. Das hat auch in der vorgestrigen
Anhérung des Bundestagsinnenausschusses der weit-
aus groBte Teil der Sachverstdndigen, einschlieBlich
der Kirchen, Gewerkschaften und Menschenrechts-
organisationen, hervorgehoben. DaBl es andere Lo-
sungsansatze gibt, zeigt der im Bundestag einge-
brachte Gesetzentwurf der SPD-Bundestagsfraktion.
Er ist im Ansatz liberaler und insgesamt ausldnder-
freundlicher. Fiir die groBe Zahl der hier seit langem
lebenden Ausldnder, die auf Dauer hier bleiben wol-
len, ist er wesentlich integrationsfreundlicher.

Demgegeniiber ist der Entwurf der Bundesregie-
rung leider gepragt durch eine perfektionistische und
in diesem Umifang unndtige Regelungsdichte und
durch ein teilweise zwanghaft durchgehaltenes Sy-
stem von Regel- und Ausnahmevorschriften, An-
spruchs- und Ermessensnormen sowie ermessensbin-
denden bzw. anspruchsausschlieBenden Klauseln.
Das Tiickische an diesem Regelungsgeflecht ist, daB
vielfach recht weitgehende Ermessensnormen zu-
nachst den Anschein einer groBziigigen ausldnder-
freundlichen Vorschrift erwecken, die dann aber
durch restriktive Spezialnormen konkretisiert wer-
den, die zwar teilweise Rechtsanspriiche begrinden,
die aber bei Fehlen einer anspruchshegrindenden
Voraussetzung den Riickgriff auf den Ermessenstat-
bestand ausschlieBen, so daB nicht einmal eine Ermes-
sensentscheidung moglich ist.

Da der Gesetzentwurf sprachlich vielfach verklau-
suliert ist und durch eine Vielzahl von Verweisungen
selbst von Fachleuten vom Regelungsinhalt her teil-

weise kaum nachvollzogen werden kann, wird er dem
Anspruch auf Rechtsklarheit und Rechtssicherheit so-
wie auf Transparenz und Verstdndlichkeit vor allem
fir den angesprochenen Personenkreis nicht ge-
recht.

Trotz der teilweise zu engherzigen und die Lebens-
situation der sich hier aufhaltenden Auslander nicht
genigend Rechnung tragenden Lisungsansitze war
es Ausgangspunkt der bisherigen Beratungen dieses
Hauses, daB der von der Bundesregierung einge-
brachte Entwurf eine diskussionsfdhige Grundlage
zur Neuregelung des Auslénderrechts darstellt. Die
auBergewohnlich groBe Anzahl der vorliegenden An-
derungsantrége und Priifbitten zeigt, in welche Rich-
tung die weiteren Beratungen im Gesetzgebungsver-
fahren gehen miissen.

Lassen Sie mich kurz einige Punkte aufgreifen:

Bei den Einreisevoraussetzungen wire es win-
schenswert gewesen, wenn bereits im Gesetz der
Grundsatz festgeschrieben worden ware, daB der Aui-
enthalt zur Arbeitsaufnahme, sofern er zuzulassen ist,
auf Dauer gerichtet ist, anstatt wegen der wenigen
Ausnahmen (z. B. der Werkvertragsarbeitnehmer) die
Befristung des Aufenthalts generell vorzusehen. Dies
ist wenigstens in der zu erlassenden Rechtverordnung
dringend zu korrigieren.

Die Wiederkehrregelung sollte hinsichtlich des Vor-
aufenthalts nicht hinter der bundeseinheitlich abge-
stimmten derzeitigen Regelung zuriickbleiben. Sie
bedarf der Erganzung fiir Erwachsene und einer die
Hartefallregelung konkretisierenden Vorschrift fir
geschiedene junge Frauen, die zur Ehe im Heimat-
land gezwungen worden waren.

Der Familiennachzug darf nicht von familienfeindli-
chen Voraussetzungen, wie einer bestimmten Wohn-
raumgrofle, abhangig gemacht werden. Der Nachzug
der Ehegatten darf keinesfalls von der EheschlieBung
vor der Einreise und einer achtjahrigen Wartezeit fiir
die zweite Generation abhangig gemacht werden.
Der erste Punkt beinhaltet eine ungerechtfertigte Ver-
schlechterung gegeniiber der derzeitigen Rechtslage;
der zweite Punkt schreibt eine problematische, in der
Praxis mit erheblichen Schwierigkeiten belastete
Rechtslage ohne Not fort. Auch beim Kindernachzug
darf nicht — wie vorgesehen — an der derzeitigen
Rechtslage festgehalten werden, die den Zuzug bis
zum 18B. Lebensjahr und nur zu einem hier allein le-
benden Elternteil grundsatzlich ausschlieft.

Die Aufenthaltsverfestigung wird von vielfach un-
erfillbaren bzw. nur schwer lberpriifbaren Bedin-
gungen, wie .,ausreichender Wohnraum” und
+Sprachkenntnisse”, abhingig gemacht, die zuvor
nicht erforderlich waren. Diese Verfestigungshinder-
nisse verhindern Sicherheit, Integrationsfédhigkeit und
vielleicht auch Integrationsbereitschaft.

Die Ausweisungsgriinde sind viel zu weit und zu
allgemein formuliert. Hier ist in einem sehr sensiblen
Bereich ein besonders groBer Ermessensspielraum er-
offnet, der zu einer unertrdglichen Unsicherheit fiihrt.
Die Ausweisungsgrinde sind daniber hinaus auf
wirklich gravierende Sachverhalte zu heschréanken.
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Das gleiche gilt far das Verbot der politischen Beté-
tigung, das auf wesentliche, konkreter gefafte Tatbe-
stdnde zu beschranken ist.

Der Entwurf wird auch dem Ziel, die Asylverfahren
weiter zu beschleunigen, nur teilweise gerecht. So
tragt er nicht der von vielen Praktikern erhobenen
Forderung Rechnung, die Entscheidung iiber den Ab-
schiebeschutz nach § 14 Abs. 1 Auslandergesetz in
die Hand des Bundesamtes zu geben. In den Beratun-
gen des Bundesratsinnenausschusses hat sich gezeigt,
dal die Bundesregierung einer von der Mehrheit der
Bundeslander erhobenen Forderung mittlerweile po-
sitiv gegeniibersteht. .

Ich hielte es allerdings fiir zweckmaBiq, wenn auch
weitere Abschiebungshindernisse, wie z. B. die kon-
krete Gefahr der Folter, vom Bundesamt festgestellt
wiirden, weil diese Feststellung héufig umfassende
Kenntnisse iiber die Verhaltnisse in den Herkunfts-
lindern der Fliichtlinge erfordert, iiber die das Bun-
desamt als spezialisierte Behérde ohnehin verfiigt.
Die durch die Zweispurigkeit des Asylverfahrens be-
grindeten zeitlichen Verzégerungen wiirden damit
auf ein Mindestma8 reduziert.

Der Entwurf schopft dariber hinaus die Méglich-
keiten nicht hinreichend aus, das Asylverfahren von
Antragen zu entlasten, die von bestimmten Auslin-
dergruppen zur Sicherung ihres — zeitweiligen —
Aufenthalts gestellt werden, ohne daf diesen Antri-
gen eine Aussicht auf Erfolg zukommt. Dabei denke
ich insbesondere an die Volksgruppe der Roma, die
entweder staatenlos sind oder aber in ihrem Heimat-
staat ihre staatsbiirgerlichen Rechte kaum wahrneh-
men kénnen. Sie ziehen seit vielen Jahren in den Staa-
ten Westeuropas umher und werden letztlich daran
gehindert, auf Dauer in einem Staat seBhaft zu wer-
den.

Die in § 32 des Gesetzentwurfs vorgesehene Maog-
lichkeit der obersten Landesbehérden, bestimmten
Ausléndergruppen Aufenthaltshefugnisse zu erteilen,
sollte daher um eine Regelung erganzt werden, die
nicht zuletzt der Empfehlung des Europarates zur
Lage der Zigeuner und anderer Nomaden in Europa
vom 30. September 1969 Rechnung trigt. Die in dieser
Empfehlung geforderten Integrationsmafnahmen ha-
ben nur dann Aussicht auf Erfolg, wenn es den Betrof-
fenen auslanderrechtlich erméglicht wird, sie itber ei-
nen nicht nur kurzfristigen Zeitraum in Anspruch zu
nehmen. Dies setzt jedoch einen gesicherten Aufent-
hait dieser Menschen in der Bundesrepublik Deutsch-
land voraus,

Diesem Ziel einen Schritt ndherzukommen, dient
der Antrag des Landes Nordrhein-Westfalen zur Er-
ganzung des § 32. Ich bitte Sie deshalb sehr, diesem
Antrag Thre Zustimmung zu geben.

Ein Weiteres: Gemeinsam mit den SPD-regierten
Bundeslandern hat sich Nordrhein-Westfalen dafiir
eingesetzt, das Arbeitsverbot fiir Asylbewerber aufzu-
heben und die sogenannte Residenzpflicht auf das
Bundesland zu erweitern, dem der Asylbewerber zu-
gewiesen ist. Nicht zuletzt der starke Anstieg der
Asylbewerberzahlen hat meines Erachtens deutlich
gemacht, daB der Nachweis einer abschreckenden
Wirkung von Arbeitsverbot und Residenzpflicht nicht
erbracht werden konnte. Beide MaBnahmen fiithren

zu einem erheblichen biirokratischen Aufwand bei
den Auslinderbehérden, deren Aktivitat stirker auf
die Méglichkeiten der Verfahrensbeschleunigung ge-
lenkt werden sollte.

Ich freue mich, daB in den Beratungen des Innen-
ausschusses Einvernehmen dariiber erzielt werden
konnte, auslandischen Fliichtlingen, die die Voraus-
setzungen der Genfer Fliichtlingskonvention erfiillen,
einen gesicherten Aufenthalt zu erméglichen, wenn
ihre Abschiebung aus rechtlichen oder tatsichlichen
Griinden unméglich ist. Die zur Zeit in vielen Bundes-
landern geiibte Praxis, diesem Personenkreis ledig-
lich auslinderrechtliche Duldungen zu erteilen,
wiirde durch eine entsprechende Entscheidung des
Gesetzgebers endlich korrigiert. Positiv méchte ich
auch die Regelung hervorheben, wonach dem Ehe-
gatten eines Ausldnders, der als Asylberechtigter an-
erkannt ist, eine Aufenthaltserlaubnis erteilt wird.

Der rapide Anstieg der Asylantrige in den letzten
zehn Jahren hat das Asylrecht zum Gegenstand hefti-
ger Auseinandersetzungen in der Offentiichkeit wer-
den lassen. Die Debatte iiber unser Asylgrundrecht in
Artikel 16 Abs. 2 Satz 2 Grundgesetz erstreckt sich
auch auf die Bemithungen um eine europaische Koor-
dinierung des Asylrechts. Die besonderen Belastun-
gen, die die Bundesrepublik Deutschland durch den
starken Zuwachs an Aus- und Ubersiedlermn zu ver-
zeichnen hat, gebieten es meines Erachtens Politikern
aller Parteien, diese Fragen offen und unvoreinge-
nommen zu diskutieren. Ich wére allerdings sehr froh,
wenn es uns gelange, in den vor uns liegenden Wahl-
kdmpfen jede Polemik in dieser Frage zu vermei-
den.

Dabei wissen wir, daB das Problem nichtin der Zahl
der wirklich Asylberechtigten liegt. Wir miissen je-
doch feststellen, daB die legislativen Bemiihungen der
vergangenen zehn Jahre das Ziel verfehlt haben, die
Asylverfahren entscheidend zu beschleunigen und
den Aufenthalt abgelehnter Asylbewerber rasch zu
beenden. Die Asylverfahren vor dem Bundesamt fiir
die Anerkennung auslandischer Fliichtlinge dauerten
auch im Jahre 1989 im Durchschnitt noch elf Monate.
Die Zahl der Asylbewerber, deren Antrdge zwar ab-
gelehnt worden sind, deren Aufenthalt im Bundesge-
biet aber dennoch aus rechtlichen, politischen cder
humanitaren Griinden nicht beendet werden kann,
steigt standig. Hier fehlt es allerdings nach wie vor an
verlaBlichen statistischen Angaben.

Die steigende Zahl der Fliichtlinge, die trotz indivi-
dueller Hilfsbediiritigkeit nicht als Asylberechtigte
anerkannt werden, zwingt meines Erachtens dazu,
den Flichtlingsbegriff der Genfer Konvention zu
liberdenken, der nur jene Menschen als Fliichtlinge
anerkennt, ,die aus der begriindeten Furcht vor Ver-
folgung wegen ihrer Rasse, Religion, Nationalitit, Zu-
gehdrigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe
oder wegen ihrer politischen Uberzeugung” in ande-
ren Staaten Zuflucht suchen. Wir miissen zur Kenntnis
nehmen, daf sich die Ursachen fitr Flucht- und Aus-
wanderung in den letzten Jahren veridndert haben.
Eine zunehmende Zahl von Menschen verldBt ihre
Heimat nicht mehr — oder jedenfalls nicht ausschlief-
lich — aus Furcht vor politischer Verfolgung im Sinne
des Asylrechts, sondem aus bitterer Not; steht doch

(<

(D)



Bundesrat — 609, Sitzung — 16. Februar 1990

55"

(&) weiten Bevdlkerungskreisen z. B, in der Sahelzone

{B)

der sichere Hungertod vor Augen. Ich habe anderer-
seits Verstandnis dafir, daf der Entwurf fir ein Ge-
setz zur Neuregelung des Auslanderrechts, den wir
heute erdrtern, diese Aufgabe noch nicht leisten
kann.

Zusammenfassend darf ich Sie bitten, unter Einbe-
ziehung unseres Antrages zugunsten der bisher aller-
orts benachteiligten Landfahrer den vorliegenden
Empfehlungen des federfithrenden Innenausschusses
zu folgen, um damit gegeniiber der Bundesregierung
und dem Bundestag klarzustellen, welche Notwen-
digkeiten sich aus der Sicht der das Auslanderrecht
ausfithrenden Lander fiir das weitere Gesetzgebungs-
verfahren ergeben.

Anlage 13
Erkldarung

von Minister Schlee (Baden-Wiirttemberg)
zu Punkt 14 der Tagesordnung

Der geplante Abbau der Grenzkontrollen und die
Schaffung einer der wirtschaftsstarksten Raume der
Welt machen in der Europdischen Gemeinschaft die
Angleichung der nationalen Rechtsvorschriften un-
umganglich. An zentraler Stelle stehen dabei die
Asylpolitik bzw. das Asylrecht.

Wir haben uns im vergangenen Jahr dem Zuzug
von iiber 121 000 Asylbewerbern gegeniibergesehen;
die Januarzahlen 1990 lassen fir dieses Jahr einen
weiteren Anstieg befiirchten. Der iiberwiegende Teil
dieser Asylbewerber kann sich aber nicht auf eine tat-
sachliche politische Verfolgung berufen. Die meisten
Asylantrdge sind vielmehr rein wirtschaftlich moti-
viert.

Die politische Offnung der Staaten Osteuropas
bringt den Menschen zunehmend Reisefreiheit. Die
neue Freiheit und die dort herrschenden wirtschaftli-
chen Verhéltnisse werden diesen Zuzugsdruck weiter
erhdhen. Dies wird fiir alle Staaten der Europaischen
Gemeinschaft splirbar werden. Alle Mitgliedstaaten
sehen sich wie die Bundesrepublik Deutschland zu-
nehmenden Asylbewerberzahlen gegeniiber.

Die Staaten der Gemeinschaft haben deshalb er-
kannt, daB es einer europaweiten Harmonisierung der
Asylgewdhrung bedarf. So soll der Asylbewerber z. B.
nur ein einziges Anerkennungsverfahren garantiert
bekommen, das fir alle Mitgliedstaaten Giiltigkeit
hat.

Auf dieser Grundlage baut ein wahrend der franzé-
sischen EG-Prasidentschaft ausgearbeiteter Entwurf
eines EG-Asylrechtsiibereinkommens auf. Der Ab-
schlufl dieses Ubereinkommens wére ein erster wich-
tiger Schritt, dem weitere Schritte auch zu einer mate-
riellen Harmonisierung des Asylrechts folgen miis-
sen.

So positiv die Entwicklung auf europaischer Ebene
zu werten ist, so unbefriedigend bleibt die asylrecht-
liche Situation in der Bundesrepublik Deutschland.
Unsere verfassungsrechtliche Ausgestaltlung des
Asylrechts fihrt zu einem grotesken Ergebnis: Die

Bundesrepublik Deutschland hétte die Lasten des ge-
planten europiischen Ubereinkommens zu tragen,
wihrend sie gleichzeitig von der Wahrnehmung der
Vorteile ,ausgesperrt” bliebe:

— Wir wiéren verpflichtet, bei uns abgelehnte Asyl-
bewerber zuriickzulibernehmen, die in einen anderen
Staat der Gemeinschaft ausreisen und von diesem
zuriickgeschickt werden.

— Andererseits konnten wir die Vorteile einer ein-
heitlichen Verfahrensregelung nicht in Anspruch
nehmen. Ein Zuriickschieben von Asylbewerbern, die
aus anderen Gemeinschaftsstaaten nach Ablehnung
des dort gestellten Asylantrages hierher einreisen, ist
nicht moglich. Dies verhindert die individuelle Grund-
rechtsgarantie des geltenden Artikels 16 Abs. 2 Satz 2
des Grundgesetzes. Die Asylsuchenden hétten viel-
mehr grundséatzlich einen Anspruch auf Einleitung
eines erneuten Priiffungsverfahrens bei uns.

Das Ergebnis einer solchen Entwicklung wire, dal
alle Staaten in der Europaischen Gemeinschaft ein
vereinheitlichtes Asylverfahren betreiben wirden.
Nur die Bundesrepublik Deutschland wiirde weiter-
hin einen ,Sonderweg” in der Asylpolitik beschreiten.
Die Bundesrepublik Deutschland liefe Gefahr, zum
.Reserveasylland“ Europas zu werden.

Die Bundesrepublik Deutschland ist durch die gel-
tende Fassung des Artikels 16 des Grundgesetzes
daran gehindert, die Vorteile einer kiinftigen europai-
schen Asylrechtsregelung in Anspruch zu nehmen.
Daher miissen wir rechtzeitig die erforderlichen ver-
fassungsrechtlichen Voraussetzungen fir eine echte
Harmonisierung schaffen. Wir miissen unser Grund-
gesetz an den Standard der Asylrechtsgewéahrung an-
passen, der in den anderen EG-Mitgliedstaaten
— meist traditionsreiche Demokratien — iiblich ist.

Das Land Baden-Wiirttemberg will mit dem vor-
liegenden EntschlieBungsantrag unmiBverstédndlich
deutlich machen, daB wir uns auch beim Asylrecht
nicht auBerhalb eines einheitlichen europaischen In-
tegrationsprozesses stellen dirfer. Wir stehen heute
vor der Situation, daB unserer Bevilkerung der zuneh-
mende MiBbrauch des Asylrechts einseitig zu Lasten
der Bundesrepublik Deutschland nicht mehr langer
verstandlich gemacht werden kann. Wir brauchen
jetzt — jenseits ideologischer Positionen - den brei-
ten Konsens dariiber, daB Artikel 16 Abs. 2 Satz 2 des
Grundgesetzes nicht zum europaweit einzigartigen
Einfallstor fiir Wirtschaftsfliichtlinge verkommt.

Dies méchte ich heute gerade auch denjenigen ins
Stammbuch schreiben, die einerseits die deutschen
Aus- und Ubersiedler aussperren wollen, und ande-
rerseits das Tor fiir unberechtigte Asylbewerber sperr-
angelweit offenhalten.

Es geht dabei nicht darum, tatsdchlich politisch Ver-
folgten den ihnen gebiihrenden Schutz zu versagen.
Es geht darum, in einem geeinten Europa mit gemein-
schaftlichen Mittein dem wirtschaftlich begriindeten
MiBbrauch des Asylrechts zu begegnen.
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Anlage 14
Erklarung

von Minister Dr. Eyrich (Baden-Wiirttemberg)
zu Punkt 20 der Tagesordnung

Die Organisierte Kriminalitat ist zu einer Heraus-
forderung fiir Justiz und Polizei geworden. Professio-
nelle und internationale Straftater handeln in festen
Gruppenstrukturen oder individuell in losen Zweck-
gemeinschaften und nutzen bei einem hohen Techni-
sierungs- und Organisationsgrad die marktwirtschaft-
lichen Strukturen und Gegebenheiten aus. Organi-
sierte Kriminalitdt konzentriert sich auf Deliktsberei-
che, die hohe Profite garantieren und bei denen zu-
gleich das Risiko der Entdeckung dadurch vermindert
wird, daBl es entweder keine unmittelbaren Opfer gibt
oder die Opfer nicht bereit sind, Anzeige zu erstatten
und vor den Strafverfolgungsbehdrden auszusagen.

Eine qualitative Verdnderung in den Erscheinungs-
formen der Kriminalitit ist insbesondere im Bereich
des Rauschgifthandels, des illegalen Waffenhandels,
der Geldfalschung, des Menschenhandels und des
illegalen Gliicksspiels festzustellen.

Konspirative Vorbereitung und Durchfiihrung der
Straftaten erschweren die Verbrechensbekampfung.
Deren Erfolge hdngen davon ab, in welchem Umfang
es gelingt, die Organisatoren und Drahtzieher der Be-
gehung der Straftaten zu liberfihren und ihnen die
finanziellen Ressourcen fir weitere Verbrechen zu
entziehen.

Um den besonders vordringlichen Anliegen einer
wirksamen Strafverfolgung Rechnung zu tragen und
die gesetzgeberischen Uberlegungen zu beschleuni-
gen, hat die Landesregierung von Baden-Wurttem-
berg beschlossen, im Bundesrat den Entwurf eines
Ersten Gesetzes zur Bekdmpfung der Organisierten
Kriminalitat einzubringen. Wir meinen, daf zusatzli-
che MaBnashmen dringend erforderlich sind, um die
rechtsstaatliche Ordnung zu sichern und wirksam
durchzusetzen. Der Gesetzesantrag hat folgende
Schwerpunkte:

Die aufgezeigten Gefahren lassen es notwendig er-
scheinen, die Gewinne des Organisierten Verbre-
chens nicht nur im Bereich des illegalen Betdubungs-
mittelhandels, sondern ebenso auch auf anderen Ge-
bieten abzuschdépfen, die fiir die kriminellen Organi-
sationen bevorzugte Tatigkeitsfelder darstellen. Dies
ist auch deshallby geboten, weil angenommen werden
mufl, daB die durch den illegalen Betdubungsmittel-
handel erwirtschafteten Gelder nicht selten in andere
Bereiche besonders gewinntrachtiger krimineller Ak-
tivitaten transferiert werden, so etwa in Geschaéfte mit
Kriegswaffen und andere Formen des Waffenhandels,
Alktivititen im Bereich der Geld- und Scheckfil-
schung oder Betdtigungen im Rahmen der schwer
durchschaubaren Milieukriminalitat,

Angesichts der Bedrohung, die von dem Organisier-
ten Verbrechen fur die Stabilitat unserer sozialen und
politischen Verhaltnisse in der Bundesrepublik
Deutschiand ausgeht, vor allem aber im Hinblick auf
die Gefahren fir Vermdgen, Gesundheit und Leben
der Biirger, die von der Perfektionierung des Verbre-
chens durch die Organisierte Kriminalitdt zu befiirch-
ten sind, muB der Gesetzgeber bei der Bereitstellung

neuer Sanktions- und Abschépfungsmdéglichkeiten
die von der Verfassung vorgegebenen Grenzen wei-
testmadglich ausschopfen.

Notwendig ist ferner, bestimmten Erscheinungsfor-
men des Organisierten Verbrechens durch eine Ver-
scharfung der Strafandrochung und — damit verbun-
den — eine Vorverlagerung der Strafbarkeitsschwelle
entgegenzutretern.

Der Entwurf erhebt deshalb die bandenmaéabBige Be-
gehung von Diebstdhlen sowie die gewerbsmaBig
veriibte, vor allemn aber auch die der Organisierten
Kriminalitdt zuzurechnende Hehlerei zu Verbre-
chenstatbestdnden. So wird erreicht, daB derartige zur
schweren Kriminalitdt zéhlende Angriffe auf Eigen-
tum und Vermégen von den Gerichten in einer
schuldangemessenen, den Bediirfnissen der individu-
ellen und allgemeinen Abschreckung geniigenden
Weise bestraft werden kénnen.

In den letzten Jahren hat sich der Trend zur Herstel-
lung und zum Konsum synthetischer Rauschgifte ste-
tig verstarkt; dabei ist zu beriicksichtigen, daB das
Dunkelfeld in diesem Bereich beachtlich ist.

Die Méoglichkeiten, gegen die sogenannten Desi-
gnerdrogen strafrechtlich einzuschreiten, sind nach
der gegenwaértigen Rechtslage unzureichend. Danach
kénnen die Strafverfolgungsbehorden erst dann ein-
greifen, wenn das Rauschgift dem Betdubungsmittel-
gesetz unterstellt ist. Das Unterstellungsverfahren ist
langwierig, so daB es den Herstellern von ,Designer-
drogen” gelingt, mit nur geringfiigigen Veranderun-
gen in der Molekularstruktur einer synthetischen
Droge jeweils ,neue” Rauschgifte herzustellen und
auf diese Weise eine drchende Unterstellung der ,al-
ten" Droge unter das Betdubungsmittelgesetz zu un-
terlaufen. Der Gesetzentwurf sieht deshalb vor, daB
das Betdubungsmittelgesetz unmittelbar, also ohne
ein Einzelunterstellungsverfahren, auf synthetische
Drogen anwendbar ist, wenn diese dazu bestimmt
sind, wie ein Betdubungsmittel miBbraucht zu wer-
den.

Die Aufklarung von Straftaten der Organisierten
Kriminalitit und die Uberfithrung der Téter in diesen
Fallen hangt maBgeblich von Zeugen ab, welche die
Tatzusammenhange und die Hintermanner der straf-
baren Handlungen kennen und Einblicke in die
Struktur der Organisation haben. Auskunitspersonen,
die solche Bekundungen machen kdnnen, miissen um
ihre kérperliche Integritdt und nicht selten auch um
die ihrer Angehérigen fiirchten. Die Mdglichkeiten
des Zeugenschutzes nach geltendem Recht aber sind
unzulanglich.

Zum Schutz gefahrdeter Zeugen und ihrer Angeho-
rigen vor psychischen und physischen Einwirkungen
sowie zur Herbeifiihrung und Aufrechterhaltung der
Aussagebereitschaft schlagt der Gesetzentwurf daher
insbesondere eine flexible, gefdhrdungsabhangige
Befreiung von der Aussagepflicht in bezug auf Perso-
nalien und eine Abschirmung des Zeugen bei richter-
lichen Vernehmungen vor.

Femner sollen die Anwendungsbereiche der Tele-
foniiberwachung und der Einrichtung von Kontroll-
stellen auf solche Tatbestéinde erweitert werden, die
fir die Bekdmpfung der Organisierten Eigentums-
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haben.

Die Bekdmpfung der Organisierten Kriminalitat ist
ein wichtiges Anliegen der Allgemeinheit. Wir miis-
sen deshalb den Strafverfolgungsbehérden das not-
wendige Instrumentarium zur Verfligung stellen. Ich
bitte um Unterstiitzung des Gesetzentwuris.

Anlage 15
Erklarung

Erster Biirgermeister Dr. Voscherau (Hamburg)
zu den Punkten 17 bis 21 der Tagesordnung

Drogenpolitik wird heute immer hdufiger zentrales
Thema. Die Ministerprdsidenten und verschiedene
Fachministerkonferenzen haben dariiber beraten, das
Bundeskabinett und die EG-Kommission haben Vor-
schlage unterbreitet, und die US-Regierung hat den
~Drg War* gar zum nationalen Thema Nummer eins
erklért.

Dennoch fehlen bisher durchschlagende Eriolge bei
der Liosung des Problems. Statt dessen weiten sich
Drogensucht und Drogenhandel mit allen ihren fata-
len Folgen fiir die gesamte Gesellschaft rapide aus:

— Die Zahl der Abhéngigen wachst stetig;
— die Konsumenten werden immer jiinger;
— die Zahl der Drogentoten steigt bedngstigend;

— die Beschaffungskriminalitat nimmt iberpropor-
tional zu und hat steigenden Anteil an der Gesamt-
kriminalitat.

Zweifel sind angebracht, ob die bisher eingeschla-
genen Wege auf nationaler, europaischer und interna-
tionaler Ebene richtig bzw. ausreichend sind.

Der Hamburger Senat hat bereits im vergangenen

Juli ein Konzept zur Drogenbekdmpfung vorgelegt,

das national wie international greBe Resonanz gefun-
den hat. BewuBt werden darin eingefahrene Bahnen
verlassen, die das Drogenproblem bisher ausschlief}-
lich strafrechtlich losen wollen. Unsere neuen Anséatze
stellen unterschiedliche Formen der Hilfe und der
Therapie gleichrangig daneben. Die wichtigsten ge-
setzgeberischen Erfordernisse liegen Ihnen heute in
Form der hamburgischen Antrdge erstens zum Beté&u-
bungsmittelgesetz, zweitens zur Betdubungsmittel-
Verschreibungsverordnung, drittens zum Zeugnisver-
weigerungsrecht vor.

Eine vom Senat eingesetzte Expertengruppe hat
seit Méarz vergangenen Jahres in intensiven, ressort-
iibergreifenden Beratungen Ldsungsvorschlage erar-
beitet. Sie hat sich in Amsterdam, Ziirich, Liverpool,
New York und anderen Stadten umgesehen und die
dort vorliegenden Erfahrungen ausgewertet, ohne je-
doch die dort zum Teil gemachten Fehler wiederholen
zu wollen. Das nach einem griindlichen Abwégungs-
prozeD entstandene Konzept basiert auf dem Sachver-
stand, den Argumenten und der Kompetenz von Me-
dizinern, Juristen, Eltern und Lehrern, Polizisten,
Wirtschaftsfachleuten, Drogenabhéangigen, -beratern
und -therapeuten.

Seit Vorlage des Konzepts bestétigen mir viele per-
sonliche Worte und Schreiben sowie fachliche Bei-
trage aus dem In- und Ausland, dad Hamburg mit sei-
nen Vorschlagen auf dem richtigen Weg ist. Natiirlich
hat mich auch herbe Kritik erreicht, gerade wegen
meines VorstoBes fir eine medizinisch streng kontrol-
lierte staatliche Abgabe von Heroin, die im ibrigen
heute nicht Gegenstand des vorliegenden Antragspa-
kets ist. Diese Kritik 146t sich zumeist schnell entkraf-
ten und beruht haufig auf falschen Vorstellungen, als
sollte nun dem freien Konsum von Drogen Tiirund Tor
gedffnet und der Sucht Vorschub geleistet werden.
Das Gegenteil ist richtig!

Was wollen wir mit dem drogenpolitischen Konzept
des sozialliberalen Hamburger Senats konkret errei-
chen:

1. Therapie und Hilfe sollen bei Drogenabhéngigen
mehr als bisher Vorrang vor Repression und Strafver-
folgung haben.

— Nur so kann der Teufelskreis von Sucht, Beschaf-
fungsdruck und Kriminalitdt durchbrochen wer-
den.

— Nur so kann auch der kriminelle Marktmechanis-
mus des Drogenkartells mit seinen unvorstellbaren
Gewinnspannen durchbrochen werden.

2. Die Krafte der Strafverfolgungsbehérden sollen
auf die Verfolgung des organisierten, kriminelen
Drogenhandels gebiindelt und konzentriert werden.

Im Hinblick auf die Drogenabhéngigen ist die der-
zeitige Rechtslage noch iiberwiegend repressiv be-
stimmt. Entsprechend nehmen die Strafverfolgungs-
behdrden ihre Aufgaben wahr. Man kann aber nicht
die Probleme von Drogenabhéngigen und die Be-
schaffungskriminalitdt durch strafrechtliche Verfol-
gung der Abhdngigen ldsen. Zahlen und Entwicklun-
gen beweisen, daf} dieses Konzept an vielen Orten der
Welt gescheitert ist. Es ist ein Irrglaube, durch ,Auf-
ristung” gegeniber Abhdngigen das Problem der
Drogensucht und im iibrigen auch das des Handels
lésen zu kénnen.

Dariiber hinaus hat eine repressive Drogenpolitik
gegenlber Abhingigen eine verhangnisvolle Konse-
quenz;

Die Angst vor Strafverfolgung schon wegen des Er-
werbs oder Besitzes von Drogen dridngt sie in die Sub-
kultur. Durch die Umstdnde der Suchtbefriedigung
— Spritzentausch, Vernachlassigung jeglicher Hy-
giene, Beschaffungsprostitution — richten sie sich
selbst zugrunde. Die Angst vor Strafverfolgung ei-
schwert das Aufsuchen von Hilfseinrichtungen, weil
dies aus Sicht der Abhéngigen die Gefahr einer Er-
greifung erhéht.

Um hier nicht mifiverstanden zu werden: Hamburg
hat in den Bereichen Staatsanwaltschaft, Strafvollzug
und Polizei die Drogenabteilungen und -dezernate
personell erheblich verstarkt. Diese Verstarkung und
Biindelung der Krifte der Polizei auf die schwere,
organisierte Drogenkriminalitdt erméglicht zusatzli-
che polizeiliche Effizienz. So hat z. B. die Einsatz-
gruppe ,Straflendeal” der Hamburger Polizei beacht-
liche Erfolge zu verzeichnen. Dias Rauschgiftderzernat
des Landeskriminalamts hat 1989 so viel ,Stoff" si-
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chergestellt und die Staatsanwaltschaft sc viele Dro-
genverfahren abgewickelt wie nie zuvor.

Nur: Dies ist nicht die ganze Antwort, sondern ne-
ben der Pravention missen wir uns starker den Fra-
gen von Entkriminalisierung, Therapie, Suchthilfe
und Rehabilitation zuwenden.

Im einzelnen beinhalten die von Hamburg vorge-
schlagenen Anderungen des Betdubungsmittelgeset-
zes:

1. ein erweitertes Opportunitdtsprinzip, nach dem
Erwerb und Besitz kleiner Mengen von Drogen fiir
den Eigenbedarf von Abhéngigen nicht verfolgt zu
werden brauchen, aber verfolgt werden kénnen. Statt
dessen wird eine Konzentration auf die sehr viel star-
ker im éffentlichen Interesse liegende Verfolgung des
organisierten Drogenhandels ermdéglicht;

2. die Erweiterung der Grundsatze Therapie statt
Strafvollstreckung und Therapie statt Strafverfol-
gung, die den Behdrden eine ganze Reihe sinnvoller
Ermessensspielrdume zubilligt und den verurteilten
Abhéngigen angemessene Hilfen zukommen lagt;

3. erleichterte Zugangsméglichkeiten fiir Substitu-
tionsbehandlungen mit Methadon durch Streichung
der sogenannten Ultima-Ratio-Klausel in § 13
BtMG.

Wahrend iber Methadonbehandlungen in der Bun-
desrepublik Deutschland zum Teil noch grundsétzli-
che und ideologische Diskussionen gefiihrt werden,
ist sie in anderen européischen Liandern und in den
USA schon lange anerkannt, um die gesundheitliche
Verelendung von Abhdngigen zu beenden, um sie
sozial wieder zu integrieren und um den Zwang zur
Beschaffungskriminalitdt zu beseitigen.

Zwar haben auch nach meiner Auffassung die auf
Abstinenz zielenden Behandlungen Vorrang. Es ist
aber Realitdt, daB ein groBer Teil der Abhangigen mit
Abstinenztherapien nicht zu erreichen ist.

Hier soll die Methadonbehandlung eingreifen. Da-
gegen wird oft eingewandt, auch Methadon sei sucht-
erhaltend. Das ist richtig. Genauso richtig ist aber, dal
bei diesen Abhéngigen auch ohne Methadon die
Sucht erhalten wird, jedoch mit den Folgen der Selbst-
zerstorung und der Beschaffungskriminalitat.

In der Bundesrepublik setzt sich allmahlich die Auf-
fassung durch, daB Methadonbehandlung sinnvoll ist.
Die bisherigen Projekte sind jedoch zahlenméBig zu
klein und in ihren Veraussetzungen zu eng angelegt.
Die bisherigen Zugangskriterien beschrinken sich
iberwiegend auf Einzelfdlle mit besonders bedrohli-
chem Verlauf und gefahrlichen Krankheitserschei-
nungen, auf Félle, in denen es fiir eine Hilfe schon zu
spdt sein kann.

Die Initiative Hamburgs hat dagegen zum Ziel,
Methadonbehandlung so rechtzeitig einsetzen zu las-
sen, daB die gesundheitlich und sozial bedrohliche
Entwicklung abgewendet werden kann. Methadon
soll als Hilfe fiir ein sinnvolleres Leben eingesetzt wer-
den, nicht erst als Begleitung und Linderung auf dem
Weg in den Tod.

Hervorheben méchte ich in diesem Zusammenhang
das VerantwortungsbewuBtsein von Arztekammer

und Krankenkassen in Hamburg, die sich {iberein-
stimmend fiir die Betrachtung von Drogensucht als
Krankheit aussprechen und die sich auch zur Anwen-
dung und Finanzierung von Substitutionshehandlun-
gen bereit erkldren.

Wird schon mein Pladoyer Hir die Anerkennung und
Ausweitung von Methadon-Substitution als Behand-
lungsmethode manchen Arzt, manchen Kostentrager
und auch manchen Moralisten herausfordern, so wird
es natiirlich erst recht mein Vorschlag, auch Heroin
selbst an bestimmte Personen, fiir bestimmte Zeit-
raume und unter ganz bestimmten Bedingungen ab-
zugeben. Wie gesagt, bringt Hamburg eine solche
Initiative heute nicht ein, weil die gesellschaftliche
Diskussion in dieser Frage noch nicht weit genug ent-
wickelt ist und ein entsprechender Antrag zur Zeit
keine Mehrheit fande. Ich betone noch einmal, dafl es
sich bei diesem Vorschlag nicht generell um Freigabe,
Legalisierung oder dhnlich Abwegiges handelt, son-
dern um medizinisch — und zwar staatlich — streng
kontrollierte, einzelfallindizierte Abgabe. Ich bitte
Sie, Ihre Fachleute mit den Priiffungsergebnissen der
vom Senat eingesetzten Expertengruppe zu befassen,
und ich bin sicher, da8 wir schon in kurzer Zeit hier
wieder iber diese Notwendigkeit beraten werden.

Dariiber hinaus hat der Hamburger Senat bereits
wesentliche Beschliisse zur Verscharfung des Straf-
rechts gegen Drogenhédndler gefaBt. Er unterstiitzt
nicht nur den Entwurf der Bundesregierung zur Ein-
fihrung einer Vermégensstrafe mit Nachdruck, son-
dern er hat sich in den Beratungen erfolgreich dafiir
eingesetzt, dal schon in den Ermittlungsverfahren ein
dringlicher Arrest in das Vermdégen zur Sicherung der
kinftigen Vermbgensstrafe ausgebracht werden
kann. Er hat auflerdem in die Beratungen des Bundes-
rates den Antrag eingebracht, in derartigen Fallen
eine Ausnahme vom Steuergeheimnis vorzusehen.
Dieser Antrag Hamburgs ist einstimmig angenommen
worden.

Der Senat wird sich auch fiir die gesetzliche Veran-
kerung einer Auskunftspflicht der Banken einsetzen,
wenn die laufenden Verhandlungen der Bundesregie-
rung mit den Banken tiber freiwillige Auskiinfte nicht
erfolgreich sein sollten.

Den Plan des Bundeskanzlers, eine nationale Dro-
genkonferenz einzuberufen, begriiBe ich ausdriick-
lich, weil ich hoffe, daB wir dadurch bestehende Bar-
rieren iberwinden und Fortschritte bei einer neuen
Drogenpolitik erzielen kénnen. Wir sollten dabei nicht
den Fehler machen, die US-amerikanische Drogenbe-
kampfungsstrategie fir die 90er Jahre einfach zu ko-
pieren und auf unser Land zu iibertragen.

Drogenexperten auf Landerebene und kommunaler
Ebene auch in den USA setzen hier ganz andere
Schwerpunkte und sehen andere Notwendigkeiten.
In New York habe ich persénlich mit Wissenschaft-
lern, Gesundheitsfachleuten und hohen Polizeioffizie-
ren gesprochen, die mir — allesamt aus leidvoller Er-
fahrung mit der Drogenproblematik — bestatigt ha-
ben:

Konsequente Strafverfolgung ist richtig und not-
wendig. Nur: Sie 19st nicht das Problem!

(D
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Aufklarung und Information durch Schule und El-
ternhaus sind richtig und notwendig. Nur: Sie niitzen
nicht denjenigen, die schon abhdngig sind oder sich
von solchen Appellen nicht beeindrucken lassen.

Hier fehlen ganz wichtige Bausteine in der Strate-
gie: die Entkriminalisierung von Abhéangigen, die Er-
leichterung von Zugangsvoraussetzungen zu Thera-
pien, ja, insgesamt die Betrachtung von Drogensucht
als Krankheit.

Der rein repressiv ausgerichtete Ansatz in der Dro-
genbekampfung ist gescheitert. Er ist nicht geeignet,
das Drogenproblem zu lésen. Deshalb bedarf er der
Uberarbeitung und Erginzung.

Das in Hamburg von kompetenten Fachleuten erar-
beitete und vom Senat beschlessene Konzept ist von
sozialer, liberaler und gesellschaftlicher Verantwor-
tung gepragt und getragen. Ich bin davon iberzeugt,
daB ein Durchbruch bei der Bekampfung von Drogen-
sucht und Drogenhandel nur bei Umsetzung dieser
abgewogenen Vorschlige und Initiativen gelingen
wird.

Wir konnen nicht langer warten, diesen Weg zu
beschreiten. Ich bitte um Ihre Zustimmung zZu den
Antrdgen Hamburgs.

Anlage 16
Erkldirung

von Minister Dr. Walter (Saarland}
zu Punkt 17 a) der Tagesordnung

Das Drogenproblem hat sich im Jahre 1989 drama-
tisch zugespitzt. Die Bundesrepublik wurde von einer
wahren Drogenflut iberschwemmt. Sie hat die Zahl
der Erstkonsumenten, Abhingigen und Drogentoten
auf einen noch nie dagewesenen Héchststand hoch-
schnellen lassen.

Hinter all diesen Zahlen verbirgt sich unsagliches
Elend und Leid. Dariiber hinaus bedeuten sie eine
schwerwiegende Gefahr, vor allem fiir unsere jungen
Menschen, aber auch fiir unser gesamtes Sozialsy-
stem.

Diese Entwicklung erfiillt uns alle mit groer Sorge.
Ich glaube, im Grunde genommen verfolgen wir alle
das gleiche Ziel. Der BeschluB der Ministerprasiden-
ten vom Oktober vergangenen Jahres sowie die im
wesentlichen einstimmig gefalten Beschliisse der zu-
stdndigen Fachministerkonferenzen zu dieser Proble-
matik zeigen, daB bei gleicher Problemeinschatzung
das Gemeinsame das Trennende bei weitem iiber-
wiegt.

So sind wir uns alle darin einig, daB die profitgieri-
gen Drahtzieher dieses schmutzigen Geschafts mit al-
lem Nachdruck verfolgt, bestraft und ihre Organisa-
tionen zerschlagen werden miissen. Wo unser rechtli-
ches Instrumentarium dafiir nicht ausreicht, miissen
neue Gesetze her. Deshalb unterstiitzen wir beispiels-
weise die verschiedenen Vorhaben der Bundesregie-
rung zur Erleichterung des Zugriffs auf die sogenann-
ten Tatgewinne, von denen eines heute auf der Tages-
ordnung steht; an anderen MaBnahmen werden wir
konstruktiv mitarbeiten.

Wir sollten uns jedoch genauso darin einig sein, dall
wir den Opfern dieser gewissenlosen Geschaftema-
cher, den Drogensichtigen, wirksame Hilfe anbieten
mussen. Zwar sind auch sie ,Tater” im Sinne des
Strafgesetzbuchs, weil das Gesetz zwar nicht Drogen-
konsum, aber Drogenerwerb und Drogenbesitz unter
Strafe stellt. Doch selbst wenn man es als ndtig und
richtig ansieht, Drogensiichtige als kriminell zu defi-
nieren, mufl man auch den anderen und unbestreitbar
richtigen Aspekt sehen: Der Drogensiichtige ist
krank. Drogensucht ist eine Krankheit, an der der
Siichtige leidet, die er allein nicht iiberwinden kann
und die gegeniber allen Bemiihungen um perma-
nente Rehabilitation so resistent ist wie kaum eine
andere. Aus diesem Grund bedarf er fachkundiger
Beratung und Hilfe.

Deshalb sind iiberall in der Bundesrepublik mit er-
heblichen, auch o&ffentlichen Mitteln Drogenbera-
tungsstellen eingerichtet. [hre Hilfsangebote sollen
nach dem Willen der Ministerprasidenten und aller
verantwortlichen Gesundheitspolitiker noch erheb-
lich intensiviert und ausgebaut werden. Die Mitarbei-
terinnen und Mitarheiter in diesen Einrichtungen lei-
sten Hervorragendes; sie arbeiten mit groBem Enga-
gement, und ihre berufliche Qualifikation wurde in
demn letzten Jahren kontinuierlich verbessert. Ihr wich-
tiger und positiver Beitrag im Rahmen der staatlichen
Konzeption zur Einddammung des Drogenmiibrauchs
wird allgemein anerkannt. Er liegt damit zugleich im
Interesse der Kriminalitatsverhiitung und der Krimi-
nalitatsbekdmpfung.

Die Akzeptanz und die Effizienz der Hilfsangebote
der Drogenberatungsstellen hangen jedoch entschei-
dend davon ab, daB sie der Klientel, die zu ihnen
kommt, absolute Vertraulichkeit und Verschwiegen-
heit zusichern kénnen.

Daran fehlt es jedoch nach dem geltenden Recht,
das den Angehorigen der Drogenberatungsstellen ein
Zeugnisverweigerungsrecht nicht zugesteht. Straf-
prozessuale ZwangsmaBnahmen gegen Drogenbera-
tungsstellen haben deren Arbeit wiederholt empfind-
lich gestort. Auch wenn die Falle selten waren, so hat
jedoch jeder einzelne zu weit iiber den Einzelfall hin-
ausreichender Verunsicherung gefiihrt: Das Fehlen
eines gesetzlichen Zeugnisverweigerungsrechts wird
als latente Gefahr fir das Beratungsgeheimnis ange-
sehen, und dies fithrt notwendigerweise bei der Klien-
tel zu Vertrauensverlust.

Vertrauen ist jedoch fir die Arbeit der Drogenbera-
tungsstellen unerlaflich; sie ist quasi Conditio sine
qua non, wenn erfolgreiche Drogenberatung méglich
sein soll. Denn die Beratung und Unterstiitzung von
Drogenkranken mufB stets den Aspekt ,Straffallig-
keit” sehen. Deshalb stehen Drogensichtige Institu-
tionen besonders miftrauisch gegeniiber; will sagen:
Die notwendige Beratung und Hilfe erreicht die Dro-
gensiichtigen nur dann, wenn diese nicht befiirchten
miissen, daB das, was sie dem Drogenberater anver-
trauen, spéter vom Staatsanwalt oder dem Gericht
gegen sie verwendet wird. Vertrauen ist darum — um
es nochmals, und zwar mit den Worten von Albert
Schweitzer zu sagen — gleichsam das ,Betriebskapi-
tal, das (erst) die Bedingungen gedeihlichen Gesche-
hens schafft”.

(<)
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Dabei hilft es nichts, daB nach der Rechtsprechung
des Bundesverfassungsgerichts das Gericht schon
heute die Moglichkeit hat, den ins Vertrauen Gezoge-
nen von seiner Zeugnispflicht zu befreien, Denn diese
Méglichkeit besteht nurin exzeptionellen Ausnahme-
fallen und unter besonders strengen Voraussetzun-
gen. Sie ist also keine tragfahige Basis fiir riickhaltlo-
ses Verfrauen.

Um den Drogenberatungsstellen dieses fiir eine er-
folgreiche und notwendige Arbeit erforderliche . Be-
triebskapital” Vertrauen zu geben, bitte ich um Ihre
Zustimmung zu dem Gesetzentwurf des Saarlandes.

Die Zeit ist meines Erachtens reif, eine solche Ent-
scheidung zu treffen. Die Zahl der Drogenabhéngigen
wird von der Deutschen Hauptstelle gegen Suchtge-
fahren auf mittlerweile 120 000 geschatzt. Aids hat die
Problematik zusatzlich dramatisch verscharft. Hilfs-
mabnahmen fir Suchtkranke werden in Anbetracht
dessen immer wichtiger. Darum missen wir die
Grundvoraussetzungen fiir eine wirksame Suchtbera-
tung schaffen.

Diejenigen, die das Zeugnisverweigerungsrecht fiir
Drogenberaterinnen und Drogenberater seit langem
fordern, sind immerhin nicht irgendwelche obskure
Gestalten, die auf MiBbrauch, Strafvereitelung oder
Aufwertung ihres beruflichen Images aus sind, son-
dern es ist die Deutsche Hauptstelle gegen Suchtge-
fahren, es ist der Deutsche Caritasverband, es sind die
lbrigen Wohlfahrtsverbande, und es sind die Ange-
hérigen der von uns eingerichteten Drogenberatungs-
stellen; mit einem Wort: Es sind unsere Partner im
Kampf gegen den Rauschmittelmifbrauch, es sind
jene Einrichtungen, die wir fordemn, férdern und fi-
nanzieren. Es kann doch nicht sein, daBl wir diese
Organisationen und Einrichtungen auf der einen Seite
dazu animieren, ihre im 6ffentlichen Interesse liegen-
den Aktivititen auszuweiten und zu intensivieren,
und ihnen auf der anderen Seite das vorenthalten, was
sie fur ihre Arbeit als unerlaflich ansehen und — auch
nach Ansicht des Bundesverfassungsgerichts — als
unerlaBlich ansehen diirfen,

Wir haben dem Entwurf eine ausfiihriiche Begrin-
dung beigegeben, die auf alle rechtspolitischen, straf-
prozessualen und verfassungsrechtlichen Aspekte
eingeht, die im Zusammenhang mit der bisherigen,
nun nicht mehr neuen Diskussion um die Frage der
Einfithrung eines Zeugnisverweigerungsrechts fiir
Drogenberater eine Rolle gespielt haben,

Ich verweise darauf und méchte mich hier und
heute darauf beschranken, nur einem Einwand entge-
genzutreten, der im Zusammenhang mit der zur Dis-
kussion gesteliten Regelung immer wieder angefihrt
wird, ndmlich dem Einwand, durch die Einfithrung
eines Zeugnisverweigerungsrechts fiir Drogenberater
werde die Funktionstiichtigkeit der Strafrechtspilege
geschwicht.

Natiirlich ist dieses Argument ernst zu nehmen.
Denn natiirlich begriindet eine Ausweitung des Krei-
ses der Zeugnisverweigerungsberechtigten im Prin-
zip immer die Gefahr einer Beeintrachtigung der
Wabhrheitsfindung.

Dennoch greift dieses Argument bei genauerer Be-
trachtung nicht durch. Denn die Berichte der Staats-
anwaltschaften und Gerichte aus allen Bundeslan-
demn belehren uns eines Besseren. Sie sagen uns, daB
die Vernehmung von Drogenberatern in der Praxis fir
die Wahrheitsfindung so gut wie keine Rolle spielt:
zum ersten, weil die Praxis sich wohl schon heute
darum bemiiht, dem erkannten und anerkannten
Schutzbediirfnis der Drogenberatungsstellen mag-
lichst Rechnung zu tragen, zum zweiten, weil ihr Wert
als Beweismittel, als Zeuge vom Hérensagen stark
eingeschrankt ist, und zum dritten, weil Drogenbera-
ter liber die Hinterméanner und Drahtzieher desillega-
len Drogenhandels in der Regel ochnehin nichts wissen
bzw. nichts von ihren Klienten erfahren.

Ich glaube deshalb, auch bei voller Wiirdigung der
Interessen der Strafrechtspflege kénnen Sie zu der
vom Saarland vorgeschlagenen Losung ohne Beden-
ken ja sagen.

Ich darf daran erinnern, daB die Bundesregierung
schon 1974 einen Gesetzentwurf eingebracht hat, mit
dem — auBer fiir die Suchtberatung — fir eine ganze
Reihe weiterer Formen der Sozialberatung ein Zeug-
nisverweigerungsrecht geschaffen werden sollte; der
Entwurf ging also wesentlich weiter als der saarldndi-
sche Gesetzesantrag. Dieser Vorschlag wurde seiner-
zeit, als die Situation bei weitem noch nicht so drama-
tisch war, im Bundesrat von allen Lindern mitgetra-
gen.

Ich begriifie es, daB der Bundesminister der Justiz
Ende Januar dieses Jahres einen Diskussionsentwurf
zu dieser Problematik vorgelegt hat, der zeigt, daB
man auch dort im Grundsatz in die gleiche Richtung
denkt.

Ich darf Sie bitten, zu ermdglichen, daB der Gesetz-
entwurf des Saarlandes in den zusténdigen Ausschiis-
sen des Bundesrates in einem konstruktiven Sinne
beraten wird,

Anlage 17
Erkldrung

von Staatssekretir Sauter (Bayern)
zu Punkt 19 a) und 19b) der Tagesordnung

Rauschgifthandel und Rauschgiftmifibrauch bedro-
hen unsere Gesellschaft in einem bisher unbekannten
AusmagB. Die Zahl der Drogentoten in der Bundesre-
publik Deutschland war noch nie so hoch wie im abge-
laufenen Jahr, Mit fast 1 000 Todesopfern wurde die
bisher héchste Todesrate, die wirim Jahre 1988 bekla-
gen mulfiten, weit {iberschritten.

In nicht mehr als zwei Jahren hat sich die Zahl
derer, die wegen RauschgiftmiBbrauchs sterben mubB-
ten, mehr als verdoppelt. Die Rauschgiftkriminalitat
entwickelt sich in der Bundesrepublik Deutschiand
mit einer besorgniserregenden Dynamik. Im Jahre
1989 wurden in der Bundesrepublik Deutschland un-
gefdhr zwei Tonnen sogenannter harter Drogen si-
chergestellt.

In dieser Situation miissen wir feststellen, daB die
bisherigen Methoden des Kampfes gegen das Rausch-
gift, so erfolgreich sie frither gewesen sein mdgen, neu
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uberdacht werden miissen. Wir miissen neue, wirk-
same MabBnahmen entwickeln und sie mit den be-
wahrten Methoden zu einer neuen Gesamtstrategie
verbinden. Die Bayerische Staatsregierung hat mit
Beschlu vom 3. Oktober 1988 einen Kabinettsaus-
schuB unter Vorsitz von Staatsminister Dr. Stoiber ein-
gerichtet und ithm den Auftrag erteilt, eine neue Ge-
samtkonzeption der Bekdmpfung des Drogen- und
RauschmittelmiBbrauchs zu entwickeln.

Sie hat am 30. Januar 1990 die von Staatsminister
Dr. Stoiber vorgelegte Gesamtkonzeption beschlos-
sen. Die in ihr enthaltenen Aktivititen umfassen fol-
gende Bereiche:

— Mafinahmen der Pravention,
— Mafinahmen von Polizei und Justiz,
— gesetzgeberische Maflnahmen,

— MaBnahmen der Beratung, Behandlung und Reha-
bilitation Suchtiger.

Alle genannten Bereiche genieBen die gleiche Prio-
ritat. Das einseitige Uberbetonen eines oder mehrerer
dieser Bereiche gegeniiber anderen geféhrdet den Er-
folg der geplanten Aktivitdten. Die bisherigen Ab-
wehrerfolge, die Bayern gegen den Rauschgiftmil3-
brauch erzielt hat, beruhen nicht zuletzt darauf, daB
der Freistaat auf allen Feldem der Bekampfung von
Handel und MiBlbrauch energisch, aber ausgewogen
gehandelt hat.

Der Ihnen vorliegende Gesetzentwurf und der von
uns eingebrachte Entschliefflungsantraqg sind wichtige
Bestandteile unserer Gesamtkonzeption ,Bekamp-
fung wvon Rauschgifthandel und RauschgiftmiB-
brauch“. Beide umfassen die nétigen Anderungen
von Gesetzen, fiir die der Bund zustandig ist.

Das vorgesehene ,Artikelgesetz” soll die zur wirk-
sameren Bekampfung notwendigen neuen Regelun-
gen bringen.

In den Strafbestimmungen ist es erforderlich, gegen
Rauschgifthéndler schérfere Strafen vorzusehen.
Beim bandenméBigen Rauschgifthandel wird der
Strafrahmen bis zur lebenslangen Freiheitsstrafe er-
weitert. Dem besonderen Unrechtsgehalt der Rausch-
giftkriminalitdt muB durch die Strafdrohungen des
Betaubungsmittelgesetzes Rechnung getragen wer-
den; die Abschreckungswirkung gegen den verbre-
cherischen Handel mit Rauschgift muBl erhéht wer-
den. Straftaten der bandenmaéaBigen Betaubungsmit-
telkriminalitat sind nicht weniger gefahrlich, sozial-
schadlich und strafwiirdig als etwa das Verbrechen
der besonders schweren Brandstiftung nach § 307 des
Strafgesetzbuches, bei dem eine lebenslange Frei-
heitsstrafe verhangt werden kann.

Der Motor des organisierten, bandenmaéBigen
Rauschgifthandels ist die Aussicht auf hohe Profite,
Eine erfolgreiche Bekampfung der Drogenmafia setzt
daher wirksamen und fiir diese Verbrecher schmerz-
haft spiirbaren Zugriff auf ihre Geldmittel voraus.
Durch Schaffung neuer, wirklich greifender Vor-
schriften miissen dem organisierten Drogenhandel
seine finanziellen Ressourcen entzogen werden. Der
Gesetzentwurf sieht daher die Einfiilhrung eines Straf-
tatbestandes nicht nur der vorsatzlichen, sondern
auch der leichtfertigen ,Geldwasche* vor. Bei der

Erweiterung des Verfalls von Vermdgensgegenstan-
den entsprechen die bayerischen Varschldge mehr als
die der Bundesregierung der Forderung nach Umkehr
der Beweislast, die die Innenminister und -senatoren
auf ihrer Konferenz im November des vergangenen
Jahres erhoben haben.

Das ,Waschen" von Drogengeldern muf erschwert
werden. Die Bundesregierung steht in Verhandlun-
gen mit der Kreditwirtschaft, die zur Aufdeckung von
Geldstrémen, die die Drogenmafia flieBen 140t, beitra-
gen mufl. Sie berat mit der EG-Kommission und den
Staaten des Weltwirtschaftsgipfels iiber diese Fragen.
Die Bayerische Staatsregierung hat daher Regelun-
gen dazu in ihren Gesetzentwurf nicht aufgenommen,
um die Verhandlungen, die die Bundesregierung
fuhrt, nicht zu belasten. Sie legt dem Bundesrat den
Entwurf einer EntschlieBung vor, die die Bundesregie-
rung auffordert,

— in Verhandlungen auf eine wirksame Selbstver-
pilichtung der Kreditwirtschaft hinzuwirken
oder,

— falls dies in absehbarer Zeit nicht zu einem befrie-
digenden Ergebnis fiihrt, einen entsprechenden
Gesetzentwurf vorzulegen.

In den Beratungen mit der EG-Kommission und den
Staaten des Weltwirtschaftsgipfels soll die Bundesre-
gierung darauf drangen, daf8 international wirksame
Regelungen zum Aufspiiren von Vermdgenswerten
aus illegalem Drogenhandel geschaffen werden. Die
vorgesehenen Verschérfungen richten sich in erster
Linie gegen die Rauschgifthdndler. Die Strafdrohun-
gen gegen den Konsumenten sind unberihrt geblie-
ben.

Die Bayerische Staatsregierung lehnt allerdings die
von verschiedenen Seiten geforderte ,Legalisierung*
und ,Entkriminalisierung” des Besitzes von Rausch-
gift, auch sogenannter weicher Drogen, zum Eigen-
verbrauch ah.

Durch die Freigabe wiirde die praventive Wirkung
der strafrechtlichen Bestimmungen des Gesetzes iiber
den Verkehr mit Betdubungsmitteln wegfallen. Es
wiirde bei vielen — vor allem jungen — Menschen der
folgenschwere Irrtum entstehen, Rauschgifte seien —
weil nunmehr erlaubt — doch nicht so gefdhrlich. Es
ist zu befirchten, daB sich die Verbreitung von He-
roin, Kokain und anderen Rauschgiften langfristig der
von Alkohol und Tabak anndhern wirde. Schon die
Maoglichkeit einer derartigen Entwicklung mufl im
Ansatz unterbunden werden.

Die Legalisierung der Abgabe von Rauschgift durch
den Staat oder von ihm autorisierte Stellen lehnt die
Bayerische Staatsregierung ab. Antrigen auf entspe-
chende Anderungen des Gesetzes iiber den Verkehr
mit Betdubungsmitteln wird sie sich widersetzen. Eine
derartige MaBnahme ist nicht geeignet, organisierten
kriminellen Kartellen den Boden zu entziehen. Es be-
steht die Gefahr, daB sie noch gefdhrlichere Rausch-
gifte, vor allem synthetische und Designer-Drogen, in
grofier Menge auf den Markt bringen, wenn der Staat
die Abgabe der bisher iiblichen Rauschgifte, wie He-
roin und Kokain, ibernehmen wiirde. Gegen ein Aus-
weichen auf andere Formen der Organisierten Krirmni-
nalitit, die madglicherweise noch geféhrlicher als der
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Rauschgifthandel sind, bietet die Abgabe von Rausch-
gift durch den Staat ohnehin keine hinreichende Ga-
rantie.

Legalisierung des Besitzes von Rauschgift zum Ei-
genverbrauch und seine Abgabe durch den Staat oder
von ihm autorsierie Stellen bekampfen nicht die Ur-
sachen von Rauschgifthandel und Rauschgiftmifi-
brauch; sie wirken allenfalls auf ihre Symptome ein.

Initiativen zur Anderung des Gesetzes iiber den
Verkehr mit Betaubungsmitteln, um sogenannte Me-
thadonprogramme zu erméglichen, wird die Staatsre-
gierung ablehnen.

Hierfiir sind vor allem folgende Grinde mabge-
bend:

— Die Abgabe von Levomethadon beseitigt die
psychische Abhangigkeit von Opiaten nicht. Der Be-
handelte bleibt stichtig. Er wird von Therapien mit
dem Ziel, drogenfrei zu werden, abgehalten.

— Die Einnahme von Levomethadon hindert nicht
entscheidend am zusatzlichen MiBbrauch anderer
Drogen, vor allem durch Injektion. Damit sind soge-
nannte Methadonprogramme nicht geeignet, die Wei-
terverbreitung des HIV zu verhindern. Bei mehrfach-
abhangigen Personen, die den groBten Anteil der Dro-
gensiichtigen stellen, verspricht die Abgabe von Le-
vomethadon keinen Erfolg.

— Die Bindung der Abhangigen an die Drogen-
szene bleibt auch bei Abgabe von Levomethadon er-
fahrungsgemaB erhalten. Die Abgabe von Levome-
thadon hat die mit der Sucht einhergehende Beschaf-
fungskriminalitt und -prostitution nicht ausschlagge-
bend vermindert.

Die Staatsregierung hélt es demgegeniiber fur vor-
dringlich, die Behandlung Drogenabhéngiger, die das
Ziel hat, von Sucht und Abhéangigkeit zu befreien,
weiter auszubauen und zu verbessern.

Zum verfahrensrechtlichen Teil des Gesetzentwurfs
weise ich noch auf folgende Anderungsvorschlége
hin:

— Der Einsatz verdeckter Ermittler wird gesetzlich
geregelt; die Méglichkeit zum milieugerechten Ver-
halten des verdeckten Ermittlers wird sichergestellt;
die Befugnis zur Durchsuchung (auch von Wohnun-
gen) wird ihm eingeraumt.

— Der Einsatz akustischer und optischer Uberwa-
chungsgeridte wird gesetzlich geregelt, wobei im
Grundsatz an die Regelung der Telefoniiberwachung
angeknipft wird.

— Die Rasterfahndung und die polizeiliche Beob-
achtung werden gesetzlich geregelt, wobei die beiden
Mafnahmen bei allen Straftaten mit etheblicher Be-
deutung zulassig sind.

- Der Schutz gefahrdeter Zeugen wird erheblich
verbessert; die Vernehmung gefahrdeter Zeugen mit-
tels einer Fernseh- oder Telefonschaltung wird er-
méglicht; die Geheimhaltung der Identitat und des
Aufenthaltsortes eines gefahrdeten Zeugen bei einer
Vernehmung wird gestattet; die Vorschriften uber die
Benennung von Beweismittein und die Namhaftma-
chung von Zeugen werden im Interesse des Zeugen-
schutzes gedndert.

Mit seinen Vorschlagen strebt Bayern einen verbes-
serten Schutz von Staat und Gesellschaft gegen die
tédliche Gefahr von Rauschgifthandel und Rausch-
giftmiBbrauch an.

Durch diese Anderungen wird die rechtsstaatliche
Ordnung nicht bedroht oder gar beschadigt: sie wird
vielmehr besser, als es bisher méglich war, ge-
schitzt.

Ich bitte Sie, unsere Gesetzesinitiative zu unterstit-
Zen.

Anlage 18
Erklarung

von Parl. Staatssekretar Dr. Jahn (BMJ)
zu den Punkten 17 bis 21 der Tagesordnung

Die hier zur Beratung stehenden Gesetzesinitiati-
ven verfolgen alle, so unterschiedlich ihre Ansatze
auch sind, das eine Ziel, das Drogenproblem an sei-
nen Wurzeln anzupacken.

Der sogenannte Erweiterte Verfall ist neben dem
bereits dem Deutschen Bundestag zugeleiteten Ge-
setzentwurf zur Einfilhrung der Vermégensstrafe so-
wie den geplanten Vorschriften zur Strafbarkeit des
. Waschens* von Gewinnen aus bestimmten Strafta-
ten Teil eines Biindels von SofortmaBnahmen zur Ver-
besserung des Zugriffs auf die Drogengewinne.

Zur Zeit ist der Verfall solcher Gewinne oftmals des-
wegen nicht méglich, weil der hierfiir vom geltenden
Recht geforderte Nachweis der Herkunft des fragli-
chen Gegenstandes aus einer bestimmten, genau dar-
zulegenden Straftat nicht erbracht werden kann.

Hier soll der sogenannte Erweiterte Verfall Abhilfe
schaffen. Der Gesetzentwurf sieht vor, in schweren
Fillen gewinnorientierter Betdubungsmittelkrimina-
litat die Beweisanforderungen zu senken. Danach soll
das Gericht Vermégensgegenstande des Straftaters
bereits dann fiir verfallen erkldren kénnen, wenn die
Umstinde die Annahme rechtfertigen, dafi diese Ge-
genstande aus rechtswidrigen Taten herriihren.

Um zu verhindemn, dall der Tater die Verfallanord-
nung unterlauft, sieht der Entwurf ferner vor, dafl im
Falle der Unmaglichkeit des Verfalls eines bestimm-
ten Gegenstandes der Tater zur Zahlung eines dem
Wert dieses Gegenstandes entsprechenden Geldbe-
trags verurteilt werden kann.

Die weiterhin vorgesehene Méglichkeit zur Berick-
sichtigung von Hartefdllen gibt dem Gericht geni-
gend Raum fir eine im Einzelfall angemessene Ent-
scheidung.

Der Entwurf 1aBt die Anordnung des ,Erweiterten
Verfalls” nurin Fallen schwerer, auf Gewinnerzielung
gerichteter Betdubungsmittelstraftaten zu.

Verfassungsrechtliche Bedenken bestehen weder
unter dem Gesichtspunkt der Eigentumsgarantie
noch dem der Unschuldsvermutung.

Allerdings schépft der Entwurf auch den Bereich
des verfassungsrechtlich Méglichen voll aus. Ein wei-
teres Absenken der Eingriffsvoraussetzungen kinnte
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A} zu einem nicht hinnehmbaren verfassungsrechtlichen
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Risiko fuhren.

Die rechtswidrige Herkunft der dem ,Erweiterten
Verfall” unterliegenden Gegenstidnde mull von allen
in Betracht zu ziehenden Herkunftsmoglichkeiten die
ganz iiberwiegend wahrscheinlichste darstellen. Wir
mitssen auf jeden Fall vermeiden, dall aus dem ,Er-
weiterten Verfall” eine bloBe VerdachtsmaBnahme
wird.

Der ,Erweiterte Verfall wird neben der Vermé-
gensstrafe die rechtlichen Mdéglichkeiten zum Zugriff
auf die kriminellen Gewinne der Drogenmafia erheb-
lich verbessern. Die Schlagkraft dieses neuen Instru-
mentariums wird jedoch wesentlich von der Bereit-
schaft der Praxis abhidngen, diese Vorschriften anzu-
wenden. Der vorliegende Gesetzentwurf schafft hier-
fiir die notwendigen Voraussetzungen.

Ich freue mich dariiber, daB der Vorschlag der Bun-
desregierung auch auf der Landerebene Anklang ge-
funden hat. Die Gesetzentwiirfe Bayerns und Baden-
Wiirttembergs zur Bekdmpfung des illegalen Rausch-
gifthandels und der Organisierten Kriminalitat greifen
diesen Gedanken wie auch den der Einfithrung einer
Vermogensstrafe auf. Die Bundesregierung unter-
stiitzt die Zielsetzung dieser Initiativen.

Was den ,Erweiterten Verfall” anbelangt, ist dabei
freilich auf einen Unterschied hinzuweisen: Wir set-
zen voraus, dafl die Umstande die Annahme rechtfer-
tigen, die Gegensténde seien fiir rechtswidrige Taten
oder aus ihnen erlangt worden. Die Bundesregierung
hat dies vorgeschlagen, weil sie sichergehen will, da}
die Gerichte zu einer verfassungskonformen Ausle-
gung der Vorschrift im Hinblick auf den Schutz des
Eigenturmns kommen. Die Gesetzentwirfe, die ein Na-
heliegen dieser Annahme geniigen lassen, lockemn
diese Bindung an das verfassungsrechtliche Vorver-
standnis.

Mit dem baden-wiirttembergischen Entwurf ist es
durchaus diskussionswiirdig, die Vermdgensstrafe
und den ,Erweiterten Verfall* auf bestimmte Strafta-
ten Organisierter Kriminalitat zu erstrecken, wenn es
gelingt, das als Kriterium vorgeschlagene Merkmal
der ,organisierten Begehung® hinreichend klar zu
definieren und abzugrenzen.

Auch den Vorschlagen zur Einstufung des Banden-
diebstahls und der Bandenhehlerei als Verbrechen
und zur Ausdehnung des § 129 des Sirafgesetzbuches
auf ausldndische Rauschgiftkartelle steht die Bundes-
regierung aufgeschlossen gegeniiber,

Einem Anliegen des bayerischen Entwurfs miBt die
Bundesregierung ganz besondere Bedeutung zu: Ich
denke an die Einfiihrung eines Straftatbestandes der
.Geldwéasche”, also des ,Reinwaschens” von Vermo-
gensgegenstédnden, die aus Organisierter Kriminali-
tat, insbesondere der Betdubungsmittelkriminalitat,
herrihren. Hier méchte die Bundesregierung noch
einen Schritt weitergehen und einen allgemeinen
Straftatbestand schaffen, d. h. einen Tathestand, der
nicht nur den illegalen Rauschgifthandel, sondern
auch andere Bereiche der Organisierten Kriminalitat
einbezieht und deshalb im Strafgesetzbuch angesie-
delt werden sollte.

Lassen Sie mich noch kurz zu den strafverfahrens-
rechtlichen Vorschldgen der Initiativen Stellung neh-
men, die meines Erachtens in ihrer Gesamtheit we-
sentlich mehr problembefrachtet sind als die mate-
riell-rechtlichen Vorschlige.

Zundchst ist festzustellen, dab der Gesetzesantrag
des Freistaates Bayern Regelungsbereiche des Ge-
setzentwurfs ,Strafverfahrensanderungsgesetz 1989"
aufgreift. Dieser im Bundesministerium der Justiz er-
arbeitete Entwurf ist zwischen den Ressorts in Vorbe-
reitung der Kabinettsvorlage bereits weitestgehend
abgestimmt. Es erscheint wenig sinnvoll, die Diskus-
sion hierzu neu zu beginnen.

Dies gilt insbesondere fitr die Vorschldge zur Rege-
lung der EmittlungsmaBnahmen ,Rasterfahndung,
Einsatz technischer Mittel und Einsatz Verdeckter Er-
mittler”.

Soweit die Initiative des Freistaates Bayern eine
gesetzliche Regelung fiir den Einsatz akustischer und
optischer Uberwachungsgeridte in Wohnungen vor-
schlagt, bestehen verfassungsrechtliche Bedenken
unter dem Aspekt des Artikels 13 Grundgesetz.

SchlieBlich enthalten die Entwiirfe Vorschlage, die
bereits in der Vergangenheit mehrfach geprift wur-
den. Es ergab sich jedoch bislang kein rechtstatsach-
lich begriindbares Bediirfnis fiir eine Realisierung. Ich
meine damit die Vorschlige zur Erweiterung der
Straftatenkatatoge fiir die Uberwachung des Fernmel-
deverkehrs und die Einrichtung von Kontrollstellen.
Allein der Hinweis, daB es sich insoweit um eine ent-
schiedene Forderung der Praxis handelt, kann einen
gesetzgeberischen Handlungsbedarf noch nicht be-
grinden. Fir die vorgesehenen Erweiterungen des
Katalogs der Kontrollstellen nach § 111 der Strafpro-
zefordnung gilt dies in ganz besonderem MabBe, da
sich dieses Ermittlungsinstrumentarium in der Ver-
gangenheit nicht {iberméaBig effizient erwiesen hat.

Zur Bekdmpfung des Organisierten Verbrechens
schlagen Bayern und Baden-Wiirttemberg eine Ver-
besserung des Schutzes gefdhrdeter Zeugen im Straf-
verfahren als begleitendes Instrumentarium vor. Ein
Regelungsbediirfnis kann diesem Bereich nicht ohne
weiteres abgesprochen werden. Insbesondere die
nach geltendem Recht bestehende Verpflichtung zur
umfassenden Personalienangabe kann die Aussage-
bereitschaft eines gefahrdeten Zeugen in einer Ver-
nehmung beeintrichtigen und die Tataufkldrung ent-
scheidend behindern.

Es wird jedoch eingehend geprift und diskutiert
werden miissen, ob einzelne sehr weitgehende Vor-
schlige angezeigt sind — inshesondere soweit sie
eine Abschirmung des Zeugen vor den ProzeBbetei-
ligten ermdglichen. Es muB bedacht werden, daB sol-
che ZeugenschutzmaBnahmen Verteidigungsinteres-
sen des Angeklagten erheblich beeintrachtigen.

AbschlieBend noch ein Wort zur Einfithrung eines
Zeugnisverweigerungsrechts der Drogenberater, auf
die die Initiativen des Saarlandes und Hamburgs zie-
len. Ein solches Recht kann ein kieiner, aber doch
wichtiger Schritt innerhalb eines Nationalen Rausch-
giftbekdmpfungsplans werden. Es gilt, das Vertrauen
der Drogengeféhrdeten und Drogenabhédngigen in
die anerkannten Beratungs- und Behandlungsein-
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richtungen zu starken und gerade den Personen mit
illegalem Suchtverhalten den Weg dorthin zu erleich-
tern. Die Bundesregierung ist auf diesem Gebiet nicht
untitig gewesen. Das Bundesministerium der Justiz
hat den Landern und auch den Fachverbanden der
Suchtberatung kiirzlich einen Gesetzesvorschlag in
Form eines Referententwurfs unterbreitet. Er enthéalt
eine genau auf das besonders brennende Rauschgift-
suchtproblem zugeschnittene Losung. Sie geht weni-
ger weit als die Gesetzesvorschliége der beiden Bun-
deslander Hamburg und Saarland, konnte aber ge-
rade deswegen als KompromiBl auch fiir diejenigen
Bundesldander akzeptabel sein, die aus Griinden, die
mir durchaus verstandlich sind, generell jeder Einfiith-
rung neuer Zeugnisverweigerungsrechte skeptisch
gegeniiberstehen. Der Vorschlag des Bundesministe-
riums der Justiz will deutlich machen, daB das neue
Zeugnisverweigerungsrecht nur so weit gehen darf,
wie es die Dringlichkeit des Rauschgiftsuchtproblems
gebietet,

Anlage 19
Erkildrung

von Minister Einert (Nordrhein-Westfalen)
zu Punkt 23 der Tagesordnung

Fiir Herrn Minister Dr. Krumsiek gebe ich folgende
Erklarung zu Protokoll:

Vor rund vier Jahren hat sich der Bundesrat zuletzt
mit dem Gesetz liber den Widerruf von Haustlirge-
schaften und ahnlichen Geschéften befafit. Es bestand
damals Einigkeit dariiber, daB der Verbraucher fiir
Vertrage, die er bei sich zu Hause, an seinem Arbeits-
platz oder in vergleichbaren Situationen abschliefit,
dringend ein gesetzliches Widerruisrecht benotigt.
Damit soll ihm die rechtsgeschaftliche Entscheidungs-
freiheit gesichert werden, die bei Abschliissen dieser
Art sonst nicht gewdhrleistet ist.

Dab die Rechtsstellung des Verbrauchers auf die-
sem in der Praxis bedeutsamen Gebiet verbessert
werden konnte, ist vor allem ein Verdienst des Bun-
desrates. Das Haustiirwiderrufsgesetz geht auf einen
Entwurf zuriick, den der Bundesrat im November
1984 eingebracht hatte. Der Bundestag hat das Gesetz
allerdings mit einer bedauerlichen Einschrankung
versehen: Das Widerrufsrecht des Kunden wurde fir
Versicherungsvertrdge generell ausgeschlossen. Da-
gegen hatte der Bundesrat ein Widerrufsrecht im
Grundsatz auch fiir Versicherungsvertrage vorgese-
hen und nur bei Versicherungen mit sofortigem Dek-
kungsschutz eine Ausnahmeregelung in den Entwurf
eingefiigt.’

Bei den Beratungen im Bundestag waren fiir den
vollstindigen Ausschluff der Versicherungsvertrage
vom Haustirwiderrufsgesetz die folgenden Argu-
mente angefiihrt worden: In der Hauptsache wurde
darauf verwiesen, daB die EG-Richtlinie iiber Haus-
tirgeschéfte Versicherungsvertrage ausdriicklich
ausklammere und eine spezielle Richtlinie fiir Versi-
cherungsvertrage vorbereitet werde; deren Erlal
wolle man im Interesse einer Harmonisierung der na-
tionalen Varschriften abwarten. Weiter wurde argu-

mentiert, es gebe in der Versicherungsbhranche Be-
strebungen, freiwillig dem Kunden beim Abschluff
einer Lebensversicherung ein befristetes Riicktritts-
recht einzurdumen. Schlieflich biete auch die Uber-
wachung durch das Bundesamt fiir Versicherungswe-
sen dem Verbraucher einen gewissen Schutz,

Alle diese Griinde konnten schon damals nicht
iiberzeugen. Deshalb beantragten fiinf Bundesléander,
der Bundesrat solle wegen der Ausnahme der Versi-
cherungsvertrdge vom Haustirwiderrufsgesetz den
VermittlungsausschuB anrufen. Der Antrag hat sei-
nerzeit keine Mehrheit gefunden. Mitentscheidend
dafir war der Wunsch, das Inkrafttreten des langst
uberfilligen Gesetzes zum vorgesehenen Termin
nicht zu gefdhrden.

Unbestritten hat sich das Haustirwiderrufsgesetz
inzwischen bewdhrt. Es hat dazu beigetragen, den
Verbraucher vor uniberlegten rechtsgeschaftlichen
Entscheidungen und vor einer Uberrumpelung durch
den Verhandlungspartner besser zu schiitzen. Jedoch
enthalt das Gesetz nach wie vor eine klaffende Licke
im Verbraucherschutz, die endlich geschlossen wer-
den mub: die Ausnahme von Versicherungsvertragen.
Die Verhandlungslage des Kunden — dariber war
sich der Bundesrat schon damals einig — ist beim
Abschluf} eines Versicherungsvertrages nicht anders
als bei anderen Haustiirgeschéaften. Gerade bei Versi-
cherungsvertrdgen ist wegen der oft schwierigen Be-
urteilung von Risiko und Leistung eine Bedenkzeit fiir
den Kunden sehr wichtig. Gleichwohl sind Versiche-
rungsvertrage aus dem Haustirwiderrufsgesetz aus-
geklammert worden.

Es gibt aber keinen tragfihigen Grund dafir, die
Versicherungswirtschaft in dieser Weise zu privilegie-
ren. Selbst die Riicksichtnahme auf europdisches
Recht rechtfertigt es nicht, dem Verbraucher den
Schutz des Haustirwiderrufsgesetzes fiir Versiche-
rungsvertrage vorzuenthalten. Die von den Beflirwor-
tern dieser Ausnahme seinerzeit gedullerte Erwar-
tung, der Rat der Europédischen Gemeinschaften
werde eine spezielle Richtlinie fir Versicherungsver-
trage erlassen, hat sich nicht erfiillt. Bis heute — fast
vier Jahre nach dem Inkrafttreten des Haustiirwider-
rufsgesetzes — sind die Vorarbeiten fir eine solche
Richtlinie noch immer nicht abgeschlossen. Weiterhin
auf Vorgaben der Européischen Gemeinschaften zu
warten, hieBe, den notwendigen Schutz des Verbrau-
chers auf unabsehbare Zeit zu verschieben.

Die fiir den AusschluB von Versicherungsvertragen
vorgebrachten Argumente sind im iibrigen auch nicht
stichhaltig. Das gilt zum einen fiir die Uberwachung
durch das Bundesaufsichtsamt fiir das Versicherungs-
wesen. Die Kontrolle durch die Versicherungsaufsicht
bietet dem Kunden zwar Schutz vor unbilligen Ver-
tragsklauseln, aber eben nicht vor den typischen Ge-
fahren bei Haustiirgeschaften, namlich der Uberrum-
pelung und dem uniiberlegten Eingehen rechtlicher
Bindungen. Zum anderen macht die Bereitschaft der
Lebensversicherer, dem Kunden ein Ricktrittsrecht
zuzubilligen, eine gesetzliche Regelung fiir andere
Versicherungszweige ohnehin nicht entbehrlich.

Fiir einen umfassenden gesetzlichen Verbraucher-
schutz besteht auch ein dringender Bedarf. In der
Bundesratsdebatte Uber das Haustirwiderrufsgesetz
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gebe es offenbar keine ,schwarzen Schafe”. Erfah-
rungen aus der jingsten Vergangenheit belegen lei-
der das Gegenteil. Verbraucherberatungsstellen ha-
ben im Zusammenhang mit der Ubersiedlung von
Bitrgern aus der DDR und der Aussiedlung von Deut-
schen aus Osteuropa in die Bundesrepublik massiv
Beschwerde iiber Versicherungsvertreter gefiihrt.
Aus- und Ubersiedler wurden danach in Ubergangs-
heimen und sogar auf offener StraBe angesprochen
und unter Ausnutzung ihrer Unerfahrenheit zum Ab-
schluB von Versicherungsvertrdgen veranlaft, die
jeglicher wirtschaftlichen Vernunft widersprechen.
Als eindrucksvolles Beispiel hierfiir genannt sind
Hausratversicherungen flir Familien, die weder Woh-
nung noch Mdébel besitzen.

Diese Entwicklung zeigt, wie aktuell die Forderung
nach einem gesetzlichen Widerrufsrecht fiir Versiche-
rungsverirage auch heute ist. Der Verbraucher mul
— und das gilt selbstverstandlich fiir alle Biirger —
ebenso wie vor eigener Unbedachtheit vor den Uber-
rumpelungspraktiken mancher Versicherungsvertre-
ter besser geschiitzt werden.

SchlieBlich ist auch nicht einzusehen, daB die Ver-
sicherungsbranche gegeniiber anderen Wirtschafts-
zweigen privilegiert bleiben soll. Die Versicherungen
treten zunehmend in Konkurrenz zur Kreditwirt-
schaft, vor allem bei der Vermdgensbildung der priva-
ten Haushalte. Deshalb ist es ein Gebot der wirtschaft-
lichen Chancengleichheit und der Riicksichtnahme
auf den freien Wettbewerb, Versicherungsvertrage in
das Haustiirwiderrufsgesetz einzubeziehen.

Der Gesetzentwurf des Landes Nordrhein-Westfa-
len greift daher den fritheren Vorschlag des Bundes-
rates auf, das Haustiirwiderrufsgesetz prinzipiell auch
auf Versicherungsvertrdage anzuwenden. Einer Be-
sonderheit im Versicherungswesen allerdings soll
durch eine Ausnahmeregelung Rechnung getragen
werden, wie sie der Bundesrat schon damals vorgese-
hen hatte. Wenn der Versicherer dem Kunden sofort
Deckungsschutz gewahrt, trégt er sogleich das volle
Schadensrisiko. Wiinscht der Kunde diese Leistung,
so erscheint es nicht unbillig, ihn insoweit am Vertrag
festzuhalten. Bei Vertrdgen jedoch, die den Versiche-
rungsnehmer langfristig binden, ware ein AusschluB
des Widerrufsrechts nicht sachgerecht. Das wohlver-
standene Interesse des Verbrauchers an wirtschaftli-
cher Bewequngsfreiheit gebietet in solchen Fallen ein
Widerrufsrecht ohne Einschrankung.

Es ist an der Zeit, das Versicherungsprivileg im
Haustirwiderrufsgesetz zu beseitigen und dem Ver-
braucher den Schutz angedeihen zu lassen, den er
bendtigt und verdient. Ich bitte Sie deshalb, den Ge-
setzesantrag zu unterstiitzen.

Anlage 20
Erkldrung
von Senator Gobrecht (Hamburg)
zu Punkt 24 der Tagesordnung

In den letzten Wochen und Monaten haben wir uns
an dieser Stelle wiederholt mit den Veranderungen in

der DDR beschéftigt — mit Verdnderungen, die so
rasant sind, daB die im Dezember 1989 von den Lan-
dern eingebrachten EntschlieBungsantrdge zur
Deutschlandpolitik schon jetzt nicht mehr in allen Tei-
len aktuell sind.

Aktuell ist aber mehr denn je die Anforderung an
uns - ich habe dies bereits in der Bundesratssitzung
am 21. Dezember 1989 erkldrt —, durch konkrete Zu-
sammenarbeit und konkrete Hilfe entscheidend dazu
beizutragen, daB die Menschen in der DDR erkennen
kénnen, daB sie dort eine Perspektive zurm Leben und
zum Arbeiten haben. Dazu gehért auch das groBe
Thema ,Umweltschutz*.

Neben vielen anderen Dingen stellt der Zustand der
Gewasser in der DDR ein groBes Problem dar. Die
Gewasser in der DDR sind durch Schwermetalle, Cy-
anide, Nitrate, Chlorkohlenwasserstoffe, Pflanzen-
schutzmittel und viele andere gewasserschédliche
Stoffe schwer geschadigt. Allein der Gehalt an Queck-
silber, der aus dem Chemiekombinat Bitterfeld jahr-
lich in die Mulde, einen Nebenfluf der Elbe, gelangt,
ist dreiBigmal groéBer als der jahrliche AusstoB aller
bundesdeutschen Elbanlieger.

Dieser Vergleich macht nicht nur die Situation in
der DDR, sondern auch unsere konkrete Betroffenheit
deutlich, wenn es um Fragen des Gewisserschutzes
in der DDR geht. Die Vorbelastungen der Fliisse, wie
z. B. Elbe und Werra, sind so hoch, daB sie durch die
biologische Selbstreinigungskraft des Flusses und
durch hiesige Mafnahmen nicht mehr wettzumachen
sind.

Der Senat der Freien und Hansestadt Hamburg hat
deshalb beschlossen, zur Verbesserung der Gewds-
sergiite in der DDR dem Bundesrat die Anderung
des Abwasserabgabengesetzes vorzuschlagen. Der
Schwerpunkt liegt darin, einen zeitlich befristeten
Fonds fiir GewésserschutzmaBnahmen in der DDR zu
schaffen, der von Bund und Landern zu gleichen Tei-
len gespeist wird.

Wir wissen alle, daB Umweltschutz nicht zum Null-
tarif zu haben ist. Dieser Gedanke stand schon bei der
Idee zum Abwasserabgabengesetz Pate. Was liegt
also naher, als einen Teil des Aufkommens aus der
Abwasserabgabe, das sowieso fiir MaBnahmen zur
Verbesserung der Gewdssergiite zweckgebunden zu
verwenden ist, in der DDR einzusetzen? Dahinter
steckt die Uberlegung, daB GewdisserschutzmaBnah-
men in der DDR — mit dem gleichen finanziellen Auf-
wand wie in der Bundesrepublik — mit einem unver-
gleichbar gréBeren Skologischen Effekt durchgefiihrt
werden kénnen. Dadurch kann die Situation der Men-
schen und der Umwelt dort und in der Bundesrepublik
ertraglicher werden.

Nun zu den Kosten: Ministerprasident Spéth hat in
der Sitzung des Bundesrates am 21. Dezember 1989
schon davor gewarnt — ich zitiere —, ,mit allzu gro-
(len Betragen einfache Gemiiter zu erschrecken®.

Wir schlagen deshalb vor, daB alle Lander 40% des
Aufkommens aus der Abwasserabgabe -- nach Ab-
zug der Verwaltungskosten — in einen Fonds einzah-
len. Das sind jahrlich etwa 160 Millionen DM. Das
Ganze — gerechnet auf einen 10-Jahres-Zeitraum —
bringt eine Summe von 1,6 Milliarden DM. Wenn der
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Bund - wie in unserem Gesetzentwurf vorgesehen —
noch einmal einen Betrag in gleicher Héhe einzahlt,
kann die wirklich nicht unerhebliche Summe von
etwa 3,2 Milliarden DM nur fur Gewdsserschutzmai-
nahmen in der DDR eingesetzt werden.

Aufgrund der geographischen Situation wird bei
einer Vielzahl von GewdsserschutzmaBnahmen in der
DDR ein positiver EinfluB auf die Qualitit eines Ge-
wissers in der Bundesrepublik zu verzeichnen sein.
Es ist deshalb unser ureigenstes Interesse, die Gewas-
sersituation in der DDR zu verbessern.

Die Gesetzesvorlage zur Anderung des Abwasser-
abgabengesetzes sieht die Bildung eines Sonderver-
magens vor, dessen Ausgestaltung in einem Bundes-
gesetz zu regeln ist, Die Freie und Hansestadt Ham-
burg hat deshalb zusatzlich einen EntschlieBungsan-
trag eingebracht, mit dem die Bundesregierung auf-
gefordert wird, einen Gesetzentwurf vorzulegen, mit
dem ein Sondervermégen des Bundes zur Unterstiit-
zung des Gewdsserschutzes in die DDR gebildet
wird.

Ich bitte fiir das weitere Bundesratsverfahren um
Thre Unterstiitzung zu den Bundesratsdrucksachen
85/90 und 86/90 und danke fiir lhre Aufmerksam-
keit.

Anlage 21
Erklarung

von Parl. Staatssekretar Griiner (BMU)
zu Punk! 24 der Tagesordnung

Der Zustand der Gewisser in der DDR gibt Anlafi zu
groBter Besorgnis und erfordert rasches Handeln. Da-
bei ist klar, daB eine durchgreifende Verbesserung
des Umweltschutzes in der DDR nicht nur den Men-
schen sowie Natur und Umwelt jenseits der Grenze,
sondern auch uns in der Bundesrepublik Deutschland
zugute kommt. Es steht auBer Frage, dal} wir in gro-
Bem Umfang Hilfeleistungen erbringen miissen. Im
Bereich des Umweltschutzes ist deshalb schon frih-
zeitig eine engere Zusammenarbeit zwischen den Re-
gierungen beider deutscher Staaten eingeleitet wor-
den. Diese Zusammenarbeit wird jetzt erheblich aus-
gebaut.

Die notwendige Sanierung der Umweltverhéltnisse
in der DDR ist am besten iiber eine durchgreifende
Verbesserung der Leistungsfahigkeit der Wirtschaft
zu erreichen. Es geht also vor allem darum, privates
Kapital zu aktivieren: fiir die Wirtschaft in der DDR
ebenso wie fiir den Umweltschutz. Der Staat hat hier-
bei in erster Linie die Aufgabe, fir giinstige Rahmen-
bedingungen zu sorgen.

Wir haben deshalb schon seit einiger Zeit mit Uber-
legungen begonnen, wie beispielsweise im Abwas-
serabgabengesetz, iber dessen dritte Novellierung
derzeit in den Ausschiissen des Deutschen Bundesta-
ges beraten wird, Anreize fir Gewisserschutzinvesti-
ticnen bundesdeutscher Unternehmen in der DDR ge-
schaffen werden konnen. Als Lésung bietet sich an,
zusitzlich zu dem Anspruch auf Verrechnung der Ab-
wasserabgabe mit Investitionen zur Reduzierung der
eigenen Schadstoffeinleitungen einen Verrech-

nungsanspruch fiur Zuwendungen zu Investitionen in
entsprechende GewasserschutzmaBnahmen auf dem
Gebiet der DDR einzufiithren. Eine solche Kompensa-
tionsméglichkeit sollte aber voraussetzen, dafi die ei-
gene Einleitung des Verrechnenden bereits den An-
forderungen des § 7a Wasserhaushaltsgesetz ent-
spricht und die Gewdsser, in die beide Seiten einlei-
ten, zum Einzugsgebiet desselben oberirdischen Ge-
wassers gehoren. Damit wird erreicht, dal die Kom-
pensationsmafnahmen der Reinhaltung zusammen-
gehdriger Gewésser zugute kommen. Schon aus
Grinden der Gleichbehandiung miifite eine entspre-
chende Kompensationsmoglichkeit auch fiir MaBnah-
men innerhalb der Bundesrepublik Deutschland ge-
schaffen werden.

Neben der vorrangigen Aktivierung privaten Kapi-
tals wird fiir einen Ubergangszeitraum aber auch die
Bereitstellung &ifentlicher Mittel in nennenswertem
Umfang unvermeidlich sein. Hierfirr miissen Kon-
zepte entwickelt werden, und jeder Vorschlag sollte
sorgfaltig auf seine Eignung und Realisierbarkeit ge-
priift werden, Zu der Initiative von Hamburg moéchte
ich aber schon jetzt auf folgende Gesichtspunkte hin-
weisen: ’

1. Es gibt grundsétzliche Bedenken gegen die Ein-
richtung von Sondervermogen und damit von Schat-
tenhaushalten.

2. Auch ohne Bildung eines Sondervermégens
bleibt es natiirlich dem Bund und jedem Land unbe-
nommen, finanzielle Hilfen fiir den Gewasserschutz
der DDR zu geben. Zwar steht den Landern hierfiir bei
der jetzigen Rechtslage das Abgabeaufkommen nicht
zur Verfiigung. Die Lander kénnen aber aus den daru-
ber hinaus vorhandenen Mitteln fiir den Gewasser-
schutz Zuwendungen in die DDR leiten und den Ein-
satz des Abgabeaufkommens auf die ldndereigenen
MaBnahmen beschranken.

3. Die von Hamburg vorgeschlagene Anderung des
Abwasserabgabengesetzes wire auch verfassungs-
rechtlich problematisch. Sie zwingt die Lander, die
ihnen zustehenden Mittel nach einem bestimmten
Schliissel zu verteilen. Aus dem Charakter der Ab-
wasserabgabe als Sonderabgabe folgt verfassungs-
rechtlich nur eine inhaltliche, der Gewasserreinhal-
tung dienende Zweckbindung bei der Verwendung
des Aufkommens. Die regionale und sektorale Vertei-
lung der Mittel liegt in der alleinigen Verantwortung
der Lander. Allenfalls ist zu iiberlegen — und diese
(berlegungen stellen wir im Rahmen der laufenden
Novellierungsberatungen bereits an —, ob das Abga-
beaufkommen nicht auch fir Gewésserschutzmaf-
nahmen in der DDR geofinet werden sollte, um so die
Handlungsspielrédume der Lander zu erweitern.

4. Zu fragen ist schlieBlich, ob der Zeitpunkt fiir die
Vorschlage Hamburgs richtig gewahlt ist. So wirde
sich z. B. in einem vereinten Deutschland die Frage
einer finanziellen Beteiligung des Bundes und der
Bundeslinder an Gewasserschutzinvestitionen oder
anderen InfrastrukturmaBnahmen im anderen Teil
Deutschlands sicherlich differenzierter als noch zum
gegenwirtigen Zeitpunkt stellen.
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Ich gehe davon aus, daB diese Bedenken bei den
Beratungen der Antréage eine wesentliche Rolle spie-
len werden.

Anlage 22
Erklarung

von Staatssekretér Sauter (Bayern)
zu Punkt 25 der Tagesordnung

Die Bayerische Staatsregierung tritt im Rahmen der
finanzpolitischen Moglichkeiten nachdricklich fiir
eine weitere finanzielle Entlastung der Familien
durch steuerliche MaBnahmen ein. $ie halt jedoch die
Einfiihrung eines Familiensplittings nicht fiir den rich-
tigen Weg, weil

— das Familiensplitting bei einem steuersystemati-
sch vernlinftigen Splittingfaktor von 1 zu unvertretbar
hohen Steuerausfallen fithren wirde,

— ein Faktor unter 1 willkiirlich ware und den An-
reiz fiir Einkommensverlagerungen zwischen Eltern
und Kindern nicht beseitigen wiirde,

— die Einfithrung eines Familiensplittings den Be-
strebungen nach Steuervereinfachung zuwiderlaufen
wiirde.

Die Bundesregierung hat sich daher bei der steuer-
lichen Forderung der Familie bisher zu Recht fiir das
bewdhrte, einfache und sozial treffsichere System des
Kinderfreibetrags entschieden. Daran scllte festge-
halten werden.

Anlage 23
Erkldrung

von Staatsminister Prof. Dr. Hill (Rheinland-Pfalz)
zu Punkt 27 der Tagescrdnung

Die Landesregierung Rheinland-Pfalz begrift die
von der Bundesregierung im Rahmen der AusschuB-
beratungen abgegebene Erkldrung, in der ndchsten
Legislaturperiode eine Novelle zum Energiewirt-
schaitsgesetz in das Gesetzgebungsverfahren einzu-
bringen. Rheinland-Pfalz geht davon aus, daf hierbei
insbesondere die Aufnahme einer rationellen und
sparsamen Energieverwendung und der Ressourcen-
schonung unter Umweltgesichtspunkten als gleichbe-
rechtigte Ziele neben der Sicherheit und Preiswiirdig-
keit der Energieversorgung beriicksichtigt wird, wo-
bei auch die Fernwarme einzubeziehen ist.

Vor diesem Hintergrund halt Rheinland-Pfalz die
Einbrinqung des EntschlieBungsantrags von Ham-
burg derzeit nicht fir erforderlich.

Anlage 24
Erkldrung

von Senator Gobrecht (Hamburg)
zu Punkt 27 der Tagesordnung

Die Schwerpunkte der kinftigen Energiepolitik
sind vor allem:

-- eine entschlossene Politik der Energieeinsparung
und rationellen Energienutzung,

— die Férderung und Entwicklung der erneuerbaren
Energien sowie

— ausgewogene Losungen fiir Energie- und Umwelt-
politik.

Dies habe ich nicht aus dem EntschlieBungsantrag
Hamburgs zitiert, sondern der Antwort der Bundesre-
gierung auf eine GroBe Anfrage vom Mai 1989
(Drucksache 11/4523) entnommen.

Nicht nur die Inhalte, sondern auch die Zielrichtung
der hamburgischen EntschlieBung, ndmlich eine No-
velle des Energiewirtschafttsgesetzes herbeizufihren,
dirfte mittlerweile mit der Bundesregierung nicht
mehr streitig sein; hat sie doch in der gleichen Ant-
wort erklart, sie priife, wie das Energiewirtschaftsge-
setz aktualisiert werden koénne. Die Frage des Ob
stellt sich insofern nicht mehr,

Gerade vor dem Hintergrund der Diskussion iiber
drohende Klimagefahren erweisen sich die Eck-
punkte aus der hamburgischen EntschlieBung als ak-
tueller denn je. Im Kern geht es bei den Forderungen
Hamburgs um die Modernisierung eines mehr als
50 Jahre alten Gesetzes an der Schwelle zum Jahr
2000. Das neue Energiewirtschaitsgesetz muf seinen
Beitrag leisten zu

— einer starkeren Energieeinsparung,

— einer umwelt- und ressourcenschonenden Ener-
gieversorgung sowie

— einer Forderug bis hin zur Markteinfihrung er-
neuerbarer Energiequellen.

Die Diskussionen auf fachlicher Ebene und die Er-
grterungen zwischen den Fachministerkonferenzen
fiir Wirtschaft und fitr Umweltschutz haben in den ver-
gangenen zwei Jahren MiBverstindnisse ausgeraumt
und zu der einvernehmlichen Auffassung gefiihrt, daB
eine Novelle des Energiewittschaftsgesetzes von der
Seite der Wirtschafts- und Umweltminister der LAnder
als notwendig angesehen wird.

Angesichts der bedeutenden Positionen der Lander
im Vollzug energierechtlicher Regelungen halte ich es
Hir angebracht, wenn der Bundesrat die Gelegenheit
nutzt, seine Auffassung dber die Zielrichtung einer
Novelle des Energiewirtschaftsgesetzes darzulegen.
Es geht um nicht mehr, aber auch um nicht weniger
als darum, die gesetzliche Grundlage einer Energie-
versorgungsstruktur fir die Zeit iber das Jahr 2000
hinaus zu schaffen. Die Zeit ist reif, um einen AnstoB
zu dieser Entwicklung zu geben. Lassen Sie uns daran
gemeinsam mitwirken!

Anlage 25
Erkliérung
von Minister Einert (Nordrhein-Westfalen)
zu Punkt 27 der Tagesordnung
Fir Herrn Minister Prof. Dr. Jochimsen gebe ich fol-
gende Erklarung zu Protokoll:

Obwohl der EntschlieBungsantrag Hamburgs dem
Bundesrat seit nunmehr fast drei Jahren vorliegt, ver-
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dient sein Ziel, der Energierechtsreform auch von
Linderseite einen Ansto zu geben, besonders ange-
sichts der mittlerweile deutlicher gewordenen Kli-
maproblematik unveréndert Unterstitzung. Nach-
dem die Bundesregierung zwischenzeitlich eine No-
vellierung des Energiewirtschaftsgesetzes filir die
ndachste Wahlperiode angekiindigt und der Deutsche
Bundestag durch die bei der Verabschiedung des Ge-
setzes iber die Umweltvertraglichkeitspriifung ge-
fafte EntschlieBung diese Absicht bekraftigt hat, sell-
ten nunmehr auch die Lander ihren politischen An-
spruch auf Mitgestaltung der kiinftigen rechtlichen
Rahmenbedingungen fir die leitungsgebundene
Energieversorgung deutlich machen und Eckpunkte
fiir die Energierechtsreform aufzeigen.

Die Landesregierung Nordrhein-Westfalen hat be-
reits im Jahre 1984 in ihrem Bericht , Energiepolitik in
Nordrhein-Westfalen — Positionen und Perspekti-
ven” deutlich gemacht, daB sie zur besseren Nutzung
des Potentials umweltschonender und verbrauchsspa-
render Energieerzeugungs- und Energienutzungs-
techniken eine Anpassung der energierechtlichen
Rahmenbedingungen fiir erforderlich halt. Ich be-
griuBe es, daB die Wirtschaftsministerkonferenz und
die Umweltministerkonferenz noch im letzten Jahr
ibereinstimmend betont haben, dal zur Verminde-
rung fossilen Energieverbrauchs auch eine Anpas-
sung des rechtlichen Ordnungsrahmens erforderlich
ist. Bereits durch ihre einstimmige — von der Mini-
sterprasidentenkonferenz bekraftigte — Forderung
vom September 1988, die staatliche Férderung der
Markteinfithrung erneuerbarer Energien beizubehal-
ten und zu verstiarken, hat die Wirtschaftsminister-
konferenz den Konsens zwischen allen Léndern beim
Ziel einer rationellen und umweltschonenden Ener-
gieversorgung unterstrichen.

Ich begriifie es besonders, daB der Entschliefungs-
antrag Hamburgs diesen Gesichtspunkt aufgreift und
den Zusammenhang zwischen den Zielen rationeller
Energienutzung und sicherer Energieversorgung da-
durch betont, dal

— eine rationelle Energienutzung und umweltscho-
nende Energieversorgung und

— die Sicherung der Nutzung heimischer Energietra-
ger

gleichrangig als Eckpunkte der Energierechtsreform
hervorgehoben werden.

Damit wird unterstrichen, daB einerseits Bemihun-
gen um eine rationelle Energienutzung zugleich dem
Ziel einer sicheren Energieversorgung dienen, ande-
rerseits die Nutzung heimischer Energietrdager bei
Ausschopfung aller Méglichkeiten zur Verminderung
von Emissionen nicht nur eine sichere Energieversor-
gung gewdhrleistet, sondern auch dem Ziel einer um-
weltschonenden Energieversorgung entspricht. Die
Forderung nach verlaBlichen Bedingungen fiir den
Einsatz heimischer Energietrager und das Ziel, die
Moglichkeiten zur Verringerung des Energiever-
brauchs soweit wie moglich zu nutzen, widersprechen
sich also keineswegs.

Aus den im EntschlieBungsantrag Hamburgs aufge-
zeigten Eckpunkten fiir die Energierechtsreform

mdchte ich drei zentrale Reformthemen hervorheben,
namlich

— die Reform der Tarifstruktur,

— die Einspeisungsbedinqungen fir privat erzeugten
Strom und

— das Verhaltnis Energierecht/Umweltschutz.

Eine Tarifstruktur, die durch Anreize fiir sparsames
Verbraucherverhalten zur Ausschopfung der beim
Energieverbrauch bestehenden Einsparpotentiale
beitragt, ist wesentliches Ziel einer Politik rationeller
Energienutzung. Die neue Bundestarifordnung Elek-
trizitat, zu der die Beschliisse der Wirtschaftsminister-
konferenz vom 7. Oktober 1987 in Mettlach den ent-
scheidenden Anstoll gegeben haben, ist ein erster, aus
der Sicht Nordrhein-Westfalens aber noch nicht aus-
reichender Schritt zu einer Gestaltung der Tarifstruk-
tur, die von der Nachfrageseite her die rationelleVer-
wendung von Elektrizitat fordert. Einen positiven An-
satz des neuen Tarifrechts sehe ich vor allem darin,
dal es die Erfordernisse einer sicheren, preisgunsti-
gen, rationellen und umweltschonenden Energiever-
sorgung als Grundsétze der Strompreisbildung aus-
driicklich hervorhebt und Gestaltungsspielraume fir
eine entsprechende Tarifstruktur eréffnet, die von den
Elektrizitdtsversorgungsunternehmen im Zusammen-
wirken mit den Aufsichtsbehérden der Lander genutzt
werden sollten.

Die Diskussion iiber die kiinftige Gestaltung der
Tarifstruktur ist damit jedoch nicht beendet. Das gilt
vor allem fiir die Forderung nach einer Abldsung der
zweigliedrigen Strompreisbildung durch einen zeit-
variablen linearen Tarif. Daf die neue Tarifordnung
ein solches lineares Tarifsystem nur ermdoglicht, reicht
aus der Sicht Nordrhein-Westfalens nicht aus. Die gro-
Bere Flexibilitat der Versorgungsunternehmen bei der
Tarifgestaltung kann aber dazu beitragen, weitere
empirische Daten, etwa tiber die Wahl geeigneter
Zeitzonen und Preisabstufungen sowie iiber die prak-
tischen Auswirkungen tariflicher MaBnahmen auf
den Lastgang, zu erarbeiten.

Auf dieser verbreiterten Grundlage wird erneut
dariiber diskutiert werden missen, wie, der Forde-
rung des EntschlieBungsantrags entsprechend, die
Tarife fir leitungsgebundene Energietrager — auch
fir den Bereich der Gasversorgung — die Energieein-
sparung auch von ihrer Struktur her méglichst wirk-
sam unterstiitzen kdénnen.

Die in die neue Tarifordnung aufgenommenen Re-
gelungen iber die tarifrechtliche Anerkennung der
Vergiitungen fir die Einspeisung von Elektrizitat aus
emeuerbaren Energien und Kraft-Warme-Koppelung
haben die weitgehende politische Ubereinstimmung
deutlich gemacht, dalB die Ausschépfung des Potenti-
als zur Stromerzeugung in Kraft-Warme-Koppelung
und aus unerschopilichen Energiequellen eine Ver-
besserung der Einspeisevergiitungen unter Zugrun-
delegung der auch langfristig eingesparten Kosten
voraussetzt. Ich begriiBe dies ausdriicklich.

Durch die Klarstellung, daB eine entsprechend ver-
besserte Vergiitungsregelung von der Strompreisauf-
sicht bei der Tarifgenehmigung anzuerkennen ist,
wird allerdings zunéchst nur ein Einwand hinfdllig,
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bisher vielfach abgelehnt worden ist.

Ich hoffe, daB die Versorgungsunternehmen dem
Appell des verordnungsgebers folgen und durch eine
Modifizierung der Verbandevereinbarung oder durch
individuelle Vertrage mit Kleinerzeugern eine we-
sentliche Verbesserung der Einspeisebedingungen
anbieten werden. Hierzu gehért auch, daB durch zu-
mutbare Bedingungen fir die Zusatz- und Reserve-
stromversorgung ein weiteres wesentliches Hemmnis
fiir die dezentrale Stromerzeugung beseitigt wird.

Ein Energieversorgungssystem, das auf eine mbg-
lichst rationelle Energienutzung angelegt ist, ent-
spricht insgesamt auch am ehesten dem Gebot der
Schonung natiirlicher Ressourcen. Diese grundsatzli-
che Konvergenz der Ziele einer umweltgerechten und
rationellen Energienutzung schliefit jedoch nicht aus,
daB im Einzelfall Zielkonflikte entstehen und eine
Abwagung der konkret beriihrten dkologischen und
energiewirtschaftlichen Belange erforlich wird.

Das Energiewirtschaftsgesetz tragt diesen Wechsel-
wirkungen bisher nicht Rechnung. Dies wirkt sich vor
allem bei der Zulassung von Energieanlagen, insbe-
sondere Leitungsbauvorhaben, nachteilig aus. Schon
wegen der Bedeutung, die der Zulassung von Ener-
gieanlagen in der Aufsichtspraxis der Lander zu-
komint, handelt es sich hierbei um Reformfragen, bei
denen die Lander in besonderem MaBe aufgerufen
sind, Defizite des vorhandenen Aufsichtsinstrumenta-
riums aufzuzeigen und im Rahmen der Teilhabe an
der politischen Willensbildung auf Bundesebene auf
eine notwendige Korrektur der bundesgesetzlichen
Vorgaben hinzuwirken.

Die im EntschlieBungsantrag des Bundestages her-
vorgehobene Forderung nach einer bundesgesetzli-
chen Regelung des Zulassungsverfahrens fir groBere
Leitungsbauvorhaben kann aus der Sicht Nordrhein-
Westfalens nur unterstrichen werden. Ziel der Re-
formiiberlegungen muf es sein, von der Verfahrens-
struktur her eine umfassende und frithzeitige Beriick-
sichtigung sowie einen sachgerechten Ausgleich dko-
logischer und energiewirtschaftlicher Erfordernisse
bei der Planung von Energieanlagen zu gewahrleisten
und hierbei dem berechtigten Interesse der Versor-
gungsuntermehmen an verlaBlichen Grundlagen fur
Investitionsentscheidungen Rechnung zu tragen.

Neue rechtliche Rahmenhedingungen fiir ein ratio-
nelles und umweltgerechtes Energieversorgungssy-
stem haben langiristige Auswirkungen auf die Ver-
sorgungsstruktur. Ubereilte Festlegungen sind in der
Diskussion iiber die Energierechtsreform daher in je-
demn Falle verfehit.

Wie die Landesregierung mehrfach betont hat, soll-
ten so grundlegende Entscheidungen wie eine Neu-
orientierung des Energieversorgungssystems ferner
moglichst gemeinsam von den politischen Parteien
getragen werden und dariiber hinaus auch auf gesell-
schaitlichem Konsens beruhen. Das gilt vor allem fiur
die Rolle und das Selbstverstandnis der Energiever-
sorgungsunternenmen; denn ohne ihre Mitwirkung
ist die notwendige zukunftsorientierte Umgestaltung
unseres Versorgungssystems naturgema schwieriger
zu bewerkstelligen.

Sosehr die Energierechtsreform daher einen mog-
lichst weitgehenden Konsens und langen Atem erfor-
dert, so sehr sind — wie der bisherige Diskussionsver-
lauf gezeigt hat — politische Anstofe notwendig.

Ich meine, daf der Entschliefungsantrag Hamburgs
Eckpunkte fiir die Energierechtsreform aufzeigt, iber
die Konsens bestehen miiBte. Ich hoffe daher, dab es
gelingen wird, durch einen zustimmenden Beschlufi
des Bundesrates die Energierechtsreform ein gutes
Stiick voranzubringen und zugleich erneut deutlich
zu machen, dab energiepolitischer Konsens zwischen
den Landern méglich ist und dab hiervon AnstéBe fur
die gesamtstaatliche Energiepolitik ausgehen kon-
nemn.

Anlage 26
Erklarung

von Staatsminister Dr. Stavenhagen (BK)
zu Punkt 27 der Tagesordnung

Fiir Herrn Parlamentarischen Staatssekretar Beck-
mann (BMWi) gebe ich folgende Erklarung zu Proto-
koll:

Der zur Abstimmung anstehende Antrag des Lan-
des Hamburg zur Novellierung des Energiewirt-
schaftsgesetzes datiert aus dem Jahre 1987, ist also
fast drei Jahre alt. In dieser Zeit hat sich im Energie-
recht einiges getan, was in dem Antrag nicht bertick-
sichtigt ist. So trat zum Jahresbeginn die neue Bun-
destarifordnung Elektrizitat in Kraft, wonach die
Strompreisrechnungen erheblich verbrauchsabhéangi-
ger zu gestalten sind als bisher. Die neue Tariford-
nung, die kostengerechter ist und die wirtschaftlichen
Anreize zum Stromsparen verstarkt, hat auch im Bun-
desrat eine breite Mehrheit gefunden. Weiterhin hat
die fiinfte Kartell-Novelle die Wettbewerbselemente
im Bereich der Strom- und Gasversorgung verstarkt.
Dazu wurde die Durchleitung von Strom und Gas er-
leichtert und der Wettbewerb um Versorgungsgebiete
intensiviert.

Zu dem Hauptanliegen, namlich das Energiewirt-
schaftsgesetz zu novellieren, hat die Bundesregierung
im letzten Jahr schon verschiedentlich erklart, dab sie
diese Novellierung angehen wird. Im Bundeswirt-
schaftsministerium haben die Vorarbeiten hierfiir be-
gonnen. Sie sind so eingerichtet, daB in der nachsten
Legislaturperiode ein Regierungsentwurf vorgelegt
werden kann.

Auch der Deutsche Bundestag hat im September in
einer EntschlieBung im Zusammenhang mit dem Ge-
setz Uber die Umweltvertraglichkeitspriiffung die No-
vellierung des Energiewirtschaftsgesetzes gefordert.
Dabei wurde verlangt, daB in die allgemeinen Zielset-
zungen des Geselzes der Umweltschutz und die Res-
sourcenschonung als gleichberechtigte Kriterien ne-
ben den iiberkommenen Zielen der Versorgungssi-
cherheit und Preiswurdigkeit aufzunehmen sind. Wei-
terhin soll auch ein Zulassungsverfahren fur Hochst-
spannungs-Freileitungen eingefuhrt werden. Diese
Punkte, insbesondere die erweiterte Zielsetzung, wer-
den zu den zentralen Themen der Novellierung geho-
ren.
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Dariiber hinaus miissen wir aber auch priifen, ob die
heutigen wirtschaftlichen und rechtlichen Bedingun-
gen nicht weitere Deregulierungsschritte erlauben.
Staatliche Eingriffsmdglichkeiten finden nur dort ihre
Berechtigung, wo die Lenkungskréfte des Marktes
nicht oder in nicht ausreichendem Mafle zur Verfii-
gung stehen.

In dem Antrag Hamburg wird nicht nur die Novel-
lierung gefordert, sondern gleichzeitig werden neun
Eckpunkte der Reform festgeschrieben. Sie sind zwi-
schenzeitlich zum Teil (iberholt. Zum anderen — und
hier liegt der Dissens — sind sie von Vorstellungen
gepragt, die weit Gber das derzeitige Eingriffsinstru-
mentadum des Energiewirtschaftsgesetzes hinausge-
hen und so nicht akzeptiert werden kénnen,

Ein entsprechender BeschluB des Bundesrates
kdnnte die Landerhaltung bei den erforderlichen in-
tensiven Beratungen fir ein neues Energiewirt-
schaftsgesetz prajudizieren. Dies wiirde die Stand-
punkte in der politischen Diskussion bereits in der
Anfangsphase unserer Novellierungsbemiihungen
unnoétigerweise verharten.

Ich bitte Sie daher, den Antrag Hamburgs abzuleh-
nen.

Anlage 27
Erkldrung

von Staatsminister Prof. Dr. Hill (Rheinland-Pfalz)
zu Punkt 29 der Tagesordnung

Der Thnen vorliegende EntschlieBungsantrag des
Landes Rheinland-Pfalz enthélt eine eingehende Be-
griindung. Ich werde mich deshalb darauf beschran-
ken, die wesentlichen Gesichtspunkte, die die Rhein-
land-Pfalzische Landesregierung zur Einbringung
dieses Initiativantrages veranlaBt hat, aufzuzeigen.

Der Wirtschaftsordnung der Bundesrepublik
Deutschland liegt das Prinzip eines freien und fairen
Leistungswettbewerbs zugrunde. Zu einer solchen
Wettbewerbslandschaft gehdren leistungsorientierte,
anpassungsbereite und eigenverantwortlich han-
delnde Unternehmen, die sich auf offenen Markten in
weitgehender Unabhéngigkeit und Chancengleich-
heit bei grundsatzlich gleichem Erfolgsrisiko gegen-
itberstehen.

Unkontrollierter Einsatz von Marktmacht bringt
dieses System aus der Balance und gefdhrdet damit
unsere marktwirtschaftliche Ordnung.

Die Landesregierung von Rheinland-Pfalz beobach-
tet mit Sorge die sich seit geraumer Zeit abzeichnen-
den Strukturverinderungen im Bereich der Kredit-
und Versicherungswirtschaft. Unverkennbar ist ein
Trend zu marktmachtigen Allfinanzkonzernen mut
stetig wachsenden EinfluBmaéglichkeiten.

Es stellt sich die Frage, ob und inwieweit in der
Bundesrepublik die Anbieter von Finanzdienstlei-
stungen, d. h. Kreditinstitute und Versicherungen,
wettbewerbshemmende Macht ausiiben.

Oder anders ausgedrickt: Wo beginnen sich wirt-
schaftliche Kompetenz, Autoritdt, Verantwortung,
Leistungsfahigkeit und EinfluB zu einer marktmach-

tigen Position — zu Marktmacht — zu verdichten, die
unserer Wetthewerbsordnung zuwiderlduft?

Die Existenz von Macht und EinfluB ist per se noch
nicht als verwerflich anzusehen. Das Problem liegt
vielmehr beim Umgang mit dieser Macht und deren
verantwortungsvollem Einsatz.

Bereits das Gesetz gegen Wettbhewerbsbeschran-
kungen geht von dieser Idee der grundsatzlichen
Neutralitat des Staates gegeniiber BetriebsgréBen-
klassen und Marktanteilen aus. Es trifft aber anderer-
seits auch Vorkehrungen, daB Marktmacht zu keinen
nachteiligen Einflissen fir die Gesamtwirtschaft
fihrt.

Angst vor GréBe allein hat die Rheinland-Pfélzische
Landesregierung somit nicht dazu bewogen, das im
Finanzbereich gekniipfte Netz von gegenseitigen
Einfluf- und Ricksichtnahmen auf seine Anfalligkeit
fir miBbrauchliche Verhaltensweisen zu priifen.

Die Verhaltens- und Ressourcenspielraume von
Kreditinstituten und Versicherungsunternehmen wir-
ken sich jedoch in der Tendenz zunehmend nachteilig
auf die freie Entfaltungsmoglichkeit der Ubrigen
Marktteilnehmer aus.

Speziell in diesem Wirtschaitsbereich besteht ein
Konglomerat von Faktoren, die zu EinfluBmdglichkei-
ten und Herrschaftspositionen fithren und bei Wettbe-
werbern und Kunden zunehmend Verunsicherung,
Skepsis, ja, das Gefihl von Abhéngigkeit und Hilflo-
sigkeit entstehen lassen.

Wenn sich Banken und Versicherungen in fort-
schreitendem Mafe als integrative Informationssam-
melstellen und -depots erweisen und verstehen, so ist
dies das Resultat vielfaltigster Engagements der Fi-
nanzinstitute.

Uber die Kredit- und Kapitalversorgung Dritter, die
Wahrnehmung von Auftragsstimmrechten und Auf-
sichtsratsmandaten sowie durch Informationen und
Handlungsspielrdume, die sich aus Eigenbeteiligun-
gen der Allfinanzinstitute ergeben, entstehen einflufl-
schaffendes Wissen und Kompetenz, die die Gefahr
von MachtmiBbrauch in sich bergen oder gar hierzu
verfihren.

Das Wort ,Wissen ist Macht” erhélt somit im All-
finanzbereich tdgliche und nicht unproblematische
Aktualitét.

Wenn, wie kirzlich bei einer Umfrage des Munch-
ner Ifo-Instituts unter 500 Unternehmen, iberwie-
gend Skepsis und Vorbehalte gegen den zunehmen-
den EinfluB von Kreditinstituten laut werden und na-
hezu die Hilfte der Befragten scharfere Gesetze ge-
gen den EinfluB der Banken fordert, so spricht dies flr
sich.

Wenn wegen mangelnden Wettbewerbs zwischen
Allfinanzinstituten eine bankeneinheitliche Wertstel-
lungs- und Zinsabrechnungspraxis, die international
Zu einem Spitzenplatz bei den Provisionen gefiihrt
hat, erst von den Gerichten als kundenunfreundlich
und unzuldssig verworfen werden mufl, so beweist
dies die starke Position der deutschen Kreditinsti-
tute.
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Und schlieBlich sind die Biindelung von Anteilspa-
keten an bankfremden Unternehmungen, die zuneh-
mende Konzentration und Zusammenfiihrung von
bislang unterschiedlichen Unternehmenszielen durch
machtige Allfinanzgruppen zu nennen, die in zuneh-
mendem MafBe zu Interessenkollisionen und gewich-
tigen EinfluBpotentialen fithren.

Sie wissen wie ich, daf} das Konfliktpotential markt-
méchtiger Einheiten im Verhéltnis zu staatlichen Ent-
scheidungstragern erheblich ist. Ich denke hier vor
allem an Standort- und Subventionsentscheidungen
oder die Ministererlaubnis nach dem Kartellgesetz. Es
gilt Vorkehrungen zu treffen, die davor schiitzen, da
Finanzmacht Abhéngigkeit, Fremdbestimmung oder
gar Ohnmacht schafft.

Auch die Wettbewerbssituation im européischen
oder internationalen Markt kann nicht als Rechtferti-
gung fir einen unbeschrankten EinfluB von Allfinanz-
konzemen in der Bundesrepublik herangezogen wer-
demn.

Wie Beispiele in Japan, den USA und in europai-
schen Landern zeigen, sind dauerhafte Anteilsbesitze
und Fremdengagements von Finanzinstituten keine
Garantie fir Wettbewerbsstiarke, sondern fiithren eher
zu Unbeweglichkeit sowie zu mangelndem Rationali-
sierungs- und KostenbewubBtsein. GroBe allein gibt —
wie Beispiele aus den USA zeigen — in der Regel
keine Garantie fiir Wachstum, Gewinn und Beschafti-
gung.

Mit der wettbewerblichen Offnung des Ausnahme-
bereiches Banken und Versicherungen im Zuge der
jetztin Kraft getretenen finften GWB-Novelle ist zwar
eine erste Signalwirkung im Hinblick auf Abbau und
Einschrankung wettbewerblicher Privilegien vorge-
geben.

Gleichwohl bedarf es dariiber hinaus eines zusatzli-
chen vor- und fiirsorglichen Korrektivs, damit die
Funktionsmechanismen der marktwirtschaftlichen
Ordnung unangetastet bleiben oder wieder herge-
stellt werden.

Im Spannungsfeld zwischen wettbewerblich gebo-
tener Grofe und Marktstarke einerseits, fragwirdiger
Marktmacht und massiver EinfluBnahme auf wirt-
schaftliche und Investitionsentscheidungen bei Nicht-
finanzhdusern andererseits, 1aBt sich eine ausgewo-
gene Balance am ehesten durch Selbstbeschrén-
kungsmaBnahmen im Allfinanzbereich erzielen.

Es geht hier gewill nicht um die Verteufelung einer
ganzen Branche und auch nicht um den — in dieser
pauschalen Form sicherlich nicht haltbaren — unaus-
gesprochenen Vorwurf, Banken und Versicherungs-
institute hétten in der Vergangenheit in der Bundes-
republik MachtmiBbrauch betrieben.

Vielmehr soll nach unseren Vorstellungen bereits
im Vorfeld problematischer EinfluBnahmen von Fi-
nanzinstituten im Wege der Selbstbeschrankung
— madglichst unter Verzicht auf gesetzliche Grenzzie-
hungen — negativen Verdnderungen der Wettbe-
werbslandschaft so irih wie moglich entgegenge-
wirkt werden.

Zu einem Zeitpunkt, in dem die Grenze des ord-
nungs- und wettbewerbspolitisch Vertretbaren durch

zunehmend gréBere Einheiten im Finanzbereich
Uberschritten zu werden droht, hilt die Landesregie-
rung von Rheinland-Pfalz ein unverziigliches Han-
deln fur unerlafilich. Dazu gehéren

— eine Beschrankung des Beteiligungsbesitzes an
Unternehmen anderer Wirtschaftsbereiche auf
15%,

— der Verzicht auf Beteiligungen und Aufsichtsrats-
mandate bei mehreren miteinander konkurrieren-
den Unternehmen,

— die Verbesserung der Unternehmenspublizitdt.

Im Bereich der Anlagensicherung und der Insider-
Regeln haben sich Selbstverwaltung und Selbstbe-
schridnkung in der Vergangenheit bewahrt. Dagegen
haben sich die anderen bislang praktizierten freiwilli-
gen Beschrankungen — die uberdies in erster Linie an
unternehmerischen Zielen der Kreditinstitute orien-
tiert gewesen sind — als nicht ausreichend erwie-
sen.

Lassen Sie uns hinter die bereits seit Anfang der
70er Jahre mitunter heftig gefiihrte éffentliche Dis-
kussion um eine Eingrenzung der Macht von Finanz-
instituten durch eigenverantwortliches Handeln der
Beteiligten einen konstruktiven Schlufipunkt setzen!

Eine freiwillige Selbstbeschrénkung machtiger All-
finanzinstitute wéire Ausdruck einer gemeinwohl-
orientierten und ordnungspolitisch gebotenen Hal-
tung und damit eines Machtverstindnisses, das auf
Gemeinsinn beruht, d. h. auf der Mitverantwortung
des Leistungsstarken fiir den Leistungsschwache-
ren.

Anlage 28
Erklarung

von Parl. Staatssekretar Dr. Watfenschmidt (BMI)
zu Punkt 33a) der Tagesordnung

Zentrales Anliegen unserer Dienstrechtspolitik ist
es, die Leistungsféhigkeit des 6ffentlichen Dienstes zu
sichern und seine Wetthewerbsfdhigkeit zu erhalten.
Diese Forderung gewinnt besondere Aktualitat da-
durch, daB bei der zu erwartenden Bevdlkerungsent-
wicklung schon bald der Konkurrenzdruck auf dem
Arbeitsmarkt weiter zunehmen wird.

Wetthewerbsfahigkeit setzt voraus, dafl der 6ffentli-
che Dienst fir qualifizierte Bewerber und fiir die vor-
handenen Mitarbeiter auch kiinftig attraktiv ist. Dies
erfordert mehr denn je, daB die Bezahlungsbedingun-
gen stimmen; sie miissen bewertungs- und leistungs-
gerecht gestaltet sein.

Hierzu hat die Bundesregierung 1988 mit dem
dienstrechtlichen Strukturbericht eine langerfristig
ausgerichtete Gesamtperspektive erdffnet. Wichtige
Punkte des Berichts konnten bereits durch das letzte
Bescldungsanpassungsgesetz verwirklicht werden.
Mit der Vorlage des Entwutfs eines Funften Besol-
dungsrechtsanderungsgesetzes wird ein weiterer
Schritt getan.

Der Gesetzentwurf enthilt Vorschlage fir noch in
dieser Legislaturperiode notwendige und erreichbare
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Loésungen. Aufgegriffen wurden Vorhaben, die eine
Lésungschance auch mit Blick auf die finanzellen
Rahmenbedingungen haben sollten. Die Ausschufibe-
ratungen haben schon weitgehende Zustimmung er-
geben. Die Bundesregierung ist den Bundeslandern
dankbar, daB sie prinzipiell mit uns darin iibereinstim-
men, daB ein Besoldungsstrukturgesetz 1990 notwen-
dig ist.

Der Gesetzentwurf enthéalt maBvolle aber deutliche
Verbesserungen. SchwerpunktmaBig handelt es sich
um folgende Regelungen:

— Einkommensverbesserungen im unteren und mitt-
leren Bereich,

— Anhebung der Eingangsamter fur Techniker im
einfachen und mittleren Dienst,

— Verbesserungen fir Polizeibeamte, Beamte der
Feuerwehr und des Justizvollzugsdienstes,

— Neubewertung von Amtern und Zulagen, so auch
fir beamtete Krankenpfleger im Anschluf} an die
Tarifergebnisse,

— eine Verordnungsermachtigung zur beifristeten
Regelung einer Pramie fiir Personal in Ballungs-
rdumen. Hiermit wird eigentlich nur nachvollzo-
gen, was flr private Arbeitgeber in értlichen Not-
lagen seit langem gang und gabe ist. Die Abgren-
zungsschwierigkeiten sind bekannt.

Die Anderungen der Erschwerniszulagenverord-
nung bringen weitere Verbesserungen, u. a. fir den
Krankenpflegedienst, die Polizei und vergleichbare
Bereiche.

Die vorgeschlagenen Maflnahmen bertcksichtigen
die Einkommenslage der Beamten in den unteren Ge-
haltsgruppen ebensc wie die anforderungsbezogene
Stufung der Bewertungen.

Bei der Verabschiedung des Gesetzentwurfs im
Bundeskabinett Mitte Dezember war die Entwicklung
im Tarifbereich des dffentlichen Dienstes noch nicht
abgeschlossen. Inzwischen haben die Tarifpartner
vereinbart, ab 1. Januar 1990 die allgemeinen Zula-
gen zu erhéhen und kinftig zu dynamisieren sowie
den Empfangerkreis zu erweitern. Die Bundesregie-
rung hat beschlossen, diese Verbesserungen nach
dem Grundsatz der Gleichbehandlung der Status-
gruppen auf die Beamten, Richter, Soldaten und Ver-
sorqungsempfénger zeit- und inhaltsgleich zu lber-
tragen. Der Bundesminister des Innern wurde beauf-
tragt, auf eine entsprechende Erganzung des Besol-
dungsstrukturgesetzes 1990 bei den parlamentari-
schen Beratungen im Deutschen Bundestag hinzuwir-
ken. Ich gehe davon aus, dal der Bundesrat dies be-
griift, zumal bei den Tarifverhandlungen, an denen
die Lander auf Arbeitgeberseite beteiligt waren, von
vornherein feststand, dall die Zulagenerhéhung auf
die Besoldung iibertragen wiirde.

Anlage 29
Erklirung

von Staatssekretdr Jagoda (BMA)
zu Punkt 37 der Tagesordnung

Die demokratischen Umwalzungen in Mittel- und
QOsteuropa geben uns nicht nur die einmalige histori-
sche Chance, die deutsche Einheit in Frieden und
Freiheit zu schaffen; sie verlangen uns auch eine er-
héhte Verantwortung ab. Wirtschaftsunion, Wah-
rungsunion, Sozialunion — all das sind notwendige
Schritte auf dem Weg zur deutschen Einheit, die rasch
verwirklicht werden missen, wenn sie wirklich helfen
und unseren Landsleuten in der DDR eine neue Per-
spektive vermitteln sollen.

Der Erwartungsdruck ist hoch — und dementspre-
chend auch die an uns gestellten Anforderungen.

Unter diesen Umstidnden ist es gut zu wissen, daB
sich nicht nur die deutsche Wirtschaft, sondern auch
die Rentenversicherung in einer soliden Verfassung
befinden. Die Schwankungsreserve konnte im letzten
Jahr um 2,1 Milliarden DM auf 25,4 Milliarden DM
aufgebaut werden, was zwei Monatsausgaben ent-
spricht.

Auch wenn dadurch die letztes Jahr gemeinsam
beschlossene Rentenreform 1992 nicht nachtraglich
uberflissig wird, so verschafft das jetzt erreichte
Riicklagenniveau uns doch eine beruhigende Sicher-
heit. Nach der aktuellen Einschatzung kann damit der
derzeitige Beitragssatz von 18,7 % bis Mitte der 90er
Jahre gehalten werden.

Auch die im Entwurf eines Rentenanpassungsge-
setzes 1990 vorgesehene Rentenanhebung um 3,3%
ist solide finanzierbar. Dieser Anpassungssatz ent-
spricht der Ende letzten Jahres geschatzten Entwick-
lung der Bruttoarbeitsentgelte 1989.

Da dem Statistischen Bundesamt die fiir die Renten-
anpassung mafgebenden Zahlen iiber die Lohnent-
wicklung im vergangenen Jahr erst Anfang Mérz vor-
liegen werden, sind geringfiigige Korrekturen nicht
ausgeschlossen.

Bereits jetzt 148t sich aber absehen, dafl der effek-
tive Anstieg der Renten hoher ausfallt, als es der Brut-
toanpassung entspricht. Denn erstmals seit sechs Jah-
ren ist der durchschnittliche Beitragssatz zur Kran-
kenversicherung wieder gesunken.

Anfang dieses Jahres lag er mit 12,8 % um 0,1 Pro-
zentpunkte unter dem durchschnittlichen Beitrags-
satz des Vorjahres. Dies ist eindeutig ein Erfolg des
Gesundheits-Reformgesetzes, der jetzt auch den
Rentnern zugute kommt. Auch 1991 wird der Bei-
tragssatz zur Krankenversicherung der Rentner noch
weiter sinken, da groBere Krankenkassen, wie z. B,
die Deutsche Angestellten-Krankenkasse und die
Barmer Ersatzkasse, fir dieses Jahr Beitragssatzsen-
kungen um 0,6 Prozentpunkte angekiindigt haben.

Dies kommt den Rentnern dann bei der Rentenan-
passung 1991 zugute. Sie kénnen somit auch im kom-
menden Jahr damit rechnen, daB die effektive Ren-
tenerhéhung unter Bericksichtigung des Kranken-
versicherungsbeitrags wieder iber der Bruttoanpas-
sung liegen wird.
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Die diesjahrige Rentenanpassung ist die 32. seit der
Rentenreform 1957, Sie steht damit in einer langjahni-
gen Tradition regelmaliger Anpassungen, die seit
1957 zu einem Anstieg der Renten auf das 6,6fache
gefihrt haben.

Dieser Anstieg lag sogar noch Uiber dem Anstieg der
verfugbaren Lohne, der seit 1957 das 6,1fache erreicht
hat. Die jéhrliche Rentenanpassung ist aber nicht nur
eine Garantie dafiir, dafB die Rentner an der allgemei-
nen Einkommensentwicklung beteiligt sind; sie ist
zugleich auch eine Garantie dafiir, daB den Rentnern
die Preise nicht davonlaufen. Real, d. h. nach Abzug
der Preissteigerungsrate, kénnen sich die Rentner
heute das 2,3fache dessen kaufen, was sie sich noch
1957 leisten konnten.

Auch von den Rentenanpassungen der letzten
Jahre haben die Rentner real profitiert: Die Kaufkraft
der Renten liegt heute rund 6 bis 7 % tber dem Niveau
des Jahres 1985.

Der Bundesrat hat sich zu Beginn seiner heutigen
Sitzung intensiv mit der Deutschlandpolitik befat.
Lassen Sie mich deshalb im Zusammenhang mit der
heutigen Beratung des Rentenanpassungsgesetzes
und des Rentenanpassungsberichts einen Blick auf
die Situation der Rentner in der DDR werfen.

Die DDR hat in den vergangenen Jahrzehnten viel
an ihrem Rentensystem herumoperiert — und das Er-
gebnis ist nicht viel anders als in ihren anderen Berei-
chen. Denn es wurde versucht, die unterschiedlich-
sten Zielsetzungen gleichzeitig oder abwechselnd zu
verwirklichen, so daB eine klare und verlaBliche Linie
fehlt. Dabei wurde in den letzten Jahren zunehmend
erkannt, daBl das urspriinglich wesentlich abgebaute
Leistungsprinzip nicht nur beim Lohn, soendern auch
bei der Rente verwirklicht werden miilite, um die vor-
handenen produktiven Krafte zur Entfaltung zu brin-
gen.

Ein weiterer entscheidender Mangel liegt darin,
daB dem dortigen Rentensystem eine unserem Ren-
tensystem vergleichbare Rentendynamik fehlt. So
wird dort bei der Rentenfestsetzung nur auf den nomi-
nalen Wert eines Beitrags abgestellt, obwohl dort
ebenso wie hier eine Mark 1970 mehr wert war als
eine Mark 1990. Dieses Nominalprinzip, das Preis-
und Lohnverdnderungen unberiicksichtigt 148t, ha-
ben wir mit der Rentenreform 1957 zugunsten einer
davon unabhéngigen Bewertung aufgegeben.

Gleichzeitig wurde eine den verinderten Léhnen
entsprechende Rentenfeststellung und eine regelma-
Bige Rentenanpassung eingefithrt. Die DDR hat zu-
letzt ihre Renten jeweils nur alle finf Jahre angeho-
ben; eine Anhebung fand im Jahre 1979, eine weitere
im Jahre 1984 und die letzte zum 1. Dezember 1989
statt. Dies zeigt eindrucksvoll, welch groBartige Idee
die Rentendynamik ist und welche Sicherheit ihr die
Rentner zu verdanken haben. Ein wesentliches Ziel
der Rentenreform ist es, diese Rentendynamik beizu-
behalten und abzusichern.

Dies ist mit dem neuen Selbstregulierungsmecha-
nismus fiir Rentenanpassung, Erhéhung des Bundes-
zuschusses und Beitragssatzveranderung gelungen,
die i groBen Konsens der Fraktionen der CDU/CSU,

SPD und FDP sowie mit dem Bundesrat installiert wor-
den ist.

Namens der Bundesregierung bitte ich Sie, den
Empfehlungen Ihrer Ausschiisse zu folgen und gegen
den Gesetzentwurf der Bundesregierung zur Anpas-
sung der Renten im Jahre 1990 keine Einwendungen
zu erheben.

Anlage 30
Erklirung

von Staatssekretdr Sauter (Bayern)
zu Punkt 38 der Tagesordnung

Der Freistaat Bayern begrift es, daB mit diesem
Gesetzentwurf die rechtlichen Rahmenhedingungen
fiir den Wohnungsbau verbessert werden. Die Ankur-
belung des Wohnungsbaus ist eine der groBen Aufga-
ben dieser Jahre und hat vor dem Hintergrund der
durch die Volkszdhlung aufgedeckten Wohnungs-
fehlbestande und des starken Zuzugs aus Osteuropa
und der DDR eine erstrangige Bedeutung fir die so-
ziale und wirtschaftliche Situation der Bundesrepu-
blik.

Der Freistaat Bayern hat sich dafir eingesetzt, daf§
dieser Gesetzenwurf, der groBe Bedeutung fur die
Lander und ihre Gemeinden hat, auch im Bundesrat
eingebracht wird. Er dankt der Bundesregierung da-
fir, daf) sie diesem Wunsch nachgekommen ist und
damit den Lindern ein ausreichendes Mitsprache-
recht eingerdumt hat.

In der gegenwartigen Situation kommt es vor allem
darauf an, die Ausweisung neuer Baurechte zu er-
leichtern und zu beschleunigen und vorhandene,
nicht ausgenutzte Baurechte zu mobilisieren. Die vor-
gesehenen Vorschriften iiber die Erleichterung der
Bauleitplanung und der Einfithrung der stadtebauli-
chen EntwicklungsmaBnahmen sind deswegen be-
sonders bedeutsam. Auch die Ausweitung des gesetz-
lichen Vorkaufsrechtes der Gemeinden ist langfristig
fur die Baulandsituation von grofer Bedeutung. Um
diese Ziele nicht zu gefdhrden, hat Bayern auch Ver-
besserungswiinsche an Einzelheiten, etwa bei der
durchaus mit dem Risiko von zuséitzlichen Fehlern
behafteten Verkiirzung der Auslegungs- und Anzei-
gefristen, zurickgestellt. Wir halten es aber fiir not-
wendig, auch die Verfahren zur Beteiligung der Tra-
ger offentlicher Belange, die sich in der Praxis als
aullerordentlich zeitraubend erweisen, zu beschleuni-
gen und haben deshalb einen Antrag eingebracht, der
eine Befristung der Stellungnahmefristen bzw. die
Einfilhrung eines éffentlichen Anhérungstermins je-
weils mit einer Préklusion fir verspétet vorgebrachte
Stellungnahmen vorsieht.

Die materiell-rechtlichen Bestimmungen des Ge-
setzentwurfs kdnnen von Bayem nicht voll mitgetra-
gen werden. Zwar gibt es keine Einwendungen zu
den zu § 31 und § 34 BauGB vorgesehenen Modifizie-
rungen; Bayern kann aber die auf den AuBenbereich
wirkenden Vorschriften in der jetzigen Form nicht
unterstiitzen. Die seit Jahrzehnten verfolgte stadte-
bauliche Linie, den AuBenbereich méglichst von nicht
privilegierter Wohnbebauung freizuhalten, hat auch
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heute ihre Berechtigung, da nur so der AuBenbereich
als Produktonsraum der Landwirtschaft, als Erho-
lungsflache der Allgemeinheit und als dkologische
Reserve erhalten bleiben kann.

Das Problem der leerstehenden landwirtschaftli-
chen Bausubstanz kann nicht dadurch geltst werden,
dab eine groBe Zahl von Wohnungen eingebaut wird.
Wir halten es aber fiir vertretbar, fiir den Bedarf der
bereits im AuBenbereich ansdssigen Bevélkerung
Lockerungen gegeniiber dem jetzigen § 35 BauGB
vorzunehmen, vor allem den Einbau einer dritten
Wohneinheit in frithere landwirtschaftliche Wirt-
schaftsgebdude zuzulassen, und haben deshalb einen
entsprechenden Antrag gestellt. Im iibrigen ist die im
Entwurf vorgesehene Ubertragung der Innenbe-
reichssatzung auf geographisch nicht genau abge-
grenzte Bereiche des Aullenbereiches abzulehnen, da
sie zu einem Unterlaufen der Flachennutzungspla-
nung und einer verstirkten Zersiedlung der Land-
schaft fithren wiirde.

Deshalb soll mit einem weiteren Landesantrag dem
Interesse der Gemeinden an der Auffillung auch klei-
nerer bebauter Bereiche imm AuBenbereich durch eine
abgeschwichte Form der Satzung Gentige geleistet
werden, die Lickenfillungen erlaubt, aber nicht in
grofem Umfang neues Baurecht schafft.

Anlage 31
Erklirung

von Minister Einert (Nordrhein-Westfalen)
zu Punkt 38 der Tagesordnung

Durch das BauGB-Mafinahmegesetz wird ein zeit-
lich befristetes Sonderrecht bis zum 30. April 1995
geschaffen. Neben den damit verbundenen Proble-
men im Verwaltungsvollzug bestehen erhebliche
fachliche Bedenken. Das Gesetz wird sich von einer
Vielzahl anderer MaBnahmegesetze durch die beson-
dere tatsachliche und rechtliche Dauerhaftigkeit des-
sen, was dadurch hervorgerufen wird, unterscheiden.
Die auf der Grundlage des MaBnahmegesetzes ge-
schaifenen baulichen MaBnahmen nehmen auf lange
Dauer Einflub auf die vorhandene bauliche Situation.
Es bestehen daher Bedenken, daf durch die fiir den
Geltungsraum des Gesetzes gednderten Genehmi-
gungsvoraussetzungen z. B. im unbeplanten Innenbe-
reich und im AuBenbereich Zustinde entstehen, die
den Zielen der nach Ablauf des Geltungszeitraums
wieder heranzuziehenen Vorschriften entgegenlau-
fen.

Die Anderungen beim Verfahren der Bauleitpla-

- nung sehen im Zusammenhang mit den Heilungsvor-

schriften praktisch eine Abschaffung der vorgezoge-
nen Birgerbeteiligung vor. Hiergegen bestehen er-
hebliche Bedenken. Erfahrungsgema8 stéBt der Ver-
zicht auf die Biirgerbeteiligung auf MiStrauen und
Unverstindnis bei den betroffenen Biirgern. Weiter-
hin wird durch die Neuregelung die Zielsetzung der
zweistufigen Biirgerbeteiligung unterlaufen. In einer
vorgezogenen Biirgerbeteiligqung sollen die Biirger zu
einer noch nicht verfestigten Planung Stellung neh-
men, um noch Anderungen der Planung zu erreichen.

In der 4ffentlichen Auslegung ist die Planung verfe-
stigt, so dafl Anderungen nur schwerlich bzw, mit neu-
erlichen Verfahrensverzégerungen méglich sind.

Verzdgerungen im Bauleitplanverfahren treten ins-
besondere wegen sachlicher Probleme und der
schwierigen Entscheidungsfindung im parlamentari-
schen Prozef auf. Durch die vorgesehenen Anderun-
gen werden diese Probleme nicht gelost. Die Be-
schneidung der Mitwirkungsmdéglichkeiten der Biir-
ger an der Bauleitplanung wird zu einer erhdhten
Rechtsanfélligkeit der Bauleitpléne fithren. Die Ver-
kiirzung von Fristen fiir die Trager offentlicher Be-
lange und fiir die Genehmigungs- und Anzeigebehér-
den wird tendenziell die Qualitat der Planung und
somit der stédtebaulichen Entwicklung negativ beein-
flussen.

Gegen die Erweiterung der Zulassigkeit von Vorha-
ben im nichtbeplanten Innenbereich bestehen Beden-
ken. Wohnbauvorhaben, die sich nach § 34 Abs. 1
oder 2 nicht einfiigen, sollen durch die neue Regelung
nach § 34 Abs. 3 zulassig sein.

Der zeitlich befristeten Wiedereiniiihrung stidte-
baulicher EntwickiungsmaBnahmen mit fortentwik-
kelter Aufgabenstellung und angepaBten Instrumen-
ten ist grundsatzlich zuzustimmen. Der Gesetzentwurf
bedarf jedoch in einigen Punkten der Anderung.

Der Gesetzentwurf stellt auf die erstmalige Ent-
wicklung neuer Ortsteile ab. Die stadtebaulichen Ent-
wicklungsmaBnahmen sollten sich vielmehr auf die
Entwicklung vorhandener Ortsteile oder vorhandener
anderer Teile des Gemeindegebiets beschranken.
Hierbei handelt es sich um MaBnahmen der Innenent-
wicklung — beispielsweise um die Herrichtung gro-
flerer innerstddtischer Brachflichen — und um die
Erganzung und Abrundung bereits vorhandener
Siedlungsstrukturen, heispielsweise um Stadterwei-
terungsgebiete der 60er und 70er Jahren, deren bau-
liche Entwicklung in den Wachstumsjahren bereits
angedacht worden ist und die vielfach schon iiber die
notwendige Infrastruktur verfiigen.

Da stadtebauliche EntwicklungsmafBnahmen auf
die Fortentwicklung bestehender Ortsteile oder ande-
rer bestehender Teile des Gemeindegebiets be-
schrankt werden sollten und somit nur verhéltnisma-
Big kleine Entwicklungsbereiche im Rahmen der In-
nenentwicklung oder zur Erganzung und Abrundung
in Betracht kommen, geniigt es, Entwicklungsberei-
che dhnlich wie Sanierungsgebiete durch Satzungen
der Gemeinde und nicht durch Rechtsverordnungen
der Landesregierung festlegen zu lassen. Um den not-
wendigen staatlichen EinfluB bei der Festlequng
neuer Entwicklungsbereiche zu sichern, ist ein Ge-
nehmigungsverfahren vorzusehen.

Die vorgeschlagenen Anderungen mietrechtlicher
Vorschriften, in der urspriinglichen Fassung unbefri-
stet, betreffen ausschliefilich Kiindigungsschutzvor-
schriften. Zugunsten der Nutzung von Ferienhau-
sern/-wohnungen als Wohnraum, der zusitzlichen
Schaffung von Wohnraum in Zweifamilienhdusern, im
Falle der Zwischenvermietung von Wohnungen durch
offentliche Rechtstrager soll die Kiindigung des Ver-
mieters auch ohne ,berechtigtes Interesse” (§ 564b)
BGB) mdéglich sein; der Wille, nicht zum Wchnen be-
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stimmte Nebenraume einer Wohnung zu einer weite-
ren Wohnung auszubauen, soll eine Teilkiindigung
aus .berechtigtemn Interesse” erméglichen. In den
«Ferienhaus-Fallen" und bei der Zwischenvermie-
tung durch dffentliche Rechtstrdger soll zudem die
Berufung des Vormieters auf die Sozialklausel versagt
bleiben.

Nachdem bereits mit dem Gesetz zur Erhohung des
Angebots an Mietwohnraum vom 20. Dezember 1982
der Kiindigungsschutz gelockert worden ist, ist eine
weitere Aushéhlung des Sozialmietrechts grundsatz-
lich nicht zu befiirworten. Wie bereits die Praxis des
seit dem 1. Januar 1983 geltenden Mietrechts gezeigt
hat, fithrt die Liberalisierung des sozialen Mietrechts
keineswegs zwangslaufig zu erhéhtem Wohnrauman-
gebot. Dariiber hinaus enthdlt der Entwurf Mangel:
Die Lockerung des Kiindigungsrechts von Wohnraum
in Ferienhausern/-wohnungen schafft keine der drin-
gend benétigten Wohnungen in den Ballungsgebie-
ten. Die rechtssysemwidrige Méglichkeit der Teilkiin-
digung von Nebenrdumen bietet zudem Kkeine Ge-
wahr fir die tatsdchliche Schaffung von Wohnraum.

Die Empiehlungen der Ausschiisse des Bundesrates
sehen zahlreiche Anderungen und Verbesserungen
des Gesetzentwurfs vor. Dies gilt inshesondere fiir die
Erweiterung des Baugebots und die Wiedereinfiih-
rung des Nutzungsgebots. Die entsprechenden An-
triage wurden vom Land Nordrhein-Westfalen unter-
stiitzt. Mit Hilfe von Anderungsantragen des Landes
Nordrhein-Westfalen im Rechtsausschul und im Aus-
schuB fiir Innere Angelegenheiten des Bundesrates
konnte der Gesetzentwurf in seinen geplanten Folgen
fiar das Sozialmietrecht auf ein tragbares Mall abge-
schwacht werden:

— Befristung der Einschrankung des Mietrechts bis
zum 30. Aprl 1995,

— Beibehaltung des Schriftformerfordernisses fiir die
Kindigung,

— Informationspflicht des Vermieters in den Fallen
verminderten Kiindigungsschutzes.

Trotzdem bleiben erhebliche Bedenken gegen den
Gesetzentwurf bestehen. Dies gilt insbesondere fiir
die Einschrankung der Birgerbeteiligung bei der
Bauleitplanung, die Erweiterung der Zuléssigkeit von
Vorhaben im Innenbereich und die mietrechtlichen
Anderungen. In der vorgesehenen Form wird der Ge-
setzentwurf nicht dazu dienen, Beschleunigungen der
Verfahren und Erleichterungen im Wohnungsbau zu
erreichen.

Der Gesetzentwurf verstiarkt nicht in ausreichen-
dem MaBe die Mobglichkeiten der Gemeinden, die
vorhandenen Baulandpotentiale zu nutzen. So sollten
z. B. eine Verstarkung des Baugebots, die Wiederein-
fiihrung des Nutzungsgebots und eine Erweiterung
des preislimitierten Vorkaufsrechts vorgesehen wer-
den. Auch flankierende steuerliche Mbglichkeiten
(z. B. Baulandsteuer) sollten ausgeschdpft werden.
Das Land Nordrhein-Westfalen unterstiitzt entspre-
chende Antrage hzw. wird eigene Antrage dazu stel-
len.

Das Land Nordrhein-Westfalen lehnt deshalb den
Gesetzentwurf in der vorliegenden Form ab.

Anlage 32
Erkldarung

von Minister Einert (Nordrhein-Westfalen}
zu Punki 31 der Tagesordnung

Ich méchte darauf verzichten, die Debatte aus der
ersten Beratung des nordrhein-westfalischen Antrags
noch einmal in allen Einzelheiten zu fiihren und nur
einige wenige Gesichtspunkte in Erinnerung rufen.

Nordrhein-Westfalen hat die ,Gemeinschaftscharta
der Regionalisierung” zum AnlaB genommen, um die
Frage nach der Rolle und der Aufgabe der Region in
einem vereinten Europa zu stellen.

Die Gemeinschaftscharta und die hierzu gefabte
EntschlieBung des Europaischen Parlaments geben
hierauf Antworten, die die Lander akzeptieren kon-
nen. Sie sind als Signal dafir zu sehen, daf das Euro-
pdische Parlament die Belange der Regionen kinftig
starker beriicksichtigen will. Nach Auffassung der
Nordrhein-Westfalischen Landesregierung sind die
Starkung der europdischen Regionen und die Vertie-
fung des Integrationsprozesses zwei Aspekte der glei-
chen politischen Entwicklung, die sich erganzen.

Die politische Wirklichkeit entspricht dem jedoch
nicht. Die Rechtsetzungstatigkeit der Gemeinschaft
berithrt mehr und mehr die Gesetzgebungs- und Ver-
waltungsaufgaben der Lander und bewirkt fortlau-
fend eine Einschriankung der politischen Gestaltungs-
mdéglichkeiten der Landtage und der Landesregierun-
gen.

Wir wissen naturlich, daB Fortschritte im européi-
schen EinigungsprozeB nicht ohne Kompetenzverla-
gerungen mdglich sind. Wir glauben auch nicht, wir
konnten den IntegrationsprozeB véllig unverandert
itherstehen. Die Lander sollten sich allerdings mit
Nachdruck gegen eine Entwicklung wenden, die die
Politik der Gemeinschaft eher an zentralistischen als
an foderalen Integrationsvorstellungen ausrichten
will.

Vor diesem Hintergrund begriiBt Nordrhein-West-
falen mit seinem EntschlieBungsantrag vor allem fol-
gende Vorschlage des Européaischen Parlaments:

— Erhaltung oder Schaffung von Regionen mit weit-
reichenden Kompetenzen und demokratischen In-
stitutionen in allen Mitgliedstaaten,

— wirksame Beteiligung der Regionen an der inner-
staatlichen Meinungsbildung fir die Verhandlun-
gen im Rat,

— Beachtung der regionalen Kompetenzen in der Po-
litik der Gemeinschaft,

— Ausbau der direkten Arbeitsbeziehungen zwi-
schen den Regionen und den Gemeinschaftsorga-
nen.

Nicht hinreichend bestimmt in der Charta ist aller-
dings der Begriff der Region. Nur vage wird er als
politische Einheit unterhalb der Ebene des Zentral-
staates beschrieben. Diese Ebene ist aber nach ihrer
verfassungsrechtlichen Stellung und Kompetenz in
den Mitgliedstaaten ganz unterschiedlich.

Die deutschen Lénder legen auf ihre Eigenschaft als
Staaten grofien Wert. Unter einer Region sollte daher
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nur eine Gebietskérperschaft mit einem Mindestma8
an legislativen und exekutiven Befugnissen verstan-
den werden.

Der EG-Ausschull hatte am 18. Januar 1990 die Ge-
legenheit, Uber das Thema des EntschlieBungsantra-
ges mit Mitgliedern des Ausschusses fiir Regionalpo-
litik und Raumordnung des Europédischen Parlaments
in Strafburg zu beraten.

Mit den Europaabgeordneten waren wir uns darin
einig, dafl der Begriff der Region mit Leben erfiillt
werden mufl.

Die mitgereisten Kolleginnen und Kollegen gewan-
nen den Eindruck, dafl der Wunsch der Lander nach
einer weitgehenden Wahrung ihrer Rechte von den
Eurcpaparlamentariern wohlwollend aufgenommen
worden sind.

Mich uberraschte nicht, daB insbesondere die spa-
nischen Abgecrdneten vehement fiir den Erhalt und
die Starkung der Regionen in der Européaischen Ge-
meinschaft eintraten. Spanien ist das Mitgliedsland,
das neben Belgien und der Bundesrepublik Deutsch-
land den féderativen Staatsaufbau in Verfassung und
Verfassungswirklichkeit am stirksten ausgebildet
hat.

Seit den ersten Beratungen unseres Antrags hier im
Bundesrat hat die politische Entwicklung in Deutsch-
land ein atemberaubendes Tempo eingeschlagen.
Wer in der Debatte im Juni 1989 von der Bedeutung
der Regicnen nicht nur fir den européischen Integra-
tionsprozef, sondern auch fiir das Zusammenwachsen
der beiden deutschen Staaten gesprochen hitte, wire
belachelt worden. Um so mehr muB es uns erfreuen,
dal die politischen Krafte in der DDR dem Féderalis-
mus mit starken Regionen und landsmannschaftli-
chen Auspridgungen den Vorzug vor einem zentrali-
stischen Staatsaufbau geben wollen,

Anlage 33
Erklirung

von Minister Dr, Eyrich (Baden-Wiirttembergq)
Zu Punkt 51 der Tagesordnung

In der EntschlieBung zur ,Gemeinschaftscharta der
Regionalisierung” des Européischen Parlaments, die
auch die Unterstiitzung von Baden-Wirttemberg fin-
det, wird die Charta mit Recht als , wichtiger Schritt zu
einer weiterfilhrenden Diskussion iber die Zukunft
der Regionen Europas . .." bezeichnet. Der wichtige
Schritt besteht in der Befiirwortung einer demokrati-
schen, durch regionale Eigenstandigkeit geprigten
Ordnung in den Mitgliedstaaten.

Wir werden die Bedeutung dieses Schrittes noch
héher einschétzen, wenn wir uns in Erinnerung rufen,
daB auch der deutsche Foderalismus sozusagen ein-
mal ,klein angefangen” hat: 1948 und 1949 gab es bei
den Verhandlungen des Verfassungskonvents und
des Parlamentarischen Rats noch leidenschaftliche
Diskussionen zwischen den Anhéngern des féderali-
stischen und des zentralistischen Lagers.

Auch in den folgenden Jahren hat es zwar immer
wieder Kritik am bundesdeutschen Féderalismus ge-

geben; er hat aber in der Praxis seine Funktionsfahig-
keit und seine Vorztige bewiesen. Inzwischen besteht
in der Bevdlkerung ein breiter Konsens zugunsten
einer féderativen Ordnung. Die Regicnalisierungs-
charta fordert die Ausbreitung einer dezentralisierten
Ordnung in Europa und kann so den Beginn fiir ein
Europa der Zukunft mit foderativen Strukturen bil-
den.

Vorldufig scheint die fortschreitende Integration
Europas allerdings eher ein existentielles Problem fiir
den deutschen Féderalismus zu bedeuten. Das Span-
nungsverhaltnis zwischen der Vertiefung der europai-
schen Integration und der Eigenstaatlichkeit der Lan-
der ist immanent.

Die Entwicklung innerhalb der Bundesrepublik
Deutschland gibt hier zu einigen Hoffnungen AnlaB,
nachdem 1987 mit dem Ratifizierungsgesetz zur Ein-
heitlichen Europaischen Akte und der dazugehérigen
Vereinbarung zwischen der Bundesregierung und
den Regierungen der Lander eine echte Mitwirkung
der Lander bei der innerstaatlichen Meinungsbildung
in europdischen Angelegenheiten maéglich wurde.

Einen Gesichtspunkt méchte ich bei dem neuen
Beteiligungsverfahren unterstreichen: Die Mitwir-
kung der Lander kann keine Kompensation fiir verlo-
rene Landerzustiandigkeiten sein; sie bietet aber eine
Perspektive fiir eine mégliche Mitwirkung der Lander
in einer europdischen Foderation. Wie die Lander
heute bei der innerstaatlichen Willensbildung teilha-
ben, so kénnten sie eines Tages direkt oder indirekt
auch an der Willensbildung einer reprasentativen In-
stitution mit konkreten Mitwirkungsrechten auf euro-
paischer Ebene beteiligt sein.

Bei der EG mehren sich die Anzeichen, daB der
Foderalismus und das Subsidiaritatsprinzip auch dort
an Ansehen gewinnen. Eine offizielle AuBerung der
EG-Kommission liegt zwar hierzu noch nicht vor.
Kommissionsprasident Delors betont jedoch in seinen
AuBerungen in jiingster Zeit immer wieder die Bedeu-
tung des Subsidiaritatsprinzips fiir die Politik der Ge-
meinschaft. Erst am 17. Januar dieses Jahres erklarte
er in seiner Rede vor dem Eurcopiischen Parlament
anlaBlich der Vorlage des Arbeitsprogramms der
Kommission fiir 1990, bei der Aufteilung der Befug-
nisse auf die gemeinschaftliche, nationale und regio-
nale Ebene miisse nach dem Subsidiarititsprinzip ver-
fahren werden. Wértlich sagte er:

Beim ZusammenschluB der Zwolf . . . ist das Sub-
sidiaritdtsprinzip als stdndiges Gegengewicht ge-
gen die natiirliche Tendenz zur Verstiarkung der
zentralen Exekutivgewalt unerliBlich.

An anderer Stelle erklérte Delors, ein vereinigtes
Europa brauche gesunde Regionen, die tber auto-
nome Zustandigkeiten verfiigen miiliten.

Bei der EG-Kommission wurde zudem der ,Beirat
der regionalen und lokalen Gebietskérperschaften”
gegrindet. - Dieser Beirat hat zwar nur beratende
Funktion und keinen Einflufl auf die Entscheidungen
in der Gemeinschaft; aus ihm k&nnte sich aber ein
wirksames Instrument zur Wahrnehmung regionaler
Interessen entwickeln.
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Bei Gesprachen des EG-Ausschusses des Bundesra-
tes mit Mitgliedern des Ausschusses fiir Regionalpoli-
tik und Raumordnung sowie des Institutionellen Aus-
schusses des Européischen Parlaments iiber die ,Ge-
meinschaftscharta der Regionalisierung*” und iber die
Zielvorstellungen des Europdischen Parlaments zu
weiteren Schritten auf dem Weg zur Europaischen
Union zeigte sich, daB auch die meisten Europaparla-
mentarier nur mit eigenen Zustdndigkeiten ausgestat-
tete Regionen als Garanten fiir ein unblrokratisches
und hiirgernahes Europa ansehen.

Wir begriBen alle diese positiven Entwicklungen
und die Regionalisierungstendenzen in anderen Mit-
gliedstaaten der Gemeinschaften. Gerade aber die
Lander kénnen sich dariiber hinaus auch aktiv fiir die
Regionalisierung in Europa und damit auch fiir das
foderalistische Prinzip einsetzen. Bei Gesprachen und
Kontakten mit europdischen Partnern kénnen wir
itber die mit dem Foderalismus gewonnenen Erfah-
rungen aus unmittelbarer Anschauung berichten und
mit geeigneten MaBnahmen auf eine Starkung der
Regionen hinwirken.

Unsere Moglichkeiten in dieser Richtung haben wir
bisher zu wenig ausgeschopft. Diese Zuriickhaltung
hat verschiedene Griinde. Unter anderem gibt es zahl-
reiche mégliche Definitionen des Begriffes ,Region®.
Diese wiederum sind teilweise sehr allgemein gehal-
ten; so erfaBt beispielsweise die im Bericht von O'Don-
nell verwendete Definition auch rein dezentralisierte
Verwaltungseinheiten. Dies erschwert schon die Ent-
scheidung, wer in welcher Angelegenheit als ,Re-
gion* Ansprechpartner sein sollte. Gegeniiber Regio-
nen bestanden aber auch gewisse Bertthrungséangste,
die in der Tatsache begriindet liegen, daB die Linder
eben keine Regionen sind, sondern originire Staats-
qualitdt und -hoheit haben.

Diese Berithrungséngste gegeniiber der regionalen
Ebene miissen wir aber abbauen, wenn wir mithelfen
wollen, ein Europa mit féderativen Strukturen zu
schaffen. Konkret erfordert dies, die Méglichkeiten
einer Zusammenarbeit auf regionaler Ebene auszu-
schépfen. Die grenziiberschreitende Zusammenarbeit
zwischen Lindern und Regicnen tragt zu einer enge-
ren Verflechtung der Regionen untereinander und zur
Steigerung ihrer Leistungsfahigkeit bei. Sie hilft mit,
die Eigenstandigkeit der Partnerregionen zu starken,
indem sie die Wichtigkeit dezentraler Handlungs-
und Entscheidungsmdéglichkeiten in gewissen Kern-
bereichen verdeutlicht. Gemeinsam kénnen Lander
und Regionen dann auf eine Intensivierung der regio-
nalen Mitwirkungsbefugnisse innerhalb der EG hin-
arbeiten.

Die Entschliefung des Européischen Parlaments
zur Regionalpolitik und zur Rolle der Regionen sowie
die Gemeinschaftscharta der Regionalisierung sind —
trotz aller aus unserer Sicht vorhandenen Unvollkom-
menheiten — erste notwendige Schritte fir eine Stér-
kung der Regionen in Europa. Sie fordern den fédera-
tiven Gedanken und damit die schrittweise Weiterent-
wicklung der Europdischen Gemeinschaft zu einer
politischen Union mit fdderalem Aufbau.

Anlage 34
Erklérung

von Minister Jiirgens (Niedersachsen)
zu Punkt 51 der Tagesordnung

Auch die Niedersachsische Landesregierung sieht
in der Entschliefung des Europdischen Parlaments
zur Regionalpolitik der Gemeinschaft und zur Rolle
der Regionen sowie der heigefiigten Gemeinschafts-
charta der Mitgliedstaaten einen wichtigen Beitrag
zur Diskussion iiber die Zukunft der Regionen Euro-
pas.

Die Landesregierung teilt die Auffassung, daB die
Handlungs- und Gestaltungsméglichkeiten der Lan-
der und Regionen in der Europdischen Gemeinschaft
erhalten bleiben miissen. Es werden daher alle Forde-
rungen unterstitzt, im Interesse des Prinzips der Sub-
sidiaritat EG-einheitliche Regelungen auf das wirk-
lich notwendige Mal zu beschranken.

Die Niedersdchsische Landesregierung hat aller-
dings Zweifel, ob es erforderlich ist, in einer kiinftigen
eurcpdischen Verfassung gleiche institutionalisierte
Mitwirkungsrechte fiir unterschiedliche Regionen zu
fordern. Die Gemeinschaftscharta wendet sich jeden-
falls in erster Linie an die Mitgliedstaaten mit dem
Ziel, die innerstaatlichen Mitwirkungsrechte der Re-
gionen zu verbessern.

Die Regierungschefs der Lander haben angesichts
der Problematik in ihrer Konferenz vom 25. his 27. Ok-
tober 1989 die Einsetzung einer Arbeitsgruppe der
Staats- und Senatskanzleien beschlossen, die bis zur
Ministerprasidentenkonferenz im Herbst 1990 einen
Bericht Gber die Stellung der Lander und Regionen
bei der Entwicklung der Européaischen Gemeinschaft
vorlegen und auch die Gemeinschaftscharta der Re-
gionalisierung in ihren Beratungen einbeziehen soll.
Vor diesem Hintergrund sieht die Niedersachsische
Landesregierung zur Zeit keine Veranlassung, Ergeb-
nisse der Arbeitsgruppe durch eine EntschlieBung des
Bundesrates vorwegzunehmen. Niedersachsen wird
daher gegen eine EntschlieBung votieren.

Anlage 35
Erklarung

von Ministerin Tidick {Schleswig-Holstein)
zu Punkt 58 der Tagesordnung

Unter Ziffer 15 der Drucksache 528/1/89 wird vor-
geschlagen, nur solche Abfille der Gefihrdungshat-
tung zu unterziehen, die ,gefahrlich” sind, und diese
in einer Anlage zur Richtlinie aufzufiihren, um das
Haftungsrisiko {iberschaubar zu halten.

Dies setzt nach Auffassung des Landes Schleswig-
Holstein zunachst voraus, dal gepriift werden muB, ob
es angesichts der Vielfalt der Abfallarten und der
Vielfalt der Entsorgungsarten und -techniken méglich
ist, zwischen ,gefdhrlichen” und ,nicht gefahrlichen”
Abfallen zu unterscheiden.

<)

D)
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Anlage 36
Erklarung

von Staatssekretar Jagoda (BMA)
zu Punkt 74 der Tagesordnung

Mit dem Entwurt einer Verordnung iiber unwirt-
schaitliche Arzneimittel in der Gesetzlichen Kran-
kenversicherung wird ein weiterer Beitrag zur Umset-
zung des Gesundheits-Reformgesetzes geleistet.
Durch den AusschluB unwirtschaftlicher Praparate
sollen Einsparungen in Héhe von 170 bis 210 Millio-
nen DM jahrlich erreichit werden.

Der Verordnungsentwurf hat zu einer intensiven
Diskussion in Fachkreisen und in der Offentlichkeit
gefihrt.

Deshalb will ich zundchst noch einmal betonen, daB
mit dieser Verordnung der Auftrag des Gesetzgebers,
unwirtschaftliche Arzneimittel aus der Verordnungs-
fahigkeit zu Lasten der Gesetzlichen Krankenversi-
cherung auszuschliefen, erfiillt werden soll. Als un-
wirtschaftlich hat der Gesetzgeber insbesondere sol-
che Arzneimitte] eingestuft, die

— fur das Therapieziel oder zur Minderung von Risi-
ken nicht erforderliche Bestandteile enthalten,
oder

— deren Wirkungen wegen der Vielzahl der enthal-
tenen Wirkstoffe nicht mit ausreichender Sicher-
heit beurteilt werden kénnen, oder

— deren therapeutischer Nutzen nicht nachgewiesen
ist.

Wissenschaftliche Untersuchungen haben belegt,
dab die Krankenkassen mehrere Milliarden DM im
Jahr flir Arzneimittel ausgeben, deren Wirtschaftlich-
keit und Qualitat zweifelhaft ist,

Dem soll die Verordnung entgegenwirken. Dies ist
ein wichtiger und notwendiger Beitrag, um die Ziele
des Gesundheits-Reformgesetzes zu erreichen.

In der Diskussion iiber den Verordnungsentwurf
waren inshbesondere diejenigen Regelungen umstrit-
ten, die Auswirkungen auch fiir Arzneimittel der be-
sonderen Therapierichtungen (homéopathische, phy-
totherapeutische und anthroposophische Arzneimit-
tel} haben.

Von seiten betroffener Arzneimittelhersteller und
von Interessenverbénden wurde versucht, durch pole-
mische und bewuBt wahrheitswidrige Behauptungen
ein vollig unzutreffendes Bild iiber den Inhalt unseres
Verordnungsentwurfs zu zeichnen. Diese Desinfor-
mationskampagnen sind gescheitert. Inzwischen ist in
der Offentlichkeit klargeworden, daB die Naturheil-
mittel keineswegs gegenitber den anderen Arzneimit-
teln benachteiligt werden.

Arzneimittel der besonderen Therapierichtungen
werden nur dann ausgeschlossen, wenn sie Substan-
zen enthalten, die von Expertenkommissionen beim
Bundesgesundheitsamt negativ bewertet worden
sind. Diese Expertenkommissionen sind mit Sachver-
stindigen aus dem Bereich der Naturheilmittel be-
setzt. Damit ist sichergestellt, daB es keine Benachtei-
ligung der Naturheilmittel geben kann.

Die von der SPD gefiihrten Lander lehnen die Ver-
ordnung ab.

Hinter dieser Ablehnung steht die bereits bei der
Beratung des Gesundheits-Reformgesetzes einge-
brachte — und durch die Mehrheit des Bundestages
abgelehnte — Vorstellung einer Positivliste. Die Bun-
desregierung lehnt diese dirigistische Konzeption
ab.

In den Ausschiissen des Bundesrates sind ferner
mehrere Anderungsantrige diskutiert worden, die
den Erfolg der Verordnung in Frage stellen.

Erfreulicherweise haben diese Antrige keine
Mehrheit gefunden. Ich hoffe, daBl es auch hier im
Plenum des Bundesrates bei dieser Ablehnung
bleibt.

So wirde die vorgeschlagene Streichung des Stich-
tags 1. Feburar 1987 (§ 4 des Verordnungsentwurfs)
die Krankenkassen in hohem Mafe mit der Finanzie-
rung von Arzneimitteln belasten, die weder dem aktu-
ellen Stand wissenschaftlicher Erkenntnisse noch den
aktuellen Zulassungsanforderungen des Arzneimit-
telrechts entsprechen.

Die beantragte Anderung des § 4 ist deshalb unver-
tretbar.

Dasselbe gilt fir die Anderungsantrage zu § 1 in
Verbindung mit Anlage ! und zu § 2 des Verord-
nungsentwurfs. Diese Regelungen sind in Abstim-
mung und nach ausfiihrlichen Erérterungen mit phar-
makologisch-medizinischen Sachverstandigen aus
Wissenschaft und Praxis formuliert worden, Die Stel-
lungnahmen unabhéngiger Pharmakologen bestiti-
gen, daB die Regelungen dem gegenwirtigen Stand
medizinisch-pharmakologischer Erkenntnisse ent-
sprechen.

Ich zitiere beispielhaft Professor Frélich, klinischer
Pharmakologie an der Medizinischen Hochschule
Hannover:

Die Begrundungen fiir die Einschréankungsma8-
nahmen sind voll stichhaltig. Die in der Anlage 1
aufgefiihrten Medikamente sind keine rational be-
grindeten Kombinationen. In vielen Fillen sind sie
sogar als gefahrlich zu betrachten.

In den USA, England und Schweden sind derartige
Kombinationen entweder nie auf den Markt ge-
kommen oder schon lingst wieder verschwun-
den.

Und weiter fiihrt Professor Frélich aus:

Die jetzt vorliegende Verordnung ist als Schritt in
Richtung auf eine rationale und rationelle Arznei-
therapie zu begriifien.

Ich appelliere an Sie, Threr Mitverantwortung fiir
eine qualitativ hochwertige und wirtschaftliche Arz-
neimittelversorgung in der gesetzlichen Krankenver-
sicherung nachzukommen und dem Verordnungsent-
wurf chne Einschrédnkungen zuzustimmen,
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) Anlage 37

3)

Erklirung

von Parl. Staatssekretar Griiner (BMU)
zu Punkt 80 der Tagesordnung

Ziel der Strahlenschutzregisterverordnung sowie
der Ihnen ebenfalls zur Beschluffassung vorliegen-
den allgemeinen Verwaltungsvorschriften zum Strah-
lenpal und zur Emittlung der Strahlenexposition
durch die Abteilung radicaktiver Stoffe aus kerntech-
nischen Anlagen oder Einrichtungen ist die Verbesse-
rung und Fortentwicklung des Strahlenschutzes im
Bereich des Arbeitsschutzes und des Bevélkerungs-
schutzes.

Mit den genannten Regelungen wird das Strahlen-
schutzrecht weiter ausgebaut, das durch die am 1. No-
vember 1989 in Kraft getretene umfassende Novelle
zur Strahlenschutzverordnung auf den neuesten wis-
senschaftlichen Stand gebracht worden ist.

Das ebenfalis am 1. November 1989 in Kraft getre-
tene Gesetz iber die Errichtung eines Bundesamtes
fiir Strahlenschutz sieht die Einrichtung eines Strah-
lenschutzregisters beim Bundesamt fir Strahlen-
schutz vor. In diesem Register werden die Dosiswerte
beruflich strahlenexponierter Personen erfaBt. Die
Daten stehen Behorden, Arbeitgebern und Berufsqge-
nossenschaften, jeweils zur Wahrnehmung ihrer
Schutzaufgaben, sowie den betroffenen Personen
selbst und unter bestimmten, datenschutzrechtlich
begrindeten Voraussetzungen der Strahlenschutzfor-
schung zur Verfiigung.

Das Strahlenschutzregister dient dem Gesundheits-
schutz und der Sicherheit am Arbeitsplatz. In das Re-
gister werden Expositionsdaten von etwa 300 000 Per-
sonen aufgenommen. Sie stammen zu etwa zwei Drit-
teln aus dem Tatigkeitshereich der Medizin, im ibri-
gen aus der Kerntechnik und aus sonstiger gewerbli-
cher Anwendung ionisierender Strahlen.

Die Erfassung der Expositionsdaten im Strahlen-
schutzregister verbessert die Aufsicht durch die Be-
horden. Dies gilt insbesondere fiir Personen, die in
fremden Anlagen tatig sind, etwa bei Reparaturen
und Revisionsarbeiten, also irn Zustdndigkeitsbereich
mehrerer Aufsichtsbehdrden. Das Register ist schlie3-
lich fiir die langfristige, landeriibergreifende Uberwa-
chung im Hinblick auf die neu eingefihrte Dosisbe-
grenzung fiir die Lebensarbeitszeit beruflich strahlen-
exponierter Personen erforderlich.

Die Auswertung bereichsspezifischer Expositions-
daten kann auch zur weiteren Minimierung der Strah-
lenbelastung beitragen.

Die vorliegende Verordnung enthalt die notwendi-
gen erginzenden Regelungen {iber die Ubermittlung
der Daten an das Register, die Auswertung und die
Auskunftserteilung. Mit dem Erla der Verordnung
werden die noch fehlenden Rechtsgrundlagen ge-
schaffen, damit das Strahlenschutzregister umgehend
eingerichtet werden kann.

Ich bitte um Zustimmung zu der Verordnung.

Anlage 38
Erklarung

von Parl. Staatssekretar Griiner (BMU)
zu Punkt 81 der Tagesordnung

Die allgemeine Verwaltungsvorschrift zu § 62
StrlSchV dient dem Schutz bheruflich strahlenexpo-
nierter Personen. Sie regelt Einzelheiten hinsichtlich
des Strahlenpasses und entlastet insoweit die Strah-
lenschutzverordnung von diesen rein administrativen
Vorschriften. Dabei wird der Strahlenpal an die No-
velle zur Strahlenschutzverordnung angepaft, insbe-
sondere im Hinblick auf Daten zur neuen Lebensar-
beitszeitdosis.

Der Strahlenpal hat sich als Instrument zur Doku-
mentation der Strahlendosen und damit zur Kontrolle
der Einhaltung der Schutzvorschriften bei den Arbeit-
nehmern bewahrt, die in fremden kerntechnischen
Anlagen tatig werden.

Ich bitte um Zustimmung zu der Verwaltungsvor-
schrift.

Anlage 39
Erklirung

von Parl. Staatssekretar Griiner (BMU)
zu Punkt 82 der Tagesordnung

Ziel der allgemeinen Verwaltungsvorschrift zu § 45
zur Ermittlung der Strahlenexposition durch die Ab-
leitung radioaktiver Stoffe aus kerntechnischen Anla-
gen oder Einrichtungen ist der Bevilkerungsschutz.

Auf der Grundlage der AVV ist im atomrechtlichen
Genehmigungsverfahren der Nachweis zu erbringen,
daB die Dosisgrenzwerte nach § 45 {30-mrem-Kon-
zept) der StrlSchV eingehalten werden. Die grundle-
genden Annahmen fiir das radiodkologische Berech-
nungsverfahren, insbesondere die Expositionspfade
und die Lebensgewohnheiten der Referenzperson so-
wie das GauBl-Modell fiir die Ausbreitungsrechnung,
sind nach der Novelle bereits unmittelbar in der Strah-
lenschutzverordnung vorgegehben.

Die in der StrlSchV und jetzt ergénzend hierzu in
der allgemeinen Verwaltungsvorschrift verbindlich
geregelten Verfahren zur Berechnung der Strahlen-
exposition sind so festgelegt, daB bei deren Anwen-
dung die tatsachlich zu erwartende Strahlenexposi-
tion des Menschen nicht unterschétzt wird, die Dosis-
grenzwerte also sicher eingehalten werden.

Das Berechnungsverfahren entspricht dem neu-
esten Kenntnisstand und ist durch die Ergebnisse
zahlreicher Forschungsvorhaben abgesichert.

Die AVV tritt an die Stelle der bisherigen Richtlinie
zu § 45 StrlSchV, die allgemeine Berechnungsgrund-
lage (ABG) fir die Strahlenexposition bei radioakti-
ven Ableitungen mit der Abluft oder in Oberflichen-
gewdsser vom 19. August 1979. Sie dbernimmt die
Struktur der ABG und erleichtert damit die Anpas-
sung an das fortgeschriebene radiodkologische Be-
rechnungsverfahren in der Praxis.

Wie bereits die ABG, basiert auch die AVV auf Para-

metern und Berechnungsmodellen, die von der Strah-
lenschutzkommission erarbeitet wurden. Die Strah-
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lenschutzkommission hat diese Grundlagen beglei-
tend zur AVV sehr sorgféltig beraten und abschlie-
Bend am 6. Dezember 1989 zu den ,Modellen, Annah-
men und Daten” zur Berechnung der Strahlen-
exposition bei der Ableitung radioaktiver Stoffe mit
Luft oder Wasser zum Nachweis der Einhaltung
der Dosisgrenzwerte nach § 45 StrlSchV Stellung
genomimen.

Die Beratung in Bund/Lander-Fachgremien, die of-
fentliche Anhérung der beteiligten Verbande und
Fachkreise sowie eine umfassende Diskussion im Ra-
diodkologieausschul der Strahlenschutzkommission
unter Beteiligung eines Experten aus dem Kreis der
Umweltverbénde haben bestdtigt: Die AVV entspricht
dem erreichten Stand der Wissenschaft. Einwéande

von seiten Schleswig-Holsteins und Hamburgs haben
sich als nicht begriindet erwiesen. Aus diesem Grund
hat auch der Umweltausschuf des Bundesrates Zu-
stimmung empfohlen. Er ist zu Recht nicht dem Vor-
schlag gefolgt, in erneute Beratungen unter Beteili-
gung weiterer Experten einzutreten, die eine nicht
vertretbare Verzégerung bedeutet hétten.

Die Auswertungen von Emissionsdaten aus kern-
technischen Anlagen aufgrund der mittlerweile iber
20jahrigen Erfahrungen zeigen deutlich, daB das Be-
rechnungsverfahren die Auswirkungen von Emissio-
nen konservativ abschétzt und damit die sichere Ein-
haltung der Dosisgrenzwerte gewéhrleistet.

Ich bitte, der Verwaltungsvorschrift zuzustimmen.
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S. 1427) zusétzliche Kontroll- und
Aufsichtsmafnahmen zur Gewéhr-
leistung geordneter Substitutionsbe-
handlung zu schaffen — Antrag der
Freien und Hansestadt Hamburg ge-
maf § 36 Abs. 2 GO BR — (Drucksa-
che 58/90}

a) Entwurf eines Gesetzes zur Bekamp-
fung des illegalen Rauschgift-
handels gemaB Artikel 76 Abs. 1 GG
— Antrag des Freistaates Bayern ge-
mah § 36 Abs. 2 GO BR — (Drucksa-
che 74/90)

b) EntschlieBung des Bundesrates zum
Aufspiren von Vermdgenswerlen
aus illegalem Drogenhandel — An-
trag des Freistaates Bayern geméB
§ 36 Abs. 2 GO BR — (Drucksache
75/90)

32D

32D

20.

21.

22,

23.

24,

Entwurf eines Ersten Gesetzes zur Be-
kimpiung der organisierten Kriminali-
tat gemaB Artikel 76 Abs. 1 GG — An-
trag des Landes Baden-Wiirttemberg
gemal § 36 Abs. 2 GO BR — (Drucksa-
che 83/90)

und

Entwurf eines. . . Strairechtsinderungs-
gesetzes — Erweiterter Verfall — (...
StrAndG) (Drucksache 16/90)

Dr. Eyrich (Baden-Wiirttemberg)
Dr. Voscherau (Hamburg}

Dr. Walter (Saarland)
Sauter {Bayern)

Dr. Jahn, Parl. Staatssekretir beim
Bundesminister der Justiz

Mitteilung zu 17 bis 20: Uberweisung an
die zustdndigen Ausschiisse

Beschlufl zu 21: Stellungnahme gemaB

Art. 76 Abs.2GG . . . . . . L L.
Entwurf eines Gesetzes zur Anderung
der Amtshaftung und anderer Ersatzan-
spriche gegen die o&ffentliche Hand
{Amtshaitungs- und Ersatzanspruchs-
gesetz) gemal Artikel 76 Abs. 1 GG —
Antrag des Freistaates Bayern —
(Drucksache 644/89)

Mitteilung: Absetzung von der Tages-

ordnung . . . . . . . . . .. ..
Entwurf eines Gesetzes zur Verbesse-
rung der Rechtsstellung des Kunden
beim AbschluB von Versicherungsver-
tragen gemal Artikel 76 Abs. 1 GG —
Antrag der Lénder Hamburg und Nord-
rhein-Westfalen gemal § 36 Abs. 2 GO
BR — (Drucksache 61/90}

Einert (Nordrhein-Westfalen)

Mitteitung: Uberweisung an die zustan-
digen Ausschiisse . . . . , ., , .,
a) Entwurf eines Gesetzes zur Ande-
rung des Abwasserabgabengesetzes
gemiB Artikel 76 Abs. 1 GG — An-
trag der Freien und Hansestadt
Hamburg gemaésB § 36 Abs. 2 GO BR

— (Drucksache 85/90)

b} Entschliefung des Bundesrates zur
Bildung eines Sondervermégens des
Bundes zur Unterstiitzung des Ge-
wisserschutzes in der Deutschen
Demokratischen Republik — Antrag
der Freien und Hansestadt Hamburg
gemadD § 36 Abs. 2 GO BR — (Druck-
sache 86/90)

Gobrecht (Hamburgq)

33A
56T A
57TA
58*A
60" D
62° C
33C

33D

1B

33D
64" A

34 A
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25,

26.

27.

28.

29,

30.

Griiner, Parl. Staatssekretdr beim
Bundesminister fir Umwelt, Na-
turschutz und Reaktorsicherheit

Mitteilung zu a) und b): Uberweisung an
die zustindigen Ausschiisse .

EntschlieBung des Bundesrates zur Fa-
milienpolitik — Antrag des Landes Ba-
den- Wurttemberg - (Drucksache 706/
B9 ...

Sauter (Bayern)

Beschlufi: Annahme der Entschliefung
in der beschlossenen Fassung

EntschlieBung des Bundesrates zum
Verschnitt von Weinen aus mehreren
Landern der Europdischen Gemein-
schaft — Antrag des Landes Rheinland-
Pfalz — {Drucksache 716/89)

BeschluBi: Annahme der Entschliefung
in der festgelegten Fassung

Entschliefung des Bundesrates zur No-
vellierung des Energlewirtschaftsgeset-
zes — Antrag der Freien und Hansestadt
Hamburg — (Drucksache 186/87)

Prof. Dr. Hill (Rheinland-Pfalz)
Gobrecht (Hamburg)
Einert (Nordrhein-Westfalen)

Dr. Stavenhagen, Staatsminister
beim Bundeskanzler

BeschluBi: Die EntschheBung wird nicht
gefaBt .

EntschlieBung des Bundesrates zur No-
vellierung der Warmeschutzverord-
nung und der Heizungsanlagen-Ver-
ordnung sowie zur Forderung energie-
sparender Mafinahmen im baulichen
Bereich als Beitrag zur Verminderung
des anthropogenen Treibhauseffekts —
Antrag des Landes Baden-Wm‘ttemberg
— {Drucksache 635/89) .

Beschlufi: Annahme der Entschliefung
nach Mafigabe der angenommenen
Anderungen

EntschlieBung des Bundesrates zur Kon-
trolle des Einflusses von Banken und
Versicherungen — Antrag des Landes
Rheinland-Pfalz gemaB § 36 Abs. 2 GO
BR — (Drucksache 62/90)

Prof. Dr. Hill (Rheinland-Pfalz)

Mittetlung: Uberweisung an die zustén-
digen Ausschiisse .

Entwurf eines Gesetzes lber Wasser-
und Bodenverbdande (Wasserverbands-
gesetz — WVG) (Drucksache 17/90)

66" A

34B

34B
67 A

34C

34C

34D

34D
67'8
67' B
67*D
69" C

34D

35A

35B

35B
70" A

35C

35C

31.

32.

33.

34.

35.

36.

Beschluf: Stellungnahme gemaB Art. 76
Abs. 2 GG . Coe

Entwurf eines Ersten Gesetzes zur
Anderung des Tierseuchengesetzes
{(Drucksache 4/90)

Beschlufi: Stellungnahme gemab Art. 76
Abs. 2 GG

a) Entwurf eines Gesetzes tber den
Auswirtigen Dienst (GAD) (Druck-
sache 18/90, zu Drucksache 18/90)

b) Entwurf eines dienst- und besol-
dungsrechtlichen  Begleitgesetzes
zum Gesetz iiber den Auswirtigen
Dienst (Begleitgesetz Auswdrtiger

" Dienst — BGAD) (Drucksache 15/90,
zu Drucksache 15/90)

Beschlu§ zu a) und b): Stellungnahme
gemdaB Art. 76 Abs. 2GG . . . . .

a) Entwurf eines Finften Gesetzes
zur Anderung besoldungsrecht-
licher Vorschriften (Drucksache
13/90)

b) Entwurf eines . .. Gesetzes zur An-
derung des Bundesbesoldungs-
gesetzes gemal Artikel 76 Abs. 1 GG
— Antrag des Landes Nordrhein-
Westfalen — (Drucksache 510/89)

Dr. Waffenschmidt, Parl. Staatsse-
kretar beim Bundesminister des
Innem

Beschlufl zu a): Stellungnahme gemaﬁ
Art. 76 Abs. 2 GG C .

BeschluB zu b}: Der Gesetzentwurf wird

fir erledigt erklart . . . . . Ce
Entwurf eines Vierten Gesetzes zur An-
derung des Bundesbesoldungsgesetzes
(Einfiihrung einer Flugsicherungszu-
lage) (Drucksache 12/90) .

BeschluB: Keine Emwendungen gemaB
Art. 76 Abs. 2 GG .

Vierte Verordnung zur Anderung der
Erschwerniszulagenverordnung
(Drucksache 740/89 [neu])

BeschluBi: Zustimmung gemdl Art. 80
Abs. 2 GG nach Mafigabe der ange-
nommenen Anderungen .

Entwurf eines Gesetzes zur Neufassung
des Bundesumzugskostengesetzes und
zur Anderung sonstiger umzugskosten-
rechtlicher und reisekostenrechtlicher
Vorschriften (Drucksache 14/90}

BeschluB: Stellungnahme geméaB Art. 76
Abs. 2 GG

35C
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46" A

35D

35D

J6A

71’ D

36C

36C

26A

46*B

36C

36D

36D

37A
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J. & (ﬂ’

37

38.

39.

40,

41.

a) Entwurf eines Gesetzes iiber die An-
passung der Renten der gesetzlichen
Rentenversicherung und der Geld-
leistungen der gesetzlichen Unfall-
versicherung im Jahre 1990 (Druck-
sache 1/90)

b) Bericht der Bundesregierung uber
die gesetzlichen Rentenversicherun-
gen, insbesondere iiber deren Fi-
nanzlage in den kiinftigen 15 Kalen-
derjahren, gemaB §§ 1273 und 579
der  Reichsversicherungsordnung,
§ 50 des Angestelltenversicherungs-
gesetzes und § 71 des Reichsknapp-
schaftsgesetzes {Rentenanpassungs-
bericht 1989)

Gutachten des Sozialbeirats zur An-
passung der Renten der gesetzli-
chen Rentenversicherung zum
1. Juli 1990 und zu den Vorausbe-
rechnungen der Bundesregierung
iber die Entwicklung der Finanz-
lage der Rentenversicherung — ge-
maf §§ 1273 und 579 RVO, § 30
AVGund § 71 RKG — (Drucksache
725/89) .

Jagoda, Staatssekretdr im Bundes-
ministerium fir Arbeit und Sozial-
ordnung

Beschlul zu a): Keine Einwendungen
gemab Art. 76 Abs. 2 GG

BeschluB zu b): Kenntnisnahme

Entwurf eines Gesetzes zur Erleichte-
rung des Wohnungsbaus im Planungs-
und Baurecht sowie zur Anderung miet-
rechtlicher Vorschriften (Wohnungs-
bau-Erleichterungsgesetz — WobBau-
ErlG —) (Drucksache 20/90)

Sauter (Bayern)
Einert (Nordrhein-Westfalen)

BeschluB: Stellungnahme gemaB Art. 76

Abs.2GG . . .. .. .00
Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur An-
derung der Wirtschaitspraferordnung
(Drucksache 10/90)

BeschluB: Keine Einwendungen gemaB

Art. 76 Abs.2GG . . . . . .. ..
Entwurf eines Gesetzes zu dem Europai-
schen Ubereinkommen vom 13. Novemn-
ber 1987 zum Schutz von Heimtieren

{Drucksache 5/90)

Beschlufi: Stellungnahme gemaBArt 76
Abs. 2 GG C G

Entwurl eines Gesetzes zu dem Europai-
schen Ubereinkommen vom 18. Méarz
1986 zum Schutz der fir Versuche

J37A

72 C

J7B
37B

37B
73*C
74T A

38A

26A

46" B

26 A

46" A

42,

43.

44.

45.

46.

und andere wissenschaftliche Zwecke
verwendeten Wirbeltiere (Drucksache
6/90)

Dr. Gerhardt (Hessen}

Beschlufi: Keine Einwendungen gemal
Art. 76 Abs. 2 GG

Entwurf eines Gesetzes zu dem Abkom-
men vom 29. August 1389 zwischen der
Bundesrepublik Deutschland und den
Vereinigten Staaten von Amerika zur
Vermeidung der Doppelbestenerung
und zur Verhinderung der Steuerver-
kirzung auf dem Gebiet der Steuem
vom Einkommen und vom Vermoégen
und einiger anderer Steuern (Drucksa-
che 9/90)

Beschlufi: Keine Einwendungen gemal
Art. 76 Abs. 2 GG

Entwurf eines Gesetzes zu dem Protokoll
vom 17. Oktober 1989 zu dem Abkom-
men vom 11. August 1971 zwischen der
Bundesrepublik Deutschland und der
Schweizerischen Eldgenossenschaift zur
Vermeidung der Doppelbesteuerung
auf dem Gebiete der Steuern vom Ein-
kommen und vom Vermdgen in der Fas-
sung des Protokolls vom 30. November
1978 (Drucksache 8/90)

BeschluBi: Keine Einwendungen geman
Art. 76 Abs. 2 GG .

Entwurf eines Gesetzes zu dem Abkom-
men vom 18. Oktober 1989 zwischen der
Bundesrepublik Deutschland und der
Italienischen Republik zur Vermeidung
der Doppelbesteuerung auf dem Gebiet
der Steuern vom Einkommen und vom
Vermdgen und zur Verhinderung der
Steuerverkiirzung (Drucksache 7/90)

BeschluB: Keine Einwendungen gemaf

Art. 76 Abs.2GG . . . . . . . ..
Entwurf eines Gesetzes zu dem Zusatz-
abkommen vom 28. September 1989 zur
Anderung des Abkommens vom 21. juli
1959 zwischen der Bundesrepublik
Deutschland und der Franzdsischen Re-
publik zur Vermeidung der Doppelbe-
steuerung und iiber gegenseitige Amis-
und Rechtshilfe auf dem Gebiete der
Steuern vom Einkommen und vom Ver-
mogen sowie der Gewerbesteuern und
der Grundsteuern in der Fassung des
Revisionsprotokolls vom 9. Juni 1969
(Drucksache 19/90)

Beschlufi: Keine Einwendungen gemaB

Art. 76 Abs.2GG . . . . . . . ..
Entwurf eines Gesetzes zu dem ljrotokoll
vom 31. Oktober 1988 zu dem Uberein-
kommen von 1979 iber weitrdumige

26A
49° A

46*B

26A

46'B

26A

46" B

26A

46* B

26A

46" B
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47.

48.

49.

50.

51.

52.

grenzuberschreitende Luftverunreini-
gung betreffend die Bekdmpfung von
Emissionen von Stickstoffoxiden oder
ihres grenziiberschreitenden Flusses
(Drucksache 2/90)

BeschluBl: Keine Einwendungen gemasd
Art. 76 Abs. 2 GG

Entwurf eines Gesetzes zu der Ande-
rung vom 19. Januar 1989 des Uberein-
kommens vom 3. September 1976 aber
die  Internationale  Seefunksatelli-
ten-Organisation  (INMARSAT-Uber-
einkommen) (Drucksache 3/90)

BeschluBi: Keine Einwendungen gemaB
Art. 76 Abs. 2 GG

Entlastung der Bundesregierung wegen
der Haushaltsrechnung und Vermé-
gensrechnung des Bundes fiir das Haus-
haltsjahr 1987 (Jahresrechnung 1987)
{Drucksache 619/88, Drucksache 552/
89) ... ..o

BeschluBl: Erteilung der Entlastung ge-
mal Art. 114 GG und § 114 Bundes-
haushaltsordnung — Annahme einer
Entschliefiung

Bericht des Bundesschuldenausschus-
ses liber seine Tatigkeit sowie die Ver-
waltung der Bundesschuld im Jahre
1988 — gemaDB § 35 Abs. 2 Reichsschul-
denordnung — (Drucksache 550/89)

Beschlufi: Kenntnisnahme . . . . . .
Rechnungslequng iiber das Sonderver-
médgen des Bundes ,Ausgleichsionds
zur Sicherung des Steinkohleneinsat-
zes" — Wirtschaftsjahr 1988 — {Druck-
sache745/89) . . . . . . . . . ...

Beschlufi: Entlastung gemaB § 2 Abs. 4
Satz 2 Drittes Verstromungsgesetz

EntschlieBung des Bundesrates zur ,Ge-
meinschaiischarta der Regionalisie-
rung” des Europdischen Parlaments —
Antrag des Landes Nordrhein-Westfalen
— (Drucksache 279/89) .

Einert (Nordrhein-Westfalen)
Dr. Eyrich (Baden-Wiirttemberg)
Jirgens {Niedersachsen)

BeschluBi: Annahme der EntschlieBung
in der beschlossenen Fassung

Vorschlag fiir eine Richtlinie des Rates
iber eine zweite allgemeine Regelung
zur Anerkennung beruflicher Befdhi-
gungsnachweise in Ergidnzung zur
Richtlinie 89/48/EWG — gemaB Arti-
kel 2 EEAG — (Drucksache 484/89)

Beschlufi: Stellungnahme

26A

46° B

26A

46" B

26A

46" D

26 A
47 A

26A

47° A

38A
75'C
76 B
77 C

38B

38B
38C

53.

54.

55.

56.

S57.

Vorschlag einer Verordnung (EWG) des
Rates Uber das Statut der Européischen
Aktiengesellschait

Vorschlag fir eine Richtlinie des Rates
zur Ergdnzung des Statuts der Europai-
schen Aktiengesellschaft hinsichtlich
der Stellung der Arbeitnehmer — ge-
maB Artikel 2 EEAG — (Drucksache
488/89) C

BeschluB: Stellungnahme

Vorschlag einer Verordnung (EWG) des
Rates zur Anderung der Verordnung
{(EWG) Nr. 1408/71 zur Anwendung der
Systeme der sozlalen Sicherheit auf Ar-
beitnehmer und Selbstindige sowie de-
ren Familienangehérige, die innerhalb
der Gemeinschaft zu- und abwandern,
und der Verordnung (EWG) Nr. 574/72
uber die Durchfithrung der Verordnung
(EWGQG) Nr. 1408/71 — gemal Artikel 2
EEAG — (Drucksache 472/89)

Beschlufi: Stellungnahme

Entwurf einer EntschlieBung des Rates
zur Verbesserung von Pravention und
Behandlung akuter Vergiftungen beim
Menschen — gemdaf Artikel 2 EEAG —
{Drucksache 688/89) .

Beschlufl: Stellungnahme

Memorandum der Kommission der Eu-
ropdischen Gemeinschaften an den Rat
uber die Anwendung der Wetthewerbs-
regeln auf den Luftverkehr

Vorschlag einer Verordnung (EWG) des
Rates zur Anderung der Verordnung
{(EWG) Nr. 3975/87 iber die Einzelhei-
ten der Anwendung der Wettbewerbs-
regeln auf Luftiahrtunternehmen

Vorschlag einer Verordnung (EWG) des
Rates zur Anderung der Verordnung
(EWG) Nr. 3976/87 zur Anwendung von
Artikel 85 Absatz 3 des Vertrages auf
bestimmte Gruppen von Vereinbarun-
gen und aufeinander abgestimmten
Verhaltensweisen im Luftverkehr

Vorschlag einer Verordnung (EWG) des
Rates zur Anwendung von Artikel 85
Absatz 3 des Vertrages auf bestimmte
Gruppen von Vereinbarungen und auf-
einander abgestimmten Verhaltenswei-
sen im Luftverkehr — gemé&B Artikel 2
EEAG — (Drucksache 525/89)

Beschlufi: Stellungnahme

Mitteilung der Kommission der Européi-
schen Gemeinschaften iiber die Weiter-
entwicklung der Zivilluftfahrt in der Ge-
meinschaft

38C
38D

26A
47 A

26A
47' A

26A
47" A
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59.

60.

61,

62.
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Vorschlag einer Verordnung {EWG) des
Rates iber Tarife im Fluglinienver-
kehr

Vorschlag einer Verordnung (EWG) des
Rates iiber den Zugang von Luftver-
kehrsuniernehmen zu Sirecken des in-
nergemeinschaftlichen Fluglinienver-
kehrs und liber die Aufteilung der Kapa-
zititen fiur die Personenbefdrderung
zwischen Luftverkehrsunternehmen im
Fluglinienverkehr zwischen Mitglied-
staaten

Vorschlag einer Verordnung (EWG) des
Rates zur Anderung der Verordnung
(EWG) Nr. 3976/87 zur Anwendung von
Artikel 85 Absatz 3 des Vertrages auf
bestimmte Gruppen von Vereinbarun-
gen und aufeinander ahgestimmten
Verhaltensweisen im Luftverkehr — ge-
mafl Artikel 2 EEAG — (Drucksache
534/89)

Beschlufl: Stellungnahine

Vorschlag fir eine Richtlinie des Rates
iber die zivilrechfliche Haftung fir die
durch Abfdlle verursachten Schaden —
gemaf Artikel 2 EEAG — {Drucksache
528/89)

Frau Tidick (Schleswig-Holstein)

Beschlufi: Stellungnahme

Vorschlag fiir eine Richtlinie des Rates
iiber die Behandlung kommunaler Ab-
wisser — gemaB Artikel 2 EEAG —
(Drucksache 698/89)

BeschluB: Stellungnahme

Vorschlag fiir eine Richtlinie des Rates
zur zehnten Anderung der Richtlinie 76/
769/EWG zur Angleichung der Rechts-
und Verwaltungsvorschriften der Mit-
gliedstaaten fir Beschrdnkungen des In-
verkehrbringens und der Verwendung
gewisser gefdhrlicher Stoffe und Zube-
reitungen — gemal Artikel 2 EEAG —
(Drucksache 705/89)

Beschlufl: Stellungnahme

Vorschlag einer Verordnung (EWG) des
Rates iiber den Schutz von Tieren beim
Transport — gemafB Artikel 2 EEAG —
{Drucksache 589/89)

Beschlufl: Stellungnahme

Vorschlag fir eine Entscheidung des Ra-
tes tiber die Schutzregelung im Veteri-
nirbereich im Rahmen des Binnen-
marktes — gemdaB Artikel 2 EEAG —
{Drucksache 643/89)

BeschluBl: Stellungnahme

20A
47 A

38D, 41 A
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39A,41A

39B
39B

26 A
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63.

64.

65.

66,

67.

68.

69.

70.

Vorschlag einer Verordnung (EWGC) des
Rates mit Gesundheitsvorschriften fir
die Gewinnung und Vermarktung von
zum Verzehr bestimmten ausgelassenen
tierischen Fetten, Grieben und Neben-
erzeugnissen des Ausschmelzens — ge-
mil Artikel 2 EEAG — (Drucksache
651/89)

BeschluB: Stellungnahme

Vorschlag fiir eine Richtlinie des Rates
zur Anderung der Richtlinie 88/407/
EWG zur Festlegung der tierseuchen-
rechtlichen Anforderungen an den in-
nergemeinschaftlichen Handelsverkehr
mit gefrorenemn Samen von Rindern und
an dessen Einfuhr — gemé&B Artikel 2
EEAG — {Drucksache 652/89)

BeschluBi: Stellungnahme

Vorschlag fiir eine Entscheidung des Ra-
tes iiber eine finanzielle MaBnahme der
Gemeinschaft zur Tilgung der Bru-
cellose der Schafe und Ziegen -- ge-
mal Artikel 2 EEAG — (Drucksache
653/89) C

Beschlufi: Stellungnahme

Vorschlag einer Verordnung (EWG) des
Rates zur Regelung tierseuchenrechtli-
cher Fragen bei der Vermarktung von
Nagetieren in der Gemeinschaft — ge-
méB Artikel 2 EEAG — (Drucksache
654/89) Ce Ca

Beschlufi: Stellungnahme

Vorschlag fiir eine Entscheidung des Ra-
tes iber eine finanzielle MaBnahme der
Gemeinschaft zur Tilgung der infekti-
sen himatopoetischen Nekrose der
Salmoniden in der Gemeinschaft — ge-
malB Artikel 2 EEAG — (Drucksache
663/89)
Beschlufi: Stellungnahme

Vorschlag fiir eine Richtlinie des Rates
zur Anderung der Richtlinie 85/511/
EWG zur Einfilhrung von MaBnahmen
der Gemeinschaft zur Bekimpfung der
Maul- und Klauenseuche — gemaB Arti-
kel 2 EEAG — (Drucksache 664/89)

Beschlufi: Stellungnahme
Vorschlag einer Verordnung (EWG) des
Rates liber Wild- und Kaninchenfleisch

— gemdB Artikel 2 EEAG — (Drucksa-
che 669/89)

Beschlufi: Stellungnahme

Vorschlag einer Verordnung (EWG) des
Rates zur Festlequng der viehseuchen-
rechtlichen Vorschriften fir den inner-
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1.

7F2.

73.

74.

735,

J . L’f.

gemeinschaftlichen Handel mit Equiden
und fir ihre Einfuhr aus Drittlandern

Vorschlag einer Verordnung (EWG) des
Rates zur Festlegung der tierziichteri-
schen und genealogischen Vorschrifien
fiir den innergemeinschaftlichen Handel
mit Equiden

Vorschlag einer Verordnung (EWG) des
Rates iiber den innergemeinschaftlichen
Handel mit Sportpferden — gemal Arti-
kel 2 EEAG — (Drucksache 670/89)

Beschluf: Stellungnahme

Vorschlag einer Verordnung (EWG) des
Rates iiber die Veterindrbedingungen
fiir den innergemeinschaftlichen Handel
mit frischem Fleisch von Gefliigel und
Zuchtiederwild und fir die Einfuhr
dieses Fleisches aus Drittlandern — ge-
méal Artikel 2 EEAG — (Drucksache
671/89)

BeschluBi: Stellungnahme

Vorschlag einer Verordnung (EWG) des
Rates mit veterindrrechtlichen Vor-
schriften fiir die Beseitigung, Verarbei-
tung und Vermarktung von tierischen
Abfillen sowie zum Schutz von Futter-
mitteln gegen Krankheitserreger — ge-
mal Artikel 2 EEAG — (Drucksache
672/89) C e

BeschluBl: Stellungnahme

Vorschlag fiir eine Richtlinie des Rates
liber die Zulassung reinrassiger Zucht-
schweine zur Zucht

Vorschlag fiir eine Richtlinie des Rates
iber die Zulassung hybrider Zucht-
schweine zur Zucht — geméaB Artikel 2
EEAG — (Drucksache 667/89)

BeschluB: Stellungnahme

Verordnung iber unwirtschaftliche
Arzneimittel in der gesetzlichen Kran-
kenversicherung (Drucksache 666/89)

Jagoda, Staatssekretar im Bundes-
ministerium fiir Arbeit und Sozial-
ardnung

BeschluB: Zustimmung gemdaf Art. 80
Abs. 2 GG nach Mabgabe der ange-
nommenen Anderungen — Annahme
einer Entschliefung

Vierte Verordnung zur Anderung der
Geritesicherheits-Priifstellenverord-

nung (Drucksache 719/89, zu Drucksa-
che 719/89}) e e

Beschlufi; Zustimmung gemalB Art. 80
Abs. 2 GG nach MaBgabe der ange-
nommenen Anderungen

26A
47" A

26 A
47 A

26A
477 A

26A
47" A

39C

78T A

38D

26A

47 A

76.

F7.

78.

79.

80.

81.

82.

Zweite Verordnung zur Anderung der
Gefahrstoffverordnung  (Drucksache
738/89)

Mitteilung: Absetzung von der Tages-
ordnung

Vierte Vercrdnung zur Anderung der
Lebensmittel-Kennzeichnungsverord-
nung (Drucksache 739/89)

Beschlufi: Zustimmung gemaﬁ Art. 8O
Abs. 2 GG .. o

Zehnte Verordnung zur Anderung der
Wein-Verordnung (Drucksache 21/90)

BeschiuBi: Zustimmung gemaB Art. 80
Abs. 2 GG nach Maflgabe der ange-
nommenen Anderungen

Vierte Verordnung zur Anderung der
Pilanzenschutzmittel-Héchstmengen-

verordnung (Drucksache 736/89, zu
Drucksache 736/89) e

Beschlufi: Zustimmung gemaB Art. BO
Abs. 2 GG - .

Verordnung zur Einrichtung eines
Strahlenschutzregisters (Strahlenschutz-
registerverordnung)} (Drucksache 724/
89) ... ..o

Griner, Parl. Staatssekretir beim
Bundesminister fiir Umwelt, Na-
turschutz und Reaktorsicherheit

Beschlufi: Zustimmung gemafl Art. 80
Abs. 2 GG nach MaBgabe der ange-
nommenen Anderungen .

Allgemeine Verwaltungsvorschrift zu
§62 Abs.2 Strahlenschuizverord-
nung (AVV-StrahlenpaB) (Drucksache
742/89)

Griiner, Parl. Staatssekretar beim
Bundesminister fiir Umwelt, Na-
turschutz und Reaktorsicherheit

Beschlufi: Zustimmung geméal Art. 84
Abs. 2 GG nach Maligabe der ange-
nommenen Anderungen .

Allgemeine Verwaltungsvorschrift zu
§ 45 Strahlenschutzverordnung: Ermitt-
lung der Strahlenexposition durch die
Ableitung radicaktiver Stoffe aus kern-
technischen Anlagen oder Einrichtun-
gen (Drucksache 741/89)

Griiner, Parl. Staatssekretdr beim
Bundesminister fiir Umwelt, Na-
turschutz und Reaktorsicherheit

1B

26A

48° C

39D

40A

40A

40B

40B

79" A

40B

40C

F9°C

40C

40C

79*C
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BeschluBi: Zustimmung gemdl Art. 84 Beschlufi: Zustimmung gemé&B Art. 84
Abs. 2 GG nach MaBgabe der ange- Abs. 2 GG nach Mafigabe der ange-
nommenen Anderungen . 40D nemmenen Anderung .. 4AF*A
83. Vierte Verordnung zur Anderung von )
Rechtsvorschriften zum Giterkraftver- 87. Vorschlag fir die Berufung eines Mit-
kehr (Drucksache 714/89) 26 A glieds und eines stellvertretenden Mit-
glieds des Stiftungsrates der Heimkeh-
Beschluf: Zustimmung gemaf Art. 80 rerstiftung — Stiftung fiir ehemalige
Abs. 2 GG nach MaBgabe der ange- Kriegsgefangene — gemiB § 48 Abs, 1
nommenen Anderung . . . . . . . 47 A Kriegsgefangenenentschadigungsge-
setz — (Dmcksache 657/89) . 26 A
84. Gebilihrenordnung fiir Amtshandlungen
im entgeltlichen oder geschaftsméafigen Beschlufi: Zustimmung zu dem Vor-
Personenverkehr mit Kraftiahrzeugen schlag in Drucksache 657/1/89 . . . 48°D
{(Drucksache 23/90, zu Drucksache
23/90) . 26A
88. Verfahren vor dem Bundesverfassungs-
Beschlul: Zustimmung gemal Art. 80 gericht (Drucksache 82/90) . . . . . 26A
Abs.2 GG — Annahme einer Ent-
schlieBung 48°D BeschluB: Von einer AuBerung und ei-
) nem Beitritt wird abgesehen 48*D
85. Zweite Verordnung zur Anderung der
Verordnung zur Gleichstellung von Pra-
fungszeugnissen der Staatlichen Glas- 89. Umbenennung eines Ausschusses ge-
fachschule Rheinbach mit den Zeugnis- mal § 11 Abs.1 GO BR (Dmcksache
sen iiber das Bestehen der Gesellenprii- 94/90) . . Co 40D
fung in handwerklichen Ausbildungsbe-
rufen (Drucksache 691/89) . . . . . . 26A Beschlull: Zustimmung zu dem Antrag
BeschluB: Zustimmung gemaB Art. 80 des Prasidiums in Drucksache 94/90 41A
Abs.2GG . . .. ... oL 48" C
Nachste Sitzang . . . . . . . . . . .. 41C
86. Allgemeine Verwaltungsvorschrift zur
Anderung der Allgemeinen Verwal-
tungsvorschrift zur  Beobachtung, Beschliisse im vereinfachten Verfahren ge-
Sammlung und Auswertung von Arz- maf §35GOBR . . . ... .. ... 41A, C
neimittelrisiken (Stufenplan} nach § 63
des Arzneimittelgesetzes {AMG)
(Drucksache 22/90) G 26A Feststellung geméB8 § 34 GOBR . . . . . 41D
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Verzeichnis der Anwesenden

Vorsitz:

PrasidentMomper, Regiérender Birgermeister
von Berlin

Amtierender Prasident Jirgens, Minister fur
Bundes- und Europaangelegenheiten des Lan-
des Niedersachsen — zeitweise —

Schriftfihrer:
Dr. Krumsiek (Nordrhein-Westfalen)
Dr. Vorndran (Bayern)

Baden-Wirttemberg:
Dr. h. c. Spath, Ministerprasident

Dr. Eyrich, Minister fiir Justiz, Bundes- und Euro-
paangelegenheiten

Schlee, Innenminister

Bayern:
Dr. h. c. Streibl, Ministerprasident

Dr. Freiherr von Waldenfels, Staatsminister fur
Bundes- und Europaangelegenheiten, Bevoll-
méchtigter des Freistaates Bayern beim Bund

Dr. Vorndran, Staatssekretdr, Leiter der Staats-
kanzlei

Sauter, Staatssekretar im Staatsministerium fir
Bundes- und Europaangelegenheiten

Berlin:

Prof. Dr. Pfarr, Senatorin fir Bundesangelegen-
heiten, Bevollmachiigte des Landes Berlin
beim Bund

Klein, Senatorin fiir Frauen, Jugend und Fami-
lie ’
Bremen:

Wedemeier, Prasident des Senats, Blirgermeister,
Senator fir kirchliche Angelegenheiten und
Senator fiir Arbeit

Dr. Riidiger, Senatorin fiir Gesundheit und Sena-
torin fir Bundesangelegenheiten, Bevollmach-
tigte der Freien Hansestadt Bremen beim
Bund

Grobecker, Senator fiir Finanzen

Hamburg:

Dr. Voscherau, Prasident des Senats, Erster Biir-
germetster

Gobrecht, Senator, Bevollmachtigter der Freien
und Hansestadt Hamburg beim Bund

Hessen:
Dr. Wallmann, Ministerpréasident

Dr. Gerhardt, Minister fiir Wissenschaft und
Kunst, Bevollmachtigter des Landes Hessen
beim Bund

Niedersachsen:

Jirgens, Minister fiir Bundes- und Europaangele-
genheiten, Bevollmachtigter des Landes Nie-
dersachsen beim Bund

Nordrhein-Westfalen:
Dr. h. ¢. Rau, Ministerprasident

Prof. Dr. Jochimsen, Minister fiir Wirtschaft, Mit-
telstand und Technologie

Einert, Minister fir Bundesangelegenheiten, Be-
vollméchtigter des Landes Nordrhein-Westfa-
len beim Bund

Dr. Krumsiek, Justizminister

Rheinland-Pfalz:

Prof. Dr. Hill, Minister {ir Bundesangelegenhei-
ten, Bevollmachtigter des Landes Rheinland-
Pfalz beim Bund

Saarland:
Dr. Walter, Minister der Justiz

Dr. Hahn, Minister fiir Bundesangelegenheiten
und besondere Aufgaben, Bevollmachtigter
des Saarlandes beim Bund

Schleswig-Holstein:
Engholm, Ministerprésident

Tidick, Ministerin fiir Bundesangelegenheiten,
Bevolimichtigte des Landes Schleswig-Hol-
stein beim Bund

Simonis, Finanzministerin
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Von der Bundesregierung:

Seiters, Bundesminister fiir besondere Aufgaben,
Chef des Bundeskanzleramtes

Dr. Schiuble, Bundesminister des Innern

Dr. Stavenhagen, Staatsminister beim Bundes-
kanzler

Dr. Waffenschmidt, Parl. Staatssekretar beim
Bundesminister des Innem

Dr. Jahn, Parl. Staatssekretdr beim Bundesmini-
ster der Justiz

Dr. Voss, Parl. Staatssekretar beim Bundesmini-
ster der Finanzen

Gallus, Parl. Staatssekretar beim Bundesminister
fiir Erndhrung, Landwirtschaft und Forsten

Beckmann, Parl. Staatssekretéar beim Bundesmi-
nister fir Wirtschaft

Pfeifer, Parl. Staatssekretdr beim Bundesminister
fiir Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit

Griiner, Parl. Staatssekretar beim Bundesminister
fiir Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicher-
heit

Jagoda, Staatssekretdr im Bundesministerium fiir
Arbeit und Sozialordnung

von Loewenich, Staatssekretdar im Bundesmini-
sterium far Raumordnung, Bauwesen und
Stadtebau



